Google 



This is a digital copy of a book that was prcscrvod for gcncrations on library shclvcs bcforc it was carcfully scannod by Google as pari of a projcct 

to make the world's books discoverablc online. 

It has survived long enough for the Copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 

to Copyright or whose legal Copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 

are our gateways to the past, representing a wealth of history, cultuie and knowledge that's often difficult to discover. 

Marks, notations and other maiginalia present in the original volume will appear in this flle - a reminder of this book's long journcy from the 

publisher to a library and finally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken Steps to 
prcvcnt abuse by commercial parties, including placing lechnical restrictions on automated querying. 
We also ask that you: 

+ Make non-commercial use ofthefiles We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these files for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain fivm automated querying Do not send automated queries of any sort to Google's System: If you are conducting research on machinc 
translation, optical character recognition or other areas where access to a laige amount of text is helpful, please contact us. We encouragc the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 

+ Maintain attributionTht GoogXt "watermark" you see on each flle is essential for informingpcoplcabout this projcct and hclping them lind 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are lesponsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in Copyright varies from country to country, and we can'l offer guidance on whether any speciflc use of 
any speciflc book is allowed. Please do not assume that a book's appearance in Google Book Search mcans it can bc used in any manner 
anywhere in the world. Copyright infringement liabili^ can be quite severe. 

Äbout Google Book Search 

Google's mission is to organizc the world's Information and to make it univcrsally accessible and uscful. Google Book Search hclps rcadcrs 
discover the world's books while hclping authors and publishers rcach ncw audicnccs. You can search through the füll icxi of ihis book on the web 

at |http: //books. google .com/l 



Google 



IJber dieses Buch 

Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Realen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfugbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 
Das Buch hat das Uiheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei - eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 

Nu tzungsrichtlinien 

Google ist stolz, mit Bibliotheken in Partnerschaft lieber Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nie htsdesto trotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu veihindem. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 
Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 

+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche Tür Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 

+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials fürdieseZwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 

+ Beibehaltung von Google-MarkenelementenDas "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 

+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 

Über Google Buchsuche 

Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser We lt zu entdecken, und unterstützt Au toren und Verleger dabei, neue Zielgruppcn zu erreichen. 
Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter |http: //books . google .coiril durchsuchen. 



I 



HARVARD LAW LIBRARY. 



! RecArf Jy^l^,^^, ,«'<'y' 




i 




4 


■* ■ ' 

* 


••• 










' >, ■ 


•v 




4-^-- 




t 






« 4 


'^'.• 
** 





■ * '. 






.*>v • 






' , 



•4* 



ig 



***• <-^ 
'>'\^ 



-\- 



-t 



:-f 



- &.' 






'/ 



* ' 






•,\- 



1. 1 










Das 



allgemeine DMlicbe Seerecht 



im Deutschen Reiche. 



Sammlung der Gesetze und Verordnungen 

mit Erläuterungen und Eegistern 



herausgegeben 
unter Leitung von 

F. Pereis, 

Wirklichem Geheimen Rath. 




Berlin 1901. 

Ernst Siegfried Mittler und Sohn 
Königliche Hof bachhandlang 



Kochsirasse 68—71. 



J^ 



x-\ 



V. 



T' 



t" 



Alle Rechte aas dem Gesetze Yom 11. Juni 1870 \ 

sowie das Uebersetznngsrecht sind yorbehalten. i 



C^.x^rt^.-«^, /f^/ 



Vorwort. 



feeit dem Erscheinen meines Handbuchs des allgemeinen öffentlichen 
Seerechts im Deutschen Reiche (Berlin 1884) haben sich in der nationalen 
Seegesetzgebung mannigfache Wandlungen vollzogen. 

Mit der Gesetzgebung Schritt haltend, hat auch die Wissenschaft eine 
rege Thätigkeit entfaltet. Eine grösser angelegte systematische Be- 
arbeitung ist die von Zorn im zweiten Bande seines Staatsrechts des 
Deutschen Reiches, zuerst im Jahre 1883, in zweiter Auflage 1897 er- 
schienen. Hervorzuheben ist ferner der Beitrag von Stoerk »Schiffahrt« 
im dritten Ergänzungsbande zum Wörterbuch des Deutschen Verwaltungs- 
rechts. Das Handbuch des Seerechts von Wagner ist noch nicht zum 
Abschluss gelangt. Dagegen hat sich seitdem eine ganze Reihe von 
Kommentatoren dem Seerecht zugewendet; aber diese beschränkten 
sich entweder auf die mehr oder minder ausführliche Erläuterung einzelner 
gesetzlicher Bestimmungen, wie Gareis und Fuchsberger, Kleinfeller, 
Loewe, Stenglein, oder sie führten wie Boyens und Schaps ihre 
Arbeiten bislang nicht zu Ende. Die Arbeit von Knitschky beschränkt 
sich ihrem Zwecke und der Zeit ihres Erscheinens nach im Wesentlichen 
auf eine Zusammenstellung der Seerechtsnormen bis zum Jahre 1894, 
unter kurzer Anführung wichtiger Entscheidungen und Belegstellen, ohne 
jedoch auf Einzelfragen näher einzugehen noch eingehen zu wollen. Das 
letzthin erschienene Deutsche Seerecht von Scher er enthält die ein- 
schlägigen Gesetze nur mit Auswahl und theilt zum Beispiel das Flaggen- 
gesetz vom 22. Juni 1899 überhaupt nicht mit. — Eine Sonderstellung 
nimmt die übersichtliche und umfassende Zusammenstellung der hansea- 
tischen Rechtsprechung von Abraham ein, in deren zweitem Bande das 
Seerecht behandelt ist. 
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IV Vorwort. 

Die vorliegende Sammlung der Normen des jetzt für das Deutsche 
Reich geltenden allgemeinen öffentlichen Seerechts ruht auf der Grundlage 
meines Handbuchs. Sie giebt unter Ausscheidung des Partikular- sowie 
des Privat- und des Spezialrechts die auf die Seeschifffahrt bezüglichen, 
durch deren Eigenthümlichkeiten bedingten Rechtsregeln mit Erläuterungen 
wieder. Indessen haben auch die ausgeschiedenen Materien insoweit Be- 
rücksichtigung gefunden, als dies für das Verständniss der mitgetheilten 
Vorschriften erforderlich schien. 

Hinsichtlich der Anordnung schliesst sich die Sammlung im All- 
gemeinen an die den betheiligten Kreisen geläufige Eintheilung des amt- 
lichen Handbuchs für die Deutsche Handels-Marine an. 

Die wiedergegebenen Gesetzestexte zeigen Unregelmässigkeiten in der 
Schreibweise, weil sie den in dieser Hinsicht nicht immer einheitlichen 
amtlichen Veröffentlichungen entsprechen. 

Berlin, im Juli 1901. 

F. Pereis. 
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Nordseefischem auf hoher See. Vom 4. März 1894 277 

5. Gesetz, betreffend die Schonzeit für den Fang von Robben. Vom 4. Dezember 
1876 277 

6. Verordnung, betreffend die Schonzeit für den Fang von Robben. Vom 

29. März 1877 278 

Wortregister 279 



Beriehtigrungen. 



S. 4 Z. 15 V. n. lies »Anm. 1< statt »Anm. 2c. 

S. 7 Z. 18 lies »Schiffes« statt »Schiffers«. 

S. 88 Z. 2 V. u. lies »E.« statt »7.«. 

S. 166 Z. 26 lies »sowie« statt »oder«. 

S. 165 Z. 15 V. u. ist hinter »war.« hinzuzufügen: »Ueber die seehandelsrechtliche 

Seite der Frage s. Heck, Das Recht der Grossen Haverei, Berlin 1889, S. 263 ff.« 
S. 211 Z. 11 lies »666« statt »660«. 
S. 235 Z. 2 ist zum Worte »Kraft« als Anmerkung hinzuzufügen: »Für Helgoland 

gut es seit dem 1. April 1891 auf Grund der V. v. 22. III. 1891 (R.G.B1. 

S. 21), Art. 1 Nr. V. 2.« 
S. 272 Z. 10 V. u. lies »durch V.« statt »durch G.« 
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Abgekürzt angeführte Schriften. 



Appelius s. Stenglein. 

Bergmann^ G., Die Vorschriften über das Schiffsregister. Beriin 1884. 

Boyens, E.: Das Deutsche Seerecht. Auf Grund des Kommentars von Dr. William 

Lewis neu bearbeitet von Emil Boyens. 1. Bd. Leipzig 1897. 
Burchard, J. L., Bergung und Hülfeleistung in Seenoth. Hannover 1897. 
Caesar, J., Handbuch der deutschen Reichsgesetzgebung betreffend die Seeunfälle, 

deren Untersuchung und Verhütung, mit Ergänzungen und Erläuterungen 

aus den Materialien der Ausführungsbestimmungen und den Entscheidungen 

der Seeämter und des Ober-Seeamts. Bremen 1882. 
Endemann, W., Handbuch des deutschen Handels-, See- und Wechselrechts. Bd. 4, 

Abth. 1: Das Seerecht (Leipzig 1884). Bearbeitet von Lewis, Reatz und 

Schroeder. Hier citirt: Lewis u. s. w. bei Endemann. 
Fuchsberger s. Gareis. 
Gar eis, C, und Fuchsberger, O., Das Allgemeine Deutsche Handelsgesetzbuch. 

Berlin 1891. 
Katz, E., Die strafrechtlichen Bestimmungen des Handelsgesetzbuchs . . . tind das 

Seestrafrecht. Berlin und Leipzig 1886. 
Kleinfeller s. Stenglein. 

Knitschky, W. E., Die Seegesetzgebung des Deutschen Reiches. 2. Aufl. Berlin 1894. 
König, B. W., von, Handbuch des Deutschen Konsularwesens. 5. Ausg. herausg. von 

B. von König. Berlin 1896. 
Lewis, W., Das deutsche Seerecht. Ein Kommentar zum 5. Buch des Allgemeinen 

deutschen Handelsgesetzbuchs. Leipzig (2. Aufl.) 1. Bd. 1883, 2. Bd. 1884. 

5. auch Boyens, Endemann. 

Liszt, F. von, Lehrbuch des Deutschen Straf rechts. 10. Aufl. Berlin 1900. 

Loewe, E.: Handelsgesetzbuch mit Kommentar, herausg. von H. Makower, 12. Aufl. 
Zweiter Band: Buch IV (Seehandel) herausg. von E. Loewe. Berlin 1900. 

Makower s. Loewe. 

Meves, O., Die strafrechtlichen Bestimmungen I. im Gesetz, betreffend die Nationalität 
der Kauffahrteischiffe und ihre Befugniss zur Führung der Bundesflagge, 
vom 26. Oktober 1867, in Verbindung mit dem Gesetze, betreffend die Re- 
gistrirung und die Bezeichnung der Kauffahrteischiffe, vom 28. Juni 1873; 
IL in der Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872; HI. im Gesetz, be- 
treffend die Verpflichtung deutscher Kauffahrteischiffe zur Mitnahme hülfs- 
bedürftiger Seeleute, vom 27. Dezember 1872 ; IV. in der Strandungsordnung 
vom 17. Mai 1874, erläutert. Separatabdruck aus der »Gesetzgebung des 
Deutschen Reiches mit Erläuterungen« (herausg. von E. Bezold) Th. III 
Bd. 1. Erlangen 1876. 

Möller, von. Die Untersuchung der Seeunfälle. In Hartmanns Zeitschrift für Gesetz- 
gebung und Praxis auf dem Gebiete des Deutschen öffentlichen Rechtes, 

6. Jahrg. Berlin 1879. 

Olshausen, J., Kommentar zum Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich. 6. Aufl. 

2 Bde. Berlin 1900/1901. 
Oppenhof f , F. C, Das Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich . . ., erläutert. 13. Aufl., 

herausg. von Th. F. Oppenhof f. Berlin 1896. Hier citirt: Oppenhof f. 
Op penhoff, F. C, Die Rechtsprechung des Königlichen Ober-Tribunals und des 

Königlichen Ober- Appellations-Gerichts in Strafsachen. Berlin 1869 ff. Hier 

citirt: Oppenhoff, Rechtsprechung. 



XII Abgekürzt angeführte Schriften. 

Per eis, F., Das internationale öffentliche Seerecht der Gegenwart. Berlin 1882. Hier 
citirt: F* Per eis, Internationales Seerecht. 

Per eis, F., Handbuch des allgemeinen öffentlichen Seerechts im Deutschen Reiche. 
Berlin 1884. Hier citirt: F. Pereis, Deutsches öffentliches Seerecht. 

Prien, R., Der Zusammenstoss von Schiffen aus den Gesichtspunkten der Schiffs- 
bewegung, des Strassenrechts und der Haftpflicht aus Schiffskollisionen nach 
den Gesetzgebungen des Erdballs. Eine nautisch-juristische Studie. Berlin 
1896. •• 2. Ausg. (unverändert) Berlin 1899. 

Ritter, C, Die öffentlich-rechtlichen Pflichten des Schiffers vor Antritt der Reise mit 
besonderer Berücksichtigung des hamburgischen Partikularrechts (Artt. 480 
und 481 des Allgemeinen deutschen Hand^sgesetzbuches). Greifswalder 
Inaugural-Dissertation 1894. 

Schaps, G., Das Deutsche Seerecht. Kommentar zum vierten Buche des Handels- 
gesetzbuchs vom 10. Mai 1897 und den seerechtlichen Nebengesetzen. Liefe- 
rung 1 bis 3. Berlin 1897 ff. 

Schroeder s. Endemann. 

Stenglein, M., Appelius, H., und Kleinfeller, G., Die strafrechtlichen Neben- 
gesetze des Deutschen Reiches. 1. Aufl. Berlin 1893. Hier nur citirt: 
Kleinfeller. — 2. Aufl., herausg. von M. Stenglein. Berlin 1895. Hier 
citirt: Stenglein. 

Stoerk, F., Studien zum See- und Binnen-Schif fahrtsrecht. Sonderabdruck ans dem 
Wörterbuch des Deutschen Verwaltungsrechts herausg. von Dr. Karl Frei- 
herrn von Stengel, Ergänzungsband III. Freiburg i. B., Leipzig und 
Tübingen 1897. 

Wagner, R., Handbuch des Seerechts (unvollendet) Bd. 1. Leipzig 1884. 

Zorn, Ph., Das Staatsrecht des Deutschen Reiches. 2. Aufl., 2. Band. Berlin 1897. 
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Sonstige Abkürzungen. 



A.D.I. = Allgemeine Dienstinstruktion für die Konsuln des Deutschen Reichs 

vom 6. Juni 1871 nebst Nachtrag vom 22. Februar 1873. 

B.G.B. = Bürgerliches Gesetzbuch vom 18. August 1896. 

B.G.Bl. = Bundes-Gesetzblatt des Norddeutschen bezw. des Deutschen Bundes. 

Bl. = Blatt. 

C.P.O. = Civilprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898. 

E.G. = Einführungsgesetz. 

Erk. = Erkenntniss. 

F.G. = Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898. 

Fl.G. = Gesetz, betreffend das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe, vom 22. Juni 

1899 (sog. Flaggengesetz). 

G. = Gesetz. 

G.Bl. = Gesetzblatt. 

G.O. = Gewerbeordnung für das Deutsche Reich in der Fassung der Bekannt- 

machung vom 26. Juli 1900. 

G.S. = Gesetz-Sammlung. 

G.V.G. = Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 

20. Mai 1898. 

H.G.B. = Handelsgesetzbuch vom 10. Mai 1897. 

H.G.Z. = Hamburgische Handelsgerichtszeitung, 1868^1879, oder: Hanseatische 

Gerichtszeitung, 1880 bis jetzt. — Welche der beiden Gerichtszeitungen 
gemeint ist, ergiebt die Jahreszahl. Es ist das Hauptblatt gemeint, 
soweit nicht »Beiblatt« gesagt ist. 

H.O.L.G. = Hanseatisches Oberlandesgericht. 

I.f.K. = Instruktion für den Kommandanten eines von S. M. Schiffen. 

J.M.Bl. == Justiz-Ministerial-Blatt für die Preussische Gesetzgebung und Rechts- 

pflege. 

K.M. = Kaiserliche Marine. 

K.V. = Kaiserliche Verordnung. 

Mü.St.G.B. = Militärstrafgesetzbuch vom 20. Juni 1872. 

M.V.B1. = Marine- Verordnungs-Blatt. 

O.A.G. = Oberappellationsgericht. 

O.L.G. = Oberlandesgericht. 

O.S.A. = Ober-Seeamt. 

Pr, = Preussisch. 

R.C.B1. = Central-Blatt für das Deutsche Reich, 

Reg.Bl. = Regierungs-Blatt. 

R.G. = Reichsgericht. 

R.G.B1. = Reichs-Gesetzblatt. 

R.O.H.G. = Reichsoberhandelsgericht. 

R.V. = Reichs Verfassung vom 16. April 1871. 

S.A. = Seeamt. 

Seh. V.O. = Schiffsvermessungsordnung vom 1. März 1896. 

S.O. = Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872. 

St.G.B. = Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich in der Fassung der Bekannt- 

machung vom 26. Februar 1876. 



XIV Sonstige Abkürzungen. 

St.P.O. = Strafprozessordnung vom 1. Februar 1877. 

Str.O. = Strandungsordnung vom 17. Mai 1874. 

S.Ü.G. = Gesetz, betreffend die Untersuchung von Seeunfällen vom 27. Juli 1877 

(sog. Seeunfallgesetz). 
S.Ü.V.G. = See-Ünfallversicherungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 

6. Juli 1900. 
V. = Verordnung. 

V.V.Z. = Verordnung zur Verhütung des Zusammenstossens der Schiffe auf See 

vom 9. Mai 1897. 
V.Z.G. = Vereinszollgesetz vom 1. Juli 1869. 

Ztschr. = Zeitschrift. 

Wo Sammlaneen Ton Gesetzen, Entscheidungen n. s. w. ohne Jahresangabe angefahrt sind^ ist das Jahr 
der in Bede stehenden GesetzesTorschrift, Entscheidung a. s. w. gemeint. 
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Seite 
1867. 

25. Oktober. 

G., betr. die Nationalität der Kauf- 
fahrteischiffe und ihre Befugniss 
zur Führung der Bundesflagge 

§ 18 21 

§ 19 22 

V., betr. die Bundesflagge für Kauf- 
fahrteischiffe 26 

8. November. 

G., betr. die Organisation der Bundes- 
konsulate u. 8. w. [Auszug] . . . 239 

9. November. 

G., betr. die Verpflichtung zum Kriegs- 
dienste § 13 Ziffer 2a 2 

1S09. 

21. Juni. 

Gewerbeordnung für den Nord- 
deutschen Bund s. unter dem 
26. Juli 1900. 

1. Juli. 
Vereinszollgesetz [Auszug] .... 248 

26. September. 

Bek., betr. die Prüfung der Seeschiffer 
u. s. w. § 11 129 

1871. 

16. April. 

Verfassung des Deutschen Reichs 
[Auszug] 1 

15. Mai. 

Strafgesetzbuch für das Deutsche 
Reich s. unter dem 26. Februar 1876. 

1872. 

20. Juni. 
Militär-Strafgesetzbuch § 142 . . . 164 
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25. Juni. 

Bestimmungen des Bundesraths über 
die zollamtliche Behandlung der 
Deutschen Kriegsfahrzeuge . . . 248 

1. Juli. 

G., betr. die Gebühren und Kosten 
bei den Konsulaten des Deutschen 
Reichs [Auszug] 242 

27. Dezember. 

Seemannsordnung 60 

G., betr. die Verpflichtung deutscher 
Kauffahrteischiffe zur Mitnahme 
hülfsbedürftiger Seeleute . . . 108 

187«^ 

22. Februar. 

Bek., betr. den Tarif der Kosten, 
welche für die Musterungs -Ver- 
handlungen von den Seemanns- 
Aemt«rn innerhalb des Bundes- 
gebiets zu erheben sind [Auszug] 67 

3. März. 

G., betr. einen Zusatz zu dem Ar- 
tikel 4 Nr. 9 der Reichsverfassung 1 

13. Juni. 
G. über die Kriegsleistungen [Auszug] 58 

1874. 

17. Mai. 

Strandungsordnung 194 

■> . 

1875. 

9. Januar. 
G., betr. die Deutsche Seewarte . . 153 

6. Februar. 

G. über die Beurkundung des Personen- 
standes und die Eheschliessung . 105 
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13. Februar. 

G. über die Naturalleistungen für die 
bewaffnete Macht im Frieden s. 
unter dem 24. Mai 1898. 

2. September. 

Erlass, betr. die Instruktion zur Aus- 
führung des Gesetzes vom 13. Fe- 
bruar 1876 über die Natural- 
leistungen für die bewaffnete Macht 
im Frieden s. unter dem 13. Juli 1898. 

4. November. 

V., betr. die Beurkundung von Sterbe- 
fällen solcher Militärpersonen, 
welche sich an Bord der in Dienst 
gestellten . . . Fahrzeuge der Marine 
befinden 108 

24. November. 
Instruktion zur Strandungsordnung 208 

1876. 

26. Februar. 

Strafgesetzbuch für das Deutsche 

Reich [Auszug] 161 

§271 96 

§291 201 

§ 360 Nr. 10 197 

1. April. 

V., betr. die Ausführung des Gesetzes 
V. 13. Juni 1873 über die Kriegs- 
leistungen [Auszug] 68 

14. August. 

Noth- und Lootsen-Signalordnung für 
Schiffe auf See und auf den Küsten- 
gewässern 193 

16. August. 

V. über das Verhalten der Schiffer 
nach einem Zusammenstoss von 
Schiffen auf See 192 

4. Dezember. 

G., betr. die Schonzeit für den Fang 
von Robben 277 

1877. 

27. Januar. 

Gerichtsverfassungsgesetz s.unter dem 
20. Mai 1898. 

1. Februar. 

Einführungsgesetz zur Strafprozess- 
ordnung § 6 Abs. 2 100 

Strafprozessordnung 

§§44—46 101 

§127 102 
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§§ 267, 276 Abs. 1, 3, 4 .... 237 
§§466—468 100 

29. März. 

V., betr. die Schonzeit für den Fang 
von Robben 278 

27. Juli. 

G., betr. die Untersuchung von See- 
unfällen 210 

1. Dezember. 

Bek., betr. die Bildung von Seeamts- 
Bezirken 214 



1878. 

3. Mai. 
Geschäftsordnung für dasOber-Seeamt 236 

11. Juni. 

G., betr. den Gewerbebetrieb der 
Maschinisten auf Seedampfschiffen 138 

12. Oktober. 

Bestimmungen, betr. die Zollbehand- 
lung fremder Elriegsschiffe . . . 261 

1879. 

10. Mai. 

Nachtrag zur Geschäftsordnung für das 
Ober-Seeamt 238 

16. Juli. 
Zolltarifgesetz § 6 Nr. 4 251 

1880. 

26. März. 

G., betr. die Schiffsmeldungen bei 
den Konsulaten des Deutschen 
Reichs 245 

28. Juli. 
V., betr. die Schiffsmeldungen bei 
den Konsulaten des Deutschen 
Reichs 247 

1881. 

22. Mai. 
G., betr. die Küstenfrachtfahrt . . 66 

1882. 

6. Mai. 

Internationaler Vertrag, betr. die 
polizeiliche Regelung der Fischerei 
in der Nordsee u. s. w 263 
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1883. Seite 

19. Juni. 
G., betr. die Reichs-Kriegshäfen . . 3 

1884. 

14. März. 

Internationaler Vertrag zum Schutze 
der unterseeischen Telegraphen- 
kabel 267 

30. April. 

G. zur Ausführung der internationalen 
Konvention v. 6. V. 1882, betr. die 
polizeiliche Regelung der Fischerei 
in der Nordsee u. s. w 272 

- 3. Mai. 
G., betr. die Prisengerichtsbarkeit . 60 

1885. 

10. April. 

Bek., betr. die Vereinbarung mit 
Frankreich wegen Auslieferung von 
Heuerguthaben u. s. w 104 

24. November. 

Bek., betr. die Musterungsgebähren 
für Hochseefischerei-Fahrzeuge. . 68 

2. Dezember. 

Bek., betr. Ergänzung der Vorschriften 
über die Prüfung der SeeschifEer 
u. s. w., vom 26. September 1869 . 138 

1886. 

2. März. 

Erlass, betr. die Führung der Kriegs- 
flagge auf den Privatfahrzeugen 
der deutschen Fürsten .... 27 

1. Dezember. 

Deklaration zum internationalen Ver- » 
trage zum Schutze der unter- 
seeischen Telegraphenkabel . 268, 269 

1887. 

23. März. 

Deklaration zum internationalen Ver- 
trage zum Schutze der unter- 
seeischen Telegraphenkabel . 268, 269 

31. Juli. 

Bek., betr. die einheitliche Bezeich- 
nung der Fahrwasser und Untiefen 
in den deutschen Küstengewässem 163 

6. August. 

Bek., betr. den Nachweis der Befähi- 
gung als Seeschiffer etc 116 

Per eis, Seegesetzgebnng. 



Seite 
6. November. 

Bek., betr. die Grenzen der Seeamts- 
bezirke 216 

16. November. 

Internationaler Vertrag zur Unter- 
drückung des Branntweinhandels 
unter den Nordseefischem auf 
hoher See 273 

21. November. 

G. zur Ausführung des internationalen 
Vertrages zum Schutze der unter- 
seeischen Telegraphenkabel . . . 262 

1888. 

20. Juni. 

Schiffsvermessungsordnung s. unter 
dem 1. März 1896. 

1889. 

1. Februar. 

Erklärung zu Art. 8 Abs. 6 des inter- 
nationalen Vertrages, -betr. die poli- 
zeiliche Regelung der Fischerei in 
der Nordsee u. s. w 266 

29. Juli. 

V. zur Ergänzung der Verordnungen 
über das Verhalten der Schiffer 
nach einem Zusammenstosse von 
Schiffen auf See vom 16. August 
1876 und zur Verhütung des Zu- 
sammenstossens der Schiffe auf See 
vom 7. Januar 1880 193 

1890. 

12. Juli. 

Bek., betr. den Abschluss von Ueber- 
einkommen wegen gegenseitiger 
Unterstützung hülfsbedürftiger See- 
leute 112 

19. Juli. 

Bek., betr. die Gebühren für die 
ohne vorgängige Neuvermessung 
erfolgende Ertheilung wiederholter 
Ausfertigungen von Messbriefen für 
Seeschiffe 66 

Bek., betr. die Leitung der Maschinen 
von Seedampfschiffen in ost- 
asiatischer Fahrt 162 

1891. 

9. Juni. 

Bek., betr. die Führung von Segel- 
lustfahrzeugen 138 

b 
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11. Juni. Seite 

Bek., betr. den Nachweis der Be- 
fähigang als SeeschifEer u. s. w. . 134 

Grandsätze für die Untersuchung der 
Seeschiffer u. s. w. auf Farben- 
blindheit 136 

26. Juli. 

Bek., betr. die Vorschriften über den 
Befähigungsnachweis und die Prü- 
fung der Maschinisten auf See- 
dampfschiffen u. s. w 139 

2. November. 

Bek., betr. die Grenzen der Seeamts- 
bezirke 215 

18»2. 

8. November. 
V. über die Führung der Reichsflagge 27 

1893. 

20. Januar. 
Bek., betr. die Reichsdienstflagge . 28 

27. Januar. 

AUerh. Erlass, betr. die Flagge des 
Kaiserlichen Yachtklubs .... 30 

13. Februar. 

Bek., betr. die Flagge des Kaiserlichen 
Yachtklubs 31 

14. Februar. 

Internationaler Vertrag zur Unter- 
drückung des Branntweinhandels 
unter den Nordseefischem auf hoher 
See 273 

27. März. 

AUerh. Erlass, betr. die Führung 
der deutschen Kriegsflagge und 
der Reichsdienstflagge der Marine 29 

23.jVprü 

i2.~jüiir 

Bestimmungen über die Ertheilung 
eines Flaggenscheines für die dem 
Kaiserlichen Yachtklub in Kiel 
verliehene Klubflagge 31 

26. Mai. 
O., betr. die Ersatzvertheilung Art. 1 2 

13. August. 

AUerh. Erlass, betr. die Führung 
der Reichsdienstflagge auf den Re- 
gierungsfahrzeugen und den Re- 
gierungsgebäuden einzelner Ver- 
waltungen in den deutschen Schutz- 
gebieten 30 



1891. Seite 

4. März. 

G., betr. die Ausführung des inter- 
nationalen Vertrages zur Unter- 
drückung des Branntweinhandels 
unter den Nordseeflschem auf hoher 
See 277 

11. Aprü. 

Protokoll zum Internationalen Ver- 
trage zur Unterdrückung des 
Branntweinhandels unter den Nord- 
seefischem auf hoher See . . . 274 

20. Dezember. 

Vorschriften, betr. die Einziehung 
der von den Rhedem für die In- 
validitäts- und Altersversicherung 
der Seeleute zu entrichtenden Bei- 
träge Nr. 8 64 

18%. 

1. März. 
Schiffsvermessungsordnung .... 34 

30. März. 

Vorschriften über die Vermessung 
der Schiffe für die Fahrt durch 
den Suezkanal 49 

1896. 

19. März. 

Bek., betr. die Grenzen der Seeamts- 
bezirke 216 

1. Juli. 

Erlass, betr. Abzeichen auf der Han- 
delsflagge für die als Offiziere des 
Beurlaubtenstandes etc. der Marine 
angehörigen Schiffsführer ... 33 

16. August. 

Bek., betr. das Abzeichen auf der 
Handelsfiagge für die als Offiziere 
des Beurlaubtenstandes etc. der 
Marine angehörigen Schiffsführer. 34 

18. August. 

Bürgerliches Gesetzbuch 

§ 904 198 

1897. 

9. Mai. 

V. zur Verhütung des Zusammen- 
stossens der Schiffe auf See . . 166 

10. Mai. 

V., betr. die Lichter- und Signal- 
führung der Fischerfahrzeuge und 
der Lootsendampffahrzeuge . . . 189 
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Handelsgesetzbuch 

§ 487 87 

§ 503 8 

§ 616 Abs. 2 Satz 1 .... 241 

§ 617 72 

§ 651 81 

§ 553 Abs. 1, 2 78 

§ 553 Abs. 3, 4 79 

§ 554 80 

§ 555 82 

§ 862 76 

§ 863 76 

1898. 

17. Mai. 

G. über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit s. unter 
dem 20. Mai 1898. 

20. Mai. 

G. über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit 

§ 15 Abs. 2 11 

§§ 132—139, 33 Satz 2 . . . 15 

Gerichtsverfassungsgesetz 

§ 74 Nr. 2 21 

4^§ 31—34 216 

§ 51 235 

24. Mai. 

G. über die Naturalleistungen für 
die bewaffnete Macht im Frieden 
[Auszug] 69 

13. Juli. 

Allerh. Erlass, betr. die Verordnung 
zur Ausführung des Gesetzes über 
die Naturalleistungen für die be- 
waffnete Macht im Frieden in der 
Fassung des Gesetzes vom 24. Mai 
1898 [Auszug] 69 

25. Juli. 

Bek., betr. Schiffsvermessung in Ost- 
asien 64 

1899. 

10. Februar. 

Bek., betr. die Zulassung zur Füh- 
rung von Hochseefischereifahr- 
zeugen in kleiner und in der Island- 
fahrt 136 

4. März. 

Bek., betr. Abänderung der Vor- 
schriften über den Nachweis der 
Befähigung als Seeschiffer u. s. w. 116 
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22. Mai. 

Bek., betr. Abänderung der Schiffs- 
vermessungsordnung vom 1. März 
1895 44 

22. Juni. 
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/. Zuständigkeit des Reic/is in Seesc/iifffa/irts- 
angelegen Iteiten. Reic/iskriegs/iäfen. 

1. Verfassung des Deutschen Reichs. 

Vom 16. April 1871. 
(B.G.Bl. S. 64.) 

[Auszug.] 

Artikel 4. 

Der Beaufsichtigung^) Seitens des Reichs und der Gesetzgebung des- 
selben unterliegen die nachstehenden Angelegenheiten: 

7) Organisation eines gemeinsamen Schutzes des Deutschen Handels 
im Auslande, der Deutschen Schiffahrt und ihrer Flagge zur See^) und 
Anordnung gemeinsamer konsularischer Vertretung, welche vom Reiche 
ausgestattet wird;;^) 

9) der Flösserei- und Schiff ahrts betrieb auf den mehreren Staaten 
gemeinsamen Wasserstrassen und der Zustand der letzteren, sowie die 
Fluss- und sonstigen Wasserzölle, desgleichen die Seeschiffahrtszeichen 
(Leuchtfeuer y Tonnen^ Baken und sonstige Tagesmarken), *)^) 

1) Auch, wenn von dem Gesetzgebnngsrecht des Reiches noch kein Gebrauch 
gemacht worden ist. 

2) Vergl. Abschnitt II. 

3) Vergl. Abschnitt IX. 

^) Znsatz des G., betr. einen Zusatz zu dem Artikel 4 Nr. 9 der Reichsver 
fassung, vom 3. III. 1873 (R.G.B1. S. 47). 
5) Vergl. insbesondere Abschnitt VIII. 

Artikel 8. 
Der Bundesrath bildet aus seiner Mitte dauernde Ausschüsse 

2) für das Seewesen; 

Die Mitglieder des Ausschusses für das Seewesen werden vom 
Kaiser ernannt. 



Artikel 53.^) 

Die Kriegsmarine des Reichs ist eine einheitliche unter dem Ober- 
befehl des Kaisers. Die Organisation und Zusammensetzung derselben 

Fe reis, Seegesetzgebang. 1 
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liegt dem Kaiser ob, welcher die Offiziere und Beamten der Marine 
ernennt, und für welchen dieselben nebst den Mannschaften eidlich in 
Pflicht zu nehmen sind. 

Der Kieler Hafen und der Jadehafen sind Reichskriegshäfen. ^) 
Der zur Gründung und Erhaltung der Kriegsflotte und der damit 
zusammenhängenden Anstalten erforderliche Aufwand wird aus der Reichs- 
kasse bestritten. 

Die gesammte seemännische Bevölkerung^) des Reichs, einschliesslich 
des Maschinenpersonals und der Schiffshandwerker, ist vom Dienste im 
Landheere befreit, dagegen zum Dienste in der Kaiserlichen Marine ver- 
pflichtet. 

1) In der Fassung des G., betr. die Ersatzvertheilung vom 26. V. 1893 (ß.G.Bl. S. 185). 

2) Vergl. Abschnitt 1.2. 

3) D. h. Seeleute von Beruf, welche bei ihrem Eintritt in das dienstpflichtige 
Alter mindestens ein Jahr auf deutschen Handelsschiffen gedient oder die See- 
fischerei ebenso lange gewerbsmässig betrieben haben. Begriffsbestimmung nach § 13 
Ziffer 2 a des G., betr. die Verpflichtung zum Kriegsdienste vom 9. XI. 1867 (B.G.Bl. 
>S. 131). 

Artikel 54. 

Die Kauffahrteischiffe aller Bundesstaaten bilden eine einheitliche 
Handelsmarine. 

Das Reich hat das Verfahren zur Ermittelung der Ladungsfähigkeit 
der Seeschiffe zu bestimmen, die Ausstellung der Messbriefe, ^) sowie der 
Schiffscertifikate ^) zu regeln und die Bedingungen festzustellen, von welchen 
■die Erlaubniss zur Führung eines Seeschiffes abhängig ist.*) 

In den Seehäfen und auf allen natürlichen und künstlichen Wasser- 
strassen der einzelnen Bundesstaaten werden die Kauffahrteischiffe sämmt- 
licher Bundesstaaten gleichmässig zugelassen und behandelt. Die Ab- 
gaben, welche in den Seehäfen von den Seeschiffen oder deren Ladungen 
für die Benutzung der Schiffahrtsanstalten erhoben werden, dürfen die 
zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herstellung dieser Anstalten erforder- 
lichen Kosten nicht übersteigen. 

Auf allen natürlichen Wasserstrassen dürfen Abgaben nur für die 
Benutzung besonderer Anstalten, die zur Erleichterung des Verkehrs be- 
stimmt sind, erhoben werden. Diese Abgaben, sowie die Abgaben für die 
Befahrung solcher künstlichen Wasserstrassen, welche Staatseigenthum 
sind, dürfen die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herstellung der An- 
stalten und Anlagen erforderlichen Kosten nicht übersteigen. Auf die 
Flösserei finden diese Bestimmungen insoweit Anwendung, als dieselbe auf 
schiffbaren Wasser Strassen betrieben wird. 

Auf fremde Schiffe oder deren Ladungen andere oder höhere Ab- 
gaben zu legen, als von den Schiffen der Bundesstaaten oder deren 
Ladungen zu entrichten sind, steht keinem Einzelstaate, sondern nur dem 
Reiche zu. 

1) Vergl. Abschnitt III. 

2) Vergl. Abschnitt II. 

3) Vergi. Abschnitt VII. C. 
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Artikel 55. 
Die Flagge der Kriegs- und Handelsmarine ist schwarz- weiss-roth. ^) 
1) Vergl. Abschnitt II. 4 «F. 

2. Qesetz» betreflbnd die Reichs-Kriegsliäfen und die Feststellung: 
eines Nachtrages zum Reichshauslialts-Etat für das 

Etatfidahr 1883/84. 

Vom 19. Juni 1883. 
(R.G.B1. S. 105.) 

§ 1. 

Die Reichs-Kriegshäfen^) werden seewärts im Sinne dieses Gesetzes 
begrenzt: 

a) bei Kiel durch eine gebrochene Linie, welche auf 10 ° 20' Ostlänge 
von Greenwich von der Küste ab nach Norden bis 54 ° 28' Nord- 
breite gezogen ist und demnächst dieser Breite nach Westen bis 
zur Küste nördlich von Alt-Bülk folgt ;^) 

b) bei Wilhelmshaven durch eine Linie zwischen der Minsener Kirche, 
dem Wangeroogor Leuchtthurm, dem Weser Leuchtthurm und der 
Langwardener Kirche. 

Innerhalb dieser Grenzen wird die Fläche des Kieler Hafens durch 
eine die Nullpunkte der Hafenpegel zu EUerbeck und Friedrichsort 
schneidende Horizontalebene, die Fläche des Jadehafens durch den ge- 
wöhnlichen Hochwasserstand von 3,76 Meter über dem Nullpunkt des 
Daunsfelder Pegels an der Südmole bestimmt. 

1) R.V. Artikel 63. 

2) Die Swentinemündtmg gehört zum Kieler Kriegshafengebiet. 

§ 2. 

Der zuständige Marinestationschef ist befugt, in den durch § 1 be- 
stimmten Reichs-Kriegshaf engebieten, jedoch mit Ausschluss der olden- 
burgischen Häfen, soweit die Sicherheit des Kriegshafens, seiner Werke 
und Anlagen dies erfordert, 

1. Anordnungen^) wegen Erhaltung des Fahrwassers und dessen 
Kennzeichnung zu treffen, 

2. hierüber, sowie über das Ein- und Auslaufen, Ankern, Laden, 
Löschen und über das Verhalten der Schiffe und Fahrzeuge und 
ihrer Bemannung in seepolizeilicher Beziehung Verordnungen^) 
zu exlassen. 

Die letzteren sind in den zu den amtlichen Publikationen der höheren 
Civil- Verwaltungsbehörden des betreffenden Hafenbezirks bestimmten Blättern 
öffentlich bekannt zu machen. 

Die verbindliche Kraft einer solchen Verordnung^) beginnt, sofern 
nicht in derselben eine kürzere Frist bestimmt ist, mit dem vierzehnten 
Tage nach dem Ablauf desjenigen Tages, an welchem das betreffende Blatt 
ausgegeben worden ist. 

1* 
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Zuwiderhandlungen gegen polizeiliche Verordnungen») des Marine- 
stationschefs, werden mit Geldstrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark 
oder mit Haft bestraft, unbeschadet der Befugniss des Marinestationschefs 
zur zwangsweisen Durchführung der erlassenen Verfügungen auf Kosten 
des Zuwiderhandelnden. 

1) Dieselben bedürfen der Yorherigen Zustimmung des Staatssekretärs des Reichs- 
Marine-Amts. AUerh. Ordre vom 16. X. 1899. M.V.Bl. 1899 Nr. 26 (Nr. 320). 

2) Zu unterscheiden von den „Anordnungen" unter Ziffer 1. 

§ 3.1) 

In den im § 1 bestimmten Kriegshafengebieten sind Bauten, Anlagen und 
Unternehmungen, welche die Sand- oder Schlickablagerung oder die Ver- 
landung befördern, nicht ohne die Genehmigung^ des Marinestationschefs 
zulässig. Dies gilt insbesondere von Eindeichungen, Ausschüttung von 
Baggergut, Ballast oder anderen festen Sinkstoffen, von der Anlage von 
Gräben, Bollwerken und Buhnen. 

Der Marinestationschef darf die Genehmigung nicht versagen, wenn 
die betreffende Vornahme für die Erhaltung des Fahrwassers beziehungs- 
weise der Wassertiefe unschädlich ist. 

Wird die Genehmigung ganz oder theilweise versagt, so sind die 
Gründe der Ablehnung anzugeben. 

Gegen die Versagung der Genehmigung ist binnen einer vierwöchent- 
lichen Präklusivfrist, vom Tage der Zustellung ab, der Rekurs zulässig. 
Die Einlegung desselben erfolgt bei dem Marinestationschef. 

Die Entscheidung auf den Rekurs erfolgt, nach Anhörung der 
Admiralität,^) endgültig durch den Bundesrath. 

Sind seit der Zustellung der Genehmigung zwei Jahre verflossen, 
ohne dass davon Gebrauch gemacht worden ist, so wird sie als erloschen 
betrachtet. 

1) Vergl. § 4. 

2) Auch für diese gilt das in Anm. 2 zu § 2 Gesagte. 

3) Jetzt Reichs-Marine-Amt. 

§4. 

Wer ohne Genehmigung des Marinestationschefs oder mit eigen- 
mächtiger Abweichung von der ertheilten Genehmigung Bauten, Anlagen 
oder Unternehmungen der im § 3 bezeichneten Art ausführt oder aus- 
führen lässt, wird mit Geldstrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark 
bestraft; eine gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher als Bauverständiger 
die Ausführung geleitet hat. 

Soweit nach dem ürtheil des Marinestationschefs der Bau, die Anlage 
oder die Unternehmung unzulässig befunden wird, ist der Unternehmer 
innerhalb der von dem Marinestationschef zu bestimmenden Frist zu 
deren Beseitigung verbunden. Erfolgt die Beseitigung innerhalb dieser 
Frist nicht, so ist die Marinebehörde befugt, dieselbe auf Kosten des 
Schuldigen vorzunehmen. 
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Im Grossherzoglich oldenborgischen Gebiete können von der dortigen 
Staatsbauverwaltung ohne die im § 3 vorgesehene Genehmigung des 
Marinestationschefs ausgeführt werden: 

1. alle Arbeiten und Anlagen zur Erhaltung der Deiche und des 
zugehörigen Vorlandes, sofern dieselben innerhalb des Jadebusens 
500 Meter und ausserhalb desselben 1000 Meter, von der Mitte 
der Krone der jetzigen Winterdeiche ab gerechnet, nicht über- 
schreiten; Abweichungen von den hiernach sich ergebenden Grenz- 
linien können je nach den örtlichen Verhältnissen vom Bundesrath 
zugelassen werden; 

2. wenn Gefahr im Verzuge ist, alle zum Schutz der Deiche und des 
zugehörigen Vorlandes erforderlichen Arbeiten; soweit solche ausser- 
halb der unter Nr. 1 festgesetzten Grenzen vorgenommen werden, 
ist dem Marinestationschef von denselben unverzüglich Kenntniss 
zu geben; 

3. alle Arbeiten und Anlagen an den Hafenanstalten; 

4. alle lediglich der Abwässerung dienenden Arbeiten und Anstalten, 
namentlich auch solche Arbeiten, welche zur Gradläufigkeit und 
OfEenhaltung derselben vorgenommen werden. 

Wenn im Falle einer Meinungsverschiedenheit über die Zulässigkeit 
von Arbeiten und Anlagen nach Maassgabe der vorstehenden Bestimmungen 
eine Einigung zwischen der Admiralität^) und dem Grossherzoglich 
oldenburgischen Staatsministerium nicht erzielt ist, so ist die Angelegen- 
heit dem Bundesrath zur Entscheidung vorzulegen. Bis zu derselben 
kann die Grossherzoglich oldenburgische Regierung die nöthig erachteten 
Arbeiten und Anlagen ausführen lassen; sie ist jedoch verpflichtet, die- 
selben auf ihre Kosten wieder zu beseitigen, wenn und insoweit der 
Bundesrath den Widersprach der Admiralität^ für begründet erachtet. 

^) Einzelheiten bei Kleinfeller in der 1. Auflage von Stenglein S. 490. 
•) Jetzt Reichs-Marine-Amt. 

§6. 

Der im Jadebusen belegene Durchschlag nach den Oberahnschen 
Feldern wird auf Kosten des Reichs beseitigt. 

Als Ersatz für die auf die Herstellung und Erhaltung des Durch- 
schlags verwendeten Kosten zahlt das Reich der Grossherzoglich olden- 
burgischen Regierung die Summe von 830 552 Mark. 

Die Mittel zur Bestreitung dieser Summe sind, soweit dieselben nicht 
durch Mehrerträge bei den ausser den Matrikularbeiträgen zur Reichs- 
kasse fliessenden regelmässigen Einnahmen ihre Deckung ünden, durch 
Beiträge der einzelnen Bundesstaaten nach Maassgabe ihrer Bevölkerung 
aufzubringen. 

§7. 

Zustellungen in Angelegenheiten dieses Gesetzes sind gültig, wenn 
sie nach den für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten bestehenden Vorschriften ^) 
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geschehen. Die vereideten Verwaltungsbeamten haben dabei den Glauben 
der Gerichtsbeamten. 

1) CP.O. Buch I Abschnitt 3 Titel 2. Für den Fall der Einleitung eines Strafe 
Verfahrens bleiben die Sondervorschriften der St.P.O. §§ 39 bis 41 in Geltung; 
Eleinfeller a. a. O. 

§8- 

Alle administrativen Verhandlungen und Gesuche in Angelegenheiten 
dieses Gesetzes sind kosten- und stempelfrei. 



//. Nationalität der Kauffahrteisc/iiffe. Flaggen- 

recht und Registrirung. 



1. Gesetz, betrefltend das Flaggenrecht ^) der KaufftlirteiscliiflEfe.^) 

Vom 22. Juni 1899. 
(R.G.B1. S. 319.) 

1) Dies ist der Hauptinhalt des Gesetzes, welches das Flaggenrecht nach Inhalt, 
Voraussetzungen und Ausübung regeln soll. 

Daneben enthält das Gesetz u. a. in § 17 noch Bestimmungen über die am Schiffe 
anzubringenden Namen, welche ihrerseits mit der Registrirung und daher auch mit 
dem Flaggenrecht in Zusammenhang stehen (Begr. »zur Ueberschrift«). 

2) Zu diesem Gesetze sind auch die Bearbeitungen des G., betr. die Nationalität 
der Kauffahrteischiffe, vom 26. X. 1867 einzusehen. Vergl. daher u. a. Bergmann, 
Die Vorschriften über das Schiffsregister S. 18ff., Meves, Die strafrechtlichen Be- 
stimmungen S. 3ff., Wagner S. Iö2ff., Eatz S. 112ff., Stenglein S. 350ff., Gareis 
und Fuchsberger S. 873 ff., Zorn S. 866—876, Schaps S. 4ff., Boyens, Bd. 1 S. 90ff. 

Ueber das Gesetz in seiner nunmehrigen Gestalt vergl. Loewe, Bericht über 
das Flaggengesetz 1. d. Ztschr. f. das ges. Handelsrecht, Bd. 49 S. 243 und inMakower, 
Handelsgesetzbuch mit Kommentar, 12. Aufl., 1900, Bd. 2 S. 301 ff. 

§ 1- 

Die zum Erwerbe durch die Seefahrt^) bestimmten Schiffe (Kauffahrtei- 
schiffe) mit Einschluss^) der Lootsen-, Hochseefischerei-, Bergungs- und 
Schleppfahrzeuge haben ^) als Nationalflagge*) ausschliesslich die Reichs- 
flagge (Artikel 55 der Reichs Verfassung) zu führen.^) 

Die Form der Reichsflagge und die Art ihrer Führung wird durch 
Kaiserliche Verordnung bestimmt.^) 

1) Vergl. § 25 Ziff. 1 und Bek., betr. Ausführungsbestimmungen zum § 25 des 
Flaggengesetzes vom 22. VI. 1899, vom 10. XI. 1899 (II. 2) § 1. Im Uebrigen über den 
Begriff der Seefahrt: Loewe S. If., Burchard S. 7ff., Bartelt, Der Anspruch auf 
Berge- und Hülfslohn, Greifswalder Diss., Schivelbein 1899, S. 18ff., Gar eis und 
Fuchsberger S. 882 ff. 

2) Nicht unter die Vorschriften dieses Gesetzes fallen Schiffe und Fahrzeuge, welche 
staatlichen Zwecken dienen, namentlich solche der Kaiserlichen Marine, aber auch 
z. B. Zollkreuzer (Erk. des R.G. v. 19. XH. 1893, Entsch. in Civs., Bd. 32 S. 146), 
Feuerschiffe (Erk, des R.G. v. 9. XII. 1896, Entsch. in Civs., Bd. 38 S. 86), Ver- 
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messnngsfahrzenge, Fahrzeuge der staatlichen Bauressorts, sowie Schiffe, welche Zwecken 
der Wissenschaft (Meeresforschung u. dergl.) dienen. Sie alle können als »zum Er- 
werbe durch die Seefahrt bestimmt« nicht angesehen werden ; vergl. jedoch §§ 26, 26a. 

Vorübergehendes Ruhen des Seeerwerbs verändert die juristische Qualifikation 
des Schiffes nicht. Erk. des R.G. v. 7. XI. 1896 (Juristische Wochenschrift 1896 
S. 706) ; des O.S.A. v. 17. H. 1885 (Bd. 6 S. 170). 

Ausschliessliche Bestimmung zum Erwerbe durch die Seefahrt ist nicht er- 
fordert, vielmehr ist es ausreichend, dass das Schiff bestimmt ist, regelmässig zu dem 
gedachten Zwecke verwendet zu werden. Erk. des R.G. v. 6. VI. 1894 (Beiträge zur 
Erläuterung des Deutschen Rechts, Bd. 38 S. 1142 und Bolze, Praxis des R.G. in 
Civilsachen, Bd. 19 S. 19) und Erk. des R.G. v. 21. XII. 1881 (Seuffert's Archiv für 
Entscheidungen, Bd. 38 S. 82). 

Im üebrigen vergl. S.U.G. § 1 und Burchard S. 16ff., Prien S. 908f., Schaps 
S. 6ff., Boyens S. 97 ff., Loewe S. 2f., Gareis und Fuchsberger S. 884ff. 

3) Vorausgesetzt, dass die in den folgenden Paragraphen gesetzten Bedingungen 
erfüllt sind. 

^ Neben der Nationalflagge dürfen noch andere Flaggen als Dekorationsflaggen 
geführt werden, so Landesflaggen, Kontorflaggen, Flaggen mit dem Namen des Schiffers, 
dem Wappen des Ueimathshafens, jedoch nicht an der für die Nationalflagge be- 
stimmten Stelle; offizielle Bedeutung haben dieselben indessen nicht. 

ö) Vergl. § 11 Abs. 2. 

6) Vergl. Abschnitt II. 8 ff. 

§ 2.0 

Zur Führung der Reichsflagge sind die Kauffahrteischiffe nur dann 
berechtigt, wenn sie im ausschliesslichen Eigenthume ^ j von Reichs- 
angehörigen ^) stehen. 

Den Reichsangehörigen werden gleichgeachtet offene Handelsgesell- 
schaften '^) und Kommanditgesellschaften,^) wenn die persönlich haftenden 
Gesellschafter^) sämmtlich Reichsangehörige sind,Ö andere Handels- 
gesellschaften, ^) eingetragene Genossönschaften^) und juristische Personen, ^^) 
wenn sie im Inland ^^ ihren Sitz haben, ^^) Kommanditgesellschaften auf 
Aktien jedoch nur dann, wenn die persönlich haftenden Gesellschafter 
sämmtlich Reichsangehörige sind. '^) 

^) Strafbestimmung vergl. § 18. 

2) Andere obligatorische (z. B. Miethe, Verwahrung) oder dingliche (z. B. Pfand- 
recht) Rechte an dem Schiffe oder einer Schiffspart können Nicht -Reichsangehörigen 
zustehen. 

8) Vergl. § 28. üeber den Begriff der Reichsangehörigkeit vergl. R.V. Art. 8, 
sowie G. über die Erwerbung und den Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit 
vom 1. VI. 1870 (B.G.Bl. S. 356). Auf den Wohnsitz (B.G.B. § 7 ff.) der Eigenthümer 
kommt es nicht an; derselbe kann auch im Auslande liegen. 

*) H.G.B. §§ 106 ff. 

o) H.G.B. §§ 161 ff. 

6) Nicht nothwendig die Kommanditisten. 

7) Auch wenn diese Gesellschaften ihren Sitz im Auslande haben. Begr. zu § 2. 
^) Aktiengesellschaften (H.G.B. §§ 178 ff.), Kommanditgesellschaften auf Aktien 

(H.G.B §§ 320 ff.) sowie Gesellschaften m. b. H. gemäss G., betr. die Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung, vom 20. IV. 1892 in der Fassung der Bek. v. 20. V. 1898 
(R.G.Bl. S. 846), insbesondere § 13 Abs. 3, vergl. auch § 41 Abs. 3. 

ö) G., betr. die Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften, vom 1. V. 1889 in der 
Fassung der Bek. vom 20. V. 1898 (R.G.Bl. S. 810). 

1«) B.G.B. §§21 ff. 

^i) Damit sind auch die in den Deutschen Schutzgebieten domizilirten juristischen 
Personen etc. einbegriffen; der Ausdruck »Inland« steht dem engeren Terminus »Reichs- 
gebiet« gegenüber. Insbesondere kommen in Betracht Kolonialgesellschaften, denen 
anf Grund des § 11 des Schutzgebietsgesetzes in der Fassung der Bek. v. 10. IX. 1900 
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(R.G.Bl. S. 813) vom Bundesrathe die Fähigkeit beigelegt ist, unter ihrem Namen 
Rechte zu erwerben (Begr. zu § 2). 

^^ Die Staatsangehörigkeit der einzelnen Aktionäre, Vorstands- und Aufsichts- 
rathsmitglieder u. s. w. kommt an sich nicht in Betracht. 

13) Von weiteren Bedingungen ist das Recht zur Führung der Reichsflagge nicht 
abhängig, namentlich nicht von dem Ort der Erbauung des Schiffes oder der Staats- 
angehörigkeit des Schiffers, der Schiffsoffiziere und der Schiffsmannschaft. Natürlich 
müssen diese, auch wenn sie Ausländer sind, den Vorschriften der Reichsgesetzgebung 
über die Ausübung ihres Gewerbebetriebes genügt haben. Vergl. Abschnitt VII. 

§ 3.1} 

Verliert der Eigenthümer einer Schiffspart ^) die Reichsangehörigkeit, 
oder geht eine im Eigenthum eines Reichsangehörigen stehende Schiffs- 
part in anderer Weise als durch Veräusserung (Handelsgesetzbuch § 503)^) 
auf einen Ausländer über,*j so behält das Schiff noch bis zum Ablauf 
eines Jahres das Recht zur Führung der Reichsflagge. 

Sind seit dem im Abs. 1 bezeichneten Ereignisse sechs Monate ver- 
strichen, so hat das Registergericht die übrigen Mitrheder auf ihren An- 
trag zu ermächtigen, die Schiffspart für Rechnung des Eigenthümers 
öffentlich versteigern zu lassen;^) über die Stellung des Antrags^) be- 
schliessen die übrigen Mitrheder nach Stimmenmehrheit;^) die Stimmen 
werden nach der Grösse der Schiffsparten berechnet. ^) Bei der Versteige- 
rung der Schiffspart können die Antragsteller mitbieten. ^) Der Zuschlag 
darf nur einem Inländer ertheilt werden. 

Diese Vorschriften kommen nur zur Anwendung, wenn die Schiffs- 
parten der übrigen Mitrheder wenigstens zwei Drittheile des Schiffes um- 
fassen. 

*) Strafbestimmung vergl. § 18. 
2j H.G.B. § 474. 

3) Derselbe lautet: 

Jeder Mitrheder kann seine Schiffspart jederzeit und ohne Ein- 
willigung der übrigen Mitrheder ganz oder theilweise veräussern. 

Die Veräusserung einer Schiffspart, infolge deren das Schiff das 
Recht, die Reichsflagge zu führen, verlieren würde, kann nur mit Zu- 
stimmung aller Mitrheder erfolgen. 

4) Z. B. durch Erbgang (wegen des Erbscheins vergl. B.G.B. § 2369 bes. Ab- 
satz 2), Heirath mit Gütergemeinschaft, Ersitzung, Aneignung. 

5) Vergl. B.G.B. § 383. 

ß) Welche seitens der Gesammtheit der reichsangehörigen Mitrheder erfolgt. 

7) Die im Eigenthum des Ausländers befindliche Schiffspart bleibt dabei ausser 
Betracht. 

8) Vergl. H.G.B. § 491. Die dem Ausländer gehörige Schiffspart kommt bei 
dieser Abstimmung nicht in Betracht. So auch Loewe S. 303. 

9) Wie Verkäufer und Käufer nach H.G.B. § 373 Abs. 4, wie Pfandgläubiger 
und Eigenthümer nach B.G.B. § 1239 Abs. 1. 

§ 4. 

Für die zur Führung der Reichsflagge befugten Kauffahrteischiffe sind 
in den an der See oder an Seeschiffahrtsstrassen belegenen Gebieten 
Schiffsregister zu führen. ') 

Die Schiffsregister werden von den Amtsgerichten geführt. ^) ^) Durch 
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Anordnung der Landes Justizverwaltung kann die Führung des Registers 
für mehrere Amtsgerichtsbezirke einem Amtsgericht übertragen werden.*)*) 

1) Die Einrichtung und Art der Führung derselben bestimmt das Landesrecht. 
Es gelten insbesondere: 

a) für Preussen die Verf. des Justizministers v. 11. XII. 1899 über die Führung 
des Schiffsregisters (J.M.Bl. S. 753); 

b) für Mecklenburg -Schwerin die Bek. des Justizministers vom 18. XL 1899, 
betr. Bestimmungen über die Einrichtung und Führung des Schiffsregisters 
für Seeschiffe (Regierungs-Blatt S. 822); 

c) für Oldenburg die Verf. des Staatsministeriums v. 7. XII. 1899, betr. Vor- 
schriften über die Führung der Schiffsregister (Gesetzblatt S. 689); 

d) für,;Lübeck die Anweisung des Senats über die Führung des Schiffsregisters 
V. 16. IL 1901 ; 

e) für Hamburg die von der Deputation für Handel und Schifffahrt erlassene 
Anweisung zur Führung des Seeschiffsregisters v. 28. XII. 1899. 

2) Nach Maassgabe der allgemeinen Vorschriften des Reichsgesetzes vom 17. V. 1898 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (R.G.Bl. S. 771). 

3) Vergl. aber unten § 27 und hierzu § 194 des unter 2) angeführten Gesetzes. 
4j Entsprechend dem § 126 des in Note 2) genannten Gesetzes. Vergl. z. B. f. 

Preussen die in Anm. i) angeführte Verf. v. 11. XII. 1899 § 18. 

5) Die deutschen Schiffsregisterbehörden sind unter Angabe der Küstenstrecke 
ihres Amtsbezirkes aufgeführt im Handbuch für die Deutsche Handels-Marine. 

§ 5. 

Das Schiffsregister^) ist öffentlich; die Einsicht desselben ist Jedem 
gestattet. Von den Eintragungen können gegen Erlegung der Kosten Ab- 
schriften gefordert werden, die auf Verlangen zu beglaubigen sind. 

1) Nicht auch die etwa angelegten Schiffsakten. 

§ 6. 

Ein Schiff kann nur^) in das Schiffsregister des Hafens^) eingetragen 
werden, von welchem aus, als dem Heimathshafen, ^) die Seefahrt mit dem 
Schiffe betrieben werden soll.^) 

Soll die Seefahrt von einem ausländischen Hafen oder von einem Hafen 
eines Schutzgebiets oder eines Konsulargerichtsbezirkes aus betrieben werden 
oder fehlt es an einem bestimmten Heimathshafen,^) so steht dem Rheder 
die Wahl des inländischen Registers frei. Hat der Rheder weder seinen 
Wohnsitz noch seine gewerbliche Niederlassung im Bezirke des Register- 
gerichts, so ist er verpflichtet, einen im Bezirke des Registergerichts wohn- 
haften Vertreter zu bestellen, welcher die nach diesem Gesetze für den 
Rheder begründeten Rechte und Pflichten gegenüber dem Registergerichte 
wahrzunehmen hat.^) Die Verpflichtung zur Bestellung eines Vertreters 
fällt weg, wenn das Registergericht seinen Sitz und der Rheder seinen 
Wohnsitz oder seine gewerbliche Niederlassung im Reichsgebiete hat. 

1) Also weder in das Register eines anderen als des wirklichen Heimathshafen s 
noch in das Register mehrerer Heimathshafen. 

2) Gemeint ist das für den betreffenden Heimathshafen bestimmte Register. 
Vergl. § 4 Abs. 2 Satz 2. 

3) Vergl. H.G.B. § 480. 

Die deutschen Heimathshafen sind in alphabetischer Reihenfolge zugleich mit 
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Bezeichnung der Schififsregisterbehörden, in deren Bezirk die Häfen liegen, aufgeführt 
im Handbuch für die Deutsche Handels-Marine. 

*) Wesentlich ist, dass der Betrieb der Seefahrt von dem betreffenden Hafen aus 
geleitet wird; dagegen ist es nicht unbedingt nöthig, dass das Schiff von dem 
Heimathshafen aus vorzugsweise seine Reisen antritt, es ist sogar denkbar, dass es 
ihn nur selten oder garnicht berührt. Begr. zu §6. Yergl. auch Wagner S. 160 f., 
Boyens S. 116f. 

^) Dies ist sowohl dann der Fall, wenn ein im Binnenlande wohnender Rheder 
Schiffe fahren lassen will, wie dann, wenn ein in einem Seehafen wohnender Rheder 
die Schifffahrt bald von diesem, bald von jenem Hafen aus betreiben will. Vergl. 
Loewe, Bericht a. a. O. S. 246. 

«) Vergl. § 14. 

§ 7. 

Die Eintragung in das Schiffsregister^) hat zu enthalten: 

1. den Namen ^ und die Gattung^ des Schiffes sowie das Unter- 
scheidungssignal ; ^) 

2. die Ergebnisse der amtlichen Vermessung;^) 

3. die Zeit und den Ort der Erbauung, soweit sie^j festzustellen 
sind; 

4. den Heimathshafen;^) 

5. den Namen ^) und die nähere Bezeichnung^) des Rheders; 

bei einer Rhederei den Namen und die nähere Bezeichnung 
sämmtlicher Mitrheder und des Korrespondentrheders sowie 
die Grösse der den einzelnen Mitrhedern gehörenden Schiffs- 
parten; 

bei Handelsgesellschaften, eingetragenen Genossenschaften und 
juristischen Personen die Firma oder den Namen und den 
Ort, an welchem sie ihren Sitz haben, bei offenen Handels- 
gesellschaften ausserdem den Namen und die nähere Be- 
zeichnung sämmtlicher Gesellschafter, bei Kommanditgesell- 
schaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien den Namen 
und die nähere Bezeichnung sämmtlicher persönlich haftenden 
Gesellschafter ; 

6. die Angabe, dass in Ansehung der Reichsangehörigkeit der Be- 
theiligten die gesetzlichen Anforderungen erfüllt sind; 

7. den Rechtsgrund, auf welchem die Erwerbung des Schiffes oder 
der einzelnen Schiffsparten beruht; "^) 

8. den Tag der Eintragung; 

9. die Ordnungsnummer, unter der das Schiff eingetragen ist. 

1) Vergl. § 8. 

2) Vergl. § 17 und § 13 Abs. 1 Satz 3. — Die Wahl des Namens steht dem Rheder 
an sich frei; doch wird die Registerbehörde die Eintragung unsinniger oder unsitt- 
licher Namen oder solcher, die zu Verwechslungen Anlass bieten, ablehnen können 
bezw. müssen. A. M. Boyens S. 117. 

3) Ob Dampfschiff, Segelschiff, Vollschiff, Bark, Schooner u. s. w. 

*) Das heisst eine Zusammenstellung von vier Buchstaben, die dem Schiff von 
der Registerbehörde aus der Zahl der der letzteren überwiesenen Buchstabengruppen 
zu dem Zweck ertheilt ist, dasselbe von allen anderen Schiffen derselben Flagge zu 
unterscheiden. Schaps S. 32. — Das Unterscheidungssignal bleibt unbeeinflusst 
durch etwaige Aenderung des Namens oder des Heimathshafens. Boyens S. 118. 

•') Das Nähere bestimmt nach § 25 der Bundesrath. Vergl. die Bek. v. 10. XI. 1899 
(11.2) § 2. 
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6) Durch Vornahme geeigneter Ermittelungen. 

7) Vergl. § 6 und § 13 Abs. 3. 

8) Und zwar den bürgerlichen Namen, nicht die Firma, auch wenn der Rheder 
Kaufmann ist. Schaps S. 34. 

9) Z. B. die Firma, Angabe des Standes, Wohnorts. Erk. d. R.G. v. 27. VII. 1882 
(Entsch. in Strafs. Bd. 7 S. 66): nach pflichtmässigem Ermessen der Behörde. 

10) Z. B. Erbauung — originärer — oder Kauf, Erbschaft — derivativer Erwerbs- 
grund. 

§ 8.') 

Die Eintragung in das Schiffsregister darf erst geschehen, nachdem 
das Recht des Schiffes zur Führung der Reichsflagge sowie alle^) im § 7 
bezeichneten Thatsachen und Rechtsverhältnisse glaubhaft gemacht sind. ^) 

Solange die amtliche Vermessung im Inlande noch nicht hat statt- 
finden können, dürfen die Ergebnisse der Vermessung auf Grund der 
Vermessungsurkunde einer ausländischen Behörde oder eines sonstigen 
glaubhaften Nachweises eingetragen werden.*) 

1) Vergl. § 10. 

^) Hiernach darf von der Glaubhaftmachung auch nur eines dieser Punkte nicht 
abgesehen werden. Loewe S. 306. 

S) Namentlich durch Beibringung öffentlicher Urkunden wie Beilbrief, Messbrief, 
Staatsangehörigkeitsausweise, Handelsregisterauszäge u. s. w. Schaps S. 44. Vergl. 
aber auch § 15 Abs. 2 des G. über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit in der Fassung v. 20. V. 1898 (R.G.B1. S. 771): Behufs Glaubhaft- 
machung einer thatsächlichen Behauptung kann ein Betheiligter zur 
Versicherung an Eidesstatt zugelassen werden. 

4) Durch diese Bestimmung wird das Recht zur Flaggenführung noch vor der 
Vornahme der erforderlichen amtlichen Vermessung für solche Schiffe ermöglicht, 
die im Auslande erbaut oder aus dem Eigenthum eines Ausländers in das Eigenthum 
eines Reichsangehörigen übergegangen sind. Loewe S. 306 und in seinem Bericht 
a. a. O. S. 247. 

§ 9. 

Ist der Rheder zugleich Angehöriger eines fremden Staates, so hat 
er auf Verlangen des Registergerichts glaubhaft zu machen,^) dass das 
Schiff nicht in ein Schiffsregister dieses Staates eingetragen ist. Wird 
festgestellt, dass eine solche Eintragung besteht, so darf das Schiff nicht 
in ein inländisches Schiffsregister eingetragen werden.^) 

1) Vergl. das Gesetzescitat in Anm. 3 zu § 8. 

^) Erfolgt nachträglich die Eintragung des Schiffes in ein ausländisches Register 
oder ergiebt sich nachträglich, dass eine solche Eintragung stattgefunden hatte, so 
erfolgt die Löschung in dem deutschen Register gemäss § 13 Abs. 2. 

§ 10. 

Ueber die Eintragung des Schiffes in das Schiffsregister wird von dem 
Registergericht eine mit dem Inhalte der Eintragung übereinstimmende^) 
Urkunde (Schiff s-Certifikat)^) ausgestellt. 

Das Schiffs-Certifikat hat ausserdem zu bezeugen, dass die nach § 8 
erforderlichen Nachweise geführt sind und dass das Schiff zur Führung 
der Reichsflagge befugt ist. 

1) Vergl. § 7. 

2) Die Einrichtung desselben bestimmt der Bundesrath nach § 25 Ziffer 3. Vergl. 
die Bek. v. 10. XI. 1899 (II. 2) § 3. 
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§ 11-') 

Durch das Schiffs-Certifikat wird das Recht zur Führung der Reichs- 
flagge nachgewiesen. 

Das Recht zur Führung der Reichsflagge darf vor der Ertheilung*^) 
des Schiffs^Certifikats nicht ausgeübt werden.^) 

Das Schiffs-Certifikat oder ein von dem Registergerichte beglaubigter 
Auszug aus dem Certifikat*) ist während der Reise stets an Bord des 
Schiffes mitzuführen. ^) 

1) Strafbestimmungen vergl. §§ 19, 21. 

^ Aushändigung ist nicht unbedingt erforderlich. Z. B. ruht die Ausübung des 
Flaggenrechtes nicht deshalb, weil etwa bei einem Eigenthumswechsel das Schiffs- 
Oertifikat dem Registergerichte zur Vollziehung des Umschreibungs Vermerks (vergl. § 15) 
«ingereicht und dem neuen Eigenthümer noch nicht wieder zugegangen ist. Begr. zu 
§ 11. — Immer aber ist vorausgesetzt, dass die Urkunde perfekt, insbesondere unter- 
schrieben und untersiegelt ist. 

3) Ausnahmen in §§ 12, 16. 

4) Die Einrichtung desselben bestimmt der Bundesrath nach § 25 Ziffer 3. Vergl. 
Bek. V. 10. XI. 1899 (II. 2) § 4. 

5) Vergl. H.G.B. § 613. 

§ 12.^) 

Erlangt ein im Auslande befindliches Schiff dadurch, dass es in das 
Eigenthum eines Reichsangehörigen ^) gelangt, das Recht zur Führung der 
Reichsflagge, so kann das Schiffs-Certifikat durch eine Bescheinigung 
ersetzt werden, die der Konsul, in dessen Bezirke das Schiff sich zur Zeit 
des Eigenthumsüberganges befindet, über das Recht zur Führung der 
Reichsfiagge ertheilt (Flaggenzeugniss). ^) *) ^) Das Flaggenzeugniss hat 
nur für die Dauer eines Jahres seit dem Tage der Ausstellung, darüber 
hinaus nur für die Dauer einer durch höhere Gewalt verlängerten Reise 
Oültigkeit. «) 

Ein Flaggenzeugniss kann auch behufs der ersten Ueberführung eines 
neuen Schiffes in einen anderen Hafen von dem Registergerichte des 
deutschen Erbauungshafens ausgestellt werden.^) Dieses Zeugniss hat 
nur für die Dauer der Ueberführung Gültigkeit. 

Von der Ausstellung des Flaggenzeugnisses hat die ausstellende Be- 
hörde, wenn ein deutscher Hafen zum Heimathshafen des Schiffes bestimmt 
ist, dem Registergerichte dieses Hafens Anzeige zu machen. 

1) Strafbestimmung vergl. § 19. 

2) In dem erweiterten Sinne des § 2. 

3) Vergl. G. V. 8. XI. 1867 (IX. 1) § 37. Bezüglich der Gebühren vergl. G. v. 
1. VII. 1872 (IX. 2). 

4) Die Einrichtung der Flaggenzeugnisse bestimmt der Bundesrath nach § 25 
Ziffer 3. Vergl. die Bek. v. 10. XI. 1899 (II. 2) § 6. — Kein Flaggenzeugniss nach 
Form und Namen ist die etwa vom Konsul auf Grund seiner allgemeinen Amts- 
befugnisse, z. B. im Falle des Verlustes oder der Unbrauchbarkeit der Schiffspapiere 
eines zur Führung der Reichsflagge berechtigten Fahrzeuges, ertheilte Bescheinigung 
über das obwaltende Sachverhältniss, insbesondere darüber, dass der Nachweis des 
dem Schiffe zustehenden Rechtes zur Führung der Reichsflagge nach der Ueberzeugung 
des Konsuls erbracht sei. Näheres bei von König S. 302. 

^J Zur Verhütung des Missbrauchs der deutschen Flagge durch seeuntüchtige 
Schiffe sind die Kaiserlichen Konsularbehörden in den britischen Hafenplätzen an- 
gewiesen worden, für ein daselbst in das Eigenthum von Reichsangehörigen über- 
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gehendes Schiff das Zengniss über den £rwerb des Rechts zur Führung der deutschen 
Flagge nur auf Grund des Zeugnisses eines Schifisbesichtigers des britischen Board 
of Trade über die Untersuchung des Schiffes und dessen Seetüchtigkeit zu ertheilen. 
Die Schiffsbesichtiger sind vom Board of Trade beauftragt, diese Untersuchung, deren 
Kosten von dem Rheder des Schiffes zu tragen sind, auf Antrag der Kaiserlichen 
Konsularbehörden vorzunehmen (R.C.B1. 1876 S. 620). Von dieser Untersuchung 
kann jedoch ohne Weiteres abgesehen werden, wenn das Schiff in den letzten sechs- 
Monaten vor der Nachsuchung des Flaggenzeugnisses bereits von einem Besichtiger 
des Board of Trade oder den Anstalten «Germanischer Lloyd», «Committee of Lloyd's- 
Register», «Bureau Veritas», «The British Corporation for the Survey and Registry 
of Shipping» untersucht ist, auf Grund dieser Untersuchung eine Bescheinigung seiner 
Seetüchtigkeit oder ein Klassifikationscertifikat der höchsten Klasse erhalten hat, 
inzwischen keinen Unfall erlitten hat und auch sonst hinsichtlich seiner Seetüchtigkeit 
zu Zweifeln keinen Anlass giebt (R.C.B1. 1891 S. 176). Auch die E^aiserlichen 
Konsuln in anderen Ländern werden die Ertheilung eines Flaggenzeugnisses abzulehnen 
haben, wenn sie die Ueberzeugung gewinnen, dass die Beschaffenheit des Schiff e& 
Gefahr für Mannschaft und Ladung besorgen lässt. von König S. 304. 

^ Demnach wird die Verpflichtung des Eigenthümers, das Schiff in das Register 
eintragen zu lassen, durch das Flaggenzeugniss nicht aufgehoben, sondern lediglich 
aufgeschoben, damit er die Möglichkeit hat, das Schiff nach dem zukünftigen Heimaths- 
hafen zu bringen. Vergl. auch Meves a. a. O. S. 16. 

T) Namentlich zu Gunsten der in § 26 Abs. 1 erwähnten, für auswärtige Rech- 
nung hergestellten Neubauten. 

§ 13. 

Treten in den eingetragenen Thatsachen oder Rechtsverhältnissen^) 
Veränderungen ein, so sind sie in das Schiffsregister einzutragen. Jede 
Eintragung ist baldthunlichst auf dem Schiff s-Certifikate zu vermerken.^) 
Die Aenderung des Namens^) des Schiffes bedarf der Genehmigung des 
Reichskanzlers. *) 

Geht das Schiff unter ^) oder wird es als reparaturunfähig^) kondemnirt^ 
oder verliert es das Recht zur Führung der Reichsflagge,') so ist es in 
dem Schiffsregister zu löschen und das Schiffs- Certifikat von dem Register- 
gericht unbrauchbar zu machen.®) Das Gleiche gilt, wenn der Rheder 
zugleich Angehöriger eines fremden Staates ist, und sich ergiebt, das» 
das Schiff in ein Schiffsregister dieses Staates eingetragen ist.^) 

Im Falle der Verlegung des Heimathshafens aus dem Registerbezirke 
hat das Registergericht nach Vollziehung der Eintragung das Schiffs- 
Certifikat mit einer beglaubigten Abschrift des Registerinhalts dem neuen 
Registergerichte zur Bewirkung der Eintragung zu übersenden. ^^) 

^) Vergl. § 7. — Ist z. B. neben dem Namen der Wohnort des Rheders ein- 
getragen, so muss auch dessen Veränderung in das Schiffsregister eingetragen werden» 
Erk. d. R.G. v. 27. VI. 1882 (Entsch. d. R.G. in Strafs. Bd. 7 S. 66). 

2) Es ist also nicht ein neues Certifikat auszufertigen. Anders naturgemäss bei 
glaubhaft gemachter, dauernder Unmöglichkeit der Zurücklieferung des Certifikats. — 
Der Vermerk erfolgt durch die Registerbehörde. Katz S. 119. 

3) Antragsberechtigt bezüglich derselben ist nur der Rheder, bei einer Rhederei 
diese auf Grund Mehrheitsbeschlusses im Sinne des H.G.B. § 491. A. M. Meves 
a. a. O. S. 19, ferner Schaps S. 31, der Einstimmigkeit verlangt, da nach seiner 
Ansicht die Namensänderung eine Abänderung des Rhedereivertrages in sich schliesst. 

^) Vergl. Bek., betr. Ausführungsbestimmungen zum § 26 des Flaggengesetzes, 
vom 10. XI. 1899 (II. 2) § 6 Abs. 2. — Die Genehmigung des Reichskanzlers zur 
Namensänderung ist nicht erforderlich für den Fall des Uebergangs von fremden 
Schiffen in das Eigenthum von Reichsangehörigen im Sinne des § 2, da die gesetz- 
lichen Vorschriften nur für registrirte Schiffe gelten. Hierdurch ist freilich eine Um- 
gehung des Gesetzes ermöglicht, indem das Schiff zuerst durch einen Scheinkauf 
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unter eine fremde Flagge gebracht und durch einen weiteren unter die deutsche Flagge 
zurückgebracht wird. Boyens S. Il7f. 

5) üeber den Begriff des Unterganges vergl. Boyens S. 126f. 

6) H.G.ß. § 479 Nr. 1. 

'^) Vergl. § 3. — Der Verlust des Kechtes zur Führung der Reichsflagge tritt 
nicht ein, wenn der Rheder den Seefahrtsbetrieb mit dem Schiffe einstellt. So auch 
Katz S. 119, gegen Bergmann a. a. O. S. 31. 

^) Ein noch vorhandenes Schiffs-Certifikat ist zurückzuliefern. Nöthigenfalls 
erfolgt die Wegnahme zwangsweise durch die Organe der zur üeberwachung der 
Flaggenführung bestimmten Behörden. 

9) Vergl. § 9. 

10) Diese zu übersendende beglaubigte Abschrift braucht nur den noch gültigen 
Registerinhalt zu enthalten. Die Eintragung seitens des neuen Registergerichts ge- 
schieht von Amts wegen und umfasst auch die gültigen Pfandrechte. B.G.B. §§ 1259ff. 
— Vergl. Loewe S. 308. 

§ 14.^) 

Die Thatsachen und Rechtsverhältnisse, welche gemäss § 13 eine 
Eintragung oder die Löschung im Schiffsregister erforderlich machen, sind 
dem Registergericht anzuzeigen^) und glaubhaft zu machen.^) 
Verpflichtet hierzu sind: 

alle Personen, deren Namen nach § 7 Nr. 5 in das Schiffsregister 

einzutragen sind, 
bei juristischen Personen, eingetragenen Genossenschaften und 
solchen Handelsgesellschaften, welche keine persönlich haftenden 
Gesellschafter haben, die gesetzlichen Vertreter, 
in dem Falle des § 6 Abs. 2 Satz 2 statt des Rheders dessen 

Vertreter, 
in dem Falle eines Eigenthum wechseis , durch den das Recht 
des Schiffes zur Führung der Reichsflagge nicht berührt wird,*) 
auch der neue Erwerber des Schiffes oder der Schiffspart. 
Die Anzeige^) ist von dem Verpflichteten binnen sechs Wochen nach 
dem Ablaufe des Tages zu bewirken, an welchem er von der einzutragenden 
Thatsache Kenntniss erlangt hat.^) 

Sind mehrere Verpflichtete vorhanden, so genügt die Anzeige durch 
einen von ihnen. ^) 

1) Strafbestimmung vergl. § 20. Siehe auch S.Ü.V.G. § 62. 

2j Nicht bedarf es des Antrages auf Berichtigung der Eintragung. — Die An- 
zeige kann persönlich oder durch einen Bevollmächtigten, mündlich oder schriftlich 
erstattet werden. Meves a. a. O. S. 24. 

3) Vergl. Anm. 2, 3 zu $58. lieber die Einreichung der Schiffspapiere vergl. § 15. 

*) Vergl. namentlich §§ 2, 3. 

5) Und — bei Vermeidung der gemäss § 20 eintretenden Straffälligkeit — auch 
die Glaubhaftmachung. Katz a. a. O. S. 121. 

6) Da die Frist mit dem Ablaufe des Tages der Kenntnisserlangung beginnt, mehrere 
Verpflichtete aber die KentnisS zu verschiedenen Zeiten erlangt haben können, so 
kann die Frist für diese Mitverpflichteten verschieden laufen. 

Die Verpflichtung dauert auch nach Ablauf der sechs wöchentlichen Frist fort; 
die Verjährung beginnt daher nicht mit dem Ablaufe jener Frist, sondern erst mit 
der Erfüllung der Verpflichtung oder dem Eintritt eines sonstigen, die Anzeigepflicht 
aufhebenden Ereignisses (Untergang, Weiterveräusserung des Schiffes u. dgl.). Die 
Verpflichtung ist nicht auf die Frist von sechs Wochen von erlangter Kenntniss ab 
beschränkt, das Gesetz setzt vielmehr nur einen Termin fest, bis zu welchem — bei Ver- 
meidung der Strafbarkeit — die Anzeige und Glaubhaftmachung spätestens erfolgt 
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sein muss. Dies ergiebt sich auch aus dem § 20 Abs. 2, in welchem von einer mit 
der Rechtskraft des Urtheils von Neuem beginnenden und mit dem Ablaufe weiterer 
sechs Wochen abermals endigenden Verpflichtung offenbar nicht die Rede ist. So 
lange aber die Verpflichtung fortdauert, so lange dauert auch das in der Nicht- 
erfüllung derselben bestehende Unterlassungsdelikt fort. Während dieser Fortdauer 
kann der Lauf der Verjährung nicht beginnen, mithin auch von einem Ablauf der 
Verjährungsfrist nicht die Rede sein. Vergl. St.G.B. § 67. — Erk. des Ober-Tribunals 
V. 22. IX. 1874 (Goltdammer's Archiv Bd. 22 S. 644; Oppenhoff, die Recht- 
sprechung des Ober-Tribunals in Strafsachen Bd. 16 S. 680). — Erk. d. R.G. v. 16. IX. 
1880 (Entsch. in Strafs. Bd. 2 S. 212), v. 25. V. 1882 (das. Bd. 6 S. 381), v. 4. VI. 
1883 (das. Bd. 8 S. 390), v. 2. XI. 1883 (das. Bd. 9 S. 162). — Bergmann a. a. O. 
S. 32. Stenglein S. 365. A. M. Katz S. 120, welcher das Omissivdelikt der §§ 14, 
20 mit dem Ablauf der sechswöchentlichen Frist als vollendet ansieht, während dieser 
Fristablauf in Wahrheit lediglich den Beginn der Strafbarkeit herbeiführt. 

"*) Auf die etwa bereits eingetretene Strafbarkeit der Verpflichteten hat dies 
keinen Einfluss. Schaps S. 60. Vergl. auch Meves a. a. O. S. 24. 

§ 15. 

Ist eine Eintragung oder die Löschung im Schiffsregister erforderlich, 
so ist das Schiffs-Certifikat, und wenn der Inhalt eines von dem Register- 
gericht ertheilten Auszugs aus dem Schiffs- Certiflkate berührt wird, auch 
dieser^) dem Gericht einzureichen.^) Zur Einreichung verpflichtet ist 
ausser den im § 14 bezeichneten Personen auch der Schiffer, sobald sich 
das Schiff in dem Hafen befindet, in dessen Register es eingetragen ist. 

Das Gericht hat die Betheiligten zur Einreichung der Urkunden 
durch Ordnungsstrafen anzuhalten. Auf das Verfahren finden die Vor- 
schriften der §§ 132 bis 139 des Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit^) (Reichs-Gesetzbl. 1898 S. 771) entsprechende 
Anwendung. 

Befindet sich das Schiff im Auslande, so hat auf Antrag das Register- 
gericht ein neues Schiffs-Certifikat auszustellen und es dem Schiffer gegen 
Rückgabe der nach Abs. 1 einzureichenden Urkunden durch Vermittelung 
einer deutschen Behörde aushändigen zu lassen.^) 

^) Zweckmässiger Weise jedoch nicht gleichzeitig mit dem Certifikat, souderii 
erst nach Wiederaushändigung desselben, damit wenigstens eine Schiffsurkunde in 
der Hand des Schiffers ist. Begr. zu § 15. 

2) Diese Einreichung kann getrennt von der Anzeige aus § 14 erfolgen. — Im 
Uebrigen vergl. Bek. v. 10. XI. 1899 (II. 2) § 4. 

3) Dieselben lauten: 

§ 132. 

Sobald das Registergericht von einem sein Einschreiten nach den 
§§ 14, 319 und dem § 325 Nr. 9 des Handelsgesetzbuchs rechtfertigenden 
Sachverhalte glaubhafte Kenntniss erhält, hat es dem Betheiligteu 
unter Androhung einer Ordnungsstrafe aufzugeben, innerhalb einer 
bestimmten Frist seiner gesetzlichen Verpflichtung nachzukommen 
oder die Unterlassung mittelst Einspruchs gegen die Verfügung zu 
rechtfertigen. 

Die Beschwerde gegen diese Verfügung ist unzulässig. 

§ 133. 
Wird innerhalb der bestimmten Frist weder der gesetzlichen Ver- 
pflichtung genügt noch Einspruch erhoben, so ist die angedrohte Strafe 
festzusetzen und zugleich die frühere Verfügung unter Androhung 
einer erneuten Ordnungsstrafe zu wiederholen. 



16 II. 1. Gesetz, betr. das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe. 

In gleicher Weise ist fortzufahren, bis der gesetzlichen Verpflich- 
tung genügt oder Einspruch erhoben wird. 

§ 134. 

Wird rechtzeitig Einspruch erhoben, so hat das Gericht, wenn sich 
der Einspruch nicht ohne Weiteres als begründet ergiebt, zur Erörte- 
rung der Sache den Betheiligten zu einem Termine zu laden. 

Das Gericht kann, auch wenn der Betheiligte nicht erscheint, nach 
Lage der Sache entscheiden. 

§ 135. 

Wird der Einspruch für begründet erachtet, so ist die erlassene 
Verfügung aufzuheben. 

Anderenfalls hat das Gericht den Einspruch zu verwerfen und die 
angedrohte Strafe festzusetzen. Das Gericht kann, wenn die Umstände 
es rechtfertigen, von der Festsetzung einer Strafe absehen oder eine 
geringere als die angedrohte Strafe festsetzen. 

Im Falle der Verwerfung des Einspruchs hat das Gericht zugleich 
eine erneute Verfügung nach §132 zu erlassen. Die in dieser Verfügung 
bestimmte Frist beginnt mit dem Eintritte der Rechtskraft der Ver- 
werfung des Einspruchs, 

§ 136. 

Wird im Falle des §133 gegen die wiederholte Verfügung Einspruch 
erhoben und dieser für begründet erachtet, so kann das Gericht, wenn 
die Umstände es rechtfertigen, zugleich die früher festgesetzte Strafe 
aufheben oder an deren Stelle eine geringere Strafe festsetzen. 

§ 137. 

Gegen die Versäumung der Einspruchsfrist ist auf Antrag nach 
Maassgabe des § 22 Abs. 2 die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
zu ertheilen. 

§ 138. 

Bei der Festsetzung der Ordnungsstrafe ist der Betheiligte zugleich 
in die Kosten des Verfahrens zu verurtheilen. 

§ 139. 

Gegen den Beschluss, durch welchen die Ordnungsstrafe festgesetzt 
oder der Einspruch verworfen wird, findet die sofortige Beschwerde 
statt. 

Ist die Strafe nach Maassgabe des § 133 festgesetzt, so kann die 
Beschwerde nicht darauf gestützt werden, dass die Verfügung, durch 
welche die Strafe angedroht worden ist, nicht gerechtfertigt gewesen sei. 

Ueber die Höhe der Ordnungsstrafe bestimmt 

§ 33. 

. . . Die einzelne Strafe darf den Betrag von dreihundert Mark nicht 
übersteigen. 

4) Aus dem Zwecke der Zulassung des Antrags auf Ertheilung eines neuen Schiffs- 
Certlükats folgt, dass, solange ein solcher Antrag noch nicht erledigt ist, die Ein- 
reichung des alten Certifikats nicht gefordert und durch Ordnungsstrafen gemäss 
Abs. 2 nicht erzwungen werden kann. Begr. zu § 15. 

§ 16. 

Schiffe von nicht mehr als 50 Kubikmeter Brutto-Raumgehalt sind.^) 
auch ohne Eintragung in das Schiffsregister und Ertheilung des Schiffs- 
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Cerüfikats befugt, das Recht zur Führung der Reichsfiagge auszu- 
üben. 2) ^) 

1) Vorausgesetzt dass die in §§ 2, 3 gesetzten Bedingungen erfüllt sind. 

2) Auch wenn sie im Auslande aus dem Eigenthum eines Nichtdeutschen in das 
eines Keichsangehörigen im Sinne des § 2 übergehen. Doch empfiehlt es sich dann, 
auf Wunsch der Eigenthümer solcher Fahrzeuge nach stattgehabter Beweisaufnahme 
eine konsularische Bescheinigung darüber zu ertheilen, dass der Antragsteller seine 
Reichsangehörigkeit, sowie sein ausschliessliches Eigenthum an dem — näher zu be- 
schreibenden — Schiffe dargethan habe, and dass letzteres mit Rücksicht auf seinen 
nicht mehr als 50 Kubikmeter betragenden Bmtto-Raumgehalt ohne ein förmliches 
Schiffs -Certifikat zur Führung der deutschen Reichsflagge befugt sei. von König 
S. 306. Ein Flaggenzeugniss (§ 12) wird solchen Schiffen nicht ertheilt. 

S) Sind sie aber ins Schiffsregister eingetragen, so unterliegen sie allen Ver- 
pflichtungen eingetragener Schiffe. Schaps S. 58. Boyens S. 116. 

§ 17. >) 

Ein in das Schiffsregister eingetragenes Schiff muss seinen Namen 
an jeder Seite des Bugs und seinen Namen sowie den Namen des 
Heimathshafens am Heck in gut sichtbaren und fest angebrachten Schrift- 
zeichen führen.''^) 

^) Strafbestimmung vergl. § 21. 

2) Die Art der Anbringung bestimmt der Bundesrath nach § 26 Ziffer 4. — 
Vergl. die Bek. v. 10. XL 1899 (II. 2) § 6. 



§ 18.^) 

P^ührt ein Schiff die Reichsflagge, ^) ohne hierzu nach den Vorschriften 
der §§ 2, 3 berechtigt zu sein,^) so wird der Schiffer*) mit Geldstrafe 
bis zu fünfzehnhundert Mark oder mit Gefängniss bis zu sechs Monaten 
bestraft. ^) Auch kann auf Einziehung des Schiffes erkannt werden, ohne 
Unterschied, ob es dem Verurtheilten gehört oder nicht; der § 42 des 
Strafgesetzbuchs findet entsprechende Anwendung.^) 

1) Verschulden ist vorausgesetzt, vergl. § 23. — Geltungsbereich des § 18, 
vergl. § 24. Vergl. auch § 13 des internationalen Vertrages, betr. die polizeiliche 
Regelung der Fischerei in der Nordsee, v. 6. V. 1882 (R.G.Bl. S. 2ö). 

^ D. h. bedient es sich derselben, wenn auch nur auf kurze Zeit, zur Kenn- 
zeichnung seiner Nationalität; das Delikt ist vollendet mit dem Zeigen der Flagge 
in dieser Absicht. Vergl. Meves a. a. O. S. 9. Eatz S. 121. 

^) »Sei es, dass die Berechtigung nie vorhanden war oder verloren ist; im letzteren 
Falle gleichviel ob das Schiff im Register gelöscht ist oder nicht, gleichviel ob es 
das Certiflkat noch an Bord hat oder nicht.« Schaps S. 50. 

4) Nicht der Eigenthümer, sondern der jeweilige Führer des Schiffes; eine nur 
augenblickliche Vertretung befreit indessen den berufenen Führer des Schiffes nicht 
von seiner Verantwortlichkeit. Vergl. Meves a.a.O. S. 9, 13. Andere Personen als 
der Schiffer können als Theilnehmer strafbar sein. 

^) Die Strafminima Bind, weil ein Vergehen vorliegt, drei Mark Geldstrafe bezw. 
ein Tag Gefängniss. Vergl. St.G.B. §§ 1, 16, 27. 

^) Ist also die Verfolgung oder die Verurtheilung nicht ausführbar, so kann 
selbständig auf Einziehung des Schiffes erkannt werden. Vergl. St.P.O. §§ 477 — 479. 

Per eis, Seegesetzgebang. 2 
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Führt ein Schiff den Vorschriften der §§ 11, 12 zuwider^)*) die 
Reichsflagge/) so wird der Schiffer^) mit Geldstrafe bis zu dreihanderi 
Mark oder mit Haft bestraft.^) 

ij Verschulden ist vorausgesetzt, vergl. § 23. — Geltungsbereich des § 19 
vergl. § 24. 

*) Ausnahme § 16. 

3) Die Bestrafung wegen Zuwiderhandlung gegen § 12 tritt auch dann ein, wenn 
das Flaggenzeugniss seine Gültigkeit verloren hat, obwohl die materielle Voraus- 
setzung für das Flaggenrecht des Schiffes fortbesteht. Begr. zu i; 19. 

4) Vergl. Anm. 2 zu § 18. 

5) Vergl. Anm. 4 zu § 18. 

6) Die Strafminima sind, da ein Vergehen vorliegt, drei Mark Geldstrafe bezw. 
ein Tag Haft; das Strafmaximum der Haft ist sechs Wochen. Vergl. St.G.B. §§ 1, 18, 27. 

§ 20.1) 

Wer die ihm nach § 14 obliegende Verpflichtung nicht erfüllt,^) wird 
mit Geldstrafe bis zu dreihundert Mark oder mit Haft bestraft.') 

Wer gemäss Abs. 1 verurtheilt ist und seiner Verpflichtung nicht 
binnen sechs Wochen nach dem Eintritte der Rechtskraft des Urtheils 
genügt, wird mit Geldstrafe bis zu sechshundert Mark oder mit Gefängniss^j 
bis zu zwei Monaten bestraft. Die gleiche Strafe tritt ein, wenn im 
Falle einer weiteren Verurtheilung^) die Verpflichtung nicht binnen der 
bezeichneten Frist erfüllt wird. 

^) Verschulden ist vorausgesetzt, vergl. § 23. 

2) Vergl. Anm. 6, 7 zu § 14. — Die Strafe trifft jede anzeigepflichtige Person 
im vollen Betrage, da jede für sich allein eine ihr persönlich obliegende Pflicht zu 
erfüllen unterlassen hat. Meves a. a. O. S. 24. 

3) Vergl. Anm. 6 zu § 19. 

4) Vergl. Anm. 6 zu § 18. 

5) Die Bestrafung kann also nicht nur einmal, sondern so oft als nöthig wieder- 
holt werden, d. h. bis einer der Verpflichteten die Verpflichtung erfüllt hat. 

§ 21.^) 

Befindet sich der Vorschrift des § 11 Abs. 3 zuwider weder das 
Schiffs-Certifikat noch ein beglaubigter Auszug aus dem Certifikat an Bord 
des Schiffes oder ist das Schiff nicht gemäss § 17 bezeichnet,^) so wird 
der Schiffer^)*) mit Geldstrafe bis zu einhundertundfünfzig Mark oder mit 
Haft bestraft. 

1) Verschulden ist vorausgesetzt, vergl. § 23. — Geltungsbereich des § 21 
vergl. § 24. 

2) Die Strafe ist verwirkt, wenn nur eine der im § 17 erforderten Bezeich- 
nungen, und zwar an dem dafür bestimmten Platze, fehlt oder die Schriftzeichen zu 
klein, nicht gut sichtbar oder nicht fest angebracht sind. — Bek. v. 10. XI. 1899 g 6 ist 
gemäss § 26 Nr. 4 integrirender Bestandtheil des § 17. 

^ Vergl. Anm. 4 zu § 18. 

4) Tritt, ehe die Verjährung der Strafbarkeit eingetreten ist, ein Wechsel in der 
Führerschaft des Schiffes ein, so kann ein früherer und ein späterer Schiffsführer 
nebeneinander strafbar sein. Vergl. auch Stenglein S. 384. 
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§ 22.1) 

Werden die von dem Kaiser erlassenen Bestimmungen über die Ver- 
pflichtung der Kauffahrteischiffe, die Flagge vor Kriegsschiffen und Küsten- 
befestigungen oder bei dem Einlaufen in deutsche Häfen zu zeigen,^ nicht 
beobachtet, so wird der Schiffer mit Geldstrafe bis zu einhundertundfünfzig 
Mark oder mit Haft bestraft. 

1) Verschulden ist vorausgesetzt, vergl. § 23. — Geltungsbereich des § 22 
vergl. § 24. 

2) Vergl. n.8. 

§ 23. 

Straflos bleibt in den Fällen der §§ 18 bis 22 derjenige, bezüglichi 
dessen festgestellt wird,^) dass die Handlung oder Unterlassung ohne sein 
Verschulden erfolgt ist.^ 

1) Von Amts wegen. 

S) Es besteht also eine Vermuthung dafür, dass die Handlung oder Unterlassung 
schuldhaft erfolgt ist. Ob dad Verschulden auf Vorsatz oder Fahrlässigkeit be- 
ruht, ist für die Strafbarkeit unerheblich, kann aber für die Strafzumessung von Be- 
deutung sein. 

Welche Umstände das Verschulden ausschliessen, ist Thatfrage. Regelmässig 
wird es aber dem Führer des Schiffes nicht als Entschuldigung dienen, dass nicht er 
selbst, sondern seine Leute ohne sein Wissen die Bestimmungen der §§18 bis 22 
verletzt haben; die Strafe soll auch für diesen Fall allein den Führer des Schiffes 
treffen, weil dieser während der Fahrt für die unter seiner Zwangsgewalt stehende 
Schiffsmannschaft verantwortlich ist. Vergl. Katz S. 124. — „Die Schiffsmannschaft, 
welche auf Befehl handelt, kann wegen Theilnahme nicht bestraft werden." 
Stenglein S. 355. 

Jedenfalls kann dem Schiffer der Beweis der Nichtschuld nur in dem Sinne 
auferlegt werden, dass er die Umstände bezeichnen muss, aus welchen er ein Nicht- 
verschulden ableitet. Diese Umstände und die dafür vorliegenden Beweise hat der 
Eichter unter freier Würdigung zu prüfen. Stenglein S. 354. 

§ 24.1) 

Die in den §§ 18, 19, 21 bezeichneten Handlungen sind auch dann 
strafbar, wenn sie im Auslande oder auf offener See begangen werden. 

Das Gleiche gilt von Zuwiderhandlungen gegen die im § 22 vor- 
gesehenen Bestimmungen, sofern die Zuwiderhandlung auf einem deutschen^ 
Kauffahrteischiff erfolgt. 

^) Erweiterung der hier nicht ausreichenden allgemeinen Grundsätze des St.G.B. 
§ 4. — Die Verjährung beginnt mangels einer anderweiten Bestimmung, wie sie z. B. 
S.O. § 100 Abs. 2 enthält, mit der Zuwiderhandlung. 

^) Nicht auf einem ausländischen; diesen gegenüber ist aus Rücksichten inter- 
nationaler Natur eine Strafverfolgung ausgeschlossen, wenn die Verletzung deutscher 
Etikettevorschriften ausserhalb des Hoheitsgebiets des Deutschen Reichs erfolgt. Begr. 
zu § 24. Vergl. indessen Anm. 2 zu § 26. 

§ 25.1) 

Der Bundesrath bestimmt: 

1. die Grenzen der Seefahrt im Sinne dieses Gesetzes (§ 1), 

2. den Umfang, in welchem die Ergebnisse der amtlichen Vermessung 
in das Schiffsregister einzutragen sind (§ 7 Nr. 2), 

2* 
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3. die Einrichtung des Schiffs- Certifikats (§ 10), des beglaubigten 
Auszugs aus dem Schiff s-Certifikat (§ 11) und der Flaggenzeug- 
nisse (§ 12), 

4. die Art, wie die Anbringung der Namen am Schiffe auszuführen 
ist (§ 17). 

1) Vergl. Bek., betr. Ansfühmngsbestimiunngen zum § 26 des Flaggengesetzes 
vom 22. VI. 1899, vom 10. XI. 1899 (H.s). 

§ 26.1)^) 

Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auch Anwendung auf see- 
gehende Lustyachten, auf ausschliesslich zur Ausbildung von Seeleuten be^ 
stimmte Seefahrzeuge (Schulschiffe) sowie auf solche Seefahrzeuge, welche 
für Rechnung von auswärtigen Staaten oder deren Angehörigen im Inland 
erbaut sind. Machen solche Fahrzeuge von dem Rechte zur Führung der 
Reichsflagge Gebrauch, so unterliegen sie den für Kauffahrteischiffe gelten- 
den Vorschriften. 

Durch Kaiserliche Verordnung mit Zustimmung des Bundesraths kann 
die Geltung der im Abs, 1 bezeichneten Vorschriften auch auf andere nicht 
zum Erwerbe durch die Seefahrt bestimmte Seefahrzefuge erstfreckt werden, 

1) Die gegenwärtige Fassung der §§ 26, 26 a beruht auf dem Gesetz zur Ab- 
änderung des Gesetzes, betr. das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe, v. 29. V. 1901 
(B.G.B1. S. 184). Der gegenwärtige § 26 a bildete ursprünglich den zweiten Absatz 
des § 26. 

2) Auch in diesem Falle ist § 22 anwendbar (trotz der Bestimmung des § 24 
Abs. 2), und zwar in Verbindung mit § 1 der V. vom 21. VIII. 1900 (II. 3). 

^ 26a, 

Durch Kaiserliche Verordnung mit Zustimmung des Bundesraths kann 
bestimmt werden, dass die Vorschriften dieses Gesetzes auch auf Binnen- 
schiffe, die ausschliesslich auf ausländischen Gewässern verkehren, An- 
wendung finden.^) Die Schiffsregister für solche Schiffe werden bei den 
durch den Reichskanzler bestimmten deutschen Konsulaten geführt. 

^) Vergl. V., betr. das Flaggenrecht deutscher Binnenschiffe, die ausschliesslich 
auf ausländischen Gewässern verkehren, v. 1. III. 1900 (R.G.Bl. S. 41), und dazu Bek., 
betr. das Flaggenrecht deutscher Binnenschiffe, die ausschliesslich auf ausländischen 
Gewässern verkehren, v. 11. IV. 1900 (ß.C.Bl. S. 270). Diese Bestimmungen beziehen 
sich auf die Schifffahrt auf der unteren Donau und auf chinesischen Gewässern. 

Deutsche Schiffe, welche die Flussschifffahrt vom Inland aus na^h ausländischen 
Revieren betreiben, wie dies vom Rhein aus geschieht, haben nicht die Reichs-, sondern 
die Landesflagge zu führen. Begr. zu § 26. 

§ 27.1) 

Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen 
die Schiffsregister von anderen Behörden als den Gerichten geführt 
werden.^) 

1) Vergl. § 4 Abs. 2. 

2) Es sind dies: 

a) für Hamburg die Deputation für Handel und Schifffahrt. V. des Senats vom 
3. III. 1873 (G.S. 1. Abth. S. 13), 
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b) für Mecklenburg-Schwerin die Magistrate zu Rostock und Wismar. V. zur 
Ausführung des G. über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
vom 9. lY. 1899 (Regierungs-Blatt f. das Grossherzogthum Mecklenburg- 
Schwerin S. 227) § 61. 
Die Oldenburgische V. vom 27. IV. 1874, infolge deren für Oldenburg das 
Schiffsregister bei dem Staatsministerium geführt wurde, ist durch G. zur Aus- 
führung des Bürgerlichen Gesetzbuchs und des Handelsgesetzbuchs v. 16. Y. 1899 
(Gesetzblatt f. das Grossherzogthum Oldenburg S. 405) § 50 Nr. 16 aufgehoben. 

§ 28. 

Unberührt bleiben die Vorschriften des § 10 des Schvizgebietsgeaetzes 
(Rdchs-Gesetzbl. 1900 S. 813).^) ») ^ 

1) Fassung gemäss Artikel 2 des G., betr. Aenderungen des Gesetzes über die 
Rechtsverhältnisse der deutschen Schutzgebiete (R.G.B1. 1888 S. 75, R.G.Bl. 1899 
S. 365), V. 26. YII. 1900 (R.G.Bl. S. 809). 

2) Derselbe lautet: 

Durch Kaiserliche Verordnung können Eingeborene der 
Schutzgebiete in Beziehung auf das Recht zur Führung der 
Reichsflagge (Gesetz, betreffend das Flaggenrecht der Kauf- 
fahrteischiffe vom 22. Juni 1899, Reichs-Gesetzbl. S. 319) den 
Reichsangehörigen gleichgestellt werden. 

Die Führung der Reichsflagge in Folge der Verleihung dieses 
Rechtes hat nicht die Wirkung, dass das betreffende Schiff als 
deutsches Seefahrzeug im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 und § 3 
Abs. 1 des See-Unfallversicherungsgesetzes vom 30. Juni 1900 
(Reichs-Gesetzbl. S. 716) gilt. 

3) Yergl. auch General-Akte der Brüsseler Antisklaverei-Konferenz v. 2. YII. 1890 
CR.G.B1. 1892 S. 605), Kapitel III, § II. 

§ 29. 

Soweit in anderen Gesetzen auf Vorschriften des Gesetzes, betreffend 
die Nationalität der Kauffahrteischiffe und ihre Befugniss zur Führung 
der Bundesflagge, vom 25. Oktober 1867 verwiesen ist, treten die ent- 
sprechenden Vorschriften dieses Gesetzes an deren Stelle. 

Der § 74 Nr. 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes (Reichs-Gesetzbl. 1898 
S. 371)*) wird aufgehoben. 

^) Nach welchem die Strafkammern als erkennende Gerichte für Zuwider- 
handlungen gegen das Gesetz, betr. die Nationalität der Kauffahrteischiffe etc., 
Y. 26. X. 1867 ausschliesslich zuständig waren. 

§ 30. 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1900 in Kraft. ^) 

^) Gleichzeitig tritt das G., betr. die Nationalität der Kauffahrteischiffe und ihre 
Befugniss zur Führung der Bundesflagge vom 26. X. 1867 (B.G.B1. S. 36) [zuletzt ab- 
gedruckt bei Seh er er. Das Deutsche Seerecht, Leipzig 1901, S. 182 ff.] nebst seinen 
späteren Modifikationen, Ergänzungen und Ausführungsbestimmungen, insbesondere 
das G., betr. die Kegistrirung und die Bezeichnung der Kauffahrteischiffe vom 28. VI. 1873 
(R.G.B1. S. 184), auch ohne dass eine ausdrückliche Aufhebung erfolgt ist, ausser 
Kraft. Ausgenommen hiervon sind die Uebergangsbestimmungen des genannten G. 
vom 26. X. 1867 — 

§ 18. Die in Gemässheit des § 2 zur Führung der Bundes- 
flagge berechtigten Schiffe, welche in Folge der Vorschrift 
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Artikel 432 ff. des Allgemeinen Dentschen Handelsgesetzbnchs 
in das Schiffsregister eines Bundesstaates bereits eingetragen 
nnd mit Certifikaten Behufs Führung der Landesflagge ver- 
sehen sind, brauchen zur Ausübung des Rechts, die Bundes- 
flagge zu führen, von Neuem in das Schiffsregister nicht ein- 
getragen und mit neuen Certifikaten nicht versehen zu werden. 
§ 19. Die landesgesetzlichen Bestimmungen über die Füh- 
rung der bisherigen Schiffsregister finden auch auf die nach 
diesem Gesetze zu führenden Schiffsregister Anwendung, so- 
weit sie mit den Vorschriften desselben sich vertragen, und 
unbeschadet ihrer späteren Aenderung auf landesgesetzlichem 
Wege. — 
welche, wie die Begr. hervorhebt, als mit den Bestimmungen des neuen Gesetzes 
nicht in Widerspruch stehend, stillschweigend in Kraft bleiben sollen, ohne doch in 
Anbetracht ihres vorübergehenden Charakters der Aufnahme in das neue Gesetz zu 
bedürfen. 



2. BekanntmaoliiiBg, betrefilsnd Ausfülinmgsbestizuinuiigen zum 
§ 25 des Flaggen-Oesetzes vom 22. Jimi 1809. *) 

Vom 10. November 1899. 
(R.C.B1. S. 380.) 

1) Die dieser Bekanntmachung als Anlage beigefügten Muster werden hier nicht 
wiedergegeben. 

§ 1- 

Seefahrt. Als Seefahrt im Sinne des § 1 des Gesetzes vom 22. Juni 1899 

ist in den nachstehend aufgeführten Revieren die Fahrt anzusehen: 

1. bei Memel 

ausserhalb der Mündung des Kurischen Haffs, 

2. bei Pillau 

ausserhalb des Pillauer Tiefs, 

3. bei Neufahrwasser 

ausserhalb der Mündung der Weichsel, 

4. in der Putziger Wiek 

ausserhalb Rewa und Heistemest, 

5. bei Dievenow, Swinemünde und Peenemünde 

ausserhalb der Mündung der Dievenow und Swine sowie 
ausserhalb der nördlichen Spitze der Insel Usedom und der 
Insel Rüden, 

6. bei Rügen 

östlich : 

ausserhalb der Insel Rüden und dem Thiessower Höft, 

westlich: 

ausserhalb Wittower Posthaus und der nördlichen Spitze 
von Hiddens-Oe sowie ausserhalb des Bock bei Barhöft, 

7. bei Wismar 

ausserhalb Jackelsbergs-Riff, Hannibal-Grund, Schweinskötel 
und Lieps sowie ausserhalb Tarnewitz, 

8. auf der Eäeler Föhrde 

ausserhalb Stein bei Labö und Bülk, 
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9. auf der Eckern Föhrde 

ausserhalb Nienhof und Bocknis, 

10. bei Flensburg, Sonderburg und Apenrade 

ausserhalb Birknakke und Kekenis-Leuchtthurm sowie ausser- 
halb Tundtoft-Nakke und Kundshoved, 

11. bei Hadersleben 

ausserhalb Raadhoved, Insel Aarö, Insel Linderum und 
Orbyhage, 

12. bei Husum 

ausserhalb Nordstrand, 

13. auf der Eider 

ausserhalb VoUerwiek und Hundeknoll, 

14. auf der Elbe 

ausserhalb der westlichen Spitze des hohen Ufers (Dieksand) 
und der Kugelbake bei Döse, 

15. auf der Weser 

ausserhalb Cappel und Langwarden, 

16. auf der Jade 

ausserhalb Langwarden und Schilligshörn, 

17. auf der Ems 

ausserhalb der westlichen Spitze der Westermarsch (Utlands- 

Hörn) und Ostpolder Siel. 
Für die Schutzgebiete bleibt die Bestimmung der Grenzen der See- 
fahrt dem Reichskanzler oder den von ihm hierzu ermächtigten Beamten 
überlassen. 

§ 2. 

Als Ergebnisse der amtlichen Vermessung sind in das Schiffsregister Ergebnisse 
einzutragen: ^?^ 

1. die nach § 25 der Schiffsvermessungsordnung vom 1. März 1Ö95 Ygj.jjjggg^jj 
aufgenommenen Hauptmasse; 

2. Der Raumgehalt des Schiffes, und zwar der Bruttoraumgehalt und 
der Nettoraumgehalt, jeder in Kubikmetern und Registertons nach 
folgendem Muster: 

Die Vermessung ist auf Grund der Schiffsvermessungs- 
ordnung vom I.März 1895 (Reichs-Gesetzbl. 1895 S. 161) na<jh dem 
Verfahren erfolgt, und es beträgt: 



a) der Bruttoraumgehalt des Schiffes 

b) der Nettoraumgehalt des Schiffes 



Kubikmeter. 



Registertons. 



zu b) in Worten Kubikmeter, 

gleich Registertons. 

Hat die Vermessung im Inlande noch nicht stattfinden können, so ist 
dies im Schiffsregister zu vermerken. Es sind alsdann diejenigen Angaben 
über Raumgehalt oder Ladungsfähigkeit einzutragen, welche sich aus den 
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anderweitig, insbesondere durch eine ausländische Vermessungsurkunde, 
glaubhaft geführten Nachweisen ergeben. Die Art des Nachweises ist im 
Register zu vermerken. Eine Umrechnung in Kubikmeter und Register- 
tons findet, wenn die Nachweise sich auf andere Masse beziehen, nicht 
statt (vergl. den Vermerk im § 3 Abs. 3). 

Wird das Schiff demnächst einer amtlichen Vermessung im Inland 
unterzogen, so ist deren Ergebniss gemäss Abs. 1 einzutragen. 

§ 3. 

SchifEs- Die Einrichtung des Schiffs-Zertifikats erfolgt nach dem beiliegenden 

Zertifikat. Muster. Die Ausfertigung ist mit der Unterschrift und dem Siegel der 
ausstellenden Behörde zu versehen. 

Die Eintragung der Vermessungsergebnisse in das Schiffs-Zertifikat er- 
folgt gemäss § 2 mit folgenden Massgaben : 

Ist das Schiff noch nicht im Inlande vermessen, so ist an Stelle der 
nach § 2 vorgeschriebenen Eintragung neben dem für diese bestimmten 
Platze das Folgende zu vermerken: 

Der 

Das Schiff ist im Inlande noch nicht vermessen. :^ — 

Die 

(gegebenenfalls durch die Bezeichnung der ausländischen Vermessungsurkunde 

Raumgehalt 
auszufüllen) glaubhaft gemachte =—5 beträgt _ 

(einzutragen die nachgewiesenen Angaben, soweit möglich nach Brutto- und 
Nettoraumgehalt; das fremdländische Mass ist genau zu bezeichnen). 

Wird ein Schiff im Inlande neu vermessen, so sind die Ergebnisse 
dieser Vermessung gemäss Abs. 2 unter der Rubrik »Veränderungen in 
den eingetragenen Thatsachen« einzutragen. An der im Abs. 3 bezeich- 
neten Stelle ist in diesem Falle zu vermerken: 

Das Schiff ist neu vermessen. (Vergl. S. dieses Zertifikats.) 

§ 4. 

Auszug aus Ein beglaubigter Auszug aus dem Schiffs-Zertifikate wird auf Antrag 

dem Schiffs- des Rheders oder des Schiffers von der Registerbehörde, welche das Schiffs- 
ZiertiuKate. Zertifikat ausgestellt hat, ertheilt. In den Auszug sind die Eintragungen 
bei den ersten 6 Nummern des Schiffs-Zertifikats und die Bezeugung des 
Flaggenrechts aufzunehmen ; er wird nach dem beiliegenden Muster unter 
Unterschrift und Siegel der Behörde ausgefertigt. Die Eintragungen er- 
folgen nach dem jeweilig geltenden Inhalte des Schiffs-Zertifikats. Ver- 
änderungen, welche nach der Ausfertigung eintreten, dürfen in den Auszug 
nicht eingetragen werden. Der nach § 15 Abs. 1 des Gesetzes vom 
22. Juni 1899 in solchem Falle der Registerbehörde einzureichende Aus- 
zug ist zurückzubehalten und zu vernichten. Auf Antrag des* Rheders 
oder des Schiffers ist ein neuer, den veränderten Eintragungen im Schiffs- 
Zertifikat entsprechender Auszug zu ertheilen. 



II. 3. Verordnung, betr. Zeigen der Nationalflagge durch EauffahrteiBchiffe. 25 



§ 5- 
Die Flaggenzeugni8se werden nach den beiliegenden Mustern An- Flaggen- 
lage C (§ 12 Abs. 1 des Gesetzes vom 22. Juni 1899) und Anlage D Zeugnisse. 
(§12 Abs. 2 a. a. O.) unter Unterschrift und Siegel der Behörde aus- 
gefertigt. 

S 6. 



Die nach § 17 des Gesetzes vom 22. Juni 1899 vom Schiffe zu 
führenden Namen sind in lateinischer Druckschrift von solcher Grösse 
deutlich erkennbar anzubringen, dass 

1. die Höhe der kleinsten Buchstaben mindestens zehn Centimeter, 

2. die Breite der die Buchstaben bildenden Grundstriche mindestens 
Yö der Höhe der Buchstaben beträgt. 

Der Antrag auf Aenderung des Namens eines in das Schiffsregister 
eingetragenen Schiffes ist an die Registerbehörde zu richten, welche den 
Antrag mit begutachtendem Berichte dem Reichskanzler (Reichsamt des 
Innern) vorlegt. 



Namen. 



3. Verordnung, betrefibnd Zeigen der Nationalflagge 

durch Kaufföhrteiscliiöb.*) 

Vom 21. August 1900. 
(R.G.B1. S. 807.) 

1) Gemäss § 22 des G., betr. das Flaggenrecht der Kanffahrteischiffe, vom 
22. VI. 1899 (ß.G.Bl. S. 319) vom Kaiser erlassen. — Mit dieser Verordnung sind die 
älteren den Gegenstand betreffenden partikularrechtlichen Erlasse von 1868 und 1882 
ausser Kraft getreten. 

§ 1- 

Deutsche Kauffahrteischiffe^) haben die Reichsflagge zu zeigen: 

a) beim Begegnen mit einem Schiffe Meiner Marine, welches die 
Reichskriegsflagge gesetzt hat, 

b) beim Passiren einer deutschen Küstenbefestigung, auf welcher die 
Kriegsflagge weht, wenn das Passiren innerhalb drei Seemeilen 
vom Strande beim tiefsten Ebbestand ab gerechnet, erfolgt, 

c) beim Einlaufen in einen deutschen Hafen. 

1) Im Sinne der §§ 1, 26, 26 a des zur üeberschrift angeführten Gesetzes. 

§ 2. 

Fremde Kauffahrteischiffe haben in den Fällen des § Ib und c ihre 
Nationalflagge zu zeigen, ingleichen beim Begegnen mit einem Schiffe 
Meiner Marine, welches die Reichskriegsflagge gesetzt hat, wenn die Be- 
gegnung innerhalb der im § 1 b bezeichneten Grenze erfolgt. 

§ 3. 

Die Kommandanten Meiner Schiffe haben die Befolgung der Vor- 
schriften über die Flaggenführung durch die Kauffahrteischiffe zu über- 
wachen. Sie sind daher berechtigt 
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a) in den Fällen der §§ 1, 2 das Zeigen der Flagge erforderlichen 
Falles zu erzwingen, 

b) den Kauffahrteischiffen solche als Nationalflagge^) geführte Flaggen, 
welche den bestehenden Vorschriften^) nicht entsprechen, und 
solche von ihnen geführte Wimpel, welche dem Wimpel der 
Kriegsmarine ähnlich sind,^) wegzunehmen, auch die unbefugte 
Führung der Reichsflagge') zu verhindern. 

m 

1) Vergl. Anm. 4 zu § 1 des Flaggengesetzes (II. i). 

2) Vergl. namentlich 11,4. 

3) Vergl. namentlich IL 6. 

§ 4. 

Die Verpflichtung der Hafenpolizeibehörden zum Einschreiten bei 
Nichtbefolgung der in den §§ 1 und 2 gegebenen Vorschriften wird durch 
die Bestimmung des § 3 nicht berührt. 



4. Verordnung, betrefi^nd die Bundesflagge 
für KaufßOirteiscliiffb. «) 

Vom 25. Oktober 1867. 
(B.G.Bl. S. 39.) 

1) Vergl. R.V. Art. 55. — In dieser Verordnung tritt in Gemässheit der neueren 
Gesetzgebung an die Stelle des Wortes » Bundesflagge « das Wort »Reichsflagge«; an die 
Stelle d«s in derselben angeführten Gesetzes das G., betr. das Flaggenrecht der Kauf- 
fahrteischiffe vom 22. VI. 1899 (vergl. II. i), an die Stelle der Worte »Kriegsmarine 
des Norddeutschen Bundes« die Worte »Kaiserliche Marine«. — Vergl. insbesondere G., 
betr. die Verfassung des Deutschen Reiches, vom 16. IV. 1871 (B.G.Bl. S. 63) § 2 
Abs. 2 und § 29 des Gesetzes Nr. II. i. 

Die Bundesflagge, welche von den Kauffahrteischiffen der Bundes- 
staaten fortan als Nationalflagge ausschliesslich zu führen ist (§1 des 
Gesetzes, betreffend die Nationalität der Kauffahrteischiffe und ihre Be- 
fugniss zur Führung der Bundesflagge, vom heutigen Tage), bildet ein 
längliches Rechteck, bestehend aus drei gleich breiten horizontalen Streifen, 
von welchen der obere schwarz, der mittlere weiss und der untere roth 
ist. Das Verhältniss der Höhe der Flagge zur Länge ist wie zwei zu 
drei. Die Bundesflagge wird von den Schiffen am Heck oder am hinteren 
Mäste — und zwar in der Regel an der Gaffel dieses Mastes, in Er- 
mangelung einer solchen aber am Topp oder im Want — geführt. *) 

Ein besonderes Abzeichen in der Bundesflagge oder einen Wimpel 
zu führen, ähnlich demjenigen der Kriegsmarine des Norddeutschen 
Bundes, ist den Kauffahrteischiffen nicht gestattet.^) 

1) Nur Schiffe, welche mit einer dieser Verordnung entsprechenden Flagge ver- 
sehen sind, haben Anspruch auf den den deutschen Kauffahrteischiffen zukommenden 
Schutz. Vergl. im Einzelnen F. Fe reis, Internationales Seerecht S. 50 ff. 

2) Zuwiderhandlungen sind zwar nicht strafbar, doch können die ungesetzlichen 
Zeichen durch administrativen Zwang beseitigt werden; vergl. §§ 3, 4 der V. Nr. II. 3. — 
Vergl. auch II. lo, ii, 13, 14. 
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6. Allerhöchster Erlass, betrefi&nd die Führung der Kriegs- 
flagge auf den Privatfahrzeugen der deutschen Fürsten. 

Vom 2. März 1886. 

(R.G.Bl. S. 59.) 

Ich genehmige, dass die Souveräne der deutschen Staaten, die Prinzen 
Meines oder eines anderen regierenden deutschen Königlichen Hauses, 
sowie die ersten Bürgermeister der freien Hansestädte auf den ihnen 
eigenthümlich gehörigen Privatfahrzeugen die Krilgsflagge an der Gaffel 
oder am Flaggenstock führen können. 

6. Verordnung über die Führung der Reichsflagge. ^) 

Vom 8. November 1892. 
(R.G.B1. S. 1060.) 

1) Auf Grund des Artikels 65 der Reichsverfassung vom Kaiser erlassen. Im 
Anschluss an diese Verordnung haben auch die Regierungen der deutschen Bundes- 
seestaaten für ihr ausschliesslich oder vorzugsweise von Seeschiffen befahrenes Gebiet 
gleichfalls Dienstflaggen eingeführt, welche sich von der Reichsdienstflagge der Kaiser- 
lichen Marine nur durch ein Wappenfeld in der oberen linken Ecke der Flagge unter- 
scheiden. 

Die bezüglichen Vorschriften sind zusammengestellt bei Reinecke, Deutsches 
Flaggenhandbuch, Hannover und Leipzig 1900, S. 101 ft*. 



Die Bundesflagge in der dn^ch die Verordnung vom 25. Oktober 1867 
(Bundes-Gesetzbl. S. 39)^) für die Schiffe der deutschen Handelsmarine 
festgestellten Form bildet die deutsche Nationalflagge. 

1) Vergl. II. 4. 

§ 2. 

Die deutsche Kriegsflagge wird nach näherer Bestimmung des Kaisers^) 
von der Kaiserlichen Marine und von den im unmittelbaren Reichsdienst 
befindlichen Behörden und Anstalten des deutschen Heeres geführt. Un- 
berührt bleibt die Bestimmung in dem Kaiserlichen Erlasse, betreffend 
die Führung der Kriegsflagge auf den Privatfahrzeugen der deutschen 
Fürsten, vom 2. März 1886 (Reichs-Gesetzbl. S. 59). 2) 

1) Vergl. II. 8. 

2) Vergl. II. 5. 

§ 3. 

Zum Gebrauche derjenigen Reichsbehörden, welche nicht die deutsche 
Kriegsflagge zu führen haben, dient die Reichsdienstflagge. ^) Dieselbe 
besteht aus der deutschen Nationalflagge mit einem in der Mitte des 
weissen Feldes angebrachten, die dienstliche Bestimmung und den Ver- 
waltungszweig kenntlich machenden Abzeichen. Abzeichen sind: 
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1 . im Bereiche des Auswärtigen Amts, einschliesslich der Kaiserlichen 
Behörden und Fahrzeuge in den deutschen Schutzgebieten,^) der 
Eeichsadler mit der Kaiserlichen Krone, 

2. im Bereiche der Kaiserlichen Marine, sofern daselbst nicht die 
Kriegsflagge zu führen ist, ein gelber unklarer Anker mit der 
Kaiserlichen Krone .darüber, 

3. im Bereiche des Reichspostamts ein gelbes Posthorn mit der 
Kaiserlichen Krone darüber,^) 

4. im Bereiche der übrigen Verwaltungszweige die Kaiserliche 
Krone. . 

1) Vergl. II. 7. 

2) Vergl. 11.9. 

3) Vergl. § 4. 

§ 4. 

Zur Führung der Reichsdienstfiagge sind nur die Behörden des Reichs 
berechtigt. Ausserdem haben solche deutsche Schiffe, welche, ohne im 
Eigenthum des Reichs zu stehen, im Auftrage der Reichspostverwaltung 
die Post befördern, solange sie die Post an Bord haben, neben der 
Nationalflagge als besonderes Abzeichen die Postflagge (§ 3 Nr. 3) im 
Orosstop zu heissen. Für dieselbe Zeit sind diese Schiffe berechtigt, die 
Postflagge als Gösch auf dem Bugspriet zu führen. 

§5. 
Diese Verordnung tritt am 1. April 1893 in Kraft. 



7. Bekanntmachimg, betrefibnd die Reiclisdienstflagge. ^) 

Vom 20. Januar 1893. 

(R.C.B1. S. 9.) 
1) Vergl. II. 6, 8, 9. 

Mit Bezug auf die Allerhöchste Verordnung über die Führung der 
Reichsflagge vom 8. November 1892^) (Reichs-Gesetzbl. S. 1050) werden 
die von Seiner Majestät dem Kaiser genehmigten Muster der Reichsdienst- 
flagge in der Anlage^) bekannt gegeben. 

Das Verhältniss der Höhe der Flagge zur Länge ist zwei zu drei. 
Behufs Aufnahme der Abzeichen der Verwaltungszweige ist der weisse 
Streifen der Flagge in der Mitte zu einem kreisrunden, in den schwarzen und 
rothen Streifen übergreifenden Felde erweitert. Der Durchmesser des Kreises 
beträgt fünf neuntel, die Höhe der in den schwarzen und den rothen Streifen 
übergreifenden Kreisabschnitte ein neuntel der Höhe der Flagge. Der 
Farbenton ist bei dem rothen Streifen hell (ziegelroth, englisoh roth), bei 
dem Gelb der Abzeichen dunkel (goldgelb) gehalten. 

Auf Schiffen und Fahrzeugen ist, soweit nicht § 4 der Allerhöchsten 
Verordnung Anderes bestimmt, die Reichsdienstflagge anstatt der National- 
flagge am Heck oder am hinteren Mäste — und zwar in der Regel an der 
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Gaffel dieses Mastes, in Ermangelung einer solchen aber am Topp oder 
im Want — zu führen; sie darf auch in verkleinertem Massstabe al» 
Gösch auf dem Bugspriet oder dem Vorsteven geführt werden. 

1) Vergl. U. 6. 

2) Die Anlage gelangt hier nicht zur Wiedergabe. 

8. Allerhöchster Erlass, betrefi&nd die Führung der deutschen 
Kriegsflagge und der Reichsdienstflagge der Marine.^) 

Vom 27. März 1893. 
(M.V.BI. S. 53.) 

1) Gerichtet an den Reichskanzler (Reichs-Marine-Amt). — Vergl. § 2 der Ver- 
ordnung n. 6. 

Ich genehmige in Verfolg Meiner Verordnung vom 8. November 1892, 
betreffend Reichsflaggen, anliegende Bestimmungen über die Führung der 
deutschen Kriegsflagge und der Reichsdienstflagge der Marine unter Auf- 
hebung aller entgegenstehenden älteren Verfügungen und Vorschriften 
über die Führung der Kriegsflagge. 

Sie haben im Einvernehmen mit dem Kommandirenden Admiral die 
nöthigen Ausführungsbestimmungen für Meine Marine zu erlassen, und 
zur weiteren Veranlassung für die im unmittelbaren Reichsdienst befind- 
lichen Behörden und Anstalten des Heeres von dieser Meiner Ordre dem 
Königlich preussischen Kriegsministerium Kenntniss zu geben. 

Alle bisherigen deutschen Kriegsflaggen mit besonderen Abzeichen 
sind durch diese Meine Ordre abgeschafft und alle zur Führung derartiger 
Flaggen ertheilten Ermächtigungen aufgehoben. 

Bestimmungen 

über die Führung der deutschen Kriegsflagge und der 

Reichsdienstflagge der Marine. 

(Vergl. auch R.C.Bl. S. 112.) 

A. Zur Führung der deutschen Kriegsflagge sind berechtigt: 

a) am Lande: 

1. Die Behörden und Anstalten der Kaiserlichen Marine mit Aus- 
nahme der unter B, a aufgeführten, aber einschliesslich der 
Marine-Signalstationen. 

2. Die im unmittelbaren Reichsdienst befindlichen Behörden und 
Anstalten des deutschen Heeres. 

3. Die Küstenbefestigungen. 

b) auf dem Wasser: 

1. Die Souveräne der deutschen Bundesstaaten, die Prinzen 
regierender deutscher Königlicher Häuser und die ersten Bürger- 
meister der freien Hansastädte auf den ihnen eigenthümlich 
gehörenden Privatfahrzeugen. 

2. Die Kriegsschiffe und Kriegsfahrzeuge der Kaiserlichen Marine 
nebst ihren Beibooten. 
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3. Die übrigen Schiffe, Fahrzeuge und Boote der Kaiserlichen 
Marine, sobald auf ihnen eine Standari^e weht oder ein aktiver 
oder zum aktiven Dienst herangezogener Offizier dienstlich 
eingeschifft ist, oder sobald sie militärisch besetzt oder belegt 
sind. (Hulks.) 

4. Die von der Kaiserlichen Marine ermietheten oder ihr ander- 
weitig zur Verfügung gestellten Schiffe und Fahrzeuge (nebst 
Beibooten), sofern sie von einem aktiven oder zum aktiven 
Dienst herangezogenen Seeoffizier der Kaiserlichen Marine be- 
fehligt werden. Nach jedesmaliger vorheriger Einholung der 
Allerhöchsten Erlaubniss. 

B. Zur Führung der Reichs dienstflagge der Marine sind berechtigt: 

a) am Lande: 

1. Die Leuchtthürme und alle zum Ressort des Lootsen- und See- 
zeichenwesens gehörigen Gebäude und Anstalten der Marine. 

2. Die Seewarte mit ihren Nebenstellen und die Observatorien der 
Marine. 

b) auf dem Wasser: 

1. Die nicht zur Führung der Kriegsflagge berechtigten Schiffe, 
Fahrzeuge und Boote der Kaiserlichen Marine. 

2. Die von der Kaiserlichen Marine ermietheten oder ihr ander- 
weitig zur Verfügung gestellten Schiffe und Fahrzeuge (nebst 
Beibooten), sofern die Führung der Reichsdienstflagge von dem 
Staatssekretär des Reichs-Marine-Amts angeordnet ist. 

9. Allerhöclister Erlass, betreffend die Führung der Reiohsdienst- 
flaggeaufden Regierungsföhrzeugen und den Regierungsgebäuden 

einzelner Verwaltungen in den deutschen Schutzgebieten. 

Vom 13. August 1893. 

(R.C.B1. S. 273.) 

Ich bestimme, dass in den Deutschen Schutzgebieten die Regierungs- 
fahrzeuge und die Regierungsgebäude einzelner Verwaltungen in der Reichs- 
dienstflagge des Auswärtigen Amts die nachstehend aufgeführten be- 
sonderen Abzeichen in der dem Flaggenstocke zugekehrten Ecke des 
schwarzen Streifens zu führen haben: 

1. im Bereiche der Lootsen Verwaltung einen gelben unklaren Anker 
zwischen den rothen Buchstaben L V. 

2. im Bereiche der Zollverwaltung denselben Anker zwischen den 
rothen Buchstaben ZV. — 

10. Allerhöchster Erlass, betrefibnd die Flagge des Kaiserlichen 

Yachtklubs. ^) 

Vom 27. Januar 1893. 

(M.V.Bl. S. 25. — R.C.B1. S. 89.) 

1) Gerichtet au den ßeichskanzler (Beichs-Marine-Amt). — Vergl. II. ii, la. 

Ich verleihe dem Kaiserlichen Yachtklub in Kiel ein in der National- 
flagge zu führendes Abzeichen nach dem Muster der Mir vorgelegten 
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Zeichnung. Zur Führung der mit diesem Abzeichen versehenen National- 
flagge (Klubflagge) bedarf es einer vom Reichs-Marine-Amt ausgestellten, 
auf das Fahrzeug und seinen Besitzer lautenden Legitimation, die durch 
den Klubvorstand einzuholen ist. Sie haben hiernach das Weitere zu 
veranlassen. 

11. Bekanntmacliung, betreffend die Flagge des Kaiserliolien 

Yachtklubs. ') 

Vom 13. Februar 1893. 
(M.V.ßl. S. 26. — K.C.B1, S. 89.) 
1) Erlassen vom Staatssekretär des ßeichs-Marine-Amts. — Vergl. II. lo. 

Die Klubflagge entspricht der Reichsdienstflagge der Marine mit folgenden Ab- 
weichungen : 

1. Das Medaillon hat die Form einer Ellipse mit einer grossen 
Achse = ^9 dör Höhe der Flagge, einer kleinen Achse = ^9 d^r 
Höhe der Flagge. 

2. Das Medaillon ist von einem rechts geschlagenen gelben Taukranz 
umgeben, dessen Dicke V40 der grossen Achse beträgt. 

3. Auf dem Schaft des Ankers liegt ein gelber Schild mit dem 
Preussischen Adler (HohenzoUernschild auf der Brust). Die Höhe 
sowie die obere Breite dieses Schildes beträgt ^/2o der grossen 
Achse. 

4. Die Länge des Ankerstocks ist ^20 der grossen Achse; die Spitzen 
des Bandes bleiben um ^20 der grossen Achse vom einfassenden 
Taukranz ab. 



12. Bestimmungen über die Ertheilimg eines Flaggenscheines 

flir die dem Kaiserlichen Yachtklub in Kiel 

verliehene Klubflagge. ^) 

Vom f^- ^Pf 1893. 
12. Juli 

(M.V.Bl. S. 107, 189.) 
1) Erlassen vom Staatssekretär des Reichs-Marine- Amts. — Vergl. II. 10. 

§ 1- 

Bedingungen zur Erlangung des Flaggenscheines. 

Die Berechtigung zur Führung der Klubflagge seitens der Klubfahr- 
zeuge ertheilt das Reichs-Marine-Amt nach Vorschlag des Vorstandes des 
Kaiserlichen Yachtklubs durch einen Flaggenschein an solche Mitglieder 
des Kaiserlichen Yachtklubs, welche in Uebereinstimmung mit § 2 des 
Gesetzes vom 22. Juni 1899 ( Ueichsgesetzblatt Seite 319) ^) im Besitze der 
Eeichsangehörigkeit und ausschliessliche Eigner einer beim Kaiserlichen 
Yachtklub eingetragenen, gedeckten, seegehenden Segel- oder Dampf- 
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Yacht von wenigstens 8 cbm Brutto-Raumgehalt sind, auf welcher mindestens 
ein Mann als ständige Besatzung gehalten wird. 

1) Vergl. II. 1. 

§ 2. 
Rückgabe des Flaggenscheines. 

Der vom Reichs-Marine- Amt ertheilte Flaggenschein hat nur persön- 
liche Gültigkeit, er lautet auf den Namen des Eigners einer bestimmten, 
den vorstehenden Erfordernissen genügenden Yacht. 

Der Flaggenschein muss deshalb im Falle des Wechsels des Eigen- 
thumes oder des Verlustes der Yacht an den Vorstand des Kaiserlichen 
Yachtklubs zurückgegeben werden, welcher ihn dem Reichs-Marine-Amt 
zur Vernichtung einreicht. 

§ 3. 
Yach^ten mit mehr als einem Eigner. 

Für eine Yacht, welche mehr als einem Eigner gehört, wird nur dann 
ein Flaggenschein ausgegeben, wenn sämmtliche Eigner Mitglieder des 
Kaiserlichen Yachtklubs sind und die Reichsangehörigkeit besitzen. Die 
Rückgabe des Flaggenscheines erfolgt bei solchen Yachten, ausser den 
in § 2 vorgesehenen Fällen auch mit dem Zutritt anderer Eigner. Die 
neuen Eigner haben die Ausstellung eines auf ihren Namen lautenden 
Flaggenscheines zu beantragen. 

§4. 
Vermiethete Yachten. 

Vermiethet ein Eigner seine Yacht, so verbleibt er zwar im Besitze 
des Flaggenscheines, indessen darf an Bord der Yacht für die Dauer des 
Miethsverhältnisses die Klubflagge nicht geführt werden. 

§ 5. 
Führung des Klubstanders neben der Klubflagge. 

Die durch den Flaggenschein ausgesprochene Berechtigung zur Führung 
der Klubflagge setzt voraus, dass die Yacht als zum Kaiserlichen Yacht- 
klub gehörend kenntlich ist, deshalb muss die Klubflagge stets zusammen 
mit dem Stander dieses Klubs gesetzt werden. Nur in ausserdeutschen 
Gewässern darf bei Ehrenerweisungen an Stelle des letzteren der Stander 
eines dort beheimatheten Klubs treten, falls der Eigner zu dessen Führung 
befugt ist. 

§ 6- 
Gesuche um Flaggenscheine und Gebühren für dieselben. 

Die Mitglieder des Kaiserlichen Yachtklubs, welche für ihre Yachten 
auf Grund der vorstehenden Bestimmungen Flaggenscheine zu erlangen 
wünschen, haben sich mit einem diesbezüglichen Gesuch an den Kllub- 
vorstand zu wenden, der das Weitere veranlasst. Es ist dem Klubvorstand 
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anheimgestellt, für die ihm obliegende Beschaffung der Formulare und 
sonstigen Unkosten einen von ihm festzusetzenden Geldbetrag von dem 
Gesuchsteller einzuziehen, 

§7. 
Vorzulegende Papiere. 

Dem Gesuche um den Flaggenschein müssen beigefügt werden: 

1. Ein Stander- Gert ifikat des Kaiserlichen Yachtklubs als Ausweis, 
dass die Yacht bei demselben eingetragen ist. 

2. Ein auf Grund der Schiffsvermessungsordnung vom 1. März 1896^) 
(Reichs -Gesetzblatt Seite 161) nach Formular A ausgestellter 
Messbrief. 

3. Bei Klubfahrzeugen von mehr als 50 cbm Brutto-Raumgehalt 
ein Schiffs-Zertifikat, welches auf Grund des § 10 des Gesetzes 
vom 22, Juni 1899 {Reichs-Gesetzblatt Seite 319) ausgefertigt 
ist, als Ausweis, dass allen für die Führung der Nationalflagge 
erlassenen gesetzlichen Bestimmungen genügt worden ist. 

4. Bei Klubfahrzeugen von 50 cbm Brutto-Raumgehalt und 
darunter entweder das Schiffs-Zertifikat wie zu 3 oder eine Be- 
scheinigung des Klubvorstandes, dass die im § 1 dieser Be- 
stimmungen angegebenen Bedingungen erfüllt sind. 

In allen Fällen, in denen die Reichsangehörigkeit des Gesuchstellers 
nicht zweifellos feststeht, kann der Vorstand des Kaiserlichen Yachtklubs 
noch den betreffenden Nachweis verlangen. 

1) Vergl. Illa. 

§ 8. 
Entziehung des Flaggenscheines. 

Das Reichs-Marine- Amt kann den Flaggenschein jederzeit ohne Angabe 
von Gründen auf Antrag bezw. nach Anhörung des Vorstandes des Kaiser- 
lichen Yachtklubs einziehen. 



13. Allerhöclister Erlass, betrefi&nd Abzeiclien auf der Handels- 
flagge für die als Offiziere des Beurlaubtenstandes etc. der 

Marine angeMrigen Schifl'sf ührer. ^) 

Vom 1. JuH 1896. 
(ß.G.Bl. S. 181.) 
1) Gerichtet an den Reichskanzler. Vergl. II. i4. 

Ich will den Führern deutscher Seehandelsschiffe, solange sie Offiziere 
des Beurlaubtenstandes Meiner Marine sind oder wenn dieselben früher als 
Seeoffiziere Meiner Marine angehört haben und mit der Erlaubniss zum 
Tragen der Uniform verabschiedet worden sind, als Zeichen Meines be- 
sonderen Kaiserlichen Wohlwollens die Berechtigung verleihen, das Eiserne 
Eüreuz auf der deutschen Handelsflagge nach dem mir vorgelegten Muster 
zu führen. Die weiteren Ausführungsbestimmungen haben Sie zu erlassen. 

Per eis, Seegesetzgebnng. 3 
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14. Bekaimtmacliung, betreöönd das Abzeiclien auf der Handels- 
flagge für die als Offiziere des Beurlaubtenstchides etc. der 

Marine angehörigen Schiflfsf ührer. ^) 

Vom 16. August 1896. 
(R.C.B1. S. 461.) 
^) Erlassen vom Reichskanzler. — Vergl. 11.18. 

Mit Bezug auf den Allerhöchsten Erlass über die Führung des Eisernen 
Kreuzes auf der deutschen Handelsflagge vom 1. Juli d. J. (Reichs-Gesetzbl. 
S. 181) wird das von Seiner Majestät dem Kaiser genehmigte Muster der 
mit jenem Abzeichen versehenen Handelsflagge in der Anlage^) bekannt 
gegeben. 

Es beträgt: 

a) der Durchmesser des Eisernen Kreuzes fünf neuntel der Höhe der 
Flagge, ^ 

b) die Höhe der in den schwarzen und in den rothen Streifen der 
Flagge übergreifenden Theile des Eisernen Kreuzes ein fünftel des 
Durchmessers des letzteren, 

c) die Breite des weissen Randes des Eisernen Kreuzes ein dreissigstel 
des Durchmessers des letzteren. 

Das Abzeichen darf in der Gösch nicht geführt werden. 

1) Dieselbe gelangt hier nicht zur Wiedergabe. 



///. Schiffsvermessung. 

1. Schififevemiessungsordnnng. ^) 

Vom 1. März 1895.^) 
(R.G.Bl. S. 161.) 

1) Vom Bundesrath gemäss Art. 64 der R.V. erlassen. — Vergl. III. 2 ff. 

2) An Stelle der SchifEsvermessungsordnnng vom 20. VI. 1888 (R.G.B1. S. 190). 
Vergl. nnten § 38. — Zur Seh. V.O. erging die Instruktion vom 26. III. 1896. — Diese 
Instruktion, welche sich wegen ihres Umfanges und der Beschaffenheit ihrer Anlagen 
zur Aufnahme in das R.G.BI. oder das R.C.B1. nicht eignete, ist in einem besonderen 
Abdruck im Kommissionsverlag von Julius Springer in Berlin erschienen und gelangt 
hier nicht zur Mittheilung. — S. auch die vom Kaiserlichen Schiff svermessungs- 
Amt erlassenen Erläuterungen zu den Vorschriften für die Vermessung der Seeschiffe 
vom 1. III. 1895, 3. Ausgabe, Berlin 1899. 

I. Allgemeine Bestimmungen. 

Die nachstehenden Vorschriften finden Anwendung auf alle SchifEe, 
Fahrzeuge und Boote, welche ausschliesslich oder vorzugsweise zur Seefahrt 
im Sinne der Bekanntmachung^ betreffend Ausführungsbestimmungen zum 
§ 25 des Flaggen-Q-esetzes vom 22. Juni 1899, vom 10. November 1899 
(Centralblatt für das Deutsche Reich S. 380)*^ bestimmt sind. 
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Den regierungen bleibt überlassen, zu bestimmen, ob und in 

welchem age Fahrzeuge unter 50 Kubikmeter Brutto -Raumgehalt, 

welche i Einrichtungen zum dauernden Aufenthalt der Mannschaft 

haben, V )t Vermessung ausgeschlossen bleiben können.*) 

1^ t Fassung gemäss §§ 26, 29 des FLG. (vergl. II. i^ anstatt „Vor- 

sch*^' kl die Begistrirang und die Bezeichnung der Kauffahrteischiffe vom 

1*^ a 1873 (Reiohs-Gesetzbl. S. 367).« 

gl. II. 3 § 1. 
n dieser Befugniss haben die Landesregierungen bisher keinen Gebrauch 

§ 2. 

^^ur Ermittelung der Ladungsfähigkeit der Schiffe wird deren Raum- 
Jt durch Vermessung festgestellt. Die Vermessung erstreckt sich mit 
X aus den nachstehenden Bestimmungen sich ergebenden Einschrän- 
ingen auf die unter dem obersten Deck des Schiffes befindlichen Räume 
and auf die auf oder über dem obersten Deck fest angebrachten Aufbauten. 
Das Ergebniss dieser Vermessung, in Körpermass ausgedrückt, heisst 
der Brutto-Raumgehalt und nach Abzug der in dem § 14 näher be- 
zeichneten Räume der Netto-Raumgehalt des Schiffes. 

§ 3. 

Die Vermessung erfolgt nach dem in den §§ 4 bis 16 und 20 vor- 
geschriebenen vollständigen Verfahren. 

Ausnahmsweise kann jedoch nach Massgabe der §§18 und 19 ein 
abgekürztes Verfahren zur Anwendung gebracht werden, wenn das Schiff 
ganz oder theilweise beladen ist, oder Umstände anderer Art die Ver- 
messung nach dem vollständigen Verfahren verhindern. 

IL Vollständiges Vermessungsverfahren. 

§4. 

Dasjenige Deck, welches in Schiffen mit weniger als drei Decks das 
oberste und in Schiffen mit drei oder mehr Decks das zweite von unten 
ist, heisst das Vermessungsdeck. 

Die unter dem Vermessungsdeck befindlichen Schiffsräume werden als 
Ganzes für sich vermessen. 

Die über dem Vermessungsdeck befindlichen Räume, mögen sie durch 
Decks oder durch Aufbauten auf oder über dem obersten Deck gebildet 
sein, werden ein jeder für sich vermessen. 

§ 5. 

Die Vermessung des inneren Schiffsraumes unter dem Vermessungs- 
deck geschieht durch Aufnahme der Länge, einer je nach dieser Länge 
verschiedenen Anzahl von Querschnitten und durch Berechnung nach 
Massgabe der §§ 6, 7 und 8. 

§6- 

Die Länge wird auf dem Vermessungsdeck in gerader Linie gemessen, 
und zwar von der inneren Fläche der Binnenbordsbekleidung (in mittlerer 

3* 
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Dicke) neben dem Vordersteven bis zu der inneren Fläche des mittelsten 
Heckstützens, oder der mittschiffs am Heck befindlichen Bekleidung (in 
mittlerer Dicke). 

Von dieser Länge wird ein Abzug gemacht, bestehend in dem Falle 
des Bugs in der Dicke des Decks, in dem Falle des Heckstützens in der 
Dicke des Decks und in dem Falle des Heckstützens in einem Drittel der 
Deckbalkenbucht. 

Die auf diese Weise gefundene Länge wird in eine Anzahl gleicher 
Theile getheilt, und zwar: 

1. eine Länge bis zu 15 Meter in 4 gleiche Theile, 
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dem Vermessungsdeck befindlichen Schiffsraumes in folgender Weise 
gemessen : 

Als Tiefe jedes Querschnitts wird der normale Abstand zwischen zwei 
Punkten gemessen, welche in einer zum Längenschnitt parallelen Ebene 
liegen, von denen der eine in der unteren Fläche des Vermessungsdecks 
oder deren Fluchtlinie, der andere in der oberen Fläche der Bodenwrange 
oder deren Fluchtlinie neben dem Kielschwein liegt, abzüglich eines Drittels 
der Deckbalkenbucht in diesem Querschnitt und der mittleren Dicke der 
etwa vorhandenen festen oder dauernd angebrachten Wegerung. 

Bei Schiffen mit einem Doppelboden für Wasserballast, bei welchem 
nach den vom Schiffsvermessungsamt hierüber festzustellenden Grundsätzen 
der zwischen dem inneren und äusseren Boden liegende Raum zur Auf> 
bewahrung von Ladung, Vorräthen oder Brennstoffen nicht geeignet ist> 
werden die Tiefen jener Querschnitte von der unteren Fläche des Ver- 
messungsdecks oder deren Fluchtlinie bis zur oberen Seite der oberen 
Beplattung des Doppelbodens gemessen, abzüglich eines Drittels der Deck- 
balkenbucht des Vermessungsdecks und der mittleren Dicke der etwa auf 
dem Doppelboden angebrachten Wegerung. 

Beträgt die Tiefe des durch den mittelsten Theilungspunkt der Länge 
gelegten Querschnitts nicht mehr als 5 Meter, so wird die Tiefe eines 
jeden Querschnitts in vier gleiche Theile getheilt. Durch jeden der drei 
mittleren Theilungspunkte sowie durch den oberen und unteren Endpunkt 
der Tiefe werden sodann die inneren Breiten jedes Querschnitts rechtwinklig 
zur Längsschnittsebene gemessen, indem jedes Mass bis zur inneren Flucht- 
linie desjenigen Theiles der Binnenbordsbekleidung genommen wird, welcher 
zwischen den Vermessungspunkten liegt. 

Zum Zweck der Berechnung des Flächeninhalts der Querschnitte 
werden die gemessenen Breiten eines jeden Querschnitts in der Weise 
numerirt, dass die oberste Breite mit 1, die nächstfolgenden Breiten mit 
2, 3, 4 und die unterste Breite mit 5 bezeichnet wird. Die Summe, welche 
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sich ergiebt, wenn die zweite und vierte Breite mit 4, die dritte Breite mit 
2 mnltiplizirt nnd zur Summe dieser Produkte die erste und die fünfte 
Breite addirt werden, wird mit dem dritten Theile des gemeinsamen Ab* 
Standes der Breiten von einander mnltiplizirt. Das Produkt ergiebt den 
Flächeninhalt des Querschnitts. 

Beträgt jedoch die Tiefe des durch den mittelsten Theilungspunkt der 
Länge gelegten Querschnitts mehr als 5 Meter, so wird die Tiefe eines 
jeden Querschnitts, anstatt in vier, in sechs gleiche Theile getheilt, so 
dass anstatt fünf Breiten sieben Breiten der Querschnitte zu messen sind. 
Die Messung und Berechnung geschieht in derselben Weise. Es werden 
nämlich die zweite, vierte und sechste Breite mit 4, die dritte und fünfte 
Breite mit 2 mnltiplizirt und zur Summe dieser Produkte werden die 
erste und die siebente Breite hinzugezählt. Diese G-esammtsumme wird 
mit dem dritten Theile des gemeinsamen Abstandes der Breiten von 
einander mnltiplizirt, das Produkt ergiebt den Flächeninhalt des Quer- 
schnitts. 

§ 8. 

Aus dem nach den Vorschriften des § 7 ermittelten Flächeninhalt 
aller einzelnen Querschnitte wird der körperliche Inhalt des unter dem 
Vermessungsdeck befindlichen Schiffsraumes in folgender Weise berechnet: 

Die Querschnitte werden nach einander mit 1, 2, 3 u. s. f. in der 
Art nomerirt, dass mit 1 der durch den Anfangspunkt der Länge am Bug 
und mit der letzten Nummer der durch den Endpunkt der Länge am 
Heck gelegte Querschnitt bezeichnet wird. Die Summe, welche sich er- 
giebt, wenn jeder mit einer geraden Nummer bezeichnete Querschnitt 
mit 4, jeder mit einer ungeraden Nummer, mit Ausnahme der ersten und 
letzten Nummer, bezeichnete Querschnitt mit 2 mnltiplizirt wird und zur 
Summe dieser Produkte die mit der ersten und der letzten Nummer be- 
zeichneten Querschnitte — sofern diese überhaupt einen Flächeninhalt 
ergeben haben — addirt werden, wird mit dem dritten Theile des ge- 
meinsamen Abstandes der Querschnitte von einander mnltiplizirt. Das 
Produkt ergiebt den körperlichen Inhalt des unter dem Vermessungsdeck 
befindlichen Schiffsraumes. 

§ 9. 
(Fortgefallen.) 

§ 10. 

Hat das Schiff über dem Vermessungsdeck noch ein drittes Deck, so 
wird der körperliche Inhalt des Raumes zwischen dem dritten Deck und 
dem Vermessungsdeck (Zwischendeck) folgendermassen bestimmt: 

Die innere Länge des Raumes wird auf halber Höhe desselben von 
der inneren Fläche der Bekleidung neben dem Vordersteven bis zur inneren 
Fläche der Bekleidung der Inhölzer am Heck gemessen. Diese Länge wird 
in dieselbe Anzahl gleicher Theile getheilt, in welche die auf dem Ver- 
messungsdeck gemessene Länge getheilt worden ist (§ 6). An jedem 
dieser Theilungspunkte wird zunächst der normale Abstand der unteren 
Fläche des dritten Decks von der oberen Fläche des Vermessungsdecks 
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oder deren FLuchtlinien gemesBen; das arithmetische Mittel dieser Messungen 
ist die mittlere Höhe des Raumes. An jedem der gedachten Theilungs- 
punkte, sowie an den Endpunkten der Länge, am Vordersteven und am 
Heck, werden die inneren Breiten nach Massgabe des § 7 gemessen, und 
zwar ebenfalls auf halber Höhe. Bei Räumen, deren Seitenwände mit 
einer Abrundung in das obere Deck übergehen, sind jedoch die Breiten 
nicht auf halber Höhe des Raumes, sondern auf einem Drittel der Rundung 
von unten zu messen. 

Diese Breiten werden nach einander mit 1, 2, 3 u. s. f. in der Art 
bezeichnet, dass die Breite am Vordersteven Nummer 1 ist. AUe mit 
geraden Nummern bezeichneten Breiten werden mit 4, alle mit ungeraden 
Nummern bezeichneten Breiten, mit Ausnahme der ersten und der letzten 
Breite, werden mit 2 multiplizirt. Die Summe dieser Produkte und der 
ersten und letzten Breite wird mit dem dritten Theile des gemeinsamen 
Abstandes der Breiten von einander mxQtiplizirt. Das Produkt ergiebt den • 
Flächeninhalt der mittleren wagerechten Durchschnittsfläche, und dieser» 
mit der nach dem zweiten Absatz festgestellten mittleren Höhe des Raumes 
multiplizirt, den Inhalt des gemessenen Raumes. 

§ 11. 
Hat das Schiff mehr als drei Decks, so werden die über dem Ver- 
messungsdeck befindlichen Zwischendeckräume, ein jeder für sich, in der 
im § 10 beschriebenen "Weise vermessen. 

§ 12. 

Der Raumgehält derjenigen auf oder über dem obersten Deck fest 
angebrachten und geschlossenen Aufbauten, welche dem Brutto-Raum- 
gehalt des Schiffes zugerechnet werden sollen, wird in folgender Weise 
festgestellt: 

Es wird die innere mittlere Länge eines jeden solchen Raumes ge- 
messen und in zwei gleiche Theile getheilt. In halber Höhe des Raumes 
werden ferner drei innere Breiten gemessen, und zwar je eine Breite durch 
jeden der beiden Endpunkte, und die dritte durch die Mitte der ge- 
messenen Länge. Zur Summe der beiden Endbreiten wird sodann das 
Vierfache der mittelsten Breite addirt und die Gesammtsumme mit einem 
Drittel des gemeinsamen Abstandes der Breiten von einander multiplizirt. 
Das Produkt ergiebt den Flächeninhalt der mittleren wagerechten Durch- 
schnittsfläche, und dieser, mit der mittleren Höhe des Raumes multiplizirt, 
den körperlichen Inhalt desselben. 

Bei Aufbauten, deren Länge mehr als die Hälfte der Vermessungs- 
länge beträgt, wird die innere mittlere Länge in vier gleiche Theile getheilt 
und auf den Theilungspunkten und auf den Endpunkten der Länge je 
eine Breite wie oben gemessen. Zur Summe der beiden Endbreiten wird 
das Vierfache der zweiten und vierten und das Doppelte der dritten 
Breite addirt und die Gesammtsumme mit einem Drittel des gemeinsamen 
Abstandes der Breiten von einander multiplizirt. Das Produkt mit der 
mittleren Höhe des Raumes multiplizirt, ergiebt den körperlichen Inhalt 
des letzteren. 

Die Stellen, an welchen die mittlere Länge und die hinterste Breite 
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von Aufbauten zu messen sind, deren Hinterwand durch ein rundes Heck 
gebildet wird, werden nach näherer Vorschrift des SchifEsvermessungsamts 
bestimmt. 

■ 

Bei Eäumen, deren Seitenwände mit einer Abrundung in das Deck 
(Bedachung) übergehen, sind die Breiten nicht auf halber Höhe des Raumes, 
sondern auf einem Drittel der Rundung von unten zu messen. 

Bei Räumen, welche durch viereckige ebene Flächen begrenzt sind, 
werden die innere mittlere Länge, Breite und Höhe gemessen und mit 
einander multiplizirt. Das Produkt ergiebt den körperlichen Inhalt des 
Raumes. 

§ 13. 

A. In den Brutto-Raumgehalt wird einvermessen: 

a) der Raumgehalt aller gedeckten und geschlossenen in dauernd an- 
gebrachten Aufbauten auf oder über dem obersten Deck belegenen 
Räume, welche von Bedachungen und festen Schotten derart ein- 
geschlossen sind, dass die Räume zur Stauung von Gütern oder 
Vorräthen sowie zur Unterbringung oder sonstigen Bequemlichkeit 
der Schiffsbesatzung und der Passagiere dienen können; 

b) derjenige Theil des Gesammt-Raumgehalts aller frei auf oder über 
dem obersten Deck befindlichen Luken, welcher ein halb Prozent 
des Brutto-Raumgehalts übersteigt. 

B. Ausgenommen von der nach Aa vorgeschriebenen Einvermessung 
in den Brutto-Raumgehalt sind, soweit sie in Aufbauten der dort bezeich- 
neten Art liegen, folgende Räume: 

a) alle gedeckten und geschlossenen ausschliesslich für die Auf- 
nahme von Hülf smaschinen geeigneten und von letzteren thatsäch- 
lich eingenommenen Räume, sowie das Steuerhaus zum Schutze 
des Mannes oder der Leute am Steuer, wenn diese Räume 
nicht grösser sind, als es für die bezeichneten Zwecke erforder- 
lich ist; 

b) jeder zum Schutze der Deckpassagiere auf kurzen Reisen gegen 
Unwetter und Seegang angebrachte Aufbau, wenn die Ver- 
messungsbehörde vom Schiffsvermessungsamt hierzu beauftragt 
wird; 

c) das Kochhaus (Kombüse) und der Raum für den DestiUirapparat, 
sofern dieselben nicht grösser als erforderlich sind, um dem Koch 
bei der Bereitung der Speisen, sowie dem Maschinisten beim 
Destilliren des Wassers für die Passagiere und die Schiffsmann- 
schaft genügenden Schutz zu bieten; 

d) die für die Schiffsoffiziere und die Schiffsmannschaft bestimmten 
Klosets, falls dieselben eine angemessene Zahl und Grösse nicht 
übersteigen. Bei hauptsächlich für den Passagiertransport be- 
stimmten Schiffen kann ausserdem für je 50 Personen ein Kloset 
ausser Rechnung bleiben. Die Zahl der von der Vermessung aus- 
geschlossenen Klosets darf indessen im Ganzen 12 nicht über- 
steigen. 
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IIL Abzüge vom Brutto-Raumgehalt. 

§ 14. 

Von dem Brutto-Raumgehalt kommen zur Bestimmung des Netto- 
Ranmgehalts in Abzug, jedoch nur dann, wenn diese Abzüge zuvor in den 
Brutto-Raumgehalt einvermessen sind: 

A. Räume zum Gebrauch der Schiffsmannschaft und zur Navigirung 
des Schiffes und zwar: 

1. alle abgetheilten Räume sowohl über wie unter dem obersten 
Deck, welche ausschliesslich für die Mannschaft bestimmt sind, 
vorausgesetzt, dass bezüglich der Logisräume den Vorschriften im 
§ 44 Absatz 1 der Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872 ent- 
sprochen ist; 

2. jeder Raum, welcher ausschliesslich für den persönlichen Gebrauch 
des Schiffsführers bestimmt ist; 

3. alle Räume, welche ausschliesslich verwendet werden: 

a) zur Handhabung des Steuers, des Gangspills imd für die Ein- 
richtung zum Ankerlichten, 

b) zur Aufbewahrung der Karten, Signalvorrichtungen und anderer 
Navigationsinstrumente sowie der Bootsmanns vorräthe; 

4. der von der Hülfsmaschine und dem Hülfskessel eingenommene 
Raum, sofern diese maschinellen Einrichtungen mit den Haupt- 
pumpen des Schiffes in Verbindung stehen; 

5. bei Schiffen, für welche Segel der einzige Treibapparat sind, jeder 
abgetheilte, ausschliesslich zur Aufbewahrung der Segel verwendete 
Raum; jedoch darf dieser Abzug zwei und ein halb Prozent des 
Brutto-Raumgehalts nicht übersteigen. 

Jeder der oben genannten Räume muss, wenn ein Abzug gemacht 
werden soll, eine seinem Zweck angemessene Grösse haben, dementsprechend 
hergestellt, eingerichtet und an gut sichtbarer Stelle mit einer Bezeichnung 
versehen seil), welche die Bestimmung des Raumes kennzeichnet. 

Für die Vermessung gelten die im § 12 gegebenen Vorschriften. 

B. Bei Schiffen, welche durch Dampf oder durch eine andere künst- 
lich erzeugte Kraft bewegt werden, erfolgt ein fernerer Abzug vom Brutto- 
Raumgehalt für die von der Treibkraft eingenommenen Räume. Die Grösse 
dieses Abzuges ist in nachstehender Weise zu ermitteln: 

a) Bei Raddampfern werden, wenn derjenige Theil des Maschinen- 
raumes, welcher ausschliesslich von der Maschine und den Dampf- 
kessehi eingenommen wird oder für die wirksame Thätigkeit und 
ordnungsmässige Bedienung derselben erforderlich ist, mehr als 
20 Prozent und weniger als 30 Prozent des Brutto-Raumgehalts 
beträgt, 37 Prozent des letzteren in Abzug gebracht. 

Bei Schraubendampfern werden, wenn dieser Raum mehr als 
13 Prozent und weniger als 20 Prozent des Brutto-Raumgehalts 
beträgt, 32 Prozent des letzteren in Abzug gebracht. 

b) Wenn der unter a bezeichnete Theil des Maschinenraumes eines 
Schiffes den unter a festgesetzten Grössenverhältnissen nicht ent- 
spricht, kann der Abzug auch in der Weise bewirkt werden, dass 



III. 1. Schiffs vermessungsordnung. 41 

der körperliche Inhalt dieses Raumes ermittelt und bei Raddampfern 
unter Zuschlag von 50 Prozent desselben, bei Schraubendampfem 
unter Zuschlag von 75 Prozent, von dem Brutto-Raumgehalt in 
Abzug gebracht wird. 
Für die Wahl des einen oder des anderen Verfahrens im Falle b 
gelten folgende Grundsätze: 

Beträgt die Grösse des Maschinenraumes bei Raddampfern nicht 
mehr als 20 Prozent, bei Schraubendampfem nicht mehr als 
13 Prozent des Brutto-Raumgehalts, so haben die Yermessungs- 
behörden den Abzug nach der unter b angegebenen Regel zu be- 
wirken, sofern sie nicht von dem Schiffsvermessungsamt ausdrücklich 
angewiesen werden, in der unter a beschriebenen Weise zu ver- 
fahren und demgemäss für die von der Treibkraft eingenommenen 
Räume im Ganzen 37 beziehungsweise 32 Prozent des Brutto- 
Raumgehalts in Abzug zu bringen. 

Beträgt der Maschinenraum bei Raddampfern 30 Prozent oder 
mehr, bei Schraubendampfem 20 Prozent oder mehr des Brutto- 
Raumgehalts, so steht es dem Rheder frei, zu wählen, nach welcher 
der beiden Regeln der Abzug bewirkt werden soll. Macht der- 
selbe hiervon keinen Gebrauch, so haben die Yermessungsbehörden 
nach der am Schluss des vorigen Absatzes gegebenen Vorschrift 
zu verfahren. 

§ 15. 

Die Vermessung der von der Maschine und den Dampfkesseln wirk- 
lich eingenommenen und für deren wirksame Thätigkeit und ordnungs- 
mässige Bedienung erforderlichen Räume ist in folgender Weise vor- 
zunehmen: 

1. Es wird die mittlerere Tiefe des Raumes von der unteren Fläche 
des zunächst über der Maschine befindlichen Decks bis zur oberen 
Fläche der Bodenwrangen oder deren Fluchtlinie neben dem Kiel- 
schwein beziehungsweise bis zur oberen Fläche des inneren Doppel- 
bodens gemessen. In halber Höhe des Raumes werden mindestens 
drei Breiten gemessen. Aus den gemessenen Breiten wird das 
arithmetische Mittel genommen. Sodann wird die mittlere Länge 
des Raumes zwischen den denselben vorn und hinten begrenzenden 
Querschotten, oder den sonst als Begrenzung anzusehenden Stellen 
gemessen; hierbei ist jedoch darauf zu achten, dass solche Theile 
des Raumes, welche nicht thatsächlich von der Maschine und den 
Dampfkesseln eingenommen werden oder für die wirksame Thätig- 
keit umd ordnungsmässige Bedienung derselben nothwendig sind, 
nicht mitgemessen werden. Die so ermittelten Hauptabmessungen 
des Maschinenraumes werden mit einander multiplizirt. Das 
Produkt ergiebt den körperlichen Inhalt des Maschinenraumes 
unter dem zunächst darüber gelegenen Deck. 

Hierauf wird der Raumgehalt der über diesem Deck etwa noch 
befindlichen Räume, welche für die Maschine oder für den Zutritt 
von licht und Luft zum Maschinenräume bis zum Oberdeck ab- 
geschieden sind, in der Weise ermittelt, dass für jeden das Produkt 
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aus seiner mittleren Länge, mittleren Breite und mittleren Tiefe 
gebildet wird. Der Gesammtinhalt dieser Räume wird sodann dem 
Inhalt des übrigen Maschinenraumes hinzugerechnet. 

2. Befinden sich die Maschinen und die Dampfkessel in selbständigen, 
durch Schotte begrenzten Abtheilungen, so wird der körperliche 
Inhalt jeder Abtheilung nach den vorstehenden Regeln ermittelt. 
Die Summe des Raumgehalts derselben gilt als Inhalt des 
Maschinenraumes. 

3. Bei Schraubendampfern gehört auch der von dem Wellentunnel 
eingenommene Raum zum Maschinenraum. Zur Ermittelung des 
körperlichen Inhalts desselben wird das Produkt aus der mittleren 
Länge, mittleren Breite und mittleren Tiefe des Tunnels gebildet. 
Besteht der Tunnel aus mehreren Abtheilungen, so wird jede der- 
selben für sich vermessen. 

4. Die über dem Oberdeck belegenen Räume, welche für die Maschine 
oder für den Zutritt von Licht und Luft bestimmt sind, dürfen 
nur dann dem Maschinen- und Kesselräume sowie dem Brutto- 
Raumgehalt des Schiffes zugerechnet werden, wenn jene Räume 
eine entsprechende Ausdehnung haben, seefest hergestellt sind und 
zu keinen anderen Zwecken, als für die Maschine oder für den 
Zutritt von Licht und Luft zu der Maschine oder den Kesseln des 
Schiffes verwendet werden können. 

§ 16. 

Werden diejenigen Räume eines Schiffes, welche in Gemässheit des 
§ 14 vom Brutto-Raumgehalt in Abzug gebracht worden sind, später zu 
anderen als den im § 14 angegebenen Zwecken nutzbar gemacht, so 
müssen sie dem Netto-Raumgehalt zugezählt werden. Ob zu diesem Zweck 
die Neuvermessung des Schiffes erforderlich ist, bestimmt die Vermessungs- 
behörde. 

§ 17. 

(Fortgefallen.) 

IV. Abgekürztes Vermessungsverfahren. 

§ 18. 

Die Länge wird auf dem obersten Deck von der inneren Fläche der 
Binnenbordsbekleidung neben dem Vordersteven bis zur Hinterkante des 
Hinterstevens — bei Schiffen mit Patentruder bis zur Mitte des Ruder- 
herzens — gemessen. 

Es wird femer die grösste Breite des Schiffes gemessen zwischen den 
Aussenflächen der Aussenbordsbekleidungen oder der Berghölzer. Auf der 
grössten Breite wird sodann die Höhe des obersten Decks aussenbords an 
beiden Seiten vermerkt und mittelst einer straff um das Schiff herum und 
rechtwinklig zum Eael unter demselben durchgezogenen Kette die Länge 
derjenigen Linie gemessen, welche den einen der vermerkten Punkte unter 
dem Kiel hindurch mit dem anderen gegenüberliegenden Punkte ver- 
bindet. Zur Hälfte des so ermittelten äusseren Umfangs wird die Hälfte 
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der grössten Breite addirt. Die sich ergebende Summe wird mit sich 
selbst multiplizirt, sodann mit der nach Absatz 1 ermittelten Länge des 
Schiffes multiplizirt und das Produkt wird nochmals, und zwar, wenn das 
Schiff zumeist von Eisen erbaut ist, mit 0,i8 (achtzehn Hundertstel), wenn 
es zumeist von Holz erbaut ist, mit 0,1? (siebenzehn Hundertstel) multi- 
plizirt. Die gefundene Zahl ergiebt den Inhalt des unter dem obersten 
Deck befindlichen Schiffsraumes in Kubikmeter. 

* 

§ 19. 

Die Vermessung der gedeckten und geschlossenen Räume in dauernd 
angebrachten Aufbauten auf oder über dem obersten Deck erfolgt nach 
Massgabe des § 12, die Abzüge vom Brutto-Raumgehalt nach Massgäbe 
der §§ 14 und 15. . ' ^ 

V. Vermessung offener Fahrzeuge. 

§ 20. 

Für die Bestimmung des Brutto-Raumgehalts offener Fahrzeuge ist eine 
durch die Oberkante des obersten fest angebrachten Plankenganges horizontal 
gelegte Fläche als untere Fläche des Vermessungsdecks anzusehen. 

Die Tiefen werden von denjenigen Querlinien ab gemessen, welche 
von Oberkante zu Oberkante des obersten fest angebrachten Plankenganges 
durch die Theilungspunkte der Länge gezogen sind. 

Im Uebrigen kommen die Vorschriften der Abschnitte U und IH zur 
Anwendung. 

VI. Vermessungsbehörden und Ausfertigung der Messbriefe.*) 

^) Die dentschen VermessuDgs- und AnsfertignDgsbehörden sind anfgeftihrt im 
Handbnch für die Deutsche Handels-Marine. 

§ 21. 

Die Vermessung geschieht durch die von den Landesregierungen her 
stellten Vermessungsbehörden. Jeder solchen Behörde ist ein Schiffbau- 
techniker als Mitglied zuzuordnen. 

§ 22. 

Die Aufsicht über das Schiffs Vermessungswesen, einschliesslich der 
Revision der Schiffsvermessungen, wird durch das Schiffsvermessungsamt 
ausgeübt. Dasselbe hat seinen Sitz in Berlin. Es ist dem Reichskanzler 
unterstellt. 

§ 23. 

Das Schiffsvermessungsamt ist befugt, die Vermessungsbehörden hin- 
sichtlich der Handhabung der Vermessungsordnung mit technischen An- 
weisungen zu versehen; von den Aufzeichnungen und Berechnungen der 
Vermessungsbehörden Einsicht zu nehmen und die Abstellung der dabei 
vorgefundenen Mängel herbeizuführen; für solche Schiffe, auf deren Kon- 
struktionsart einzelne Vorschriften der gegenwärtigen Vermessungsordnung 



44 ni. 1. SchiffsvermessTingsordniing. 

nicht anwendbar sind, zu bestimmen, in welcher Weise die Vermessang 
geschehen soll, sowie die Vermessnngsbehörden zur Ausführung von Neu- 
vermessungen und Nach Vermessungen auf Grund der §§16 und 35 an* 
zuweisen. 

Die Mitglieder des Schiffsvermessungsamts können der Aufnahme der 
Messungen beiwohnen. 

Sämmtliche Vermessungsprotokolle sind von den Vermessungsbehörden 
dem Schiff svermessungsamt einzureichen. 

§ 24. 

Die Ausfertigung der Messbriefe für 

a) diejenigen deutschen Schiffe, welche in ein nach dem Gesetze vom 
22. Juni 1899 (Reicha-Gesetzbl S. 319) ^) geführtes Schiffsregister 
weder eingetragen sind, noch eingetragen werden sollen, 

b) diejenigen fremden Schiffe, welche behufs Ermittelung des Netto- 
Raumgehalts nachvermessen worden sind, 

c) die nach dem abgekürzten Verfahren vermessenen Schiffe, 
erfolgt durch die Vermessungsbehörden unmittelbar auf Grund der von 
ihnen ausgeführten Messungen. 

Das Schiffsvermessungsamt ist befugt, die Ausstellung eines neuen 
Messbriefes anzuordnen, wenn der Inhalt des ausgefertigten Messbriefes 
zu Beanstandungen Anlass giebt. 

Für diejenigen nach dem vollständigen Verfahren vermessenen Schiffe, 
welche 

a) in ein nach dem Gesetze vom 22, Juni 1899 (Reichs- Gesetzbl, 
S. 319) ^) geführtes Schiffsregister eingetragen sind oder einge- 
tragen werden sollen, oder 

b) unter fremder Flagge fahren, sofern ihre Vermessung nicht nur 
eine Nachvermessung (Absatz Ib) gewesen ist, 

werden die von den Vermessungsbehörden vorgenommenen Messungen und 
Berechnungen zunächst durch das Schiffsvermessungsamt geprüft. 

Die Ausfertigung der Messbriefe für diese Schiffe wird auf Grund 
der Festsetzungen des Vermessungsamts durch die von den Landes- 
regierungen hierzu besteUten Behörden bewirkt. 

Diesen Behörden liegt auch die Mittheilung der von ihnen für deutsche 
Schiffe ausgefertigten Messbriefe an die zuständigen Schiffsregisterbehörden, 
sowie die Prüfung und Berichtigung der anzuwendenden Messinstrumente 
nach den Probemassen ob. 

Auf Antrag eines Bundesstaats kann der Reichskanzler für das Gebiet 
dieses Bundesstaats die in den Abs, 4 und 5 bezeichneten Obliegenheiten 
dem Schiffsvermessungsamt übertragen.^) 

1) Fassung gemäss § 29 des FLG. Vergl. auch §§ 16, 1, 4£f. das. 

2) Zusatz gemäss Bek., betreffend die Abänderung der SchifiGsvermessungsordnung 
vom 1. März 1896, vom 22. Mai 1899 (R.G.Bl. S. 310). 

Auf Grund dieses Zusatzes erging die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 
7. September 1899 (R.C.B1. S. 311), welche folgendermassen lautet: Auf Grund der 
Bekanntmachung, betreffend die Abänderung der Schiffsvermessungs- 
ordnung vom 1. März 1895, vom 2^. Mai 1899 (R.G.B1. S. 310) werden die in 
den Absätzen 4 und 6 des § 24 der Schiffsvermessungsordnung vom 
1. März 1895 bezeichneten Obliegenheiten für das Gebiet des preussischen 
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Staates vom 1. Jannar 1900 ab, für das Gebiet der freien nnd Hansestadt 
Lübeck vom 1. Oktober d. J. ab dem Kaiserlichen Schiffsvermessnngsamt 
übertragen. 

§ 25. 

Behufs Feststellung der Identität der Schiffe haben die Vermessungs- 
behörden vor Ausfertigung der Messbriefe folgende Hauptmasse der Schiffe 
aufzunehmen : 

1. bei Schiffen mit Deck 

a) die Länge zwischen der hinteren Fläche des Vorderstevens bis 
zu der hinteren Fläche des Hinterstevens — bei Schiffen mit 
Patentruder bis zur Mitte des Ruderherzens — auf dem 
obersten festen Deck, 

b) die grösste Breite des Schiffes zwischen den Aussenflächen 
der Aussenbordsbekleidungen oder der Berghölzer, 

c) die Tiefe zwischen der Unterkante des obersten festen Decks 
und der Oberkante der Bodenwrangen neben dem Eaelschwein^ 
oder aber der oberen Fläche des inneren eisernen Doppelbodens, 
wo ein solcher vorhanden ist, in der Mitte der nach la er- 
mittelten Länge, 

d) bei Dampfschiffen die grösste Länge des Maschinenraumes, ein- 
schliesslich der festen Behälter für Heizmaterial, zwischen 
den diese Räume begrenzenden, von Bord zu Bord reichenden 
Schotten. 

Hat die Vermessung nach dem abgekürzten Verfahren 
stattgefunden, so ist an Stelle der unter Ic bezeichneten Tiefe 
der nach § 18 ermittelte Umfang des Schiffes in der Aussenfläche 
der Aussenbordsbekleidung aufzunehmen. 

2. bei offenen Fahrzeugen 

a) die Länge zwischen der hinteren Fläche des Vorderstevens bis 
zu der hinteren Fläche des Hinterstevens in dei; Höhe der Ober- 
kante des obersten Plankenganges, 

b) die Breite zwischen den Aussenflächen der Aussenbords- 
bekleidungen in der Mitte der nach 2 a ermittelten Länge, 

c) die Tiefe von dem im zweiten Absatz des § 20 angegebenen 
oberen Punkte bis zur Oberkante der Bodenwrangen in der 
Mitte der nach 2 a ermittelten Länge. 

§ 26. 

Vor Beginn jeder Vermessung haben die Vermessungsbehörden sich 
zu vergewissem, ob das Schiff in seinem gegenwärtigen Zustande schon 
bei einer deutschen Vermessungsbehörde nach dem in den §§ 4 bis 17 
vorgeschriebenen vollständigen Verfahren vermessen worden ist, und^ 
wenn eine solche Vermessung stattgefunden hat, den Antrag auf Ver- 
messung abzulehnen. 

Vor Ausfertigung der Messbriefe (§ 27) haben die zuständigen Be- 
hörden (§ 24) sich zu vergewissern: 

1. wenn die Vermessung des Schiffes durch Neubau oder Umbau er- 
forderlich geworden war, dass der Bau beendet ist und dass alle 
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Aufbauten auf dem obersten Deck und alle räunilichen Einrich- 
tungen im Innern vollendet sind; 
2. w.enn die Vermessung ein mit einem älteren deutschen Messbriefe 
versehenes Schiff betrifft, dass dieser Messbrief zurückgeliefert 
(§ 29) oder dessen Verlust glaubhaft nachgewiesen ist. 

§ 27. 

Ueber jede Vermessung wird ein Messbrief ausgefertigt. 

Neben der den Brutto- und Netto-Raumgehalt ausdrückenden Zahl der 
Kubikmeter ist in den Messbriefen zugleich die entsprechende Zahl britischer 
Registertons anzugeben. Bei Umrechnung der Kubikmeter in britische 
Eegistertons wird ein Kubikmeter gleich 0,353 britische Registertons ge- 
rechnet. 

Hat die Vermessung nach dem abgekürzten Verfahren stattgefunden, 
«0 ist in dem Messbriefe der Grund zu vermerken, welcher der Anwendung 
des vollständigen Verfahrens entgegenstand. Nach Fortfall dieses Hin- 
derungsgrundes muss, sobald das Schiff in einen deutschen Hafen gelangt, 
eine neue Vermessung nach dem vollständigen Verfahren vorgenommen 
werden. 

§ 28. 

Findet die Vermessung infolge einer räumlichen Veränderung durch 
Umbau statt, und ist für das Schiff bereits ein Messbrief (§ 27) aus- 
gefertigt, so werden die in dem bisherigen Messbriefe enthaltenen Angaben 
über den Raumgehalt der durch den Umbau nicht veränderten Schiffs- 
räume ohne nochmalige Vermessung in den neuen Messbrief übertragen. 
Dasselbe Verfahren findet bei den in Gemässheit des § 27 Absatz 3 er- 
folgenden Neuvermessungen bezüglich der auf Grund des § 19 bereits 
vermessenen Räume Anwendung. 

§ 29. 

Die mit Ausfertigung der Messbriefe betrauten Behörden (§ 24) haben 
Listen zu führen, in welche der Inhalt aller ausgefertigten Messbriefe nach 
dem Datum der Ausfertigung einzutragen ist. Sie haben alle auf die vor- 
genommenen Messungen und Berechnungen bezüglichen Aufzeichnungen 
sowie die zurückgelieferten Messbriefe (§26 Ziffer 2) aufzubewahren. 



Vn. Verpflichtungen der Erbauer, der Rheder und des Führers 
eines Schiffes in Bezug auf die Vermessung. 

§ 30. 

Die Vermessung der unter dem Vermessungsdeck befindlichen Räume 
neuer im Bau begriffener Schiffe ist, sobald das Vermessungsdeck gelegt 
ist, vorzunehmen. Die Erbauer des Schiffes sind verpfiichtet, eine ent- 
sprechende schriftliche Anzeige der zuständigen Vermessungsbehörde recht- 
zeitig zugehen zu lassen. 
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§ 31. 

Bei Schiffen, welche für deutsche Rechnung neu erbaut werden (ein- 
schliesslich der im Auslande in Bestellung gegebenen), sind von dem Be- 
steller nach Feststellung der Konstruktions- und Einrichtungspläne min- 
destens vier Wochen vor der Vermessung je zwei Kopien (Lichtpausen) 
der nachstehend aufgeführten Zeichnungen, welche letzteren den that- 
sächlichen Verhältnissen zur Zeit der Vorlage entsprechen müssen, der 
Vermessungsbehörde einzureichen: 

1. eine Querschnittszeichung, in welcher die Konstruktion des etwa 
vorhandenen Doppelbodens sowie die Materialstärken angegeben sind; 

2. eine Längenschnittszeichnung, aus welcher die Ausdehnung des 
etwa vorhandenen Doppelbodens, die Lage der wasserdichten, von 
Bord zu Bord reichenden Querschotte, erhöhter Wasserballast- 
behälter, Aufbauten, Luken und sonstiger Einrichtungen hervorgeht; 

3. Deckpläne, aus welchen die Einrichtung und Bestimmung der ein- 
zelnen Räume zu ersehen ist; 

4. Einrichtungszeichnungen der Maschinen-, Kessel- und Kohlenräume. 
Die Zeichnungen müssen die vorgeschriebenen Angaben in derjenigen 

Vollständigkeit enthalten, wie sie nach dem Erachten des Schiffs- 
vermessungsamts für die Revision der Vermessung erforderlich ist. Zu 
den Zeichnungen ist einer der bei Bauplänen üblichen Massstäbe zu ver- 
wenden. 

Bei etwaigen nachträglichen Veränderungen sind die Pläne bald- 
thunlichst nachzuliefern. 

§ 32. 

Die Rheder und der Führer eines Schiffes sind verpflichtet, bei der 
Vermessung entweder selbst oder durch ihre Leute der Vermessungs- 
behörde jede Hülfe und jeden Aufschluss zu gewähren, welche diese für 
die Ausführung des Vermessungsgeschäfts beanspruchten. Ebenso haben 
sie den etwaigen Aufforderungen nachzukommen, welche die Vermessungs- 
behörde behufs Aufräumung des Schiffsraumes zum Zweck der Vermessung 
an sie richtet. 

Ladung oder Ballast darf vor beendeter Vermessung ohne Zustimmung 
der Vermessungsbehörde nicht eingenommen werden. 

§ 33. 

Sind an einem Schiffe räumliche Veränderungen durch Umbau vor- 
genommen worden, welche bei Ausstellung des Messbriefes nicht berück- 
sichtigt sind, so hat, wenn der Umbau im Inlande ausgeführt wurde, 
derjenige, welcher den Umbau ausgeführt, der zuständigen Vermessungs- 
behörde oder, wenn der Umbau im Auslande ausgeführt wurde, der 
Führer des Schiffes der Vermessungsbehörde in dem ersten, von dem 
Schiffe angelaufenen inländischen Hafen, eine schriftliche Anzeige von dem 
Umbau zu erstatten. Ob mit Rücksicht auf den Umbau eine Neuver- 
messung vorzunehmen ist, bestimmt die Vermessungsbehörde. 

Eine gleiche Anzeige sind Rheder oder Führer eines Schiffes zu er- 
statten verpflichtet, sobald der Grund, welcher die Vermessung des Schiffes 
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nach dem abgekürzten Verfahren (§ 27) bedingt hatte, in Fortfall ge- 
kommen ist, 

§ 34. 

Die in §§ 32 und 33 erwähnten Verpflichtungen bestehen auch be- 
züglich aller Veränderungen in der Benutzung derjenigen Räume, welche 
gemäss den Bestimmungen des § 14 von dem Brutto-Raumgehalt in Abzug 
gebracht worden sind. 

§ 35. 

Die Vermessungsbehörden sind befugt, ohne Antrag ein Schiff der 
Kontrole wegen zu vermessen. Bezüglich der Verpflichtungen der Rheder 
und des Führers kommen auch hier die Vorschriften des § 32 zur An- 
wendung. 

Für eine derartige Nachvermessung werden Gebühren nur dann er- 
hoben, wenn sich ergiebt, dass die Anzeige räunüicher Veränderungen im 
Bau des Schiffes, oder der veränderten Benutzung eines der nach § 14 
abzugsfähigen Räume (§§ 33, 34) unterblieben ist. 

Vni. Gebühren für die Vermessung. 

§ 36. 

Die Gebühren für die Vermessung und für die Ausfertigung des Mess- 
briefes, einschliesslich der Stempelkosten, betragen: 

1. wenn die Vermessung nach dem vollständigen Verfahren aus- 
geführt wurde, 

5 Pfennig für jedes angefangene Kubikmeter des Brutto- 
Raumgehalts des Schiffes, jedoch mindestens 2 Mark; 

2. wenn die Vermessung nach dem abgekürzten Verfahren oder für 
offene Fahrzeuge ausgeführt wurde, 

die Hälfte der unter Nr. 1 bestimmten Gebühren; 

3. wenn die Vermessung sich nur auf einzelne Räume erstreckt hat, 

5 Pfennig für jedes angefangene Kubikmeter der vermessenen 
Räume, jedoch mindestens 2 Mark; 

4. wenn die Erbauer, die Rheder oder der Führer des Schiffes den 
ihnen nach den §§ 30 bis 34 obliegenden Verpflichtungen nicht 
nachgekommen sind, 

das Doppelte der unter Nr. 1 bestimmten Gebühren; 

5. wenn der im § 35 Absatz 2 erwähnte Fall vorliegt, 

das Zehnfache der unter Nr. 1 bestimmten Gebühren. 

IX. Schlussbe Stimmungen. 

§ 37.0 

Die zur Ausführung dieser Vermessungsordnung erforderlichen Be- 
stimmungen erlässt der Reichskanzler nach Anhörung der Bundesraths- 
ausschüsse für das Seewesen und für Handel und Verkehr. 

1) Vergl. Anm. 2 zn § 24. 
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§ 38. 

Die Vorschriften dieser Schiffsvermessnngsordimiig treten, soweit sie 
Abänderangen der Schiff svermessungsordnnng vom 20. Jnni 1888 (Reichs- 
Gesetzbl. 8. 190) enthalten, am 1. Jnli 1895 in Kraft. Die Yermessnng nach 
der abgeänderten Ordnung kann indessen schon vom 1. April 1895 ab 
beantragt und ausgeführt werden. 

§ 39. 

Die vor dem 1. Januar 1889 ausgestellten Messbriefe verlieren vom 
1. Januar 1900 ab die Gültigkeit. 

Die in der Zeit vom 1. Januar 1889 bis zum 1. Juli 1895 aus- 
gestellten Messbriefe behalten bis auf Weiteres Gültigkeit. Vom 1. Juli 
1895 ab bis zum 1. Januar 1900 sind die gemäss § 17 Absatz 1 der Schiffs- 
vermessungsordnung vom 20. Juni 1888 behufs Grebrauches in fremden 
Häfen unter Abzug der Maschinen- und Kohlenräume nach britischem Ver- 
fahren ausgestellten Messbriefe auch in deutschen Häfen als gültig an- 
zuerkennen. 

2. Vorsohriften über die Vermessung der Schiffe 
für die Fahrt durch den Suezkanal. 

Vom 30. März 1895. 

(ß.C.Bl. S. 96.) 

Im Anschluss an die von der internationalen Kommission zur Regelung 
der Abgaben auf dem Suezkanal gefassten Beschlüsse und in Ergänzung 
der Schiffsvermessungsordnung vom 1. März 1895 (Reichs-Gesetzbl. S. 160)^) 
hat der Bundesrath die nachstehenden Vorschriften über die Vermessung 
der Schiffe für die Fahrt durch den Suezkanal erlassen. 

^) Vergl. m. 1. — Seitens des Kaiserlichen Schiffsvermessnngs-Amts sind Er- 
länteinngen zn §§ 2, 3 der nachfolgenden Vorschriften ergangen (3. Ansgabe, Berlin 1899). 

§ 1- 

Bei den für die Fahrt durch den Suezkanal bestimmten Schiffen kann 
auf Antrag der Rheder oder Führer derselben eine Vermessung nach Mass- 
gabe der nachfolgenden Bestimmungen vorgenommen werden. 

§ 2. 

Die Ermittelung des Brutto-Raumgehalts erfolgt nach §§ 4 bis 12 der 
Schiffsvermessungsordnung. 

In den Brutto-Raumgehalt wird einvermessen: 

a) der Raumgehalt aller gedeckten und geschlossenen, oder mit Vor- 
richtungen zum Verschliessen versehenen Räume in dauernd an- 
gebrachten Aufbauten auf oder über dem obersten Deck, welche 
von Bedachungen und festen Schotten derart eingeschlossen sind, 
dass die Räume zur Stauung von Gütern, oder zur Unterbringung 
oder sonstigen Bequemlichkeit der Passagiere und der Schiffs- 
besatzung, einschliesslich des Schiffsführers, dienen können; 

Perels, Seegesetzgebung. 4 
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b) der Raumgehalt aller gedeckten und geschlossenen, oder mit Vor- 
richtungen zum Verschliessen versehenen Räume in dauernd an- 
gebra<}hten Aufbauten auf oder über dem obersten Deck, welche 
zur Navigirung oder Bedienung des Schiffes bestimmt sind; 

c) der Raumgehalt aller Räume, welche für den Zutritt von Licht 
und Luft zum Maschinenraum oder für die wirksame Thätigkeit 
der Maschine bestimmt sind, wenn diese Räume in verschliessbaren 
Aufbauten liegen, welche sich von Bord zu Bord, also über die 
ganze Schiffsbreite, erstrecken; 

d) der Raumgehalt aller Luken und Lukenkappen nach Abzug von 
Y2 Prozent des Brutto-Raumgehalts. 

Von der Einvermessung in den Brutto -Raumgehalt sind aus- 
geschlossen: 

alle nicht geschlossenen und dem Wetter oder Seegange dauernd 
ausgesetzten Räume unter Schutzdecken, welche nur durch Deck- 
stützen mit dem Schiffskörper verbunden sind, und zwar auch 
dann, wenn die Räume zum Schutz der Schiffsbesatzung und der 
Deckpassagiere oder zur Unterbringung von Deckladung dienen 
können. 

§ 3. 

Zur Ermittelung des Netto-Raumgehalts werden vom Brutto-Raumgehalt 
des Schiffes in Abzug gebracht: 

I. der Raumgehalt derjenigen gedeckten und geschlossenen Räume in 
fest angebrachten Aufbauten auf dem obersten Deck, welche zur Be- 
dienung des Ruders, des Gangspills und der Anker, sowie zum Auf- 
bewahren der Karten, Signalapparate und sonstigen nautischen Listrumente 
gebraucht werden, sowie die Räume zum Gebrauch der Schiffsmannschaft 
(§ 14 A 1 der Schiffs Vermessungsordnung), nicht aber der Raum für den 
Schiffsführer (§ 14 A 2 ebenda) unter nachstehenden Bedingungen: 

1. Jeder Raum, für welchen ein Abzug gemacht worden ist, muss an 
gut sichtbarer Stelle mit einer Bezeichnung versehen sein, welche 
die ausschliessliche Bestimmung des Raumes kennzeichnet. Die 
Axt dieser Bezeichnung bestimmt das Schiffsvermessungsamt. 

Räume, denen diese Bezeichnung fehlt, dürfen nicht in Abzug 
gebracht werden. 

2. Jeder Abzug kommt in Wegfall, sobald einer der bezeichneten, an 
sich abzugsfähigen Räume, zur Aufnahme von Vorräthen oder 
Gütern, oder zur Unterbringung oder sonstigen Bequemlichkeit der 
Passagiere gebraucht wird. 

3. Im Uebrigen gelten hinsichtlich der Abzüge vom Brutto-Raumgehalt 
des Schiffes folgende Regeln: 

a) Logirt der Schiffsführer im Navigations- oder Kartenzimmer, so 
darf der Abzug für den durch die Karten in Anspruch ge- 
nommenen Raum 8,49 cbm = 3 Tons nicht übersteigen. 

b) Für die Arztkajüte darf nur dann ein Abzug gemacht werden, 
wenn ein Arzt sich an Bord befindet. 
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c) Es darf ferner in Abzug gebracht werden: 

Ein Speisezimmer, falls dasselbe zum ausschliesslichen Gre- 
brauch für die Schiffsoffiziere und die Maschinisten dient. 
Der Abzug hierfür darf 11,82 cbm = 4 Tons nicht übersteigen. 
Derselbe ist jedoch auf PassagierschifEen, an deren Bord sich 
ein zum Grebrauch für die Passagiere bestimmtes Speisezimmer 
überhaupt nicht befindet, nicht gestattet. 

Ein zweites Speisezimmer, falls dasselbe zum ausschliess- 
lichen Gebrauch für den Bootsmann, Zimmermann etc. dient. 
Der Abzug für dasselbe darf 7,o76 cbm = 2Y2 Tons nicht 
übersteigen. 

d) Ein als Badezimmer eingerichteter Raum wird in Abzug ge- 
bracht, wenn sich kein Passagier an Bord befindet und das 
Badezimmer zum ausschliesslichen Gebrauch der Offiziere und 
Maschinisten dient. 

Ein als Badezimmer eingerichteter Raum wird in Abzug ge- 
bracht, obwohl sich Passagiere an Bord befinden, sofern das 
SchifE mehrere dauernd eingerichtete Badezimmer enthält. Es 
wird dann eins der vorhandenen Badezimmer als zum Gebrauch 
der Offiziere und Maschinisten bestimmt betrachtet. 

In keinem Falle darf jedoch der als Badezimmer zum aus- 
schliesslichen Gebrauch der Offiziere und Maschinisten in Abzug 
gebrachte Raum 5,66 cbm = 2 Tons übersteigen. 

e) Aufwärter, Köche auf Passagierdampfschiffen und Dienstboten 
der Passagiere gehören nicht zur Schiffsmannschaft, für welche 
Räume in Abzug gebracht werden dürfen, 

4. Für den Gresammtabzug zu I darf höchstens der zwanzigste Theil 
des Brutto -Raumgehalts des Schiffes in Anrechnung gebracht 
werden. 

II, Ferner wird in Abzug gebracht der Raumgehalt der Maschinen-, 
Kessel- und Kohlenräume, und zwar entweder auf Grund wirklicher Ver- 
messung oder nach der Donauregel. 

1, Beim Abzug auf Grund wirklicher Vermessung wird, wie folgt, 
verfahren: 

a) Es wird die Länge des Maschinenraumes sowie der fest an- 
gebrachten Kohlenbehälter zwischen den sie begrenzenden festen 
Querschotten gemessen. Ferner werden in G^mässheit der Be- 
stimmungen des § 7 der Schiffsvermessungsordnung drei Quer- 
schnitte gemessen bis zur Höhe des Decks des Maschinenraumes 
oder des unmittelbar über dem Maschinenraum befindlichen 
Decks, und zwar ein Querschnitt an jedem der beiden End- 
punkte und ein Querschnitt in der Mitte der Länge. Zur Summe 
der beiden Endquerschnitte wird das Vierfache des Mittelquer- 
schnitts addirt und die Gesammtsumme mit einem Drittel des 
gemeinsamen Abstandes 'zwischen den Querschnitten multipUzirt. 
Das Produkt ergiebt den Inhalt des Raumes. 

b) Ist das unter a erwähnte, über dem Maschinenraum befindliche 
Deck nicht das oberste Deck des Schiffes, so wird der Inhalt 

4* 
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des Ranmes zwischen dem genannten und dem obersten Deck, 
soweit er für die Maschine oder für den Zutritt von Licht und 
Luft abgeschieden ist, in der Weise ermittelt, dass die mittlere 
Länge, mittlere Breite und mittlere Tiefe mit einander multi- 
plizirt werden. Der Lihalt dieses Raumes wird sodann dem 
Inhalt des übrigen Maschinenraumes zugerechnet. 

Das Gleiche gilt von dem Inhalt der fest angebrachten Be- 
hälter für Kohlen oder sonstiges Heizmaterial, welche durch 
zwei oder mehrere Decks gehen. 

c) Befinden sich die Maschine, die Dampfkessel oder die Behälter 
zur Aufnahme des Heizmaterials in selbständigen Abtheilungen, 
so werden diese in der unter a und b angegebenen Weise 
einzeln vermessen. 

d) Zur Ermittelung des körperlichen Inhalts des von dem Wellen- 
tunnel beziehungsweise den Wellentunneln der Schraubendampf- 
schifEe eingenommenen Raumes wird die mittlere Länge, Breite 
und Tiefe des Tunnels mit einander multiplizirt. Besteht der 
Tunnel aus mehreren Abtheilungen, so wird jede derselben für 
sich vermessen. 

Für die Vermessung der gedeckten und geschlossenen Räume 
auf oder über dem obersten Deck, welche für den Zutritt von 
Licht und Luft zum Maschinenraum oder für die wirksame 
Thätigkeit der Maschine bestimmt sind, gelten die im § 12 der 
SchifEsvermessungsordnung gegebenen Vorschriften. 
2. Bei Anwendung der Donauregel wird, wie folgt, verfahren: 

a) der Raumgehalt der Maschinen- und Kesselräume wird mit 
Ausschluss der Kohlenräume in nachstehender Weise vermessen: 
Es wird die mittlere Tiefe des Raumes von der Unterkante 
des über der Maschine befindlichen Decks bis zur Wegerung 
neben dem Eaelschwein gemessen. In halber Höhe des Raumes 
werden ferner drei Breiten gemessen, und zwar eine Breite an 
jedem Endpunkt und die dritte in der Mitte der Länge. Wenn 
erforderlich, werden mehr als drei Breiten gemessen. Aus den 
gemessenen Breiten wird das Mittel genommen. 

Sodann wird die mittlere Länge des Raumes zwischen den 
denselben vorn und hinten begrenzenden Querschotten gemessen, 
mit Ausnahme jedoch derjenigen Theile des ersteren, welche 
nicht thatsächlich von der Maschine und den Dampfkesseln 
eingenommen werden oder zur wirksamen Thätigkeit derselben 
nothwendig sind. Die so ermittelten Dimensionen der Länge, 
Breite und Tiefe werden mit einander multiplizirt, und ergiebt 
das Produkt den körperlichen Inhalt des Raumes unter dem 
Deck über dem Maschinenraum. 

Ist das erwähnte Deck nicht das oberste Deck des Schiffes, 
so wird der körperliche Inhalt des Raumes beziehungsweise der 
Räume zwischen dem bereits gemessenen und dem obersten 
Deck, soweit sie für die Maschine oder für den Zutritt von 
Licht und Luft zum Maschinenraum abgeschieden sind, in der 
Weise ermittelt, dass für jeden seine mittlere Länge, mittlere 
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Breite und mittlere Tiefe mit einander multiplizirt werden. 
Der Gesammt-Inhalt aller dieser Räume wird sodann dem Inhalt 
des übrigen Maschinenraumes zugerechnet. Als oberstes Deck 
im Sinne dieser Vorschriften gilt dabei das Deck dauernd an- 
gebrachter verschliessbarer Aufbauten, wenn letztere sich von 
Bord zu Bord, also über die ganze Schiflsbreite, erstrecken. 
Demnach sind Eäume für den Zutritt von Licht und Luft zum 
Maschinenraum oder für die wirksame Thätigkeit der Maschine 
als abzugsfähige Theile des Maschinenraumes nur dann zu be- 
handeln, wenn sie entweder unter dem obersten durchgehenden, 
d. h. über die gesammte Länge und Breite des SchifEes sich 
erstreckenden Deck oder aber in verschliessbaren Aufbauten 
liegen, welche sich von Bord zu Bord, also über die ganze 
Schiffsbreite, erstrecken. 

Befinden sich die Maschine und die Dampfkessel in selb- 
ständigen Abtheilungen, so wird der körperliche Inhalt jeder 
Abtheilung nach den vorstehenden Regeln ermittelt, und die 
Summe des Raumgehalts derselben gilt als der Inhalt des 
ganzen Raumes. 

Bei Schraubendampfschiffen gehört auch der von dem 
Wellentunnel eingenommene Raum zu den zu vermessenden 
Maschinenräumen. Die Ermittelung des körperlichen Inhalts 
desselben erfolgt nach der Vorschrift dieses Paragraphen 
unter n. 1 d. 
b) Der Raumgehalt der Kohlenbehälter wird nicht vermessen, 
sondern bei Schraubendampfschiffen auf 0,75, bei Räderdampf- 
schiffen auf 0,50 der nach a ermittelten Maschinen- und Kessel- 
räume angenommen. 
3. Der Gesammtabzug für Maschinen-, Kessel- und Kohlenräume darf 
— den Fall eines Schleppdampf schifEes ausgenommen — die Hälfte 
des Brutto-Raumgehalts des Schiffes nicht übersteigen. 

§ 4. 

Die Ausfertigung der Messbriefe erfolgt in Gemässheit der Vor- 
schriften im § 24 Absatz 3 und 4 der Schiffsvermessungsordnung. Zu 
den Messbriefen ist das durch die Bekanntmachung vom 15. April 1879 
(Oentral-Blatt für das Deutsche Reich S. 288) festgesetzte Formular, welches 
von der Reichsdruckerei geliefert wird, zu verwenden. 

§ 5. 
Die Gebühren für das Ermittelungsverfahren und die Ausfertigung des 
Messbriefes betragen 2^2 Pfennig für jedes angefangene Kubikmeter des 
Brutto-Raumgehalts des Schiffes. 

§ 6- 
Der Inhalt des Messbriefes ist nach § 29 der Schiff svermessungs- 
ordnung in die dort bezeichneten Listen einzutragen. Alle auf die vor- 
genommenen Messungen und Berechnungen bezüglichen Aufzeichnungen 
sind in der dort vorgeschriebenen Weise aufzubewahren. 
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Gleichzeitig mit der Ausfertigung des Messbriefes ist eine Abschrift 
desselben an das Schiffsvermessungsamt einzusenden. 

§ 7. 

Im Uebrigen finden die Grundsätze und Vorschriften der Schiffs- 
vermessungsordnung und der dazu erlassenen Instruktion auch hier An- 
wendung. 

3. Bekanntinaoliung, betrefibnd Sohifisvermessimg in Ostasien. 

Vom 25. Juli 1898. 
(R.G.Bl. S. 1017.) 

Auf Grund des Artikels 54 der Verfassung des Deutschen Reichs hat 
der Bundesrath beschlossen: 

Die ständig in den ostasiatischen Gewässern verkehrenden deutschen 
Schiffe können sich bis auf Weiteres unter Vermittelung der Organe der 
Gouvemementsverwaltung in Kiautschou einer Neuvermessung nach den 
Regeln der Schiffsvermessungs-Ordnung vom 1. März 1895 (Reichs-Gesetzbl. 
S. 161)^) in Kiautschou, ausnahmsweise^) auch in anderen ostasiatischen 
Häfen unterziehen lassen, wobei die geltenden Vermessungsvorschriften 
mit folgenden Abänderungen Anwendung finden: 

1. (Zu § 21 Schiffsvermessungs-Ordnung.) 

Die Befugnisse und Obliegenheiten der Vermessungsbehörde 
werden durch den mit der Leitung des Vermessungsgeschäfts be- 
auftragten technischen Beamten der Gouvemementsverwaltung in 
Kiautschou mit der Massgabe wahrgenommen, dass bei der Ver- 
messung nur die Ermittelung der Masse und die Eintragung der- 
selben in das Vermessungsprotokoll durch diesen Beamten erfolgt, 
während die Inhaltsberechnung und Zusammenstellung der Räume 
im Protokolle, sowie dessen Abschluss vom Schiffsvermessungsamte 
bewirkt wird. 

2. (Zu § 24 Schiffsvermessungs-Ordnung.) 

Die Ausfertigung der Messbriefe erfolgt durch das Schiffsver- 
messungsamt auf Grund des von ihm geprüften, festgestellten und 
vollzogenen Protokolls. Diesem Amte liegt auch die Mittheilung 
der von ihm ausgestellten Messbriefe an die zuständigen Schiffs- 
registerbehörden ob. 

3. (Zu § 26 Schiffsvermessungs-Ordnung.) 

Die Bestimmung unter Nr. 2 des § 26 wegen Zurücklief erung 
des älteren deutschen Messbriefs findet keine Anwendung. 

4. (Zu § 36 Schiffsvermessungs-Ordnung.) 

An Stelle des im § 36 unter Nr. 1 und 3 angegebenen Ge- 
bührensatzes ist für jedes angefangene Kubikmeter eine Gebühr 
von 20 Pfennig zu erheben. Die Festsetzung der Gebühr geschieht 
durch das Schiffsvermessungsamt. 

Erfolgt auf Antrag die Vermessung in einem ausserhalb des 
Gouvernementsbezirkes Kiautschou belegenen ostasiatischen Hafen, 
so hat der Rheder ausserdem die hierdurch erwachsenden, von 
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der Gonvemementsverwaltimg festzusetzenden haaren Auslagen, 
insbesondere die Reisekosten und Tagegelder des Yermessongs- 
personals, zn erstatten. 
5. (Zn § 39 Schiffsvermessnngs-Ordnung.) 

Fär die ständig in den ostasiatischen Gewässern verkehrenden 
Schiffe behalten die vor dem 1. Januar 1889 ausgestellten Mess- 
briefe bis auf Weiteres, auch über den 1. Januar 1900 hinaus, 
Gültigkeit. 

1) Vergl. in. 1. 

3) Ob ein Ansnahmefall gegeben ist, entscheidet die GonYemementsyerwaltang 
in Kiantschon. 



4. Bekanntmacliimg, betrefifend die Gtebüliren für die ohne 

vorgängige Neuvermessnng erfolgende Ertbeilung wiederholter 

Ausfertigungen von Messbrief&n fär Seesohifib.^) 

Vom 19. Juli 1890. 
(R.C.B1. S. 281.) 
1) Vom Reichskanzler erlassen. 

Für die ohne vorgängige Neuvermessnng erfolgende Ertheilung wieder- 
holter Ausfertigungen von Messbriefen für Seeschiffe werden fortan folgende 
Gebühren erhoben werden: 

1. für Messbriefe nach abgekürztem Verfahren und für offene Fahr- 
zeuge (Formular C und B) eine Pauschalgebühr von 1 M., 

2. für alle übrigen Messbriefe (Formular A und D) einschliesslich der 
Suezkanalmessbriefe eine Pauschalgebühr von"2M. bei Fahrzeugen 
bis zu 200 Kubikmeter Bruttoraumgehalt und von 3 M. bei 
grösseren Fahrzeugen.*) 

1) Nach der Bek. des Reichskanzlers vom 21. IX. 1900 (R.C.61. S. 623) werden, 
nachdem die Herstellnngskosten für die Formulare zu den Schiffsmessbriefen A dnrch 
Verwendung von Pergament sich wesentlich erhöht haben, für die ohne vorgängige 
Nenyermessnng erfolgende Ertheilung wiederholter Ausfertigungen dieser Mess- 
briefe an Stelle der in der vorstehenden Bekanntmachung festgesetzten Gebühren von 
2 bezw. 3 M. fortan 4 bezw. 6 M. erhoben. 



5. Vereinbarungen über die gegenseitige Anerkennung der 

Schifflämessbriefe 

sind getroffen zwischen Deutschland und 

a) Dänemark (Bestimmungen vom 11. November 1895. R.C.Bl. S. 385). 

b) Oesterreich- Ungarn (Bestimmungen vom 24. Juni 1896. E.C.Bl. 
S. 173. Berichtigung S. 571). 

c) Schweden (Bestimmungen vom 2. Juli 1896. R.C.Bl*. S. 228). 

d) Grossbritannien (Bestimmungen vom 28. Juli 1896. R.C.Bl. S. 415). 

e) Frankreich (Bestimmungen vom 11. August 1896. R.C.Bl. S. 457). 

f) Spanien (Bestimmungen vom 30. September 1896. R.C.Bl. S. 483). 
g) Norwegen (Bestimmungen vom 20. November 1896. R.C.Bl. S. 583). 
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h) Belgien (Bestimmungen vom 7. Dezember 1896. R.C.Bl. S. 624. 

Nachtrag vom 10. Dezember 1898. R.C.Bl. S. 479). 
i) Griechenland (Bestimmungen vom 13. Februar 1897. R.C.BL S. 61). 
k) den Vereinigten Staaten von Amerika (Bestimmungen vom 20. Fe- 
bruar 1897. R.C.B1. S. 62). 
1) Italien (Bestimmungen vom 28. September 1897. R.C.Bl. S. 284). 
m) Rüssland (Bestimmungen vom 27. Juli 1898. R.C.Bl. S. 362). 
n) Japan (Bestimmungen vom 2. Juli 1900. R.C.Bl. 8. 414). 
o) den Niederlanden (Bestimmungen vom 1. Dezember 1900. R.C.Bl. 
S. 619). 



IV. Kästenfrachtfahrt. 



OesetZy betrefibnd die Küsten&aolitfalirt. ^) 

Vom 22. Mai 1881. 
(R.G.Bl. S. 97.) 
1) Vergl. H.G.B. §§ 621, 566. 

§ 1- 
Das Recht, Güter in einem deutschen Seehafen zu laden und nach 
einem anderen deutschen Seehafen zu befördern, um sie daselbst aus- 
zuladen (Küstenfrachtfahrt), steht ausschliesslich deutschen Schiffen zu.^) 

1) Vergl. R.V. Art. 64. 

§ 2. 
Ausländischen Schiffen kann dieses Recht durch Staatsvertrag') oder 
durch Kaiserliche Verordnung^) mit Zustimmung des Bundesraths ein- 
geräumt werden. 

1) Hier kommen in Betracht die Verträge mit: 

Columbien v. 23. VII. 1892 (R.G.B1. 1894 S. 471) Art. 2; 

Ecuador V. 28. HL 1887 (R.G.ßl. 1888 S. 136) Art. 2; 

Egypten v. 19. VU. 1892 (R.G.B1. 1893 S. 17) Art. 6; 

Griechenland v. 9. VII. 1884 (R.G.B1. 1886 S. 23) Art. 14; 

Guatemala y. 20. IX. 1887 (R.G.B1. 1888 S. 238) Art. 16; 

Honduras v. 12. XII. 1887 (R.G.B1. 1888 S. 262) Art. 16; 

Italien v. 6. XH. 1891 (R.G.B1. 1892 S. 97) Art. 14 (vergl. Anm. 2); 

Japan v. 4. IV. 1896 (R.G.Bl. S. 715) Art. 13 (vergl. Bek. v. 7. VII. 1899, 
R.G.B1. S. 364); 

Mexiko v. 6. XH. 1882 (R.G.B1. 1883 S. 247) Art. 4; 

Nicaragua v. 4. II. 1896 (R.G.B1. 1897 S. 171) Art. 16 Abs. 2; 

Oesterreich-Ungarn v. 6. XII. 1891 (R.G.B1. 1892 S. 8) Art. 11; 

dem Oranje-Freistaat v. 28. IV. 1897 (R.G.B1. 1898 S. 93) Art. 2; 

Paraguay v. 21. VH. 1887 (R.G.B1. 1888 S. 178) Art. 2. 

Rumänien v. 21. X. 1893 (R.G.B1. 1894 S. 1) Art. 13; 

Russland v. 10. IL 1894 (R.G.B1. S. 163) Art. 13; 

Siam V. 7. IL 1862 (R.G.BL 1881 S. 276) Art. 1 Abs. 3; 

Tonga V. 1. XL 1876 (R.G.B1. 1881 S. 276) Art. 4 (vergl. aber auch Anm. 1 
zu § 4 des vorliegenden Gesetzes); 
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der Türkei v. 26. VIH. 1890 (R.G.B1. 1891 S. 117) Art. 1; 

Zanzibar v. 20. XH. 1885 (R.G.B1. 1886 S. 261) Art. 2, 4. 

2) Siehe die V. v. 29. XH. 1881 (R.G.B1. S. 275), in welcher für Belgien, 
Brasilien, Dänemark, Grossbritannien, Italien (vergl. nunmehr Anm. 1), 
Schweden-Norwegen, und die V. v. 1. VI. 1886 (R.G.B1. S. 179), in welcher für 
die Niederlande die Küstenfrachtfahrt freigegeben wird. 



§ 3.1) 

Der Führer eines ausländischen Schiffes, welcher unbefugt Küsten- 
frachtfahrt^ betreibt, wird mit Geldstrafe bis zu dreitausend Mark bestraft. 

Neben der Gl<eldstrafe kann auf Einziehung des Schiffes und der un- 
befugt beförderten Güter erkannt werden, ohne Unterschied, ob sie dem 
Verurfcheilten gehören oder nicht. 

Der § 42 des Strafgesetzbuchs findet entsprechende Anwendung.^) 

1) Vergl. Stenglein S. 404 f. 

^ Begriff: § 1. — Nicht erforderlich ist zum Thatbestand, dass die gesammte 
Ladnng znm Transport nach einem deutschen Hafen bestimmt war; Stenglein 
S. 404. 

3) Danach kann, wenn die Verfolgung oder Verortheilong einer bestimmten 
Person nicht ausführbar ist, selbständig auf Einziehung erkannt werden. Vergl. 
St.P.O. 88 477—479. 



§ 4. 

Bestehende vertragsmässige Bestimmungen über die Küstenfrachtfahrt 
werden durch dieses Gesetz nicht berührt. ^) ^) 

1) Die Bek., betr. die durch das G. v. 22. V. 1881 nicht berührten vertrags- 
mässigen Bestimmungen, y. 29. XII. 1881 (R.G.B1. S. 276) zahlt folgende Vertr^e 
auf: 1. mit Oesterreich-Üngarn, 2. mit Rumänien, 3. mit Siam, 4. mit Tonga. 
Sie sind hier in Anm. 1 zu § 2 erwähnt, die Verträge zu 1 und 2 in der inzwischen 
yeränderten Fassung. Bezüglich des Vertrages zu 4 bestimmt nunmehr das G. y. 
15. n. 1900, betr. die Freundschaftsverträge mit Tonga und Samoa und den Freund- 
schafts-, Handels- und Schifffahrtsvertrag mit Zanzibar (R.G.B1. S. 37), dass derselbe 
durch eine mit Zustimmung des Bundesraths zu erlassende Kaiserliche Verordnung 
ganz oder theilweise ausser Anwendung gesetzt werden könne. 

^) §§ 1 — ^ des Gesetzes sprechen nur von der SchifEfahrt an der deutschen 
Küste. — Die üebereinkunft zwischen dem Deutschen Reich und der Internationalen 
Gesellschaft des Kongo y. 8. XI. 1884 (R.G.B1. 1885 S. 211) giebt in Art. 2 der 
deutschen Flagge die Küstenschifffahrt im Kongogebiete, die General-Akte der 
Berliner Konferenz y. 26. 11. 1885 (R.G.B1. S. 215) in Art. 2, 13, 26 allen Flaggen 
die Küstenschifffahrt im Kongo- und Nigergebiete frei. Vergl. auch die General- 
Akte der Brüsseler AntisklaYerei-Konferenz y. 2. VII. 1890 (R.G.B1. 1892 S. 605) 
Art. 39. 

§ 5. 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1882 in Kraft, ^) 

1) Es gut für Helgoland auf Grund der V. y. 22. III. 1891 (R.G.Bl. S. 21). 



58 V. 1. Gesetz über die Kriegsleistnngen. 

V. Verpflichtungen der Schiffseigenihümer 

im militärisclien Interesse.^) 

1) Vergl. E.G.B.G.B. Art. 62. 

L Gtesetz über die Kriegsleistungen. 

Vom 13. Juni 1873. 
(B.G.B1. 8. 129.) 

[Anszag.] 

§ 23.1) 

IV. Die Besitzer von Schiffen und Fahrzeugen sind verpflichtet, dieselben 

Tu^^^^^'^ zur Benutzung für Kriegszwecke der Militärverwaltung^ auf Erfordern zur 

gen bezüg- Verfügung zu stellen. Die Vergütung für die entzogene Benutzung sowie 

lieh der die etwaige Werthsverminderung erfolgt nach den im § 14 hinsichtlich 

Beschaffnng der Gebäude gegebenen Vorschriften, sowie nach den Bestimmungen der 
von Schiffen cö gQ ^yis 22. 

Tind ^'^^ 

Fahrzeugen. i) Vergl. die Anm. 1 zu § 24. 

^ Bezw. Marineverwaltnng. 

§ 24.1) 

Die Besitzer von Schiffen und Fahrzeugen sind verpflichtet, zum 
Zwecke der Verwendung für Hafen- und Flusssperren ihre Schiffe und 
Fahrzeuge der Militärverwaltung^ gegen eine aus den bereitesten Beständen 
der Kriegskasse baar zu zahlende, dem vollen Werth entsprechende Ver- 
gütung eigenthümlich zu überlassen. Findet über den Betrag der Ver- 
gütung eine Einigung nicht statt, so erfolgt die Feststellung des Werthes 
durch Sachverständige nach Massgabe der Bestimmungen des § 33. 

1) Hierzu erging folgende 

Kaiserliche Verordnung, betreffend die Ausführung des Gesetzes vom 

18. Juni 1878 über die Kriegsleistungen. 

Vom 1. April 1876. 

(R.G.B1. S. 137.) 

[Anszüg.] 

IV. Besondere Bestimmungen bezüglich der Beschaffnng von Schiffen 

und Fahrzeugen. 

12. zu §§ 23 und 24. 

Die Inanspruchnahme von Schiffen und Fahrzeugen hat in der Regel auf schrift- 
lichem Wege durch Yermittelung der zuständigen Hafenpolizeibehörde, oder, wo eine 
solche nicht vorhanden 4st, durch Yermittelung der Ortspolizeibehörde stattzufinden. 
Die requirirte Behörde hat sogleich nach Empfang der Requisition die zur Sicher- 
stellung der geforderten Leistung BÖthigen Anordnungen zu treffen und die erforder- 
liche Abschätzung herbeizuführen. Letztere erfolgt im Falle der Inanspruchnahme 
zu vorübergehender Benutzung (§ 23) unter sinngemässer Anwendung der oben unter 
7 getroffenen Bestimmungen über die Feststellung der Vergütung für die entzogene 
Benutzung und etwaige Beschädigung von Gebäuden. 

Bezüglich der Anmeldung, Prüfung und Feststellung der Vergütungsansprüche 
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finden die Bestimmnngen nnter H.a. Anwendung; ebenso bezüglich der Ertheilung 
der Vergütongsanerkenntnisse. Letzteres jedoch nnr in denjenigen Fftllen, in denen 
nicht eine eigenthümliche üeberlassnng von Schiffen und Fikhrzengen an die MilitSor- 
Yerwaltnng stattgefunden hat. In Fällen solcher Art (§ 24) wird den oben nnter 
H.a. Absatz 1 getroffenen Bestimmungen entsprechend verfahren. 
^ Bezw. Marineverwaltnng. 

2. Oesetz über die Naturalleistungen für die bewaffnete Maobt 

im Frieden, 

In der Fassung der Bekanntmachnng vom 24. Mai 1898. 

(ß.G.Bl. S. 861.) 

[Auszug.] 

IL Besondere Verpflichtungen der Besitzer von Schiffen 

und Fahrzeugen. 

§ 10.») 

Zur Stellung von SchifEsfahrzeugen für die Kaiserliche Marine sind 
alle Besitzer solcher Fahrzeuge verpflichtet. Dieselbe kann nur gefordert 
werden für Truppentransporte an und von Bord ausserhalb der Kriegs- 
häfen,^ sowie für Ausrüstungen von Schiffen mit Proviant, Inventar, 
Kohlen und sonstigem Material aller Art an den Orten, wo die Marine 
keine etablirten Proviant-, Inventarien- und Kohlendepots besitzt, und nur 
insoweit die eigenen Fahrzeuge der Kaiserlichen Marine für die gedachten 
Zwecke nicht ausreichen und die nöthigen Fahrzeuge nicht gegen an- 
gemessene Vergütung im Wege des Vertrags sichergestellt werden können. 

Befreit von der Verpflichtung sind die Inhaber öffentlicher Fähren 
und anderer öffentlicher Transportanstalten hinsichtlich derjenigen Fahr- 
zeuge, welche nach Anordnung der zuständigen Behörden oder auf Grund 
abgeschlossener Verträge von ihnen für die öffentliche Benutzung gehalten 
werden müssen. 

Für die Stellung der Fahrzeuge ist die Vermittelung der zuständigen 
Hafenpolizeibehörde in Anspruch zu nehmen. 

Dem Eigenthümer ist voller Ersatz für Verlust, Beschädigung und 
aussergewöhnliche Abnutzung am Fahrzeuge nebst Zubehör zu gewähren, 
welche in Folge oder gelegentlich der geforderten Leistung ohne Verschulden 
des Besitzers oder des von ihm gestellten Schiffers entstanden sind. 

Die Festsetzung der Vergütung geschieht nach Massgabe des § 14. 

1) Hierzu erging folgender 

Allerhöchster Erlass, betrefTend die Verordnung zur Ausführmig des 

Q-esetzes über die NatiiralleiBtungen für die bewaffnete Macht im Frieden 

in der Fassung des Qesetzes vom 24. Mai 1898 (B.G.B1. S. 361). 

Vom 18. Jnli 1898. 

(ß.G.Bl. S. 921.) 
[Auszog.] 

II. Besondere Verpflichtungen der Besitzer von Schiffen und Fahrzeugen. 

Zu § 10. 

Schiffsfahrzeuge werden auf schriftlichem Wege durch Vermittelung der zu- 
ständigen Hafenpolizeihehörde, oder, wo eine solche nicht vorhanden ist, durch Ver- 
mittelung der Ortspolizeibehörde in Anspruch genommen. 
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Die in Ansprach genommenen Fahrzeuge sind mit der erforderlichen Betuannnng 
(SchÜfsführem, Matrosen, Heizern etc.) zu stellen. 

Die Verpflegung der Bemannung ist von dem Schiffseigenthümer zu bewirken. 

Die für die Benutzung der Fahrzeuge, für die Verpflegung der Bemannung 
sowie für Verluste, Beschädigungen und aussergewöhnliche Abnutzung an Fahrzeugen 
und Zubehör (§ 10 Absatz 4 des Gesetzes) zu gewährende Vergütung wird auf dem 
nachfolgend zu § 14 bezeichneten Wege festgestellt. 

^ D. h. des Kieler Hafens und des Jadehafens. B.V. Art. 53. 



VI. Prisengerichtsbarkeit 



Gesetz, betreffend die Prisengericlitsbarkeit.^) 

Vom 3. Mai 1884. 
(ß.G.BL S. 49.) 

1) Vergl. F. Pereis, Internationales Seerecht S. 310—327. 

§ 1- 

Die Entscheidung über die Rechtmässigkeit der in einem Kriege 
gemachten Prisen erfolgt durch besondere Behörden (Prisengerichte). 

§ 2. 

Der Sitz der Prisengerichte, ihre Zusammensetzung, das Verfahren 
vor denselben, sowie die Verpflichtung anderer Behörden des Reichs oder 
der Bundesstaaten, in Prisensachen mitzuwirken, werden durch Kaiserliche 
Verordnung bestimmt.*) 

1) Auf Grund dieses Paragraphen erging die V., betr. die Aasübnng der Prisen- 
gerichtsbarkeit aas Anlass der ostafrikanischen Blockade, v. 16. II. 1889 (fi.G.Bl. S. 6). 



VII. Rechtsverhältnisse der Seeleute. 



A. IHenstverhältnisse. 

L Seemannsordnung.*)^^) 

Vom 27. Dezember 1872. 
(R.G.B1. S. 409.) 

^) Abkürzungen : Mot. = Motive, Begr. = Begründung zum Entwurf einer See- 
mannsordnung (dem Reichstage vorgelegt unter dem 14. XI. 1900), Bericht = Erster 
Bericht der VI. Kommission (des Reichstages) über den Entwurf einer Seemanns- 
ordnung (dem Reichstage erstattet unter dem 29. IV. 1901). 

^) Litteratur: Hänel und Lesse, Die Gesetzgebung des Deutschen Reiches 
über Konsularwesen und Seeschiff fahrt, Berlin 1876, S. 166 ff.; Kletke, Die Seemanns- 
Ordnung u. s. w., Berlin 1873; Wannack, Deutsche Seemannsordnung, Hamburg 1883. 
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(Di€8e drei Arbeiten geben im Wesentlichen nnr die gesetzgeberischen Vorarbeiten.) 

— Wagner S. 309fE.; Lewis Bd. 1 S. 174ff.; Boyens Bd. 1 S. 44611. — Meves 
S. 25 If.; Katz S. 126 ff.; Kleinfeiler S. 696 ff.; Stenglein S. 867 ff. (Die letzteren 
vier Arbeiten behandeln im Wesentlichen die strafrechtlichen Bestimmungen.) Zum 
Entwurf der (nenen) S.O.: M. Pappenheim, Dentsche Jnristen-Zeitnng 1900 (V. Jahr- 
gang) S. 192 ff. 

3) Nach § 6 der Gewerbeordnung findet diese keine Anwendung auf die Rechts- 
verhältnisse der Schiffsmannschaften auf den Seeschiffen.' 

Erster Abschnitt. 

Einleitende Bestimmnngen. 

Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auf alle EanffahrteischifEe 
(Gesetz vom 22, Juni 1899 § 1,^ Reichs-Gesetzbl. S. 319) Anwendung, 
welche das Recht, die Reichsflagge zu führen, ausüben dürfen. 

1) In der Fassung gemäss FLG. § 29. 

^) Nicht §§ 26, 26a; die Möglichkeit einer analogen Anwendung ist im ein- 
zelnen Falle zu prüfen. 

Bezüglich der kleineren Fahrzeuge, die an sich Kauffahrteischiffe sind, vergl. 
§ 109. 

Schiffer im Sinne dieses Gesetzes ist der Führer des Schiffes (Schiffs- 
kapitän), in Ermangelung oder Verhinderung*) desselben dessen Stell- 
vertreter. 3) 

1) Auch wenn diese nur vorübergehender Natur ist; demnach ist auch der nur 
Torübergehend, z. B. für die Dauer der Nacht, mit der Führung des Schiffes betraute 
Schiffsoffizier Stellvertreter des Schiffers. Kleinfeiler S. 696. Stenglein S. 368. 

— üebertragung der Wache ist nicht Uebertragung der Führung des Schiffes. — 
Ueber den Fall der Absetzung des Schiffers vergl. Wagner S. 346; auch Gesetz vom 
8. XI. 1867 (R.G.B1. S. 137) § 36. 

^) Vergl. H.G.B. § 617. — Der Stellvertreter hat an sich alle Rechte und Pfiichten 
des Schiffers. Doch ist die Stellvertretung des Schiffers im Sinne der S.O. von der 
handelsrechtlichen Vertretung des Rheders zu unterscheiden. — Ein Dritter, der sich 
des Schiffes bemächtigt, z. B. der Berger, ist nicht als Schiffer anzusehen, Boyens 
Bd. 1 S. 449 f. 

§3. 

Zur :» Schiffsmannschaft« (»Mannschaft«) werden auch die Schiffs- 
offiziere mit Ausschluss des Schiffers gerechnet,^) desgleichen ist unter 
»Schiffsmann« auch jeder Schiffsoffizier mit Ausnahme des Schiffers zu 
verstehen. 

Personen, welche, ohne zur Schiffsmannschaft zu gehören, auf einem 
Schiffe als Maschinisten, Aufwärter, oder in anderer Eigenschaft^ an- 
gestellt sind, haben dieselben Rechte und Pfiichten, welche in diesem 
Gresetz in Ansehung der Schiffsmannschaft festgesetzt sind. ^) Es macht 
hierbei keinen Unterschied, ob sie von dem Schiffer oder von dem Rheder 
angenommen worden sind. 

1) Schiffsoffiziere sind nach der gegenwärtig in Schifffahrtskreisen herrschenden 
Anschauung diejenigen zur Unterstützung des Schiffers in der Fuhrung des Schiffes 
bestimmten Angestellten, welche zur Ausübung ihres Dienstes eines staatlichen Be- 
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fähigangsnachweises bedürfen; als SchilEsoffizieTe gelten anch die Aerzte, Geistlichen, 
Proviant- nnd Zahlmeister. Nicht als Schiffsoffiziere sind beispielsweise anzusehen 
die sog. Bestlente anf kleineren Segelschiffen sowie die Oberstewards grosser Passa- 
gierdampfer. Yergl. Entw. g 2 nnd Begr. dazn. 

«) Z. B. als Aerzte (Entsch. des R.G. v. 26. Vn. 1887, Senfferfs Archiv Bd. 43 
S. 73), Barbiere, Köche. 

^) S. hierzn M. Pappenheim, üeber den Begriff der Schiffsbesatzung im 
deutschen Privatseerecht, Beiträge zur Erläuterung des deutschen Rechts Bd. 43 
S. 342 ff., insbesondere S. 363; vergl. auch Boyens Bd. 1 S. 447 f. und in der Ztschr. 
f. das gesammte Handelsrecht Bd. 50 S. 66 ff., insbesondere S. 68 ff. — Daher haben 
nicht die Rechte und Pflichten der Schiffsmannschaft Passagiere sowie Personen, 
welche nur zu vorübergehenden Zwecken dem Schiffe ihre Dienste widmen, wie 
Lootsen, mit Reparaturen beschäftigte Techniker und Handwerker, Dockarbeiter, 
Anstreicher und Schauerleute (vergl. auch Erk. des R.G. v. 28. VI. 1894, Entsch. in 
Strafs. Bd. 26 S. 439); die Rechtsprechung rechnet sie zum Theil der Schiffs- 
besatzung im Sinne des H.G.B. § 481 zu [siehe z. B. Erk. des R.G. v. 24. IV. 
1884 (Entsch. in Civs. Bd. 13 S. 114), v. 21. XII. 1887 (das. Bd. 20 S. 84), v. 14. IV. 1888 
(Seuffert's Archiv Bd. 44 S. 68)]. — Ohne dass es einer besonderen gesetzlichen Vor- 
schrift bedarf, muss dem Schiffer, entsprechend seiner umfassenden Verantwortlich- 
keit, auch diesen Personen gegenüber die Schiffsgewalt zugestanden werden; er ist 
berechtigt, gegen jede an Bord befindliche Person, welche die Schiffsordnung stört 
oder gar die Sicherheit des Schiffes gefährdet, alle zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
und Sicherheit des Schiffes erforderlichen Maassregeln zu treffen. — Vergl. Wagner 
S. 347, 361, Zorn S. 862, Boyens Bd. 1 S. 447 Anm. 2 und unten Anm. 2 zu 
S.O. § 72. 

§4. 

Seemannsämter sind innerhalb des Bundesgebiets die Musteriings- 
behörden der einzelnen ßnndesstaaten nnd im Auslände die Konsulate 
des Deutschen Reichs. *) 

Die Errichtung der Musterungsbehörden innerhalb des Bundesgebiets 
steht den Landesregierungen nach Massgabe der Landesgesetze zu. Die 
Geschäftsführung derselben unterliegt der Oberaufsicht des Reichs.^ 

1) Vergl. Gesetz vom 8. XI. 1867 (B.G.B1. S. 143) § 32 und A.D.L zu §§ 11, 32. 
Den Konsularagenten stehen die Befugnisse der Seemannsämter nicht zu. — Vergl. 
auch Gesetz über die Konsulargerichtsbarkeit v. 7. IV. 1900 (ß.G.Bl. S. 213) § 19; 
Schutzgebietsgesetz in der Fassung v. 10. IX. 1900 (R.G.B1. S. 813) §§ 3, 16 und Bek. 
des Reichskanzlers, betr. die Errichtung eines Seemannsamts in Kiautschou, v. 12. IX. 
1898 (R.C.B1. S. 410, M.V.B1. S. 393). — Litteratur: v. König S. 311 ff., 436 ff. 
(Mustemngsverhandlungen). 

^ Die Seemannsämter und die ihnen vorgesetzten Landesbehörden sind auf- 
geführt im Handbuch für die Deutsche Handels-Marine. 

Zweiter Abschnitt. 

Seefahrtsbflcher und Musternng. 

§ 5.1) 

Niemand^) darf im Bundesgebiet als Schiffsmann in Dienst treten, 
bevor er sich über Namen, Heimath und Alter vor einem Seemannsamt ^) 
ausgewiesen und von demselben*) ein Seefahrtsbuch ausgefertigt er- 
halten hat. 

Ist der Schiffsmann ein Deutscher, so darf er vor vollendetem vier- 
zehnten Lebensjahr zur Uebernahme von Schiffsdiensten nicht zugelassen 
werden; auch hat er sich über seine Militärverhältnisse, sowie, wenn er 
noch der väterlichen Gewalt unterworfen oder minderjährig ist,^) über die 
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Oenehmigimg^ des Vaters oder Vormundes^ zur üebernahme von Schiff s- 
diensten^ auszuweisen. 

Mit dem Seefahrtsbuch ist dem Schiffsmann zugleich ein Abdruck 
der Seemannsordnung und des Gesetzes, betreffend die Verpflichtung 
deutscher Kauffahrteischiffe zur Mitnahme hülfsbedürftiger Seeleute, aus- 
zuhändigen.^) 

1) Strafbestimmung § 93 Ziff. 1. 

^ Sei er In- oder Ausländer. 

3) Gleichgültig, ob es dasjenige ist, in dessen Bereich sich der Schiffsmann zn- 
nächst verhenem will oder nicht. 

^] Die Konsulate können Seefahrtsbücher nicht ausfertigen, jedoch im Falle des 
Verlustes eines Seefahrtsbuches (§ 7) ihre Vermittelung zur Erlangung eines neuen 
Seefahrtsbuches bei dem betreffenden inländischen Seemannsamte eintreten lassen. 
V. König S. 316. 

ö) Die Worte »der väterlichen Gewalt unterworfen oder« sind gegenüber dem 
B.G.B. (§ 1626) bedeutungslos: grossjährige Hauskinder giebt es nicht mehr. 

6) Nach dem Sprachgebrauche des B.G.B. (§ 113) würde es »Ermächtigung« 
anstatt »Genehmigung« heissen. »Genehmigung« bedeutet im B.G.B. die nach, 
dagegen »Einwilligung« die vor oder bei Abgabe einer Willenserklärung erfolgende 
Zustimmungserklärung (das. §§ 182, 183). 

7) Ausser Vater und Vormund kommt jetzt auch die Mutter in Betracht, 
sofern ihr die elterliche Gewalt zusteht (B.G.B. §§ 1684, 1686). Ein Vormund 
bedarf vormundschaftsgerichtlicher Genehmigung zu einem Heuervertrage, falls der 
Mündel für längere Zeit als ein Jahr verpflichtet werden soll (das. § 1822 Nr. 7, 
^ergl. §§ 1827 ff.); verweigert er dem Mündel die Ermächtigung, Schiffsdienste zu 
übernehmen, so kann bezw. muss sie durch das Vormundschaftsgericht nach Maass- 
gahe des § 113 a. a. O. ersetzt werden. 

8) Eine allgemeine Ermächtigung zum Eintritt in ein Dienst- oder Arbeits- 
verhältniss genügt also nicht. Dagegen braucht die Ermächtigung weder für eine 
bestimmte Reise noch — vorbehaltlich der durch § 1822 Nr. 7 des B.G.B. (s. vorige 
Anm.) gegebenen Beschränkung — für eine bestimmte Zeit ertheilt zu werden ; vergl. 
§ 6, auch B.G.B. § 113. 

9) Vergl. § 108. 

§ 6. 

Die väterliche^) oder vormundschaftliche Genehmigung (§ 5) gilt, 
sofern ihr eine Einschränkung nicht beigefügt ist, als ein- für allemal 
ertheilt.^) 

Kraft derselben wird der Minderjährige einem Grossjährigen ^) gleich- 
geachtet, insoweit es sich um den Abschluss von Heuerverträgen, die aus 
ihnen hervorgehenden Rechte und Pflichten und das gerichtliche Verfahren 
darüber handelt.*) 

1) Jetzt »elterliche« ; vergl. im Einzelnen Anm. 5 bis 8 zu § 6. 

^) Zurücknahme ist zulässig. Vergl. B.G.B. § 113 Abs. 2. Uebereinstimmend 
Begr. zu §§ 6, 6. A. M. Loewe S. 363 und — mangels eines auf die Zurücknahme 
gerichteten Vorbehalts — Lewis Bd. 1 S. 188. 

S) D. h. nach dem Sprachgebrauche des B.G.B. einem „Volljährigen« (§§ 2 
bis 5 das.). 

*) Vergl. C.P.O. §§ 61 ff. — Die Pflicht eines noch nicht Sechzehnjährigen zur 
eidlichen Aussage bei der Verklarung (§ 33) ist aus der Vorschrift des § 6 Abs. 2 
nicht zu folgern; siehe F.G. §§ 146, 16; C.P.O. § 393 Nr. 1. 

Wer bereits ein Seefahrtsbuch ausgefertigt erhalten hat, muss behufs 
Erlangung eines neuen Seefahrtsbuches das ältere vorlegen oder den Verlust 
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desselben glaubhaft machen.^) Dass dies geschehen, wird von dem See- 
mannsamt in dem neuen Seefahrtsbuch vermerkt. 

Wird der Verlust glaubhaft gemacht, so ist diesem Vermerke zugleich 
eine Bescheinigung des Seemannsamtes über die früheren Rang- und Dienst- 
verhältnisse sowie über die Dauer der Dienstzeit, insoweit der Schiffs- 
mann sich hierüber genügend ausweist, beizufügen. 

^) Yergl. hierzu Invalidenversichenrngsgesetz y. 13. VII. 1899 in der Fassung der 
Bek. V. 19. VII. 1899 (R.G.B1. S. 463) § 167 Abs. 2 und die Vorschriften, betr. die 
Einziehung der von den Bhedern für die Invaliditäts- nnd Altersversichernng der 
Seelente zn entrichtenden Beiträge v. 20. XII. 1894 (R.C.B1. S. 481), Nr. 8: Für See- 
lente, welche sich im Besitz eines Seefahrtsbnchs befinden, erfolgt 
der Ausweis über die Versicherung durch das Seefahrtsbuch. War die 
Versicherung in einer höheren Lohnklasse als derjenigen, zu welcher 
der Seemann nach seiner Dienststellung auf dem Schiffe gehörte, ver- 
abredet, so ist ein entsprechender Vermerk und die Bezeichnung dieser 
höheren Lohnklasse in das Seefahrtsbuch einzutragen. 

2) Darüber, ob der Verlust glaubhaft gemacht ist oder nicht, befindet das See- 
mannsamt nach freiem Ermessen. 

§8.1) 

Wer nach Inhalt seines Seefahrtsbuches angemustert ist, darf nicht 
von neuem angemustert werden, bevor er sich über die Beendigung des 
früheren Dienstverhältnisses durch den in das Seefahrtsbuch einzutragenden 
Vermerk (§§ 20, 22) ausgewiesen hat. Kann nach dem Ermessen des 
Seemannsamtes ein solcher Vermerk nicht beigebracht werden, so dient 
statt desselben, sobald die Beendigung des Dienstverhältnisses auf andere 
Art glaubhaft gemacht ist, ein vom Seemannsamt hierüber einzutragender 
Vermerk im Seefahrtsbuche. 

1) Vergl. §§ 5 Abs. 1; 93 Nr. 1; 99 Nr. 2; sowie St.G.B. §§ 267 ff., 363. 

§ 9. 

Einrichtung und Preis des Seefahrtsbuches bestimmt der Bundesrath. ^) 
Die Ausfertigung selbst erfolgt kosten- und stempelfrei. 

Das Seefahrtsbuch muss über die Militärverhältnisse des Inhabers 
(§ 5) Auskunft geben. 

1) Diese Bestimmung ist getroffen durch Beschluss des Bundesraths v. 21.XIL 1872 
und V. 19. XI. 1887. 

§ 10. 

Der Schiffer hat die Musterung (Anmusterung, Abmusterung) der 
Schiffsmannschaft nach Massgabe der folgenden Bestimmungen (§§ 11 
bis 22) zu veranlassen. 

Der Schiffsmann hat sich, wenn nicht ein unabwendbares Hindemiss 
entgegensteht, zur Musterung zu stellen. 

^) Bezüglich der Musterungsverhandlungen sind für die deutschen Konsular- 
behörden die Bestimmungen der A.D.I. (besonders zu § 32) zu beachten. Im Uebrigen 
vergl. §§ 5 Abs. 1; 93 Nr. 1, 2; 99 Nr. 2; sowie St.G.B. §§ 267 ff., 363. 

§ 11- 
Die Anmusterung besteht in der Verlautbarung des mit dem Schiffs- 
mann geschlossenen Heuervertrages ^) vor einem Seemannsamt. ^) Sie 
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muss für die innerhalb des Bandesgebietes liegenden Schiffe unter Vor- 
legung der Seefahrtsbücher vor Antritt oder Fortsetzung der Reise, für 
andere Schiffe, sobald ein Seemannsamt angegangen werden kann,^ er- 
folgen. 

1) Die Perfektion desselben ist nicht Folge, sondern Voranssetzxing der An- 
mnstenmg. Vergl. §§ 24 ff. 

2) Die Anmnstemng kann auch an Bord eines Schiffes erfolgen, nämlich dann, 
wenn sich der zuständige Beamte dorthin begiebt. Begr. zn § 11. — Die Anmnstemng 
ist nicht mit der Eingehung des Dienstvertrages zu identifiziren; daher darf ein Ver- 
merk über die erfolgte Anmusterung in das Seefahrtshuch (§§ 14, 20) nur dann ein- 
getragen werden, wenn eine Verlautbarung thatsächlich stattgefunden hat. Das Ent- 
sprechende gilt für die Abmusterung. Vergl. Erk. des R.O.H.G. v. 3. XII. 1876 
(Entsch. Bd. 18 S. 416f.). 

3) Vergl. auch § 22. 

§ 12. 

Die Anmusterungsverhandlung wird vom Seemannsamt als Muster- 
rolle^) ausgefertigt. Wenn die zur Schiffsmannschaft eines Schiffs ge- 
hörigen Personen nicht gleichzeitig mittelst Einer Verhandlung angemustert 
werden,^) so erfolgt die Ausfertigung auf Grund der ersten Verhandlung, 

Die Musterrolle muss ^) enthalten : Namen und Nationalität des Schiffs, 
Namen und Wohnort des Schiffers, Namen, Wohnort und dienstliche 
Stellung jedes Schiffsmannes, und die Bestimmungen des Heuervertrages,*) 
einschliesslich etwaiger besonderer Verabredungen. Insbesondere muss 
aus der Musterrolle erhellen, was dem Schiffsmann für den Tag an Speise 
und Trank gebührt.*) Im üebrigen wird die Einrichtung der Musterrolle 
vom Bundesrath bestimmt. ^ ^) 

1) Ueber dieselbe vergl. Ritter S. 88 bis 85. 

2) Vergl. § 13. 

3) Sie kann daneben noch andere Angaben enthalten, z. £. den Hafen der Aus- 
reise (wichtig wegen der Kückbeförderungsansprüche des Schiffsmanns; vergl. § 48). 

^) Ohne dass jedoch die Gültigkeit des Heuervertrages von der Aufnahme seiner 
Bestimmungen in die Musterrolle abhängig wäre. 

5) Vergl. §§ 47, 94, 97. 

«) Vergl. Bek. v. 18. VII. 1891 (ß.CBl. S. 218). 

'^) Die Musterrolle muss sich während der Reise an Bord befinden. H.G.B. 
§ 513. — Vergl. die Sonderbestimmung in § 2 der V. v. 28. VH. 1880 (R.G.Bl. S. 188). 

§ 13.*) 

Wird ein SchifEsmann erst nach Ausfertigung der Musterrolle an- 
gemustert,^ 80 hat das Seemannsamt eine solche Musterung in die Muster- 
rolle einzutragen. 

1) Vergl. § 27. 

2) Sog. Nachmusterung. 

§ 14. 

Bei jeder innerhalb des Bundesgebiets erfolgenden Anmusterung wird 
vom Seemannsamt hierüber und über die Zeit des Dienstantritts ein 
Vermerk in das Seefahrtsbuch jedes Schiffsmannes eingetragen, welcher 
zugleich als Ausgangs- oder Seepass dient. Ausserhalb des Bundesgebiets 

Per eis, Seegesetsgebnng. O 
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erfolgt eine solche Eintragung nnr, wenn das Seefahrtsbuch zu diesem 
Zweck vorgelegt wird. 

Das Seefahrtsbuch ist hiernächst vom Schiffer für die Dauer des 
Dienstverhältnisses in Verwahrung zu nehmen. 

§ 15.') 

Wenn ein angemusterter Schiffsmann durch ein unabwendbares 
Hinderniss ausser Stande gesetzt wird, den Dienst anzutreten, so hat er 
sich hierüber sobald wie möglich gegen den Schiffer und das Seemanns- 
amt, vor welchem die Musterung erfolgt ist, auszuweisen. 

1) Vergl. § 93 Nr. 3. 

§ 16. 

Die Abmusterung besteht in der Verlautbarung der Beendigung des 
Dienstverhältnisses ^) seitens des Schiffers und der aus diesem Verhältniss 
ausscheidenden Mannschaft. Sie muss, sobald das Dienstverhältniss be- 
endigt ist, erfolgen, und zwar, wenn nicht ein Anderes vereinbart wird, 
vor dem Seemannsamt desjenigen Hafens, wo das Schiff liegt, und nach 
Verlust des Schiffs vor demjenigen Seemannsamt, welches zuerst an- 
gegangen werden kann.^) 

1) Diese Beendigung ist nicht Folge, sondern Voraussetzung der Abmusterung, 
welche letztere mit der Lösung des Dienstvertrages nicht identifizirt werden darf. 
Erk. des R.O.H.G. v. 3. XH. 1876 (Entsch. Bd. 18 S. 416). Erk. des H.O.L.G. v. 
15. XII. 1900 (H.G.Z. 1901 S. 61). 

2) Vergl. § 22. 

§ 17. 

Vor der Abmusterung hat der Schiffer dem abzumusternden Schiffs- 
mann im Seefahrtsbuch die bisherigen Rang- und Dienstverhältnisse und 
die Dauer der Dienstzeit zu bescheinigen, auf Verlangen auch ein Führungs- 
zeugniss zu ertheilen. Das letztere darf in das Seefahrtsbuch nicht ein- 
getragen werden. *) 

^) Dementsprechend dürfen auch gerichtliche Bestrafungen nicht eingetragen 
werden. Mot. zu §§ 18, 19 (jetzt §§ 17, 18). 

§ 18. 

Die Unterschriften des Schiffers unter der Bescheinigung und dem 
Zeugniss (§ 17) werden von dem Seemannsamte, vor welchem die Ab- 
musterung stattfindet, kosten- und stempelfrei beglaubigt. 

§ 19. 

Verweigert der Schiffer die Ausstellung des Zeugnisses (§ 17), oder 
enthält dasselbe Beschuldigungen, deren Richtigkeit der Schiffsmann be- 
streitet, so hat auf Antrag des letzteren das Seemannsamt den Sachverhalt 
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zu untersuchen^) und das Ergebniss der Untersuchung dem Schiffsmann 
zu bescheinigen.^) 

^) Namentlich durch Einsicht des Schiffstagebuchs und der Musterrolle. 
2) Der ordentliche ßechtsweg ist zulässig, auch bei Ausstellung eines nicht 
ordnungsmässigen Zeugnisses, vergl. B.G.B. § 630. 

§ 20. 

Die erfolgte Abmusterung wird vom Seemannsamt in dem Seefahrts- 
buche des abgemusterten Schiffsmannes und in der Musterrolle vermerkt. 

§ 21. 

Die Musterrolle ist nach Beendigung derjenigen Reise oder derjenigen 
Zeit, auf welche die als Musterrolle ausgefertigte Anmusterungsverhandlung 
(§ 12) sich bezieht, dem Seemannsamt, vor welchem abgemustert wird, 
zu überliefern. 

Letzteres übersendet dieselbe dem Seemannsamt des Heimathshafens.^) 

1) In Ermangelung eines solchen an das Seemannsamt des Registerhafens, vergl. 
FLG. § 6 Abs. 2. 

§ 22.») 

Wenn der Bestand der Mannschaft Aenderungen erfährt, bei welchen 
eine Musterung (§ 10) nach Massgabe vorstehender Bestimmungen un- 
ausführbar ist, so hat der Schiffer, sobald ein Seemannsamt angegangen 
werden kann, bei demselben unter Darlegung der Hinderungsgründe die 
Musterung nachzuholen, oder, sofern auch diese nachträgliche Musterung 
nicht mehr möglich ist,^) den Sachverhalt anzuzeigen. Ein Vermerk über 
die Ajizeige ist vom Seemannsamt in die Musterrolle und in die Seefahrts- 
bücher der betheiligten Schiffsleute einzutragen. 

1) Vergl. § 11. 

^) Z. B. in Todes- und Entweichungsfällen. 

§ 23. 

Die für die Musterungs Verhandlungen, einschliesslich der Ausfertigung 
der Musterrolle, zu erhebenden Kosten fallen dem Rheder zur Last. 

Die Bestimmung über die in gleicher Höhe für alle Seemannsämter 
innerhalb des Bundesgebiets festzustellenden Kosten bleibt dem Bundes- 
rath vorbehalten.^) 

Bis zur Erledigung dieses Vorbehalts steht die Bestimmung über die 
Höhe der Kosten den Landesregierungen im Verordnungswege zu. 

1) Vergl.: 

1. Bekanntmachung, betreffend den Tarif der Kosten, welche für die 
Musterungs-Verhandlungen von den Seemanns-Aemtern innerhalb des 

Bundesgebiets zu erheben sind. 

Vom 22. Februar 1873. 

(R.C.B1. S. 62.) 

Auf Grund des § 23 der Seemanns-Ordnung vom 27. Dezember 1872 (Reichs- 
Gesetzblatt S. 413) hat der Bundesrath den nachfolgenden 

5* 
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Tarif 

der Kosten, welche für die Musterangs-Verhandlangen von den Seemanns-Aemtem 
innerhalb des Bundesgebiets zn erheben sind, festgestellt: 



No. 



Bezeichnung des Amtsgeschäfts. 



Kosten 


Mk. Pf. 


6 




3 






76 




76 


3 




1 


50 



1. Ausfertigung einer neuen Musterrolle: 

a. fär ein Schiff von mehr als 300 Kubikmeter = 
106,9 britischen Register-Tons Netto-Raumgehalt . 

b. für ein kleineres Schiff .' 

2. Anmusterung eines Schiffsmanns 

3. Abmusterung eines Schiffsmanns 

4. Abänderung der Musterrolle ausserhalb des Falles einer 
An- oder Abmusterung 

a. für ein Schiff von mehr als 3Ö0 Kubikmeter = 
106,9 britischen Begister-Tons Netto-Raumgehalt . 

b. für ein kleineres Schiff 



Anmerkung: 

a. Die Beträge zu 2 und 3 sind för .Jeden Schiffsmann und ftlr jede Person, welche, ohne zur 
SchiiFsmannsohaft zu gehören, auf einem Schiffe als Maschinist, Aufwftrter oder in anderer Eigen- 
schaft angestellt ist (Seemannsordnung rom 27. Dezember 1872 § 3) besonders zu entrichten. 

b. Die Yordtehenden Tanfstttze schliessen zugleich etwaige Stempelkosten in sich. 

2, Bekanntmachung, betreffend die Musterungsgebühren für Hochsee- 
fischerei-Fahrzeuge. 

Vom 24. November 1886. 

rR.C.Bl. S. 626.) 

Auf Grrund des § 23 der Seemannsordnung vom 27. Dezember 1872 (Reichs- 
Gesetzblatt Seite 409) hat der Bundesrath beschlossen: 

dafls von den Hochseefischerei-Fahrzeugen, unter Befreiung derselben von den 
nach Massgabe des Tarifs vom 22. Februar 1873 (Central-Blatt S. 62) zu 
entrichtenden Kosten, für die Musterungsverhandlungen vor den Seemanns- 
ämtern innerhalb des Bundesgebiets eine feste Gebühr von fünf Mark jährlich 
für jedes auf den Fang ausgehende Fahrzeug ohne Rücksicht auf die Zahl 
der angemusterten Personen zu erheben sei. 



3. Bekanntmachung, betreffend die Musterungsgebühren für Hochsee- 
fischerei-Fahrzeuge. 

Vom 17. November 1899. 

(R.C.B1. S. 396.) 

Der Bundesrath hat beschlossen: 

dass die laut Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 24. November 1886 
(Central-Blatt für das Deutsche Reich Seite 626) vom Bundesrathe getroffene 
Festsetzung der Musterungsgebühr für Hochseefischerei-Fahrzeuge nur für 
Hochseefischerei -Segelfahrzeuge Geltung hat, dass dagegen Fischereidampfer 
die Musterungsgebühren nach dem Tarife vom 22. Februar 1873 (Central- 
Blatt für das Deutsche. Reich Seite 62) zu entrichten haben. 

Durch die Bek. zu 1 hat die üebergangsbestimmung in Abs. 3 des vorstehenden 
Paragraphen ihre Erledigung gefunden. Für die als Seemannsämter fungireuden 
Konsulate gilt der zum Gesetz, betr. die Gebühren und Kosten bei den Konsulaten 
des Deutschen Reichs, vom 1. VII. 1872 (R.G.B1. S. 246) gehörige Tarif Nr. 23. 
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Dritter Abschnitt. 

Yertragsyerliältniss. 

§ 24. 

Die Gültigkeit des Heuervertrages ist durch schriftliche Abfassung 
nicht bedingt.^) 

1) Der Heuervertrag ist ein Dienstvertrag besonderer Art. Seine Formfreiheit 
entspricht den Grundsätzen des B.G.B. Gemäss E.G.B.G.B. Art. 32 finden jedoch auf 
ihn die den Dienstvertrag regelnden Sätze des B.G.B. (§§ 611 — 630) im Allgemeinen 
keine Anwendung; eine Ausnahme siehe z. B. in Anm. 3 zu § 28. Sein Bestehen ist 
nicht abhängig von einer nachfolgenden Anmusterung. Der Zeitpunkt seines Ab- 
schlusses ist entscheidend fär den Erwerb der Eigenschaft eines Schiffmannes im 
Sinne der S.O.; vergl. §§ 3, 11, auch S.Ü.V.G. § 4. Auf der anderen Seite ist aber 
auch eine Vereinbarung des Inhalts gültig, dass der Rücktritt von dem mündlich ab- 
geschlossenen Heuervertrage den Schiflsleuten offen stehen soll, sofern ihnen die 
bei der Musterung verlesenen Bedingungen nicht genehm sind (vergl. Begr. zu § 26). 

Wegen der Haftung des Rheders aus Heuerverträgen vergl. H.G.B. § 487 [hier 
abgedruckt zu § 68 der S.O.]. Siehe femer Ehrenberg, Beschränkte Haftung des 
Schuldners nach See- und Handelsrecht, Jena 1880, S. 120 ff. 

Der Schiffer haftet aus dem Heuervertrage nur: 

1. wenn er eine Gewährleistung übernommen hatte (H.G.B. § 633); 

2. wenn er bei Abschliessung des Vertrages seine Befugnisse überschritten 
hatte (H.G.B. §§ 633, 627, 626 Abs. 2); 

3. soweit er nicht die Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers angewendet hatte, 
für allen durch sein Verschulden entstandenen Schaden, selbst wenn er auf 
Anweisung des Rheders gehandelt hatte (H.G.B. §§ 611, 612). 

Dem durch den Heuervertrag begründeten Rechtsverhältnisse zwischen Schiffs- 
mann und Rheder entsprechend können auch Klagen des ersteren aus dem Vertrage, 
wenn nicht der Ausnahmefall einer persönlichen Haftbarkeit des Schiffers vorliegt, 
nur gegen den Rheder angestrengt werden. Zur Vertretung der Rhederei in Prozessen 
aus den Heuerverträgen ist der Eorrespondentrheder legitimirt (H.G.6. § 493). 
Wegen der Zuständigkeit der Kammern für Handelssachen vergl. G.V.G. § 101 Nr. 3 f. 
Die aus den Dienst- und Heuerverträgen herrührenden Forderungen der Schiffs- 
besatzung gewähren die Rechte eines Schiffsgläubigers, und es steht dem Schiffs- 
manne, ebenso wie dem Schiffer, ein gesetzliches Pfandrecht an dem Schiffe, dessen 
Zubehör und der Bruttofracht derjenigen Reise zu, aus welcher die Forderung ent- 
standen, beziehungsweise auch an der Fracht von früheren Reisen (vergl. H.G.B. 
§§ 764 Nr. 3, 766—768, 762, 767). Verfolgt der Schiffsmann dieses sein Pfandrecht, 
was in der Klage erkennbar gemacht sein muss, so kann er sowohl den Rheder als 
auch den Schiffer belangen, den letzteren auch dann, wenn das Schiff im Heimaths- 
hafen liegt; das gegen den Schiffer ergangene Urtheil ist in Ansehung des Pfand- 
rechts gegen den Rheder wirksam (H.G.B. § 761). 

§ 25.1) 

Wenn bei dem Abschluss des Heuervertrages die Vereinbarung über 
den Betrag der Heuer nicht durch ausdrückliche Erklärung getroffen ist, 
so wird im Zweifel diejenige Heuer als vereinbart angesehen, welche das 
Seemannsamt des Hafens, in welchem der Schiffsmann angemustert wird, 
für die daselbst zur Zeit der Anmusterung übliche erklärt. 

1) Vergl. § 27. 
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§ 26.') 

Wenn ein Schiffsmann sich für eine Zeit verheuert, für die er durch 
einen früher geschlossenen Heuervertrag gebunden ist, so hat der Anspruch 
auf Erfüllung des zuerst geschlossenen Vertrages den Vorzug. 

Hat jedoch eine Anmusterung auf Grund des späteren Vertrages 
stattgefunden, ohne dass auch auf Grund des ersten Vertrages angemustert 
ist, so geht jener vor. 

1) Ersatzansprüche des durch die Doppelverhenerung Geschädigten werden durch 
diesen Paragraphen nicht ausgeschlossen. 

§ 27. 

Wird ein Schiffsmann erst nach Anfertigung der Musterrolle geheuert, 
so gelten für ihn in Ermangelung anderer Vertragsbestimmungen die nach 
Inhalt der Musterrolle mit der übrigen Schiffsmannschaft getroffenen Ab- 
reden; insbesondere kann er nur dieselbe Heuer fordern, welche nach der 
Musterrolle den übrigen Schiffsleuten seines Ranges gebührt. 

§ 28. 

Die Verpflichtung des Schiffsmannes, mit seinen Effekten sich an 
Bord einzufinden und Schiffsdienste zu leisten, beginnt, wenn nicht ein 
Anderes bedungen ist,i) mit der Anmusterung. ») 

Wenn der Schiffsmann den Dienstantritt länger als 24 Stunden ver- 
zögert, ist der Schiffer zum Rücktritt von dem Heuervertrage befugt.^ 
Die Ansprüche wegen etwaiger Mehrausgaben für einen Ersatzmann und 
wegen sonstiger aus der Verzögerung*) erwachsener Schäden werden hier- 
durch nicht berührt. 

1) Wie bei der sog. »Anmusterung auf Ordre.« 

2) Vergl. § 36. 

^ Ein Verschulden auf Seiten des Schiffsmannes braucht nicht vorzuliegen. — 
Kommt der Schiffer in Annahmeverzug, so gilt B.G.B. § 616. 

4) Oder aus der Zuwiderhandlung gegen die vertragsmässig übernommenen be- 
sonderen Verbindlichkeiten. Vergl. Erk. des R.O.H.G. v. 14. XII. 1871 (Entsch. Bd. 4 
S. 288). 

§ 29.1) 

^)Den SchifEsmann, welcher nach der Anmusterung dem Antritt oder 
der Fortsetzung des Dienstes sich entzieht,') kann der Schiffer zur Er- 
füllung seiner Pflicht durch das Seemannsamt zwangsweise anhalten lassen.*) 

Die daraus erwachsenden Kosten hat der Schiffsmann zu ersetzen.^) 

J) Vergl. B.G.B. §§ 229—231, St.P.O. § 127 ff. 

2) Strafbestimmung: § 81. 

3) Ueber Verweigerung der Arbeit ohne Desertion vergl. das Erk. des R.O.H.G. 
V. 14. XII. 1871 (Entsch. Bd. 4 S. 292) und Lewis Bd. 1 S. 196; in anderem Sinne 
Wagner S. 363 Anm. 6. 

4) Sg. executio ad faciendum. — War die Dienstentziehung gerechtfertigt, so 
findet kein Zwang statt; vergl. § 104. 

^) Auch über den Kostenersatz kann endgültig im ordentlichen Rechtswege ent- 
schieden werden; vergl. § 106. 
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§ 30.1) 

Der Schiffsmann ist verpflichtet, in Ansehang des Schiffsdienstes den 
Anordnungen des Schiffers unweigerlich Gehorsam zu leisten und zu jeder 
Zeit alle für Schiff und Ladung ihm übertragene Arbeiten zu verrichten.^) 

Er hat diese Verpflichtung zu erfüllen, sowohl an Bord des Schiffs 
und in dessen Booten, als auch in den Leichterfahrzeugen und auf dem 
Lande, sowohl unter gewöhnlichen Umständen, als auch unter Havarie. 

Ohne Erlaubniss des Schiffers darf er das Schiff bis zur Abmusterung 
nicht verlassen. Ist ihm eine solche Erlaubniss ertheilt, so muss er zur 
festgesetzten Zeit, wenn aber keine Zeit festgesetzt ist, noch vor 8 Uhr 
Abends zurückkehren. 

1) Vergl. §§ 84—88. 

2) Der Schiffer muss seinerseits die Arbeitsvertheilung dem Heuervertrage ent- 
sprechend regeln. Eine Abweichung vom Vertrage kann nur im Nothfall stattfinden ; 
vergl. §§ 31, 82. 

§ 31. 

Wenn das Schiff in einem Hafen liegt, so ist der Schiffsmann nur 
in dringenden Fällen schuldig, länger als zehn Stunden täglich^) zu 
arbeiten. ^ 

^) Täglich heisst hier soviel wie »innerhalb viemndzwanzig Stunden«, nicht 
etwa »an einem Kalendertage.« 

^ Die Frage, ob der Schiffsmann im Hafen verpflichtet sei, ausserhalb der zehn- 
stündigen Arbeitszeit auch noch nach Anordnung des Schiffers Wachtdienst zu thun, 
ist streitig. Nach der Fassung des Gesetzes erscheint die Verneinung der Frage nicht 
ungerechtfertigt, wenn man unter »Arbeiten« den Schiffsdienst überhaupt, zu welchem 
auch der Wachtdienst gehört, begreift. Der preuss. Handelsminister ist der Ansicht 
zugeneigt, dass der Wachtdienst durch die Bestimmung über die Arbeitszeit nicht 
mitbetroffen sei. Dies ergiebt ein Bescheid an den Schifferverein zu Danzig vom 
6. IV. 1877, dahin lautend: Auf die von dem Herrn Justizminister an mich ab- 
gegebene Vorstellung vom 1. Februar d. J., in welcher der Verein darüber Klage 
führt, dass die Schiffsleute unter Berufung auf § 31 der Seemannsordnung ihre alt- 
hergebrachte Verpflichtung in Abrede stellen, auch in den Häfen Wachdienste, ins- 
besondere den Wachdienst während der Nacht, zu leisten, erwidere ich, dass der § 32 
des vom Bundesrath beschlossenen Entwurfes der Seemannsordnung folgendermassen 
lautete: »Zur Leistung von Wachdiensten auf dem Schiffe ist der Schiffsmann den 
Anordnungen des Schiffers gemäss jederzeit, sowohl auf der Reise wie im Hafen, 
verpflichtet. Der nichtdienstthuenden Wache muss auf der Reise eine Ruhe von 
zwei Stunden Vormittags und drei Stunden Nachmittags bewilligt werden, sofern eine 
dringende Arbeit nicht die Bewilligung hindert. Wenn das Schiff in einem Hafen 
liegt, so ist der Schiffsmann nur in dringenden Fällen schuldig, länger als zehn 
Stunden täglich beim Laden, Stauen und Löschen zu arbeiten.« Die vom Reichstage 
zur Berathung der Seemannsordnung niedergesetzte Kommission beantragte jedoch, 
aus zur Zeit nicht mehr festzustellenden Gründen, nur den 2. Absatz dieses Para- 
graphen unter Streichung der Worte »beim Laden, Stauen und Löschen« anzunehmen, 
welcher Antrag vom Reichstage zum Beschlüsse erhoben wurde und dem jetzigen 
§ 31 der Seemannsordnung zu Grunde liegt. Wiewohl ich danach nicht annehmen 
möchte, dass der Wachdienst, sei es bei Tage oder bei Nacht, durch die Bestimmung 
über die tägliche Arbeitszeit mitbetroffen sei, so ist es doch nicht angängig, die 
preusslschen Seemannsämter in diesem Sinne mit Anweisung zu versehen. Vielmehr 
muss den betheüigten Schiffern zunächst überlassen bleiben, gegen Schiffsleute, welche 
den schuldigen Wachdienst zu leisten verweigern, nach Massgabe der Bestimmungen 
im 4. und 6. Abschnitte der Seemannsordnung vorzugehen. 
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§ 32.1) 

Bei Seegefahr, besonders bei drohendem Schiffbrach, sowie bei Ge- 
walt und Angriff gegen Schiff oder Ladung hat der Schiffsmann alle be- 
fohlene Hülfe zur Erhaltung von Schiff und Ladung unweigerlich zu leisten, 
und darf ohne Einwilligung des Schiffers, solange dieser selbst an Bord 
bleibt,^) das Schiff nicht verlassen. 

Er bleibt verbunden, bei Schiffbruch für Rettung der Personen und 
ihrer Effekten, sowie für Sicherstellung der Schiffstheile, der Geräthschaften 
und der Ladung, den Anordnungen des Schiffers gemäss, nach besten 
Kräften zu sorgen und bei der Bergung gegen Fortbezug der Heuer und 
der Verpflegung Hülfe zu leisten.^) 

^) Die in diesem Paragraphen festgesetzten Pflichten werden nicht dadurch aus- 
geschlossen, dass nach § 66 der Henervertrag endet, wenn das Schiff yeronglücki. 

2) Vergl. H.G.B. § öl 7: 

Vom Beginne des Ladens an bis zur Beendigung der Löschung darf 
der Schiffer das Schiff gleichzeitig mit dem Steuermanne nur in drin- 
genden Fällen verlassen; er hat in solchen Fällen zuvor aus den Schiffs- 
offizieren oder der übrigen Mannschaft einen geeigneten Vertreter zu 
bestellen. 

Dasselbe gilt auch vor dem Beginne des Ladens und nach der Be- 
endigung der Löschung, wenn das Schiff in einem nicht sicheren Hafen 
oder auf einer nicht sicheren Rhede liegt. 

Bei drohender Gefahr oder wenn das Schiff sich in See befindet, 
muss der Schiffer an Bord sein, sofern nicht eine dringende Noth- 
wendigkeit seine Abwesenheit rechtfertigt. 

Beispiele: Erk. des S. A. Königsberg v. 10. H. 1879 (Bd. 1 S. 348), v. 31. V. 1879 
(das. S. 646); des O.S. A. v. 8. VIU. 1879 (das. S. 663), v. 13. II. 1880 (Bd. 2 S. 161); 
des S. A. Danzig v. 25. IX. 1880 (das. S. 660); des S. A. Emden v. 11. XII. 1880 (das. 
S. 876); des S.A. Brake v. 29. IV. 1881 (Bd. 3 S. 447); des O. S. A. v. 20. V. 1882 
(Bd. 4 S. 87); des S. A. Rostock v. 4. VII. 1882 und des O. S. A. v. 11. XL 1882 
(Bd. 4 S. 433 ff.). 

3) Vergl. H.G.B. § 740 Abs. 3; Burchard S. 48—50. 
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Der Schiffsmann ist verpflichtet, auf Verlangen bei der Verklarung 
mitzuwirken und seine Aussage eidlich^) zu bestärken. 

Dieser Verpflichtung hat er gegen Zahlung der etwa erwachsenden 
Reise- und Versäumnisskosten ^) nachzukommen, auch wenn der Heuer- 
vertrag infolge eines Verlustes des Schiffs beendigt ist (§ 56). 

1) Vergl. §§ 56, 84; H.G.B. §§ 622 ff.; F.G. §§ 145, 16, durch welches eine Reihe 
früherer Streitfragen erledigt ist (siehe z. B. Wagner S. 397 ff. und Boyens Bd. 1 
S. 354 ff.); femer Geschichtliches bei M. Pappenheim a. a. O. (Anm. 3 zu § 3) 
S. 362 f., sowie R. Bohrend, Das Ungefährwerk in der Geschichte des Seerechts 
i. d. Ztschr. der Savigny-Stiftung, germanistische Abth., Bd. 19 (1898) S. 62 — 76. 

2) Dass dieser Eid ein Zeugeneid im Sinne des St.G.B. § 164, kein auferlegter 
im Sinne des § 163 sei, erklärte schon das Erk. d. R.G. v. 29. IV. 1889 (Entsch. in 
Strafs. Bd. 19 S. 218); vergl. nunmehr auch F.G. §§ 146, 16. — Schiffsjungen unter 
sechzehn Jahren können keinen Zeugeneid leisten (C.P.O. § 393 Nr. 1), sind aber 
deshalb von der Verpflichtung, bei der Verklarung mitzuwirken, nicht befreit. 

3) Zu den Reisekosten gehören auch Verpflegungskosten. 
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§ 34.») 

Wird nach Antritt der Reise entdeckt, dass der Schiffsmann zu dem 
Dienste, zu welchem er sich verheuert hat, untauglich ist,^) so ist der 
Schiffer befugt, den Schiffsmann, mit Ausschluss des Steuermanns,^ im 
Range herabsmsetzen und seine Heuer verhältnissmässig zu verringern.^) 

Macht der Schiffer von dieser Befugniss Grebrauch, so hat er^) die 
getroffene Anordnung, sobald thunlich, dem Betheiligten zu eröffnen, auch 
in das Schiffsjournal einzutragen, dass und wann dies geschehen. Vor 
der Eröffnung und Eintragung tritt die Verringerung der Heuer nicht in 
Wirksamkeit. 

») Vergl. § 67 Nr. 1. 

^ Dies ist der Fall nicht nnr bei ganzlicher Unfähigkeit, sondern schon dann, 
wenn er fnr die Stelle, für welche er angenommen war, nicht Genügendes leistet. 
Erk. des O. S. A. v. 6. X. 1897 (Bd. 12 S. 570). 

Sj Diesen kann er aber bei Untanglichkeit kraft seiner Schiltegewalt seines Dienstes 
entheben, nnd je nach den Umstanden ist er sogar dazn verpflichtet. Dasselbe gilt 
hinsichtlich der übrigen Schiffsoffiziere; diese können aber anch im Falle der Dienst- 
untanglicbkeit im Bange nnd in der Heuer hemntergesetzt werden, da dies nnr 
bezüglich des Stenermanns ausgeschlossen ist. A. M. Wagner S. 359. 

*) Das Dienstverhaltniss danert demnngeachtet fort, fintlasst der Schiffer den 
Schiffsmann wegen mangelnder Tüchtigkeit zn Unrecht, so kann er den Ersatzanspmch 
desselben nicht nnter Berofnng anf § 34 vereiteln. VergL Erk. d. H.O.L.G. v. 
14. VII. 1882 (H.G.Z. S. 149). 

^) Der Schiffer hat persönlich diese Eintragung zu besorgen; hierin li^t eine 
Abweichung von § 519 Abs. 2 des H.G.B. 

§ 35. 

Die Hener ist in Ermangelung einer anderweitigen Abrede vom Zeit- 
punkte der Anmasterong an zu zahlen.^) 

^) Dadurch ist eine Vergütung für Dienste, die vor der Abmusterung geleistet 
sind, nicht ausgeschlossen. 

>Zu zahlen c heisst hier so viel wie «zu berechnen«; w^en Auszahlung 
(Fälligkeit) vergl. §§ 36 ff. 

§ 36.1) 

Die Heuer ist dem Schiffsmann, sofern keine andere Vereinbarung 
getroffen ist, erst nach Beendigung der Reise oder bei der sonstigen Be- 
endigung des Dienstverhältnisses zu zahlen,^) wenn diese früher erfolgt. 

Der Schiffsmann kann jedoch bei Zwischenreisen in dem ersten Hafen, 
in welchem das Schiff ganz oder zum grösseren Theil entlöscht wird,-^) 
die Auszahlung der Hälfte der bis dahin verdienten Heuer {§ 67) ver- 
langen, sofern bereits sechs Monate seit der Anmusterung verflossen sind. 
In gleicher Weise ist der Schiffsmann bei Ablauf je weiterer sechs Monate 
nach der früheren Auszahlung wiederum die Auszahlung der Hälfte der 
seit der letzten Auszahlung verdienten Heuer zu fordern berechtigt. 

1) Vergl. §§ 35, 37, 42, 67. 

^ Die Zahlung zu einem früheren Zeitpunkte ist aber nach Maassgabe des all- 
gemeinen bürgerlichen Rechts nicht unzulässig. B.G.B. §§ 271 Abs. 2, 299, 813. 

Betreffs der örtlichen Zuständigkeit der Gerichte für die Klage auf Heuer vergl. 
Erk. des H.O.L.G. v. 16. XII. 1900 (H.G.Z. 1901 S. 49 ff.). 

') Also nicht in jedem angelaufenen Hafen. 



74 VII. A. 1. Seemannsordnung. 

§ 37. 

Ob und inwieweit vor dem Antritte der Reise Vorschnsszahlungen 
auf die Heuer zu leisten oder Handgelder zu zahlen sind,^) bestimmt in 
Ermangelung einer Vereinbarung der Ortsgebraucb des Hafens, in welchem 
der Schiffsmann angemustert wird.^) 

1) Der Unterschied zwischen Vorschnsszahlung nnd Handgeld beruht darin, dass 
das Handgeld nicht auf die Hener in Anrechnung kommt, sondern als Zugabe gezahlt 
wird. Vergl. B.G.B. §§ 336—338. 

2) Der Ortsgebrauch des Hafens, in welchem der Heuervertrag zu Stande 
kommt, bleibt daher als solcher ausser Betracht, es sei denn ein Anderes rechts- 
wirksam vereinbart. 

§ 38. 

Alle Zahlungen an iSchiffsleute müssen, wenn nicht ein Anderes ver- 
einbart ist, nach Wahl derselben entweder baar oder mittelst einer auf 
den Rheder ausgestellten, auf Sicht ^) zahlbaren Anweisung geleistet werden. 

^) Nicht etwa einen oder mehrere Tage nach Sicht. 

§ 39. 

Vor Antritt der Reise hat der Schiffer ein Abrechnungsbuch an- 
zulegen, in welches alle auf die Heuer geleisteten Vorschuss- und Ab- 
schlagszahlungen, sowie die etwa gegebenen Handgelder einzutragen sind. 
In dem Abrechnungsbuche ist von dem SchifEsmann über den Empfang 
jeder Zahlung zu quittiren. Auch hat der Schiffer jedem Schiffsmann, 
der es verlangt, noch ein besonderes Heuerbuch zu übergeben und darin 
ebenfalls jede auf die Heuer des Inhabers geleistete Zahlung einzutragen. 

§ 40.1) 

Wenn die Zahl der Mannschaft sich während der Reise vermindert 
und nicht wieder ergänzt wird, so sind, falls nicht ein Anderes bedungen 
ist, die dadurch ersparten Heuerbeträge unter die verbleibenden Schiffs- 
leute nach Verhältniss ihrer Heuer zu vertheilen. Ein Anspruch auf die 
Vertb eilung findet jedoch nicht statt, wenn die Verminderung der Mann- 
schaft durch Entweichung herbeigeführt ist und die Effekten des ent- 
wichenen Schiffsmannes nicht an Bord zurückgeblieben sind. 

Wenn die Zahl der Mannschaft sich während der Reise um mehr 
als ein Sechstel verringert, so muss der Schiffer dieselbe auf Verlangen 
der verbleibenden Schiff sleute ^) ergänzen, sofern die umstände eine Er- 
gänzung gestatten. 

1) Die Frage, ob der § 40 auch auf Maschinisten Anwendung findet und wie 
die Heuer eines während der Keise ausgeschiedenen Maschinisten zu vertheilen ist, 
wird eingehend erörtert in dem Erk. des H.O.L.G. v. 28. IL 1896 (H.G.Z. S. 137-143). 
Dem Ergebniss, dass die Schiffsmannschaft auf die durch Ausscheiden eines Ma- 
schinisten ersparte Heuer keinerlei Anspruch habe, kann im Hinblick auf § 3 umso- 
weniger beigetreten werden, als das Erk. zur Feststellung eines dahingehenden Ge- 
wohnheitsrechtes nicht gelangt. Für die hier vertretene Meinung siehe auch die 
Begr. zu § 46. Boyens (Bd. 1 S. 462) will einen Schiffsarzt oder Ingenieur an der 
Auftheilung der Heuer eines Matrosen nicht theilnehmen lassen. Eine dem Ziel des 
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Paragraphen (Lohnerhöhnng für Mehrarbeit) besser als bisher entsprechende Fassung 
bringt der Entwnrf einer neuen S.O. (Anm. 1 zur Ueberschrift) in Aussicht. 

^) Man wird mit Wagner (S. 439) das Recht, Ergänzung zu verlangen, jedem 
einzelnen Schiffmann zusprechen und nicht bloss, wie sich aus dem Wortlaut 
folgern Hesse, der Gesammtheit oder der Mehrheit der Schiffsleute. 

§ 41. 

In allen Fällen, in welchen ein Schiff länger als zwei Jahre auswärts 
verweilt, tritt in Ermangelung einer anderweitigen Abrede für den seit 
zwei Jahren in Dienst befindlichen Schiffsmann eine Erhöhung der Heuer 
ein, wenn diese nach Zeit bedungen ist. 

Diese Erhöhung wird, wie folgt, bestimmt: 

1) der Schiffsjunge tritt mit Beginn des dritten Jahres in die in 
der Musterrolle bestimmte oder aus derselben als Durchschnitts- 
betrag ^) sich ergebende Heuer der Leichtmatrosen, und mit 
Beginn des vierten Jahres in die in der Musterrolle bestimmte 
Heuer der Vollmatrosen ein; 

2) der Leichtmatrose erhält mit Beginn des dritten Jahres die in 
der Musterrolle bestimmte Heuer der Vollmatrosen und mit 
Beginn des vierten Jahres ein Fünftel derselben mehr an Heuer; 

3) für die übrige Mannschaft steigt die in der Musterrolle an- 
gegebene Heuer mit Beginn des dritten Jahres um ein Fünftel 
und mit Beginn des vierten Jahres um ein ferneres Fünftel 
ihres ursprünglichen Betrages. 

In dem Fall der Ziffer 2 tritt der Leichtmatrose mit Beginn de» 
dritten Jahres in den Rang eines Vollmatrosen ein. 

^) Eine Feststellung des Durchschnittsbetrages der Heuern der Leichtmatrosen 
ist erforderlich, soweit Leichtmatrosen verschiedener Abstufung vorhanden sind, wie 
z. B. auf grösseren Ostseeschiffen die Leichtmatrosen in Halbmänner und Jungmänner 
abgestuft werden. 

§ 42. 

Die aus den Dienst- und Heuerverträgen herrührenden Forderungen 
des Schiffers und der zur Schiffsmannschaft gehörigen Personen, welche 
auf einem, nach den Paragraphen 862 imd 863 des Handelsgesetzbuches^) 
als verschollen anzusehenden Schiffe sich befunden haben, werden fällig 
mit Ablauf der Verschollenheitsfrist. Das Dienstverhältniss gilt sodann 
einen halben Monat nach dem Tage für beendet, bis zu welchem die 
letzte Nachricht über das Schiff reicht. 

Der Betrag der Forderungen ist dem Seemannsamt des Heimaths- 
hafens zu übergeben, welches die Aushändigung an die Empfangsberech- 
tigten zu vermitteln hat. 

1) Im urspränglichen Text stand: »nach den Art. 866 und 867 des allgemeinen 
Deutschen Handelsgesetzbuches«. Die Bestimmungen lauten im neuen H.6.B.: 

§ 862. 

Ein Schiff, welches eine Reise angetreten hat, ist als verschollen 
anzusehen, wenn es innerhalb der Verschollenheitsfrist den Be- 
stimmungshafen nicht erreicht hat, auch innerhalb dieser Frist den Be- 
theiligten keine Nachrichten über das Schiff zugegangen sind. 
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Die Verschollenheitsfrist beträgt: 

1. wenn sowohl der Abgangshafen als der Bestimmnngshafen 
ein europäischer Hafen ist, bei Segelschiffen sechs, bei 
Dampfschiffen vier Monate; 

2. wenn entweder nnr der Abgangshafen oder nur der Be- 
stimmungshafen ein aussereuropäischer Hafen ist, falls er 
diesseits des Vorgebirges der guten Hoffnung und des Kap 
Hörn belegen ist, bei Segel- und Dampfschiffen neun Mo- 
nate, falls er jenseits des einen jener Vorgebirge belegen 
ist, bei Segel- und Dampfschiffen zwölf Monate; 

3. wenn sowohl der Abgangs- als der Bestimmungshafen ein 
aussereuropäischer Hafen ist, bei Segel- und Dampfschiffen 
sechs, neun oder zwölf Monate, je nachdem die Durch- 
schnittsdauer der Reise nicht über zwei oder nicht über drei 
oder mehr als drei Monate beträgt. 

Im Zweifel ist die längere Frist abzuwarten. 

§ 863. 

Die Verschollenheitsfrist wird von dem Tage an berechnet, an 
welchem das Schiff die Reise angetreten hat. Sind jedoch seit dessen 
Abgange Nachrichten von ihm angelangt, so wird von dem Tage an, bis 
zu welchem die letzte Nachricht reicht, diejenige Frist berechnet, 
welche massgebend sein würde, wenn das Schiff von dem Punkte, an 
welchem es sich nach sicherer Nachricht zuletzt befunden hat, ab- 
gegangen wäre. 

Die §§ 16, 18 des B.G.B. kommen dabei nicht zur Anwendung. 

§ 43.0 

Dem Schiffsmann gebührt Beköstigung für Rechnung des Schiffs^) 
von dem Zeitpunkt des Dienstantritts an. Er darf die verabreichten 
Speisen und Getränke nur zu seinem eigenen Bedarf verwenden und 
nichts davon veräussern, vergeuden oder sonst bei Seite bringen. 

M Vergl. § 12; Strafbestimmung: § 84. 

Einer besonderen Abrede, welche anstatt der Naturalverpflegung eine ent- 
sprechende Geldentschädigung gewährt, steht nichts im Wege. 

^) Für Rechnung des Schiffers nur, wenn dieser AUeinrheder ist; vergl. 
Wagner S. 439. 

§ 44. 

Die Schiffsmannschaft hat an Bord des Schiffs Anspruch auf einen, 
ihrer Zahl und der Grösse des Schiffs entsprechenden, nur für sie und 
ihre Effekten bestimmten wohlverwahrten und genügend zu lüftenden 
Logisraum. 

Kann dem Schiffsmann in Folge eines Unfalls oder aus anderen 
Gründen zeitweilig ein Unterkommen auf dem Schiffe nicht gewährt 
werden, so ist ihm ein anderweitiges angemessenes Unterkommen zu ver- 
schaffen. 

1) Vergl. § 46. 

§ 45. ') 

Die dem Schiffsmann für den Tag mindestens zu verabreichenden 
Speisen und Getränke (§ 43), die Grösse und die Einrichtung des Logis- 
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ranmes (§ 44) und die mindestens mitzunehmenden Heilmittel bestimmen 
sich im Zweifel nach dem örtlichen Rechte des Heimathshafens. 

Der Erlass näherer Bestimmungen steht den Landesregierungen im 
Verordnangswege zu. ^^) 

1) Vergl. § 108. 
• 2) a) In Verfolg des Rnudschreibens des Reichskanzlers y. 30. VII. 1898 sind 
im Wesentlichen gleichlautende »Vorschriften, betr. die Ausrüstung der Kauffahrtei- 
schiffe mit Hülfsmitteln zur Krankenpflege und die Mitnahme von Schiffs- 
ärzten« ergangen: für Preussen am 17. III. 1899, für Oldenburg am 14. XII. 189& 
(G.B1. S. 223), für Lübeck am 21. XII. 1898 (Samml. der Verordnungen und Be- 
kanntmachungen S. 157), für Bremen am 18. XL 1898 (GJBl. S. 141), für Hamburg 
am 30. XL 1898 (Amtsbl. S. 721). für Mecklenburg am 9. n. 1899. Ein Abdruck 
findet sich in der vom Kaiserlichen Gesundheitsamte herausgegebenen »Anleitung 
zur Gesundheitspflege an Bord von Kauffahrteischiffen« (2. Ausg. Berlin 1899) S. 166. 

b) § 17 der Vorschriften handelt auch von der Beköstigung und modiflcirt 
folgende diesbezüglichen älteren Bestimmungen: die preussische Polizeiverordnung 
V. 14. XI. 1888, die oldenburgische Bek. des Staatsministeriums v. 1. IV. 1889 
(G.B1. S. 80), die lübeckische V. v. 17. X. 1888 (Samml. der Lübeckischen V. u. 
Bek. S. 46), die bremische V. v. 17. VIL 1889 (G.B1. S. 63), die hamburgische 
V. V. 19. XI. 1888 (G.Bl., 1. Abth. S. 98), den Art. 18 des Publicandums des meck- 
lenburgischen Ministeriums des Innern, betr. die Musterung der Schiffsmann- 
schaften auf Schiffen Mecklenburgischer Flagge, v. 18. IL 1867 (Reg.Bl. S. 71). 

c) Der Logisraum, mit Ausnahme des Kojenraumes, muss nach § 26 des 
preussischen G., betr. Rechtsverhältnisse der Schiffsmannschaft auf den Seeschiffen, 
V. 26. III. 1864 (G.S. S. 693) [eingeführt in Hannover durch V. v. 24. VI. 1867 (G.S. 
8. 1165) und im Jadegebiet durch G. v. 9. III. 1870 (G.S. S. 248)] mindestens 
4^/2 Fuss hoch und so gross sein, dass auf jeden Schiffsmann einschliesslich seinea 
Kojenraumes mindestens 66 Kubikfuss kommen. Diese Vorschrift ist in der Dienst- 
anweisung für die preussischen Musterungsbehörden v. 24. II. 1873 unter Nr. 45 aus- 
drücklich bis auf Weiteres aufrecht erhalten. Für Bremen ist unterm 15. III. 1873^ 
(G.Bl. S. 41) eine V. ergangen, nach deren § 2 der Logisraum für den Mann min- 
destens 1,7 Kubikmeter betragen soll und Zweimannskojen verboten sind. 

3) Reichsrechtliche Vorschriften über alle im § 45 Abs. 1 bezeichneten 
Gegenstände sind in den Bekanntmachungen des Reichskanzlers, betr. Vorschriften 

über Auswandererschiffe, v. ^-^ 1898 (R.G.B1. S. 57, R.C.Bl. S. 335) enthalten; 

vergl. bes. §§ 6—28, 32—34, 61 ff. das. 

§ 46. 

Der Schiffer ist berechtigt, bei ungewöhnlich langer Dauer der Reise, 
oder wegen eingetretener Unfälle, eine Kürzung der Rationen oder eine 
Aenderung hinsichtlich der "Wahl der Speisen und Getränke eintreten zu 
lassen. 

Er hat im SchiffsjoumaP) zu bemerken, wann, aus welchem Grunde 
und in welcher Weise eine Kürzung oder Aenderung eingetreten ist. 

Wenn dies versäumt ist, oder wenn die vom Schiffer getroffenen An- 
ordnungen sich als ungerechtfertigt oder durch sein Verschulden herbei- 
geführt erweisen, so gebührt dem Schiffsmann eine den erlittenen Ent- 
behrungen entsprechende VergütuDg. Ueber diesen Anspruch entscheidet 
unter Vorbehalt des Rechtsweges das Seemannsamt,') vor welchem ab- 
gemustert wird. 

1) Vergl. §§ 12, 97 ; H.G.B. § 613. 
8) H.G.B. §§ 519 ff. 
a) Vergl. §§ 104 ff. 
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Wenn ein Schiffsoffizier oder nicht weniger als drei Schiffsleute bei 
einem Seemannsamte Beschwerde darüber erheben, dass das Schiff, für 
welches sie angemustert sind, nicht seetüchtig ist, oder dass die Yorräthe, 
welche das Schiff für den Bedarf der Mannschaft an Speisen und Ge- 
tränken mit sich führt, ungenügend oder verdorben sind, so hat das 
Seemannsamt eine Untersuchung des Schiffs beziehungsweise der Vor- 
räthe zu veranlassen,^ und deren Ergebniss in das Schiffsjournal ein- 
zutragen. Auch hat dasselbe, falls die Beschwerde sich als begründet er- 
weist, für die geeignete Abhülfe Sorge zu tragen. 

M Vergl. Ritter S. 91— 98; Wagner S. 443-— 446; Boyens Bd. 1 S. 466. 

2) Straf bestimmungen: §§ 94, 97. Vergl. A.D.J. zu § 37; Unfallverhütungs- 
vorschriften der See -Berufsgenossenschaft v. 24. VI. 1898 nebst Nachtrag v. 
26. V. 1900. 

3) Vergl. Erk. des O.S.A. v. 11. XI. 1896 (Bd. 12 S. 206). 

§ 48. ^) 

Falls der Schiffsmann ^) nach Antritt des Dienstes erkrankt oder ver- 
wundet wird, so trägt der Rheder die Kosten der Verpflegung und 
Heilung:^) 

1) wenn der Schiffsmann wegen der Krankheit oder Verwundung 
die Reise nicht antritt, bis zum Ablauf von drei Monaten seit der 
Erkrankung oder Verwundung; 

2) wenn er die Reise antritt und mit dem Schiffe nach einem 
deutschen Hafen ^) zurückkehrt, bis zum Ablauf von drei Monaten 
seit der Rückkehr des Schiffs; 

3) wenn er die Reise antritt und mit dem Schiffe zurückkehrt, die 
Rückreise des Schiffs jedoch nicht in einem deutschen Hafen*) 
endet, bis zum Ablauf von sechs Monaten seit der Rückkehr des 
Schiffs; 

4) wenn er während der Reise am Lande zurückgelassen werden 
musste, bis zum Ablauf von sechs Monaten seit der Weiterreise 
des Schiffs. 

Auch gebühr* dem Schiffsmann, falls er nicht mit dem Schiffe nach 
dem Hafen zurückkehrt, von welchem das Schiff seine Ausreise an- 
getreten hat, freie Zurückbeförderung nach diesem Hafen (§§ 65, 66), 
oder nach Wahl des Schiffers eine entsprechende Vergütung. 

1) Der Paragraph ist durch B.G.B. § 617 nicht beseitigt. In versicherungs 
rechtlicher Hinsicht vergl. S.U.V.G., bes. §§ 14, 133. 

2) Wegen des Schiffers vergl. H.G.B. § 663, Abs. 1 und 2: 

Falls der Schiffer nach dem Antritte der Reise erkrankt oder ver- 
wundet wird, so trägt der Rheder die Kosten der Verpflegung und 
Heilung: 

1. wenn der Schiffer mit dem Schiffe zurückkehrt und die Rück- 
reise in dem Heimathshafen oder in dem Hafen endet, wo er ge- 
heuert worden ist, bis zur Beendigung der Rückreise; 

2. wenn er mit dem Schiffe zurückkehrt und die Reise nicht in 
einem der genannten Häfen endet, bis zum Ablaufe von sechs 
Monaten seit der Beendigung der Rückreise; 
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3. wenn er während der Beise am Lande zurückgelassen werden 
mnsste, bis zum Ablaufe von sechs Monaten seit der Weiter- 
reise des Schiffes. 
Auch kann der Schiffer in den beiden letzteren Fällen freie Rück- 
beförderung (§ 547) oder nach seiner Wahl eine entsprechende Ver- 
gütung beanspruchen. 

3) Ob die Krankheit oder Verwundung vom Schiftsmann selbst verschuldet ist, 
ob sie mit der Ausübung des Dienstes zusammenhängt, ob sie Dienstuntauglichkeit 
zur Folge hat, ist unerheblich, sofern nicht die §§ 50, 57 Platz greifen. 

^) D. h. einem Hafen des Reichsgebietes, nicht auch der Schutzgebiete. 

§ 49.1) 

Die Heuer bezieht der erkrankte oder verwundete Schiffsmann :^ 
wenn er die Reise nicht antritt, bis zur Einstellung des Dienstes; 
wenn er die Reise antritt und mit dem Schiffe zurückkehrt, bis 

zur Beendigung der Rückreise; 

wenn er während der Reise am Lande zurückgelassen werden 

musste, bis zu dem Tage, an welchem er das Schiff verlässt. 

Ist der Schiffsmann bei der Vertheidigung des Schiffs beschädigt, 

so hat er überdies auf eine angemessene, erforderlichenfalls von dem 

Richter zu bestimmende Belohnung Anspruch. 

1) Vergl. § 50; S.U.V.G., bes. §§ 14, 133. , 

2) Wegen des Schiffers vergl. H.G.B. § 553, Abs. 3 und 4: 

Die Heuer einschliesslich aller sonst bedungenen Vortheile be- 
zieht der nach dem Antritte der Reise erkrankte oder verwundete 
Schiffer, wenn er mit dem Schiffe zurückkehrt, bis zur Beendigung 
der Rückreise, wenn er am Lande zurückgelassen werden musste, bis 
zu dem Tage, an welchem er das Schiff verlässt. 

Ist der Schiffer bei Vertheidigung des Schiffes beschädigt, so hat 
er überdies auf eine angemessene Belohnung Anspruch. 

§ 50.1) 

Auf den Schiffsmann, welcher die Krankheit oder Verwundung durch 
eine unerlaubte Handlung^) sich zugezogen hat, oder mit einer syphili- 
tischen EJrankheit behaftet ist, finden die §§ 48 und 49 keine Anwendung. 

1) Vergl. § 67 Nr. 1 u. 4. 

^ Blosses Verursachen der Krankheit oder Verwundung ist an sich noch keine 
unerlaubte Handlung. Andererseits sind unerlaubte Handlungen nicht nur alle straf- 
rechtlich verpönten, sondern alle verbotenen und mit einer Schadensersatzpflicht 
des Thäters belegten Handlungen (Oertmann, Das Recht der Schuld Verhältnisse, 
Berlin 1899, S. 552). Knitschky (S. 164) rechnet auch dauernde geschlechtliche 
Verirrungen zu den unerlaubten Handlungen, wohl mit Unrecht; vergl. auch Satz 3 
des 2. Abs. der Begr. zu § 57, sowie Bericht zu § 57. 

§51. 

Stirbt der Schiff smann ^) nach Antritt des Dienstes, so hat der Rheder 
die bis zum Todestage verdiente Heuer (§ 67) zu zahlen und die Be- 
stattungskosten^) zu tragen. 

Wird der Schiffsmann bei Vertheidigung des Schiffs getödtet, so hat 
der Rheder überdies eine angemessene, erforderlichenfalls von dem Richter 
zu bestimmende Belohnung zu entrichten.^ 
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^) Siehe auch die Bek., betr. die Vereinbanmg mit Frankreich wegen Ansliefening 
von Heuergathaben nnd Effekten deutscher auf französischen nnd französischer auf 
dentschen Schiffen angemusterter Seeleute, v. 10. IV. 1886 (VII. A. 2). 

Wegen des Schiffers vergl. S.Ü.V.G. § 21 und H.G.B. § 664: 

Stirbt der Schiffer nach dem Antritte des Dienstes, so hat der 
Rheder die bis zum Todestage verdiente Heuer einschliesslich aller 
sonst bedungenen Yortheile zu entrichten; ist der Tod nach dem An- 
tritte der Reise erfolgt, so hat der Rheder auch die Beerdigungkosten 
zu tragen. 

Wird der Schiffer bei Vertheidigung des Schiffes getödtet, so hat 
der Rheder überdies eine angemessene Belohnung zu zahlen. 

^ Regelmässig hat der Rheder kein Recht auf Ersatz der Bestattungskosten; 
B.G.B. § 1968, nach welchem der Erbe die Beerdigungskosten trägt, erleidet hier eine 
Einschränkung; vergl. E.G.B.G.B. Art. 32. Im Falle einer Tödtung kann der Rheder 
von dem etwa Ersatzpflichtigen die Rückerstattung der »Beerdigungskosten« ver- 
langen, B.G.B. § 844. Vergl. auch S.Ü.V.G. §§ 21, 133. 

3) Die Voraussetzung für diesen Anspruch ist, dass der Tod des Schiffsmannes 
infolge seiner Mitwirkung bei der Vertheidigung eingetreten ist; dabei handelt es 
sich nicht bloss um Fälle, in denen ein Schiffsmann während der Aktion ge- 
tödtet ist. 

§ 52. 1) 

^) ^) Ueber jeden nach Antritt des Dienstes eintretenden Todesfall*) 
eines Schiffsmannes muss vom Schiffer unter Zuziehung von zwei Schiffs- 
offizieren oder ai^deren glaubhaften Personen ein urkundlicher Nachweis 
beschafft werden. Die Urkunde muss Tag und Stunde des Todes, Vor- 
und Familiennamen, Geburts- oder Wohnort und Alter des Verstorbenen, 
sowie die muthmassliche Ursache des Todes enthalten. Sie ist von dem 
Schiffer und den zugezogenen Zeugen zu vollziehen. 

Soweit der Nachlass des verstorbenen Schiffsmannes sich an Bord 
befindet, hat der Schiffer für die Aufzeichnung und Aufbewahrung, sowie 
erforderlichenfalls für den Verkauf des Nachlasses Sorge zu tragen. Die 
Aufzeichnung ist unter Zuziehung von zwei Schiffsoffizieren oder anderen 
glaubhaften Personen vorzunehmen. 

^)Die Nachlassgegenstände selbst, der etwaige Erlös aus denselben, 
sowie der etwaige Heuerrückstand sind nebst der erwähnten Aufzeichnung 
und dem Nachweis über den Todesfall demjenigen Seemannsamt, bei dem 
es zuerst geschehen kann, zu übergeben. Wenn im Auslande das See> 
mannsamt aus besonderen Gründen die Uebemahme der Nachlassgegen- 
stände ablehnt, so hat der Schiffer die Uebergabe bei demjenigen See- 
mannsamt zu bewirken, bei welchem es anderweit zuerst geschehen kann» 

Durch die Vorschriften des ersten und dritten Absatzes werden die 
auf die Führung der Civilstandsregister bezüglichen Bestimmungen der 
Landesgesetze ^) nicht berührt. 

1) Strafbestimmung § 99 Nr. 3. 

^ Vergl. jetzt Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes und die Ehe- 
schliessung V. 6. n. 1876 (unten VII. A. 3). 

8) Ueber die Errichtung von Testamenten auf See vergl. B.G.B. § 2251, 
E.G.B.G.B. Art. 44; L. Per eis, Testamente auf See, i. d. » Marine-Rundschau c 190Ö 
S. 1001—1011, Albanus, Das Noth-Testament, das Privat-Testament, das Militär- 
und Marine-Testament, 3. Aufl. Delitzsch 1900. 

4) Nach §§ Ij 3 des G., betr. die Bek&mpfung gemeingefährlicher Krankheiten» 
V. 30. VI. 1900 (R.G.B1. S. 306) hat der Schiffer von jedem Erkrankungs- und 
Todesfall an Aussatz (Lepra), Cholera (asiatischer), Fleckfieber (Flecktyphus), Gelb- 
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fieber, Pest (orientalischer Beulenpest), Pocken (Blattern) der zuständigen Be&örde 
Anzeige zu erstatten. 

5) Vergl. A.D.I. zu § 18 und die Bek., betr. die Vereinbarung mit Frankreich 
wegen Auslieferung von Heuerguthaben und Effekten deutscher auf französischen 
und französischer auf deutschen Schiffen angemusterter Seeleute, v. 10. IV. 1886 

(vn. A. 2). 

^) Die Materie ist jetzt r eich s rechtlich geregelt durch das in Anm. 2 be- 
zeichnete Gesetz. 

§ 53. 

Wenn der Schiffer während der Reise stirbt, ist der Steuermann ver- 
pflichtet, für die BeschafEung eines Nachweises über den Todesfall^) und 
für den Nachlass nach Massgabe der vorstehenden Bestimmungen (§ 52) 
zu sorgen.^) 

1) Vergl. G. V. 6. II. 1876 (VII. A. 3) §§ 63, 68. 
^ Straf bestimmung: § 99 Nr. 3. 

§ 54. 

Der Schiffsmann ^) ist verpflichtet, während der ganzen Reise, ein- 
schliesslich (etwaiger Zwischenreisen, bis zur Beendigung der Rückreise im 
Dienste zu verbleiben, wenn in dem Heuervertrage nicht ein Anderes be- 
stimmt ist.^) 

Unter Rückreise im Sinne der vorstehenden Bestimmung ist die Reise 
nach dem Hafen zu verstehen, von welchem das Schiff seine Ausreise an- 
getreten hat. Wenn jedoch das Schiff von einem nicht europäischen Hafen 
oder von einem Hafen des Schwarzen oder des Azowschen Meeres kommt 
und dasselbe seine Ausreise von einem deutschen Hafen ^) angetreten hat, 
so gilt auch jede der nachstehend bezeichneten Reisen als Rückreise, falls 
der Schiffer spätestens alsbald nach der Ankunft die Reise der Schiffs- 
mannschaft gegenüber für beendigt erklärt: 

1) die 'Reise nach jedem anderen deutschen Hafen,') 

2) die Reise nach einem ausserdeutschen Hafen der Nordsee oder 
nach einem Hafen des Kanals oder Grossbritanniens, 

3) sofern das Schiff seine Ausreise von einem Hafen der Ostsee an- 
getreten hat, auch die Reise nach einem ausserdeutschen Hafen 
der Ostsee oder nach einem Hafen des Sundes oder des Kattegats. 

Endet die Rückreise nicht in dem Hafen, von welchem das Schiff 
seine Ausreise angetreten hat, so hat der Schiffsmann Anspruch auf freie 
Zurückbeförderung (§§ 65, 66) nach diesem Hafen und auf Fortbezug der 
Heuer während der Reise oder nach seiner Wahl auf eine entsprechende 
Vergütung. 

1) Wegen des Schiffers vergl. H.G.B. §661: 

Der Schiffer, welcher auf unbestimmte Zeit angestellt ist, muss, 
sobald er eine Reise angetreten hat, im Dienste verbleiben, bis das 
Schiff in den Heimathshafen oder in einen inländischen Hafen zurück- 
gekehrt und die Entlöschung erfolgt ist. 

£r kann jedoch seine Entlassung fordern, wenn seit der ersten Ab- 
reise zwei oder drei Jahre verflossen sind, je nachdem sich das Schiff 
zur Zeit der Kündigung in einem europäischen oder in einem ausser- 
europäischen Hafen befindet. Er hat in einem solchen Falle dem Bheder 
die zu seiner Ersetzung erforderliche Zeit zu gewähren und den Dienst 

Fe reis, Seegesetzgebung. 6 
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inzwischen fortzusetzen, jedenfalls die laufende Reise zu beendigen-. 

Ordnet der Kheder sofort nach der Kündigung die Rückreise an, so 
ist der Schiffer verpflichtet, das Schiff zurückzuführen. 

^ Dies bezieht sich nur auf den Fall der Yerheuerung für eine Reise, nicht 
auf Zeit. Dagegen begreift die korrelative Bestimmung des §71 beide Fälle. 

Bei Heuer auf Zeit entscheidet ebenfalls in erster Linie der Henervertrag ; 
des Weiteren finden die allgemeinen Rechtsgrundsätze Anwendung. 

3) D. h. einem Hafen des Reichsgebietes, nicht auch der Schutzgebiete. 

§ 55. 

Nach beendigter Reise kann der Schiffsmann seine Entlassung nicht 
früher verlangen, als bis die Ladung gelöscht, das Schiff gereinigt nnd 
im Hafen oder an einem anderen Orte festgemacht, anch die etwa erforder- 
liche Verklarung*) abgelegt ist. 

1) VergU § 33. 

§ 56. 

Der Heuervertrag endet,*) wenn das Schiff durch einen Zufall dem 
Rheder verloren geht, insbesondere 
wenn es verunglückt; 

wenn es als reparaturunfähig oder reparaturunwürdig kondemnirt 
(§ 449 des Handelsgesetzbuchs)^ und in dem letzteren Falle 
ohne Verzug öffentlich verkauft wird; 
wenn es geraubt wird; 

wenn es aufgebracht oder angehalten und für gute Prise er- 
klärt wird. 
Dem Schiffsmann gebührt alsdann nicht allein die verdiente Heuer 
(§ 67), sondern auch freie Zurückbeförderung (§§ 65, 66) nach dem Hafen, 
von welchem das Schiff seine Ausreise angetreten hat, oder nach Wahl 
des Schiffers eine entsprechende Vergütung. 

1) Es liegt also nicht bloss ein Grund zur Entlassung der Schiffsmannschaft 
vor; auch wenn eine förmliche Entlassung erst nach dem Eintritt des fraglichen Er- 
eignisses erfolgt, besteht kein Anspruch auf Fortbezug der Heuer (Protokolle der 
Kommission zur Berathung eines allgemeinen deutschen Handelsgesetzbuches, hgg. von 
Lutz, Th. IV, Würzburg 1860, S. 1986—1988). Einschränkung: § 32. 

Anders steht es mit dem Henervertrag des Schiffers. H.G.B. § 656: 

Auch nach dem Verluste des Schiffes ist der Schiffer verpflichtet, 
noch für die Verklarung zu sorgen und überhaupt das Interesse des 
Bheders so lange wahrzunehmen, als es erforderlich ist. Er hat für 
diese Zeit Anspruch auf Fortbezug der Heuer und auf Erstattung der 
Kosten des Unterhalts. Ausserdem kann er freie Bückbeförderung 
(§ 647) oder nach seiner Wahl eine entsprechende Vergütung bean- 
spruchen. 

^ Im ursprünglichen Text heisst es: »Art. 444 des allg. Deutschen Handels- 
gesetzbuchs«. 

§ 57. 

Der Schiffer kann den Schiffsmann, abgesehen von den in dem Heuer- 
vertrage bestimmten Fällen, vor Ablauf der Dienstzeit entlassen: 

1) so lange die Reise noch nicht angetreten ist,^) wenn der Schiffs- 
mann zu dem Dienste, zu welchem er sich verheuert hat,^) un- 
tauglich ist; 
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2) wenn der SchifEsmann eines groben ^) Dienstvergehens, insbesondere 
des wiederholten Ungehorsams oder der fortgesetzten Widerspenstig- 
keit, der Schmuggelei sich schuldig macht;*) 

3) wenn der Schiffsmann des Vergehens des Diebstahls, Betrugs, der 
Untreue, Unterschlagung, Hehlerei oder Fälschung, oder einer nach 
dem Strafgesetzbuche mit Zuchthaus^) bedrohten Handlung sich 
schuldig macht;*) 

4) wenn der Schiffsmann mit einer syphilitischen Krankheit behaftet 
ist, oder wenn er durch eine unerlaubte Handlung eine Krank- 
heit oder Verwundung sich zuzieht, welche ihn arbeitsunfähig 
macht ; *) 

5) wenn die Reise, für welche der Schiffsmann geheuert war, wegen 
Krieg, Embargo oder Blokade^) oder wegen eines Ausfuhr- oder 
Einfuhrverbots oder wegen eines anderen, Schiff oder Ladung 
betreffenden Zufalls^) nicht angetreten oder fortgesetzt werden 
kann. 

Die Entlassung, sowie der Grund derselben muss, sobald es geschehen 
kann, dem Schiffsmann angezeigt und in den Fällen der Ziffern 2, 3, 4 
in das Schiffsjournal eingetragen werden.^) 

1) Ist die Heise angetreten, so gilt § 34. 

2) Nicht etwa zum Schiffsdienste überhaupt. 

^ Abgesehen von den gegebenen Beispielen, wird der Schiffer in jedem einzelnen 
Falle zu ermessen haben, ob ein grobes Dienstvergehen vorliegt. Unbedenklich 
fallen unter diesen Begriff die schweren Vergehungen gegen die Flüchten der Unter- 
ordnung (vergl. §§ 86 — 92), femer solche vorsätzlichen Handlungen oder Unterlassungen 
des Schiffsmannes, welche das Schiff, die an Bord befindlichen Personen oder die 
Ladung gefährden. Die im § 84 aufgeführten gröblichen Verletzungen der Dienst- 
pflicht sind nicht ohne Weiteres als grohe Dienstvergehen im Sinne der hier in Rede 
stehenden Vorschrift aufzufassen; dies folgt schon aus der ahweichenden Exempli- 
flzirung. Ehenso wie hiemach einfa<;her Ungehorsam nicht geeignet ist, die vorzeitige 
Entlassung zu begründen, sondern erst wi^erholter Ungehorsam, wird man es auch 
für berechtigt erachten, wenn der Schiffer einen Schiffsmann, der sich fortgesetzt 
betrinkt, oder einen solchen, der jede Gelegenheit benutzt, heimlich von Bord zu 
gehen, aus dem Dienste entlässt. 

^) Zurücklassung im Ausland ist nach Maassgabe des § 71 zulässig. 

5) Was von einer mit Zuchthaus bedrohten Handlung gilt, muss auch von einer 
mit dem Tode bedrohten gelten. Dies hat der Gesetzgeber übersehen. 

®) Auch Eisblockade von voraussichtlich längerer Dauer. Bericht zu § 66. 

^ Hier können z. B. erhebliche Eishindemisse oder Beschädigungen des Schiffes 
in Betracht kommen. Bericht a. a. O. 

8) Vergl. H.G.B. § 620. 

§ 58. 

Dem Schiff smann gebührt in den Fällen der Ziffern 1 bis 4 des 
§ 57 nicht mehr*) als die verdiente Heuer (§ 67), in den Fällen der 
Ziffer 5 hat er, wenn er nach Antritt der Rieise entlassen wird, nicht 
allein auf die verdiente Heuer, sondern auch auf freie Zurückbeförderung 
(§§ 65, 66) nach dem Hafen, von welchem das Schiff seine Ausreise an- 
getreten hat, oder nach Wahl des Schiffers auf eine entsprechende Ver- 
gütung Anspruch. 

1) Aber auch nicht weniger; § 34 kommt nicht in Frage. 

6* 
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§ 59.») 

Der für eine Reise ^) geheuerte Schiffsmann, welcher aus anderen als 
aus den in dem § 57 erwähnten Gründen vor Ablauf des Heuervertrages 
entlassen wird,^) behält, wenn die Entlassung vor Antritt der Reise er- 
folgt, als Entschädigung die etwa empfangenen Hand- und Vorschuss- 
gelder, soweit dieselben den üblichen Betrag nicht übersteigen.*) 

Sind Hand- und Vorschussgelder nicht gezahlt, so hat er als Ent- 
schädigung die Heuer für einen Monat zu fordern. 

Ist die Entlassung erst nach Antritt der Reise erfolgt, so hat er 
Ajispruch auf freie Zurückbeförderung (§§ 65, 66) nach dem Hafen, von 
welchem das Schiff seine Ausreise angetreten oder nach Wahl des Schiffers 
auf eine entsprechende Vergütung. ^) Auch erhält er ausser der verdienten 
Heuer (§ 67) noch die Heuer für zwei oder vier Monate, je nachdem er 
in einem europäischen (§ 70) oder in einem nichteuropäischen Hafen ent- 
lassen ist, jedoch nicht mehr als er erhalten haben würde, wenn er erst 
nach Beendigung der Reise entlassen worden wäre. 

1) Vergl. § 60. 

^ Bei Heuer anf Zeit gelten Mangels Abrede die allgemeinen Rechtsgmndsätze. 

3) Ob eine Abmnstenmg stattgefunden hat, ist dabei belanglos. 

^) Ein etwaiger Mehrbetrag an Hand- und Vorschnssgeldem ist vom Schiffsmann 
zurückzuzahlen. 

*) Da es sich um eine Vergütung an Stelle der freien Zurückbeförderung 
handelt, so entfällt der Anspruch, wenn eine Zurückbeförderung nicht in Frage kommt. 



§ 60. 

Wenn die Vorschrift am Schluss des vorstehenden Paragraphen Ald- 
wendung findet, und der Schiffsmann nach Beendigung der Reise in einem 
deutschen Hafen ^) entlassen worden wäre, so wird, um die ihm ausser 
der verdienten Heuer gebührende Heuer zu bestimmen, die Dauer der 
Reise eines Segelschiffs^) gerechnet: 



von Häfen: 

1) der Nordsee bis zum 61. Grade nördlicher Breite und 
des Englischen Kanals zu 

2) der Ostsee und der angrenzenden Gewässer zu . . . 
8) in Europa ausserhalb des Englischen Kanals und bis 

zur Strasse von Gibraltar mit Einschluss der Azoren, 
sowie der Nordsee über den 61. Grad nördlicher Breite 
hinaus und ausserhalb der Nordsee bis zum Nordkap 
einschliesslich zu 

4) des Mittelmeeres, des Schwarzen undAzowschen Meeres zu 

5) in Europa, östlich des Nordkaps zu 

6) der Ostküste Amerikas von Quebeck bis Rio de Janeiro 
einschliesslich zu 

7) südlich von Rio de Janeiro bis Kap Hörn einschliess- 
lich zu 



nach Häfen 


der 
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von Häfen: 

8) der Westküste Amerikas von Kap Hörn bis Panama 
einschliesslich zu 

9) der Westküste von Afrika nördlich vom Aequator ein- 
schliesslich der Kanarischen und der Kapverdischen 
Inseln zu 

10) südlich vom Aequator bis zum Kap der guten Hoffnung 
einschliesslich zu 

11) jenseits des Kap der guten Hoffnung, diesseits des Kap 
Komorin mit Einschluss des Eothen Meeres und des 
Persischen Golfs zu 

12) von den sonstigen, vorstehend nicht mit einbegriffenen 
Häfen zu 



^) D. h. einem Hafen des Reichsgebietes, nicht anch der Schutzgebiete. 
^ Erfolgt die Eückbe'förderung anf andere Weise, z. B. per Dampfschiff oder 
Eisenbahn, so ist die Berechnung nach billigem Ermessen vorzunehmen. 
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§ 61. 

Der Schiffsmann kann seine Entlassung fordern:^) 

1) wenn sich der Schiffer einer schweren Verletzung^ seiner ihm 
gegen denselben obliegenden Pflichten, insbesondere durch Miss- 
handlung oder durch grundlose Vorenthaltung von Speise und 
Trankt) schuldig macht; 

2) wenn das Schiff die Flagge wechselt;*) 

3) wenn nach Beendigung der Ausreise eine Zwischenreise beschlossen, 
oder wenn eine Zwischenreise beendigt ist, sofern seit dem Dienst- 
antritt zwei oder drei Jahre, je nachdem das Schiff in einem 
europäischen (§ 70) oder in einem nichteuropäischen Hafen sich 
befindet, verflossen sind.^) 

Der Wechsel des Rheders oder Schiffers giebt dem Schiffsmann kein 
Eecht, die Entlassung zu fordern.^) ^ 

1) D. h. vor Ablauf der Dienstzeit; vergl. aber § 64. — Macht der Schiffsmann 
von seiner Befugniss, die Entlassung zu fordern, keinen Gebrauch, so dauert der alte 
Heuervertrag fort; stillschweigender Abschluss eines neuen kann nicht ohne Weiteres 
angenommen werden. Siehe Erk. d. R.G. v. 14. IV. 1888 (Entsch. in Civs. Bd. 20 
S. 187). — Vergl. H.G.B. § 767 Abs. 3. 

*) Eine schwere Verletzung braucht keine dolose zu sein. 

8) Strafbestimmung: § 99 Nr. 7. Begründet ist die Kostentziehung in den Fällen 
der §§ 46 und 79. 

4) § 64; siehe auch S.U.V.G. § 4. 

^) Ausnahmen: § 62. 

6) B.G.B. § 613 Satz 2 findet hier keine Anwendung. 

7) Die Gelegenheit zur selbständigen Führung eines Schiffes, zur Ablegung einer 
Prüfung (z. B. als Schiffer, Steuermann, Maschinist), zum Heirathen giebt dem Schiffs- 
mann (Schiffsoffizier) kein Recht, seine Entlassung zu fordern, es sei denn ein Anderes 
vereinbart. 

Das R.O.H.G. hat in dem Erk. v. 4. I. 1873 (Entsch. Bd. 8 S. 341; Seufferts 
Archiv Bd. 28 S. 95; Hartmanns CentralOrgan, N.F. Bd. 9 S. 463) unter Bezug- 
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nähme auf Art 647 des Allgemeinen DentBcben Handelsgesetzbuches und auf die 
Vorarbeiten znr S.O. ausgeführt, dass für die Beurtheilung der Berechtigung anderer 
Gründe, wegen derer ein Schiffsmann seine Entlassung fordern könne, die all- 
gemeinen Grundsätze des Rechts maassgebend seien. Hiemach ist die Frage, 
ob ein Schifbmann, welcher sich in Friedenszeiten verheuert hat, nach aus- 
gebrochenem Kriege wegen drohender Kriegsgefahr die Fortsetzung der 
Reise verweigern kann, bejaht worden. Die Entscheidungsgründe, deren Unterlage 
dadurch, dass an Stelle des vierten Titels des fünften Buches des alten Handelsgesetz- 
buches die S.O. getreten ist, eine wesentliche Aenderung nicht erlitten hat, erscheinen 
nicht überzeugend, wohl aber geeignet, in das Rechtsgebiet der Verhältnisse der 
Schiffsmannschaft eine Unsicherheit hineinzutragen, welche um so bedenklicher ist, 
als in derartigen Fällen zunächst in der Regel eine mit der Anwendung und Aus- 
legung des allgemeinen Privatrechts wenig vertraute Behörde die vorläufige Ent- 
scheidung zu treffen genöthigt ist. In dem Erk. wird darauf hingewiesen, wie es 
doch z. B. selbstverständlich, wenngleich nicht im Gesetze vorgesehen sei, dass ein 
Schiffsmann, welcher sich für eine festbestimmte Reise verheuert hat, die Entlassung 
fordern kann, falls eine ganz andere Reise gemacht werden soll, da keinem Contra- 
henten zustehe, den Vertragsgegenstand zu ändern; dies kann aber hier nicht in Be- 
tracht kommen, weil eine andere Reise, als diejenige, für welche sich der Schiffs- 
mann verheuert hat, eben nicht Gegenstand eines zwischen ihm und dem Schiffer 
abgeschlossenen Heuervertrages ist, und eine rechtliche Verpflichtung des Schiffs- 
mannes, eine solche andere Reise mitzumachen, überhaupt nicht bestanden hat. Es 
ist auch zu erwägen, dass § 67 Nr. 6 dem Schiffer ausdrücklich das Recht ein- 
räumt, den Schiffsmann vor Ablauf der Dienstzeit zu entlassen, wenn die Reise wegen 
Krieges nicht angetreten oder fortgesetzt werden kann; eine entsprechende Befugniss 
des Schiffsmannes, seine Entlassung zu fordern, hätte hiemach, wenn man sie als 
legal anerkennen wollte, wohl ebenfalls ausgesprochen werden müssen. Der Ansicht 
des R.O.H.G. folgen Lewis Bd. 1 S. 216 (Anm. 3 zu § 61 der S.O.), Knitschky 
S. 172, Zorn S. 961. Dagegen: Erk. des Obergerichts zu Hamburg v. 19. I. 1871 
(Zeitschr. f. das gesammte Handelsrecht Bd. 18 S. 672), Beschluss des Pr. Ober- 
tribunals V. 6. V. 1871 (Entsch. Bd. 66, Kriminalsachen S. 9), Meves S. 63. 

Ueber die Verpflichtung zum Militärdienst als Entlassungsgrund vergl. 
V. König S. 361ff., Kleinfeller S. 609. 

§ 62. 

In dem Falle des § 61 Ziffer 3 kann die Entlassung nicht gefordert 
werden : 

1) wenn der Schiffsmann für eine längere als die daselbst angegebene 
Zeit sich verheuert hat. Die Verheuerung auf unbestimmte Zeit 
oder mit der allgemeinen Bestimmung, dass nach Beendigung der 
Ausreise der Dienst für alle Reisen, welche noch beschlossen 
werden möchten, fortzusetzen sei, wird als Verheuerung auf solche 
Zeit nicht angesehen; 

2) sobald die Rückreise angeordnet ist. 

§ 63. 

Der Schiffsmann hat in den Fällen der Ziffern 1 und 2 des § 61 
dieselben Ansprüche, welche für den Fall des § 59 bestimmt sind;^) in 
dem Falle der Ziffer 3 gebührt ihm nicht mehr, als die verdiente Heuer 

(§ 67). 

1) Boyens (Bd. 1 S. 456) spricht, anscheinend versehentlich, von einem Wahl- 
recht des Schiffs mann es zwischen Rückbeförderung und Vergütung (siehe § 69). 
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§ 64. 

Im Auslande daxf der Schiffsmann, welcher seine Entlassung fordert, 
ausser in dem Falle eines Flaggenwechsels, ^) nicht ohne Genehmigung 
eines Seemannsamtes (§ 105) den Dienst verlassen. 

1) § 61 Nr. 2. 

§ 65.1) 

Wenn nach den Bestimmungen dieses Gesetzes ein Anspruch auf freie 
Zurückbeförderung begründet ist, so umfasst derselbe auch den Unterhalt 
während der Eeise.^) 



^) Vergl. H.G.B. § 647 Abs. 3. 

^ Sowie das Recht auf freie Rückbeförderung der Sachen des Schiffsmanns; 
vergl. Begr. zu § 73. 



§ 66. 

Dem Ansprüche auf freie Zurückbeförderung i) wird genügt, wenn dem 
Schiffsmann, welcher arbeitsfähig ist, mit Genehmigung des Seemanns- 
amtes ein seiner früheren Stellung entsprechender und durch angemessene 
Heuer zu vergütender Dienst auf einem deutschen Kauffahrteischiffe nach- 
gewiesen wird, welches nach dem Hafen, von welchem das Schiff seine 
Ausreise angetreten hat, oder einem demselben nahe belegenen Hafen 
geht; letzteren Falls imter Gewährung der entsprechenden Vergütung für 
die weitere freie Zurückbeförderung (§ 65) bis zum Hafeo, von welchem 
das Schiff seine Ausreise angetreten hat. 

Ist der Schiffsmann kein Deutscher, so wird ein Schiff seiner 
Nationalität einem deutschen Schiffe gleichgeachtet. 

1) Sowie auf Fortbezug von Heuer für die Dauer der Rückbeförderung; Begr. 
zu § 74. 

§ 67.1) 

In den Fällen der §§ 36, 51, 56, 58, 59 und 63 wird die verdiente 
Heuer, sofern die Heuer nicht zeitweise, sondern in Bausch und Bogen 
für die ganze Reise bedungen ist, mit Rücksicht auf den vollen Heuer- 
betrag nach Verhältniss der geleisteten Dienste, sowie des etwa zurück- 
gelegten Theils der Reise bestimmt. Zur Ermittelung der in den §§59 
und 60 erwähnten Heuer für einzelne Monate wird die durchschnittliche 
Dauer der Reise einschliesslich der Ladungs- und Löschungszeit unter 
Berücksichtigung der Beschaffenheit des Schiffs in Ansatz gebracht und 
danach die Heuer für die einzelnen Monate berechnet. 



1) Vergl. H.G.B. § 549. 



§ 68 



ist durch Art. 8 Nr. 3 des E.G.H.G.B. aufgehoben und ersetzt durch § 487 des H.G.B., 
welcher lautet: 

Der Rheder haftet für die Forderungen der zur Schiffsbesatzung 
gehörenden Personen aus den Dienst- und Heuerverträgen nicht nur mit 
Schiff und Fracht, sondern persönlich. 
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§ 69. 

Der dem SchifEsmann als Lohn zugestandene Theil an der Fracht 
oder am Gewinn wird als Heuer im Sinne dieses Gesetzes nicht an- 
gesehen.^) 

1) Die Vereinbarung über einen Gewinnantheil ist namentlich noch üblich bei 
der Seefischerei. 

§ 70.1) 

In den Fällen der §§ 59 und 61 sind den europäischen Häfen die 
nicht europäischen Häfen des Mittelländischen,^) Schwarzen und Azowschen 
Meeres gleichzustellen. 

1) Vergl. H.G.B. § 483; B.G.B. § 16. 
^ Anders § 59 Abs. 2 Satz 2. 

§ 71.1) 

Der Schiffer darf einen SchlSsmann im Auslande nicht ohne Ge- 
nehmigung des Seemannsamtes zurücklassen.^ Wenn für den Fall der 
Zurücklassung eine Hülfsbedürftigkeit des Schiffsmannes zu besorgen ist, 
so kann die Ertheilung der Genehmigung davon abhängig gemacht werden, 
dass der SchifEer gegen den Eintritt der Hülfsbedürftigkeit für einen Zeit- 
raum bis zu drei Monaten SichersteUung leistet.^) 

Die Bestimmungen des § 103 werden hierdurch nicht berührt. 

1) StrafbestiAmnng: § 98. 

^ Dies ist das sog. Abandonniren des Schiffsmannes. Ohne seemannsamtliche 
Genehmigung ist es auch in dem Fall unzulässig, dass dem Schiffsmann die Mittel 
für das demnächstige weitere Fortkommen gewährt werden. £benso kommt es weder 
auf die Staatsangehörigkeit noch auf das Einverständniss des Schiffsmannes an. Unter 
Betonung des privatrechtlichen Gesichtspunktes hält Katz (S. 149 f.) die auf 
Grund einer Vereinbarung zwischen Schiffer und Schiffsmann erfolgende Zuruck- 
lassung auch ohne seemannsamtliche Genehmigung für statthaft. Allein die Vor- 
schrift gehört dem öffentlichen Rechte an (Mot. zu § 72, jetzt § 71, Begr. zu § 78). 
Sie gilt daher selbst dann, wenn der Schiffer, z. ß. nach § 67, entlassungsberechtigt 
und der Rheder an sich zur Tragung von Verpflegungs- und Heilbehandlungskosten 
nicht verpflichtet ist (§ 60), vergl. »Hansa«, Ztschr. f. Seewesen, Jahrg. 1879 S. 139. 

Der letztere Umstand ist auch unerheblich für die Frage, ob eine nach § 71 
Abs. 1 bestellte Sicherheit dem Rheder zurückzuerstatten sei, Erk. des Pr. Ober- 
tribunals V. 28. V. 1878 (Entsch. Bd; 82 S. 98). 

3) Ueber Sicherheitsleistung vergl. B.G.B. §§ 232 bis 240. 



Vierter Abschnitt. 

Disziplinar - Bestimmnngeii. 

§ 72.1) 

Der Schiffsmann ^) ist der Disziplinargewalt des Schiffers unterworfen. 
Dieselbe beginnt mit dem Antritt des Dienstes und erlischt mit dessen 
Beendigung. ^) 

1) Vergl. Anm. 3 zu § 3 a. 7. 

2) Nicht also die in Anm. 3 zu § 3 aufgeführten Personenkategorien. 
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3) Sie ist also unabhängig von den formellen Akten der An- und Abmnsterong. — 
Der fär den Dienstantritt nnd die Dienstbeendigong maassgebende Zeitpunkt wird in 
der Kegel in dem Beginn nnd dem Aufhören der Verpflegung des Schiffsmannes zu 
erblicken sein (vergl. auch § 43 Satz 1). Wagner S. 366. 

§ 73.1) 

Der SchifEsmann ist verpflichtet, sich stets nüchtern zu halten und 
gegen Jedermann ein angemessenes und friedfertiges Betragen zu beob- 
achten. 

Dem Schiffer und seinen sonstigen Vorgesetzten^ hat er mit Achtung 
zu begegnen und ihren dienstlichen Befehlen unweigerlich^) Folge zu 
leisten. 

1) Strafbestimmungen: §§ 84, 86 bis 96. 

^ Der Kreis derselben ist in der S.O. nicht festgelegt und bestimmt sich nach 
seemännischer Auffassung. Das Erk. des R.G. v. 22. 1. 1901 (Entsch. in Strafs. Bd. 34 
S. 109) spricht aus, „dass das Gesetz bei dem Ausdruck »Vorgesetzte« im allgemeinen 
die Schiff sofflziere innerhalb ihres dienstlichen Wirkungskreises vor Augen hat.^ 

3) D. h. insbesondere ohne Prüfung, ob die Befehle zweckmässig oder nothwendig 
sind, ob die Ausführung derselben mit persönlicher Gefahr verbunden ist oder nicht. 

§ 74.») 

Der Schiffsmann hat dem Schiffer auf Verlangen wahrheitsgemäss 
und vollständig mitzutheilen, was ihm über die den Schiffsdienst be- 
treffenden Angelegenheiten bekannt ist.^) 

1) Straf bestimmung § 84. 

*) Diese Verpflichtung besteht nur bis zur Beendigung des Dienstverhältnisses. 
Wenn in dem Erk. des R.G. v. 25. VI. 1887 (Seufferts Archiv Bd. 43 S. 73) ausgeführt 
wird, dass der Schiffsarzt verpflichtet sei, über seine vrährend des ärztlichen Dienstes 
gemachten Wahrnehmungen auch nach Beendigung des Dienstverhältnisses auf Ver- 
langen Mittheilungen zu machen, sofern ein rechtliches Interesse des Bheders an 
solchen Mittheilungen besteht und erst nach dem Ende des Dienstverhältnisses her- 
vorgetreten ist, so wird diese Ansicht — deren Richtigkeit für das gemeine Recht 
dahingestellt bleiben kann — den Bestimmungen des B.G.B. gegenüber nicht aufrecht 
erhalten werden können. 

Die Verpflichtung der Schiffsmannschaft, auch nach Beendigung des Heuer- 
vertrages (§ 33) bei der Verklarung mitzuwirken, bleibt unabhängig davon ebenso 
bestehen wie die allgemeine Zeugnisspflicht. 

§ 75.1)») 

Der Schiffsmann darf ohne Erlaubniss des Schiffers keine Güter an 
Bord bringen oder bringen lassen. Für die gegen dieses Verbot beförderten 
eigenen oder fremden Güter muss er die höchste am Abladungsorte zur 
Abladungszeit für solche Reisen und Güter bedungene Fracht erstatten, 
unbeschadet der Verpflichtung zum Ersatz eines erweislich höheren 
Schadens. 

Der Schiffer ist auch befugt, die Güter über Bord zu werfen, wenn 
dieselben Schiff oder Ladung gefährden. 

1) Straf bestimmung § 84; vergl. auch H.G.B. §§ 644, 663, 664 und St.G.B. § 297. 

^) Die Bechtsbeständigkeit von Verträgen, auf Grund deren die Mitnahme er- 
folgt, bleibt unberührt (vergl. Erk. des H.O.L.G. v. 26. IX. 1893, H.G.Z. 1893 Beiblatt 
S. 279), soweit nicht etwa B.6.B. § 134 eingreift. 
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§ 76.^) 

Die Bestimmungen des § 75 finden ebenfalls Anwendung, wenn der 
Schiffsmann ohne Erlaubniss des Schiffers Branntwein oder andere geistige 
Getränke oder mehr an Taback, als er zu seinem Grebrauche auf der be- 
absichtigten Reise bedarf, an Bord bringt oder bringen lässt. 

Die gegen dieses Verbot mitgenommenen geistigen Getränke und 
Taback verfallen dem Schiffe.^) 

i) Vergl. Anm. 1 zu § 76. 

2) D. h. dem Rheder, der also (originär) Eigenthum daran erwirbt. Dies ist bei 
den ZoUangaben zn beachten. 

§ 77.1) 

Die auf Grund der Bestimmungen der §§ 75 und 76 getroffenen An- 
ordnungen des Schiffers sind, sobald es geschehen kann, in das Schiffs- 
journal einzutragen.-) 

1) Straf bestimmung § 99 Nr. 4. 

2) Vergl. H.G.B. §§ 519 ff. 

§ 78. 

Wenn das Schiff in einem Hafen liegt, so ist der Schiffer befugt, die 
Effekten der Schiffsleute zur Verhütung einer Entweichung bis zur Ab- 
reise des Schiffs in Verwahrung zu nehmen. ^) 

1) Vergl. B.G.B. § 229. 

§ 79.1) 

Der Schiffer ist befugt, alle zur Aufrechterhaltung der Ordnung und 
zur Sicherung der Regelmässigkeit des Dienstes erforderlichen Massregeln 
zu ergreifen. Zu diesem Zwecke darf er namentlich auch herkömmliche 
Erschwerungen des Dienstes oder massige Schmälerung der Kost, letztere 
jedoch auf höchstens drei Tage, als Strafe eintreten lassen. Geldbusse, 
körperliche Züchtigung oder Einsperrung darf er als Strafe nicht ver- 
hängen. 

^)Bei einer Widersetzlichkeit oder bei beharrlichem Ungehorsam ist 
der Schiffer zur Anwendung aller Mittel befugt, welche erforderlich sind, 
um seinen Befehlen Gehorsam zu verschaffen. Er darf gegen die Be- 
theiligten die geeigneten Sicherungsmassregeln ergreifen und sie nöthigen- 
falls während der Reise fesseln. 

Jeder Schiffsmann muss dem Schiffer auf Erfordern Beistand zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung sowie zur Abwendung oder Unterdrückung 
einer Widersetzlichkeit leisten.^ 

Im Auslande hat der Schiffer in dringenden Fällen*) die Komman- 
danten der ihm zugänglichen Fahrzeuge der Kriegsmarine des Reichs um 
Beistand zur Aufrechterhaltung der Disziplin anzugehen.^) 

1) Missbranch der Disziplinargewalt ist strafbar, §96. — üeber die Bedeutung 
der Disziplinarstrafe für eine spätere strafrechtliche Verfolgung wegen derselben That 
vergl. § 96. 

2) Die Anwendung der körperlichen Gewalt, die Fesselung u. s. w. darf ihrem 
gesetzlich festgelegten Zwecke — Brechung des Ungehorsams oder der Widersetzlich- 
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keit — gemäss nur so lange vorgenommen werden, als der Schiffsmann seiner gesetz- 
lichen Pflicht nicht nachkommt. Vergl. auch Wagner S. 360. 

3) Vergl. Erk. des O.S.A. v. 12. II. 1895 (Bd. 11 S. 448 ff., 465). 

4) Namentlich in Ermangelung des konsularischen Schutzes. 
^ Vergl. Instruktion für den Kommandanten etc. §§ 10, 11. 

§ 80.1) 

Jede vom Schiffer in Gremässheit der Bestimmungen des § 79 ge- 
troffene Verfügung^) ist mit Angabe der Veranlassung, sobald es geschehen 
kann, in das Schiffsjournal einzutragen. 

1) Straf hestimmung § 99 Nr. 4. — Vergl. H.G.B. § 620 Abs. 3, sowie Anm. ö zu 
§ 34 der S.O. 

2) Bezw. Maassregel. 

Fünfter Abschnitt. 

Strafbestimmnngen. 

§ 81.1) 

Ein Schiffsmann, ^) welcher nach Abschluss des Heuer Vertrages ^) sich 
verborgen hält, um sich dem Antritte des Dienstes zu entziehen, wird mit 
Geldstrafe bis zu zwanzig Thalem gestraft. Die Verfolgung tritt nur auf 
Antrag ein.*) 

Wenn ein Schiffsmann, um sich der Fortsetzung des Dienstes zu ent- 
ziehen, entläuft oder sich^) verborgen hält, so tritt Geldstrafe bis zu Ein- 
hundert Thalern oder Gefängnissstrafe bis zu drei Monaten ein.®) Die 
Verfolgung tritt nur auf Antrag ein.*) 

^)Ein Schiffsmarin, welcher mit der Heuer entläuft oder sich verborgen 
hält, um sich dem übernommenen Dienste zu entziehen, wird mit der im 
§ 298 des Strafgesetzbuchs angedrohten Gefängnissstrafe bis zu Einem 
Jahre belegt. 

i) Vergl. §§ 82, 83, 93 Nr. 2; 101; S.U.V.G. § 4. Wegen der Auslieferung s. 
G., betr. die Organisation der Bundeskonsulate, v. 8. XI. 1867 (IX. i) § 34. — Ist der 
Thatbestand einer der drei Fälle des Paragraphen einmal erfüllt, so wird die Straf- 
barkeit weder durch freiwilligen Dienstantritt oder freiwillige Rückkehr, noch durch 
zwangsweise Ueberlieferung an Bord ausgeschlossen. 

^ Unter Schiffsmann ist hier auch ein Angestellter im Sinne des § 3 Abs. 2 
zu verstehen; Erk. des Pr. Obertribunals v. 27. III. 1878 (Oppenhoff, Rechtsprechung 
Bd. 19 S. 166; Goltdammers Archiv Bd. 26 S. 221); Meves S. 36. 

3) Ob eine Anmusterung stattgefunden hatte, ist gleichgültig. Freilich beginnt 
die Verpflichtung des Schiffsmannes, seinen Dienst anzutreten, regelmässig erst mit 
der Anmusterung. Indessen muss angenommen werden, dass der Gesetzgeber, wenn 
er die Strafbarkeit der einfachen Entweichung vor dem Dienstantritte von der er- 
folgten Anmusterung hätte abhängig machen wollen, dies auch zum Ausdruck ge- 
bracht haben würde. Meves bemerkt dazu (S. 36 f.): »Fraglich wird es, ob die That 
als Kontraktbruch anzusehen imd als solcher zu strafen sei, wenn sie zwar nach dem 
Abschlüsse des Heuervertrages, aber vor der Anmusterung begangen wird, oder ob 
die letztere erst erfolgt imd dadurch die Pflicht zum Antritt des Dienstes begründet 
sein muss. Der Zweifel wird nämlich durch § 93 hervorgerufen, in welchem die 
Unterlassung der Gestellung zur Anmusterung mit einer besonderen Strafe bedroht, 
sie also nicht schon als Kontraktbruch behandelt wird. Die Lösung des Zweifels 
folgt ans dem Dolus des Schiffsmannes. War er darauf gerichtet, überhaupt den 
Dienst nicht anzutreten, also den Heuervertrag nicht inne zu halten, so greift der 
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§ 81 Platz, weil dieser das Requisit der erfolgten Anmostening nicht aufstellt; fehlte 
diese Absicht, so findet, insofern der Schiff smann dem § 16 nicht genügt, der § 93 
Anwendung.« 

4) Zur Stellung des Antrages (vergl. St.G.B. §§ 61 bis 66, St.P.O. § 166), welcher 
innerhalb einer dreimonatlichen Frist Ton dem Tage der Kenntniss ab zu stellen ist 
und nicht zurückgenommen werden kann, ist sowohl der Schiffer (bezw. dessen Stell- 
vertreter) als auch der Rheder berechtigt, der erstere, weil er, als Repräsentant des 
Rheders, den Heuervertrag selbständig abschliesst, der letztere, weil auch er verletzt 
ist und der Schiffsmann sich nicht für den Schiffer, sondern für das Schiff ver- 
heuert. — Katz CS. 129) hält nur den Rheder, Meves (S. 40), Kleinfeiler (S. 607) 
und Stenglein (S. 368) halten nur den Schiffer bezw. dessen Stellvertreter für an- 
tragsberechtigt. 

^) Ausserhalb des Schiffes, nachdem er dasselbe ursprünglich ohne die Absieht 
der Dienstentziehung verlassen hatte. 

ß) Auch für diesen Fall ist es ohne Belang, ob eine Anmusterung stattgefunden 
hat oder nicht. 

7) Vergl. St.G.B. § 298 (VIII. 3). 

§ 82.1) 

In den Fällen der beiden letzten Absätze des § 81 verliert der Schiffs- 
mann, wenn er vor Abgang des Schiffes weder zur Fortsetzung des Dienstes 
freiwillig ziirückkehrt, noch zwangsweise zurückgebracht wird, den An- 
spruch auf die bis dahin verdiente Heuer. Die Heuer und, sofern diese 
nicht ausreicht, auch die Effekten können zur Deckung der Schadens- 
ansprüche des Rheders aus dem Heuer- oder Dienstvertrage in Anspruch 
genommen werden; soweit die Heuer hierzu nicht erforderlich ist, wird 
mit ihr nach Massgabe des § 107 verfahren. 

1) Vergl. die Anm. zu § 81 und zum St.G.B. § 298 (VIII. 3). 

§ 83. 

Hat der Schiffsmann sich dem Dienste in einem der Fälle des § 61, 1 
und 3 ohne Genehmigung des Seemannsamtes (§64) entzogen, so tritt 
Geldstrafe bis zum Betrage einer Monatsheuer ein. ^) 

1) Für die Berechnung der Heuer vergl. §§ 26, 27, 41, 68—60, 63, 67, 69; ist die 
Heuer nicht »zeitweise« zu zahlen, so wird § 84 Abs. 4 entsprechend anzuwenden 
sein. Vergl. Kleinfeller S. 610. 

§ 84. 1) 

Mit Geldstrafe bis zum Betrage einer Monatsheuer wird ein Schiffs- 
mann bestraft, welcher sich einer gröblichen Verletzung seiner Dienst- 
pflichten^) schuldig macht. 

Als Verletzung der Dienstpflicht in diesem Sinne wird insbesondere 
angesehen: 

Nachlässigkeit im Wachdienste; 

Ungehorsam gegen den Dienstbefehl eines Vorgesetzten;^)*) 
ungebührliches Betragen gegen Vorgesetzte, gegen andere Mit- 
glieder der Schiffsmannschaft oder gegen Reisende;*) 
Verlassen des Schiffes ohne Erlaubniss oder Ausbleiben über die 
festgesetzte Zeit;^) 
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Wegbringen eigener oder fremder 8achen von Bord des Schiffes 
und an Bord bringen oder an Bord bringen lassen von Gütern 
oder sonstigen Gegenständen ohne Erlaubniss ; ^) 

eigenmächtige Zulassung fremder Personen an Bord und Gestattung 
des Anlegens von Fahrzeugen an das Schiff; 

Trunkenheit im Schiffsdienste; 

Vergeudung, unbefugte Veräusserung oder bei Seite bringen von 
Proviant. '') 

Gegen Schiffsoffiziere kann die Strafe bis auf den Betrag einer zwei- 
monatlichen Heuer erhöht werden. 

Wenn die Heuer nicht zeitweise bedungen ist, so wird die Strafe auf 
einen nach dem Ermessen des Seemannsamtes der Monatsheuer ent- 
sprechenden Geldbetrag bestimmt. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. ^) Der Antrag ist bis zur 
Abmusterung zulässig.^) 

1) Vergl. §§ 86—88, 101. 

2) Vergl. Anm. 3 zu § 67. 

3) Vergl. z. B. Erk. des S.A. Stettin v. 23. X. 1897 (Bd. 12 S 696 ff., 601). — 
Fälle qualifizirter Gehorsamsverweigerung: §§ 86ff., 92. 

4) Vergl. § 73. 

5) Vergl. §§ 81—88, 30 Abs. 3; St.G.B. § 298; S.Ü.V.G. § 4. 

6) Vergl. §§ 76, 76; St.G.B. § 297. 

7) Bei ganz unbedeutenden Quantitäten wird man von einem »Vergeuden« nicht 
sprechen können; so auch Meves S. 47, a. M. Kleinfeller S. 612. 

^ Antragsberechtigt ist der Schiffer bezw. dessen Stellvertreter. A. M. Wagner 
(S. 363), der auch den Rheder für antragsberechtigt hält. 

9) Diese Fristbestimmung weicht von der des § 61 des St.G.B. ab, nach welchem 
der Antrag binnen drei Monaten seit Kenntniss der That und des Thäters zu stellen 
ist; je nach dem Zeitpunkte der Abmusterung kann die Antragsfrist länger 
(a. M. Wagner S. 362 ohne Begründung) oder kürzer sein, vergl. Meves S. 48f. 

Die Verlängerung der Antragsfrist hat, sofern nicht das Strafmaximum mit 
ßücksicht auf die Monatsheuer 160 M. übersteigt und daher ein Vergehen vorliegt 
(St.G.B. § 1) praktische Bedeutung nur, wenn die That ausserhalb des Bundesgebietes 
begangen ist (siehe § 100 Abs. 2, dessen Worte »in diesem Falle« von Wagner S. 363 
ausser Acht gelassen sind), da sonst gemäss St.G.B. § 67 Abs. 3, 4 die Strafverfolgung 
binnen 3 Monaten seit Begehung der That verjährt. Die Meinung von Meves 
(S. 44), dass die Verjährungsfrist für die strafrechtliche Verfolgung der in Rede 
stehenden Uebertretungen durch die Ausnahmevorschrift in Betreff der Antragspflicht 
gleichfalls bis nach der Abmusterung verlängert worden sei, erscheint nicht haltbar 
und in ihrer Begründung um so weniger zutreffend, als dem praktischen Bedürfnisse 
durch die Festsetzung des § 100 Abs. 2 vollkommen Kechnung getragen ist. Gegen 
Meves auch Kleinfeller S. 612; s. ferner von Liszt S. 178 Anm. 11. 

§ 85.^) 

Der Schijffer^) hat jede Verletzung der Dienstpflicht (§ 84), sobald 
es geschehen kann, mit genauer Angabe des Sachverhaltes in das Schiffs- 
journal einzutragen und, wenn thunlich, dem Schiffsmann von dem Inhalt 
der Eintragung unter ausdrücklicher Hinweisung auf die Strafandrohung 
des § 84 Mittheilung zu machen.') 

Unterbleibt die Mittheilung, so sind die Gründe der Unterlassung im 
Journal anzugeben. Ist die Eintragung versäumt, so tritt keine Ver- 
folgung ein.^) 
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1) Vergl. H.G.B. § 620 Abs. 3. 

^ Die prinzipiell dem Schiffer obliegende Eintragnngspflicht bedeutet eine Ab- 
weichung vom H.G.B. § 619, Abs. 2. 

3) Eine pflichtwidrige Unterlassung der vorgeschriebenen Mittheilung und Hin- 
weisung auf die bezeichnete Strafandrohung schliesst die Strafverfolgung nicht aus. 
Anders bei unterlassener Eintragung: Abs 2. 

^ Blosse Verabsäumung der Eintragung der Gründe hat nicht diese Folge; 
vergl. Stenglein S. 370 (gegen Kleinfeller). 

§ 86. 1) 

Ein Schiffsmann, welcher den wiederholten Befehlen des Schiffers 
oder eines anderen Vorgesetzten den schuldigen Gehorsam verweigert,*) 
wird mit Gefängniss bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu £}in- 
hundert Thalern bestraft. 

1) Vergl. §§ 84, 87, 88, 92, 73. 

*) Den Gehorsam schuldet der Schiffsmann nur dienstlichen Befehlen seiner 
Vorgesetzten. Auch das passive Beharren in Ungehorsam stellt sich als Ver- 
weigerung des Gehorsams dar. Eine ausdrückliche Weigerung ist nicht er- 
forderlich, wohl aber eine vorsätzliche; anderenfalls kommt § 84 in Betracht. 
Die > wiederholten« Befehle müssen auf dasselbe Ziel gerichtet sein; es ist ein 
Zwischenraum vorausgesetzt, der die Befolgung des ersten Befehls möglich macht. 

§ 87. 

Wenn zwei oder mehrere zur Schiffsmannschaft gehörige Personen 
dem Schiffer oder einem anderen Vorgesetzten den schuldigen Gehorsam 
auf Verabredung gemeinschaftlich verweigern,^) so tritt gegen jeden Be- 
theiligten Gefängnissstrafe bis zu Einem Jahre ein. Der Rädelsführer^) 
wird mit Gefängniss bis zu drei Jahren bestraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann auf Geldstrafe bis 
zu zweihundert Thalem erkannt werden. 

Der Rädelsführer^) wird mit Gefängniss bis zu zwei Jahren bestraft. 

1) Wiederholte Gehorsamsverweigerung ist hier nicht vorausgesetzt ; im Uebrigen 
vergl. Anm. 2 zu § 86. 

^ Rädelsführer kann nur ein Schiffsmann, Anstifter auch eine nicht zur 
Schiffsmannschaft gehörige Person sein; vergl. auch § 88. Das Vorhandensein 
mehrerer Rädelsführer ist möglich, das Wort »der«' in § 87 also nicht zu urgiren. 

§ 88.1) 

Ein Schiffsmann, welcher zwei oder mehrere zur Schiffsmannschaft 
gehörige Personen zur Begehung einer nach den §§ 87 und 91 strafbaren 
Handlung auffordert, ist gleich dem Anstifter zu bestrafen, wenn die Auf- 
forderung die strafbare Handlung oder einen strafbaren Versuch^) der- 
selben zur Folge gehabt hat. 

Ist die Aufforderung ohne Erfolg geblieben, so tritt im Falle des 
§ 87 Geldstrafe bis zu Einhundert Thalern, im Falle des § 91 Geldstrafe 
bis zu zweihundert Thalern oder Gefängnissstrafe bis zu Einen! Jahre ein. 

1) Vergl. St.G.B. § 111, 48— 49a; Meves, S. 63—67. — Als Anstifter wird 
nach § 48 des St.G.B. bestraft, wer einen Anderen zu der von demselben begangenen 
strafbaren Handlung vorsätzlich bestimmt hat, und zwar ist die Strafe nach dem 
Oesetze festzusetzen, das auf die Handlung, zu der er wissentlich angestiftet hat. 
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Anwendung findet. Im vorliegenden Falle wird die Aufforderung als solche 
(Abs. 2) bestraft und die erfolgreiche Aufforderung auch dann, wenn sie nur 
einen strafbaren Versuch zur Folge hat. 

2) Ein strafbarer Versuch (St.G.B. §§ 43, 46) ist in den Fällen der §§ 87 und 81 
Abs. 1 nicht denkbar, wohl aber im Fall des § 91 Abs. 2. 

§ 89.1) 

Ein Schiffsmann, welcher es unteriiiinint, ^) den Schiffer oder einen 
anderen Vorgesetzten durch Gewalt oder durch Bedrohung mit Gewalt 
oder durch Verweigerung der Dienste zur Vornahme oder zur Unter- 
lassung einer dienstlichen Verrichtung zu nöthigen, ') wird mit Ge- 
fängniss bis zu zwei Jahren bestraft. Sind mildernde Umstände 
vorhanden, so kann auf Geldstrafe bis zu zweihundert Thalern er- 
kannt werden. 

1) Vergl. §§.90—92; St.G.B. §§ 114, 240. 

^ »unternehmen«: bedeutet hier jede vorsätzliche auf den Eintritt des im Gesetz 
bezeichneten Erfolges gerichtete Handlung. Es ist also weder (wie im St.G.B. § 82) 
nöthig, dass durch die Handlung :»da8 Vorhaben unmittelbar zur Ausführung ge- 
bracht werden soll«, noch (wie im § 43 a. a. O.), dass ein »Anfang der Ausführung« 
vorliegt. 

^) Es ist für den Thatbestand ohne Belang, ob der Vorgesetzte sich zur Zeit 
der Nöthigung in dienstlicher Funktion befunden hat oder nicht (Meves a. a. O. 
S. 64, 56); vergl. aber auch das Erk. des Pr. Obertribunals v. 18. VII. 1879 (Golt- 
dammers Archiv Bd. 27 S. 664). 

§ 90.') 

Dieselben Strafbestimmungen (§ 89)^) finden auf den SchifEsmann An- 
wendung, welcher es unternimmt, dem Schiffer oder einem anderen Vor- 
gesetzten durch Gewalt oder durch Bedrohung mit Gewalt Widerstand 
zu leisten oder den Schiffer oder einen anderen Vorgesetzten thätlich an- 
zugreifen. 

1) Vergl. St.G.B. § 113 und die Anmerkungen § 89. 

2) Es haben also auch mildernde Umstände dieselbe Bedeutung wie in § 89; 
vergl. Meves S. 66. 

§ 91.\) 

Wenn eine der in den §§ 89, 90 bezeichneten Handlungen von 
mehreren ^) Schiffsleuten auf Verabredung gemeinschaftlich begangen wird, 
so kann die Strafe bis auf das Doppelte des angedrohten Höchstbetrages 
erhöht werden. 

^) Der Rädelsführer,*) sowie diejenigen, welche gegen den Schiffer 
oder gegen einen anderen Vorgesetzten Gewaltthätigkeiten verüben, werden 
mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren, oder mit Gefängniss von gleicher 
Dauer ^) bestraft; auch kann auf Zulässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt 
werden. Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnissstrafe 
nicht unter drei Monaten ein. 

1) Ein strafbarer Versuch ist nur in den Fällen des Abs. 2 denkbar; vergl. 
Anm. 2 zu § 89. 

Sind mildernde Umstände festgestellt, so können sie in den Fällen des 
Abs. 1 (vergl. § 89 Satz 2) und müssen in den Fällen des Abs. 2 für den Strafrahmen 
berücksichtigt werden. 

2) Zwei Thäter genügen; vergl. Meves S. 67. 



96 ^11- ^* 1* Seemannsordniing. 

3) Im Falle des Abs. 2 kann, wenn Zuchthausstrafe ausgesprochen wird, auf 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. Neben Gefängniss 
hält Kl einfeiler (S. 619) mit Rücksicht auf die Vorschrift des St.G.B. § 32 die 
Aberkennung der Ehrenrechte nur beim Vorhandensein mildernder Umstände für 
zulässig. Stenglein (S. 373) dagegen — und Meves (S. 60) scheint derselben An- 
sicht zu sein — will in allen Fällen des Abs. 2 den Ehrverlust zulassen; seiner Be- 
gründung, dass auch, wenn nach Satz 1 des Abs. 2 auf Gefängniss erkannt wird, 
mildernde Umstände vorliegen müssten, ist jedenfalls nicht beizutreten: liegen 
mildernde Umstände (d. h. im technischen Sinne) vor, so muss (im Gegensatz zn 
§ 89) das Urtheil auf Satz 2 gestützt werden. Eine dritte — wohl zutreffende — 
Auffassung sieht die Gefängnissstrafe des 2. Satzes überhaupt nicht als »an Stelle 
von Zuchthausstrafe« (St.G.B. § 32) tretend an, da prinzipiell auf Zuchthaus oder 
Gefängniss zu erkennen ist, und erachtet daher die Ehrenstrafe lediglich neben 
Zuchthaus für möglich; vergl. Erk. d. R.G. v. 5. VI. 1894 (Entsch. in Strafs. Bd. 26 
S. 408); Oppenhoff Anm. 6 zu § 32; Olshausen Anm. 6b zu § 32. 

4) Vergl. § 87 Anm. 2. 

») D. h. von einem bis zu fünf Jahren; vergl. Satz 2 des •Abs. 2. 

§ 92. 

Ein Schif^smann, welcher solchen Befehlen des Schiffers oder eines 
anderen Vorgesetzten den Gehorsam verweigert,^) welche sich auf die Ab- 
wehr oder auf die Unterdrückung der in den §§ 89, 90^ bezeichneten 
Handlungen beziehen, ist als Gehülfe zu bestrafen.^) 

1) Wiederholung des Befehls ist nicht Thatbestandsmerkmal. Vergl. Meves 
S. 61, den Katz (S. 140) missversteht, und Kleinfeiler S. 620. 

5ä) Oder § 91, der die beiden anderen Paragraphen mitbegreift. 

3) Ueber die Strafberechnung siehe St.G.B. § 49. Zweifelhaft ist, ob die Strafe 
auch nach Maassgabe des § 91 Abs. 2 bemessen werden darf. Dafür: Katz S. 141, 
Kleinfeiler S. 620; dagegen (wohl mit Recht): Meves S. 62f., Stenglein S. 374. 

§ 93.0 

Mit Geldstrafe bis zu zwanzig Thalem oder mit Haft bis zu vier- 
zehn Tagen wird bestraft ein Schiffsmann, welcher 

1) bei Verhandlungen, die sich auf die Ertheilung eines Seefahrts- 
buches, auf eine Eintragung in dasselbe oder auf eine Musterung 
beziehen, wahre Thatsachen entstellt oder unterdrückt oder falsche 
vorspiegelt, um ein Seemannsamt zu täuschen; 

2) es unterlässt, sich gemäss § 10 zur Musterung zu stellen;^) 

3) im Falle eines dem Dienstantritt entgegenstehenden EQndernisses 
unterlässt, sich hierüber gemäss § 15 gegen das Seemannsamt 
auszuweisen. 

Durch die Bestimmung der Ziffer 1 wird die Vorschrift des § 271 
des Strafgesetzbuchs^) nicht berührt. 

1) Vergl. § 101. 

2) Liegen die Erfordernisse des § 81 vor, so ist dieser anzuwenden; vergl. 
Anm. 3 zn demselben. 

3) Derselbe lautet: 

Wer vorsätzlich bewirkt, dass Erklärungen, Verhandlungen 
oder Thatsachen, welche für Kechte oder Rechtsverhältnisse 
von Erheblichkeit sind, in öffentlichen Urkunden, Büchern 
oder Registern als abgegeben oder geschehen beurkundet 
werden, während sie überhaupt nicht oder in anderer Weise 
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oder von einer Person in einer ihr nicht zustehenden Eigen- 
schaft oder von einer anderen Person abgegeben oder ge- 
schehen sind, wird mit Gefängniss bis zu sechs Monaten 
oder mit Geldstrafe bis zn dreihundert Mark bestraft. 
Er kann in idealer, aber auch in sog. Gesetzeskonknrrenz mit § 93 der S.O. 
Anwendung finden. Yergl. auch St.G.B. § 272. 

§ 94- •) 

Wer wider besseres Wissen eine auf unwahre Behauptungen gestützte 
Beschwerde über Seeuntüchtigkeit des Schiffs oder Mangelhaftigkeit des 
Proviants bei einem Seemannsamte vorbringt und auf Grund dieser Be- 
hauptungen eine Untersuchung^) veranlasst, wird mit Gefängniss bis zu 
drei Monaten bestraft. 

Wer leichtfertig^) eine auf unwahre Behauptungen gestützte Be- 
schwerde über Seeuntüchtigkeit des Schiffs oder Mangelhaftigkeit des 
Proviants bei einem Seemannsamte vorbringt und auf Grund dieser Be- 
hauptungen eine Untersuchung*) veranlasst, wird mit Geldstrafe bis zu 
Einhundert Thalern bestraft. 

1) Vergl. § 47; St.G.B. §§ 164, 186 ff. — Wenn Katz (S. 146) unter Bezugnahme 
auf § 97 der S.O. erklärt, die wider besseres Wissen über mangelnde Verproviantirung 
erhobene Beschwerde erfülle zugleich den Thatbestand des § 164 des St.G.B. (be- 
gründe mithin Idealkonkurrenz), so trifft dies nicht in jedem Falle zu: in der Be- 
schwerde braucht z. B. nicht nothwendig eine Beschuldigung des Schiffers zu liegen. 
Wiederum kann aber der § 164 zur Anwendung kommen, wenn auch die Beschwerde 
eine Untersuchung (d. h. eine solche bezüglich der Seetüchtigkeit oder Pro* 
viantirung des Schiffes) nicht zur Folge hatte. 

2) Siehe Anm. 1 am Ende. 

3) »Leichtfertig« ist mehr als bloss »fahrlässig«; vergl. Bericht zu § 102. 

§ 95.1) 

Die Verhängung einer in diesem Abschnitte oder durch sonstige straf- 
gesetzliche Bestimmungen angedrohten Strafe wird dadurch nicht aus- 
geschlossen, dass der Schuldige aus Anlass der ihm zur Last gelegten 
That bereits disziplinarisch bestraft worden ist. Jedoch kann eine er- 
littene Disziplinarstrafe, sowohl in dem Strafbescheide des Seemannsamtes 
(§ 101), wie in dem gerichtlichen Strafurtheil ^) bei Abmessung der Strafe 
berücksichtigt werden. 

1) Vergl. §§ 76—80. 

2) Vergl. St.P.O. § 266 Abs. 3 Satz 1. 

§ 96. 1) 

Der Schiffer oder sonstige Vorgesetzte,^) welcher einem Schiffsmann ^) 
gegenüber seine Disziplinargewalt missbraucht, wird mit Geldstrafe bis 
zu dreihundert Thalem oder mit Gefängniss bis zu Einem Jahre bestraft. 

1) Vergl. §§ 72 ff., bezüglich der Grenzen der Disziplinargewalt bes. § 79. Auf 
§ 79 Abs. 2 kann sich der Schiffer nur berufen, wenn und soweit die Mittel, deren 
er sich bediente, lediglich zur Aufrechterhaltung der Schiffsdisziplin angewendet und 
erforderlich waren; vergl. Erk. d. Pr. Obertribunals v. 20. lU. 1877 (Goltdammers 
Archiv Bd. 25 S. 338). 

Per eis, Seegesetzgebung. 7 
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2) Eine Disziplinargewalt im engeren Sinne steht nur dem Schüfer oder dessen 
Stellvertreter zu. Im weiteren Sinne wird aber anch die den übrigen Vorgesetzten 
zustehende ressortmässige Kontrol- und Befehlsbefugniss zugleich als eine Disziplinar- 
gewalt denjenigen Schäsleuten gegenüber, welche ihr unterworfen sind, aufgefasst 
werden müssen. Die abweichende Meinung bei Meves (S. 76), welcher unter dem 
Vorgesetzten im Sinne der Vorschrift nur denjenigen verstanden wissen will, welcher 
als Vertreter des Schiffers auftritt, erscheint nicht zutreffend, weil die Rechte und 
Pflichten des Schiffers bei jeder Stellvertretung desselben ohne Weiteres auf den 
Stellvertreter übergehen; siehe § 2. 

3) »Schiffsmann« ist hier auch ein Mitgenommener im Sinne des Heimschaffungs- 
gesetzes (Vn. B. 1) : § 4 das. 

§ 97.1) 

Der Schiffer, welcher seine Verpflichtung, für die gehörige Ver- 
proviantirung des Schiffes zu sorgen,») vorsätzHch nicht erfüllt, wird mit 
Gefängniss bestraft, neben welchem auf Geldstrafe bis zu fünfhundert 
Thalern, sowie auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte ^) erkannt werden 
kann. 

Hat der Schiffer die Erfüllung der Verpflichtung fahrlässigerweise 
unterlassen, so ist, wenn in Folge dessen der Schiffsmannschaft die ge- 
bührende Kost nicht gewährt werden kann, auf Geldstrafe bis zu zwei- 
hundert Thalem oder Gefängniss bis zu Einem Jahre zu erkennen. 

1) Vergl. § 99 Nr. 7, H.G.B. §§ 611—513; G. über das Auswanderungswesen v. 
9. VI. 1897 (R.G.B1. S. 463) §§ 33, 43; Bek., betr. Vorschriften über Auswanderer- 
schiffe V. ^I^Y ^^^® (R.<^.B1. S. 57, R.C.B1. S. 335) § 27 ; Nahrungsmittelgesetz v. 

14. V. 1879 '(ß.G.Bl. S. 146) §§ 12 ff. 

1 ß 

2) Das Erk. des ß.G. v. — ^ XI. 1897 (Entsch. in Strafs. Bd. 30 S. 345, Deutsche 

Juristen-Zeitung 1897 S. 494) versteht, von der Entstehungsgeschichte des Para- 
graphen ausgehend, unter der Verproviantirungspflicht nur die im H.G.B. (jetzt 
^ 513) festgesetzte Pflicht des Schiffers für gehörige Verproviantirung vor Reise- 
antritt, nicht aber die Fürsorge für gehöriges Verproviantirtb leiben während 
der Beise. 

3) St.G.B. § 32. 

§ 98.^) 

Mit Geldstrafe bis zu Einhundert Thalern, mit Haft oder mit Ge- 
fängniss bis zu drei Monaten wird ein Schiffer bestraft, welcher einen 
Schiffsmann im Auslande ohne Genehmigung des Seemannsamtes zurück- 
lässt (§ 71). 

1) Eine Ausnahme ist im Falle des § 103 Abs. 4 begründet ; femer kann sie be- 
gründet sein bei Lebensgefahr des Schiffsmannes oder bei Ansteckungsgefahr für die auf 
dem Schiff beflndlichen Personen, wenn ein Seemannsamt nicht sofort angegangen 
werden kann. Der Schiffer wird die Genehmigung alsbald nachträglich einzuholen 
haben. Vergl. auch § 8 des Heimschaffungsgesetzes (VH. B. i) und St.G.B. § 221. 

§ 99.^) 

Mit Geldstrafe bis zu fünfzig Thalern oder mit Haft wird bestraft 
ein Schiffer, welcher 

1) den ihm in Ansehung der Musterung obliegenden Verpflüichtungen 
nicht genügt (§ 10); 
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2) bei Verhandlangen, welche sieh auf eine Musterung oder eine 
Eintragung in ein Seefahrtsbuch beziehen, wahre Thatsachen ent- 
stellt oder unterdrückt, oder falsche vorspiegelt, um ein See- 
mannsamt zu täuschen; 

3) bei Todesfällen die Beschaffung und Uebergabe des vorgeschriebenen 
Nachweises unterlässt oder die ihm obliegende Fürsorge für den 
Nachlass verabsäumt (§§ 52, 53);») 

4) eine der in den §§77 und 80 vorgeschriebenen Eintragungen in 
das Schiffsjournal unterlässt; 

5) den ihm b^i Vergehen und Verbrechen nach §§ 102 und 103 ob- 
liegenden Verpflichtungen nicht genügt; 

6) dem Schiffsmann ohne dringenden Grund die Gelegenheit versagt, 
die Entscheidung des Seemannsamtes nachzusuchen (§§ 105, 106); 

7) einem Schiffsmann grundlos Speise oder Trank vorenthält;^) 

8) es unterlässt, dafür Sorge zu tragen, dass ein Exemplar dieses 
Gesetzes, sowie der massgebenden Vorschriften über Kost und 
Logis im Volkslogis zugänglich ist (§ 108). 

Durch die Bestimmung der Ziffer 2 wird die Vorschrift des § 271 
des Strafgesetzbuchs nicht berührt.*) 

1) Vergl. § 101. 

^) Die Zuständigkeit des Seemannsamtes in dem Falle der Ziffer 3 dürfte nach 
wie vor begründet sein, auch seitdem die in § 52 Abs. 1 bezw. § 63 fesl^esetzten 
Verpflichtungen durch das G. über die Beurkundung des Personenstandes etc. v. 
6. n. 1876 modifizirt worden sind, zumal die im § 68 des letzteren G. enthaltene 
Strafvorschrift mit der der S.O. übereinstimmt. 

8) Vergl. §§ 46, 79, 96, 97. 

4) Anm. 8 zu § 93. 

§ 100.1) 2) 

Die Bestimmungen der §§ 81 — 99 finden auch dann Anwendung, 
wenn . die strafbaren Handlungen ausserhalb des Bundesgebietes be- 
gangen sind. 

Die Verjährung^) der Strafverfolgung beginnt in diesem Falle erst 
mit dem Tage, an welchem das Schiff, dem der Thäter zur Zeit der Be- 
gehung angehörte, zuerst ein Seemannsamt erreicht. 

1) Vergl. § 43 Abs. 3 des G. über das Auswanderungswesen v. 9. VI. 1897 
(R.G.B1. S. 463). 

8) Der § weicht ab von §§ 3 — 6, 67 Abs. 4 des St.G.B.; für seine Anwendung 
kommt es auf die Staatsangehörigkeit des Thäters nicht an. Vergl. Harburger, 
Der strafrechtliche Begriff Inland, Nördlingen 1882, S. 105 ff. 

8) Vergl. Anm. 9 zu § 84. 

§ 101.^) 

In den Fällen der §§ 81 Abs. 1, 84, 93, 99 erfolgt die Untersuchung 
und Entscheidung durch das Seemannsamt. Dasselbe hat den Aji- 
geschuldigten verantwortlich zu vernehmen und den Thatbestand sum- 
marisch festzustellen. Eine Vereidigung von Zeugen findet nicht statt. 
Nach Abschluss der Untersuchung ist ein mit Gründen versehener Be- 
scheid zu ertheilen, welcher dem Angeschuldigten im Falle seiner An- 

7* 
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Wesenheit zu verkünden, im Falle seiner Abwesenheit in Ansfertignng 
zuzustellen ist. Wird eine Strafe festgesetzt, so ist die Dauer der für 
den Fall des Unvermögens an Stelle der Geldstrafe tretenden Haft zu 
bestimmen. 

Gegen den Bescheid kann der Beschuldigte innerhalb einer zehn- 
tägigen Frist von der Verkündigung oder der Zustellung ab auf gericht- 
liche Entscheidung antragen. Der Antrag ist bei dem Seemannsamt zu 
Protokoll oder schriftlich anzubringen.^ 

^)Hat das Seemannsamt seinen Sitz im Auslande, so ist für das 
weitere Verfahren dasjenige Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk 
der Heimathshafen und in Ermangelung eines solchen^) derjenige deutsche 
Hafen belegen ist, welchen das SchifE nach der Straffestsetzung zuerst 
erreicht. 

Der Bescheid des Seemannsamtes ist in Betreff der Beitreibung der 
Geldstrafe vorläufig vollstreckbar.^) ^ 

1) Vergl. G.V.G. § 13; E.G.St.P.O. § ö Abs. 1. 

2) E.G.St.P.O. § 5 Abs. 2 lautet: 

Wird in den Fällen des § 101 der Seemannsordnnng gegen den Be- 
scheid des Seemannsamtes anf gerichtliche Entscheidung angetragen, 
so finden anf das weitere Verfahren die §§ 465 — 468 der Strafprozess- 
ordnung entsprechende Anwendung. 

Sie lauten: 

§ 466. 

Gegen die Versäumung der Antragsfrist ist unter den in den §§ 44, 46 be- 
zeichneten Voraussetzungen Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zulässig. Das 
Gesuch ist bei einer der im § 464 Abs. 1 genannten Behörden anzubringen. 

üeber das Gesuch entscheidet der Amtsrichter. 

Die Bestimmungen des § 46 Abs. 2, 3 finden hier gleichfalls Anwendung. 

§ 466. 

Ist der Antrag rechtzeitig angebracht, so wird zur Hauptverhandlung vor dem 
Schöffengerichte geschritten, ohne dass es der Einreichung einer Anklageschrift oder 
einer Entscheidung über die Eröffnxmg des Hauptverfahrens bedarf. 

Bis zum Beginne der Hauptverhandlung kann der Antrag zurückgenommen 
werden. 

§ 467. 

Das Verfahren vor dem Schöffengericht ist dasselbe wie im Falle einer von der 
Staatsanwaltschaft erhobenen und zur Hauptverhandlung verwiesenen Anklage. 

Der Angeklagte kann sich durch einen mit schriftlicher Vollmacht versehenen 
Vertheidiger vertreten lassen. 

Bei der ürtheilsfällung ist das Gericht an den Ausspruch der Polizeibehörde 
nicht gebunden. 

§ 468. 
Stellt sich nach dem Ergebnisse der Hauptverhandlung die That des Angeklagten 
als eine solche dar, bei welcher die Polizeibehörde zum Erlass einer Strafverfügung 
nicht befugt war, so hat das Gericht die letztere durch Urtheil aufzuheben, ohne in 
der Sache selbst zu entscheiden. 

In Gemässheit des § 464 Abs. 1 wird das Gesuch um Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand bei dem Seemannsamte schriftlich oder mündlich oder bei dem Amts- 
gerichte schriftlich oder zu Protokoll des Gerichtsschreibers anzubringen sein. Die 
übrigen im § 466 angeführten Bestimmungen lauten: 
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§ 44. 
Gegen die Versäumnng einer Frist kann die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand beansprucht werden, wenn der Antragsteller durch Naturereignisse oder andere 
unabwendbare Zufälle an der Einhaltung der Frist verhindert worden ist. Als un- 
abwendbarer Zufall ist es anzusehen, wenn der Antragsteller von einer Zustellung 
ohne sein Verschulden keine Kenntniss erlangt hat. 

§ 45. 

Das Gesuch um Wiedereinsetzung in den vorigen Stand muss binnen einer 
Woche nach Beseitigung des Hindernisses bei demjenigen Gerichte, bei welchem die 
Frist wahrzunehmen gewesen wäre, unter Angabe und Glaubhaftmachung der Ver- 
säumungsgründe angebracht werden. 

Mit dem Gesuch ist zugleich die versäumte Handlung selbst nachzuholen. 

§ 46. 

[Ueber das Gesuch entscheidet dasjenige Gericht, welches bei rechtzeitig erfolgter 
Handlung zur Entscheidung in der Sache selbst berufen gewesen wäre.] 

Die dem Gesuche stattgebende Entscheidung unterliegt keiner Anfechtung. 
Gegen die das Gesuch verwerfende Entscheidung findet sofortige Beschwerde statt. 

Für die Berechnung der Fristen vergl. St.P.O. §§ 42, 43; B.G.B. §§ 186—188. 

3) Der Abs. 3 bestimmt die Zuständigkeit anders als St.P.O. §§ 9, 10; vergl. 
Anm. 1. 

*) Vergl. FLG. §§ 6, 12. 

5) In Betreff von Freiheitsstrafen tritt die Vollstreckbarkeit erst nach Ablauf 
der zehntägigen Frist ein, falls nicht innerhalb derselben der Verurtheilte auf richter- 
liche Entscheidung angetragen hat. Die Beitreibung der Geldstrafen erfolgt nach 
Maassgabe der Vorschriften über das Verwaltungszwangsverfahren. Wenn sich ein 
von einem inländischen Seemannsamte verurtheilter Schiffsmann ausserhalb des Staates 
aufhält, welchem das Seemannsamt angehört, oder wenn sich der von einem Seemanns- 
amt im Auslande verurtheilte Schiffsmann im Inlande aufhält, so sind bezüglich der 
Vollstreckung von Geldstrafen die Landesbehörden einander bezw. dem Seemanns- 
amt im Auslande gegenüber zur Gewährung von Rechtshülfe verpflichtet. Vergl. G. 
über den Beistand bei Einziehung von Abgaben und Vollstreckung von Vermögens- 
strafen V. 9. VI. 1896 (R.G.Bl. S. 266) bes. § 1 Nr. 3, § 10. 

^ Der Grundsatz ne bis in idem findet auf die seemannsamtlichen Bescheide 
nur in dem Umfange Anwendung wie auf polizeiliche Strafverfügungen. Erk. d. B.G. 
V. 23. XI. 1891 (Entsch. in Strafs. Bd. 22 S. 232). 

§ 102.1) 2) 

Begeht ein Schifi^smann, während das Schiff sich auf der See oder 
im Auslande befindet, ein Vergehen oder Verbrechen,') so hat der Schiffer 
unter Zuziehung von Schiffsoffizieren und anderen glaubhaften Personen 
alles dasjenige genau aufzuzeichnen, was auf den Beweis der That und 
auf deren Bestrafung Einfiuss haben kann. Insbesondere ist in den Fällen 
der Tödtung oder schweren Körperverletzung die Beschaffenheit der Wunden 
genau zu beschreiben, auch zu vermerken, wie lange der Verletzte etwa 
noch gelebt hat, ob und welche Heilmittel angewendet sind und welche 
Nahrung der Verletzte zu sich genommen hat. 

1) Strafbestimmung § 99 Nr. ö; vergl. im üebrigen § 103, auch G., betr. die 
Organisation der Bundeskonsulate, v. 8. XI. 1867 (unten IX. i) § 33. 

^ Der Schiffer, welcher hier gewissermaassen als polizeiliches Organ fungirt, 
soll das Beweismaterial möglichst vollständig sammeln; das Erhebliche von dem 
Unerheblichen zu sondern, ist demnächst Sache der untersuchungführenden Behörde. 

8) St.G.B. § 1. 



102 VII. A. 1. Seemannsordnung. 

§ 103.1) 

^ ^ Der Schiffer ist ermäclxtigt, jederzeit die Effekten der Schiffslente, 
welche der Betheiligung an einer strafbaren Handlung verdächtig sind, zu 
durchsuchen. 

Der Schiffer ist femer ermächtigt, denjenigen Schiffsmann, der sich 
einer mit schwerer Strafe bedrohten Handlung (§57 Ziffer 3) schuldig 
macht, festzunehmen. Er ist hierzu verpflichtet, wenn das Entweichen 
des Thäters zu besorgen steht. 

Der Thäter ist unter Mittheilung der aufgenommenen Verhandlungen 
an dasjenige Seemannsamt, bei welchem es zuerst geschehen kann, ab- 
zuliefern. Wenn im Auslande das Seemannsamt aus besonderen Gründen 
die Uebernahme ablehnt, so hat der Schiffer die Ablieferung bei dem- 
jenigen Seemannsamt zu bewirken, bei welchem es anderweit zuerst ge- 
schehen kann. 

In dringenden Fällen ist der Schiffer, wenn im Auslande ein See- 
mannsamt nicht rechtzeitig angegangen werden kann, ermächtigt, den 
Thäter der fremden Behörde behufs dessen CJebermittelung an die zu- 
ständige Behörde des Heimathshafens zu übergeben.^) Hiervon hat er bei 
demjenigen Seemannsamt, bei welchem es zuerst geschehen kann, Anzeige 
zu machen.^) 

1) Strafbestimmnng § 99 Nr. 6; vergl. im Uebrigen § 102, A.D.I. zn § 83. 

^ St.P.O. §§ 102 ff. finden auf die iSnrchsnchnng durch den Schiffer keine An- 
wendung, vergl. E.G.St.P.O. §§ 3, 6. 

s) Macht sich ein Reisender an Bord einer strafbaren Handlung schuldig, so 
ist der Schiffer zur vorläufigen Festnahme nach Haassgabe des § 127 der St.P.O. 
befugt, wo es heisst: :»Wird Jemand auf frischer That betroffen oder verfolgt, so ist, 
wenn er der Flucht verdächtig ist oder seine Persönlichkeit nicht sofort fes^estellt 
werden kann. Jedermann befugt, ihn auch ohne richterlichen Befehl vorläufig fest- 
zunehmen. Bei strafbaren Handlungen, deren Verfolgung nur auf Antrag eintritt, 
ist die vorläufige Festnahme von der Stellung eines solchen Antrages nicht abhängig.« 
Das weitere Verfahren wird in Anlehnung an die Vorschriften der Absätze 2 und 3 
des § 103 (bezw. auch des § 102) stattzufinden haben. § 128 der St.P.O., nach 
welchem der vorläufig Festgenommene unverzüglich, sofern er nicht wieder in Frei- 
heit gesetzt wird, dem Amtsrichter des Bezirkes, in welchem die Festnahme erfolgt 
ist, vorzuführen ist, muss soweit thunlich befolgt werden. Siehe auch Wagner 
S. 323. 

4) Das Verbot des St.G.B. § 9, nach welchem ein Deutscher einer ausländischeil 
Regierung zur Verfolgung oder Bestrafung nicht überliefert werden darf, wird 
hierdurch nicht berührt. 

^) Das Unterlassen der Anzeige ist strafbar, auch wenn allen anderen Erforder- 
nissen der §§ 102, 103 Genüge gethan ist: § 99 Nr. 5. 

Sechster Abschnitt. 

Allgemeine Bestimmimgeii. 

§ 104. 

Jedes Seemannsamt ist verpflichtet, die gütliche Ausgleichung der zu 
seiner Kenntniss gebrachten,^) zwischen dem Schiffer und dem Schiff s- 
manne bestehenden Streitigkeiten zu versuchen. Insbesondere hat das 
Seemannsamt, vor welchem die Abmusterung des Schiffsmannes erfolgt, 
hinsichtlich solcher Streitigkeiten einen Güteversuch zu veranstalten. 
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^) Eine Verpflichtimg des Seemannsamtes, von Amts wegen bei Streitigkeiten der 
bezeichneten Art zur Herbeiführung gütlichen Ausgleichs einzuschreiten, besteht 
nicht; es ist vielmehr Toransgesetzt, dass mindestens der eine Theil die Streitigkeit 
zn seiner Kenntniss bringt. 

§ 105. 

Der Schiffsmann darf den Schiffer vor einem fremden Gericht nicht ^) 
belangen. Handelt er dieser Bestimmung zuwider, so ist er nicht allein 
für den daraus entstellenden Schaden verantwortlich,^ sondern er wird 
ausserdem der bis dahin verdienten Heuer verlustig. 

Er kann in Fällen, die keinen Aufschub leiden, die vorläufige Ent- 
scheidung des Seemannsamtes nachsuchen.^) ^) Die Gelegenheit hierzu darf 
der Schiffer ohne dringenden Grund nicht versagen.^) 

Jeder Theil hat die Entscheidung des Seemannsamtes einstweilen zu 
befolgen, vorbehaltlich der Befugniss, nach Beendigung der Reise seine 
Rechte vor der zuständigen Behörde**) geltend zu machen. 

Im Falle eines Zwangsverkaufs des Schiffes finden die Bestimmungen 
des ersten Absatzes auf die Geltendmachung der Forderungen des Schiffs- 
manns aus dem Dienst- oder Heuervertrage keine Anwendung. 

1) Also weder civil- noch strafgerichtlich. Vergl. anch Lewis Bd. 1 S. 230. 

«) B.G.B. § 252. 

^ Anch der Schiffer kann die vorläufige Entscheidung des Seemannsamtes an- 
rufen. Vergl. Erk. des R.O.H.G. v. 17. 11. 1874, Entsch. Bd. 12 S. 417. — Siehe auch 
Lewis Bd. 1 S. 231 und Begr. zu § 115. 

4) Vergl. A.D.I. zu § 37. 

5) Strafbestimmung § 99 Nr. 6. 

^ Welche weder an die thatsächliche Feststellung noch die rechtliche Be- 
urtheilung des Rechtsfalles durch das Seemannsamt gebunden ist. Vergl. die in 
Anm. 3 angeftihrte Entsch., femer Erk. des R.O.H.G. v. 14. XU. 1871, Entsch. Bd. 4 
S. 288 und Lewis Bd. 1 S. 231. 

• § 106.1) 

Im Inlande wird der Streit zwischen dem Schiffer und dem Schiffs- 
mann, welcher nach der Anmusterung über den Antritt oder die Fort- 
setzung des Dienstes entsteht,^) von dem Seemannsamt unter Vorbehalt 
des Rechtsweges ^) entschieden.^) Die Entscheidung des Seemannsamtes ist 
vorläufig vollstreckbar.^) 

1) Strafbestimmung § 99 Nr. 6. 

2) Vergl. Erk. des Landgerichts Hamburg v. 10. H. 1882, des H.O.L.G. v. 
14. VIL 1882, H.G.Z. S. 149, 154. 

3) VergL G.V.G. §§ 101 Nr. 3.f), 109 Abs. 3. — Die zehntägige Präklusivfrist 
des § 101 läuft hier nicht. Vergl. auch Erk. des Handelsgerichts Hamburg v. 
8. VIL 1873 (H.G.Z. S. 300). 

4) Vergl. § 101. 

^) Die Vollstreckung erfolgt durch das Seemannsamt. Erkennt dasselbe auf 
Fortsetzung des Dienstes, so wird die widerspenstige Mannschaft mit Gewalt an Bord 
gebracht; weicht das richterliche Urtheil von der seemannsamtlichen Entscheidung 
ab, so wird der durch die provisorische Vollstreckung herbeigeführte Zustand be- 
seitigt. — Umgekehrt muss der Schiffer gegen seinen Willen provisorisch die dienst- 
bereite Mannschaft mitnehmen, bis das Verhältniss, welches das Seemannsamt als zu 
Recht bestehend erklärt hat, durch Urtheil gelöst ist. — Erkennt das Seemannsamt 
auf Abmusterung, so wird dieselbe vollzogen. Erk. des Handelsgerichts Hamburg v. 
8. VIL 1873, H.G.Z. S. 300, bestätigt durch Erk. des Obergerichts v. 21. XI. 1873, 
das. S. 410. 
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§ 107. 

Die nach den Bestimmungen des V. Abschnittes festgesetzten oder 
erkannten Geldstrafen fliessen der Seemannskasse und in Ermangelung 
einer solchen der Orts- Armenkasse des Heimathshafens des Schiffes, welchem 
der Thäter zur Zeit der Begehung der strafbaren Handlung angehörte, zu, 
insofern sie nicht im Wege der Landesgesetzgebung zu anderen ähnlichen*) 
Zwecken bestimmt werden.^) 

1) Also ebenfalls humanitären. 

2) Solche Bestimmungen haben die Bundesseestaaten bisher nicht erlassen. 

§ 108.1) 

Ein Exemplar dieses Gesetzes, sowie der für das Schiff über Kost 
und Logis geltenden Vorschriften (§ 45), muss im Volkslogis zur jeder- 
zeitigen Einsicht der Schiffsleute vorhanden sein. 

1) Strafbestimmung § 99 Nr. 8. 

§ 109.1) 

Die Anwendung der §§ 5 bis 23 und der §§ 48 bis 52 auf kleinere 
Fahrzeuge (Küstenfahrer u. s. w.) kann durch Bestimmung der Landes- 
regierungen im Verordnungswege ausgeschlossen werden. 

1) Vergl. § 1. Die Anwendung der in § 109 angeführten Paragraphen auf Küsten- 
fahrer hat nur die Mecklenburg-Schwerinsche Regierung ausgeschlossen (V. v. 1. III. 
1873). Dieselben sind auf Schiffe von weniger als 50 kbm Bruttoraumgehalt, sofern 
dieselben nicht ins Schiffsregister eingetragen sind (vergl. FLG. §§ 16, 1), ohnehin nicht 
anwendbar. 

§ 110. 

Dieses Gesetz tritt mit dem 1. März 1873 in Kraft. Mit demselben 
Tage tritt der vierte Titel des fünften Buchs des allgemeinen Deutschen 
Handelsgesetzbuchs ausser Kraft. 

§ 111. 

Wenn in anderen Gesetzen auf Bestimmungen verwiesen wird, welche 
durch dieses Gesetz ausser Kraft gesetzt sind, so treten die entsprechenden 
Bestimmungen des letzteren an die Stelle des ersteren. 

2. Bekanntmachung, betrefibnd die Vereinbarung mit Frankreich 
wegen Auslieferung von Heuerguthaben imd Efibkten deutscher 
auf französischen Schiffen und französischer auf deutschen 

Schiffen angemusterter Seeleute. 

Vom 10. April 1885. 

(R.C.Bl. S. 148.) 

Gemäss einer zwischen dem Deutschen Reich und der französischen 
Republik getroffenen Vereinbarung wegen Auslieferung der Heuerguthaben 
und Effekten deutscher auf französischen Schiffen und französischer auf 



YII. A. 3. Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes etc. 105 

deutschen Schiffen angemusterter, bei Beendigung der Reise abwesender 
Seeleute, ist fortan in dieser Beziehung nach folgenden Grundsätzen zu 
verfahren : 

1. Wenn ein an Bord eines französischen Schiffes angemusterter 
deutscher Schiffsmann, oder ein an Bord eines deutschen Schiffes 
angetnusterter französischer Schiffsmann bei Beendigung der Reise 
in einem Hafen des Landes, dessen Flagge das Schiff führt, ab- 
wesend, verfügungsunfähig oder nicht mehr am Leben ist, so 
wird der Betrag der ihm zukommenden Heuer nebst den ihm ge- 
hörigen, etwa an Bord zurückgelassenen Gegenständen oder dem 
aus dem Verkauf der letzteren gewonnenen Erlöse, durch die zu- 
ständige Seebehörde des Landes, nämlich in Frankreich durch den 
commissaire de Tinscription maritime des Bezirks, in Deutschland 
durch das Seemannsamt des Bezirks, unmittelbar an den nächsten 
im Lande befindlichen Konsul der Nation des Schiffsmannes ab- 
geführt. 

Voraussetzung ist hierbei jedoch, dass der Ausantwortung der 
betreffenden Gelder und Gegenstände an den Schiffsmann, be- 
ziehungsweise an dessen Vertreter oder Erben, nach Lage des 
Falles und der Gesetzgebung des Landes, welchem das Schiff an- 
gehört, ein rechtliches Hinderniss nicht entgegensteht. 

2. Wenn von dem Führer eines deutschen oder französischen Schiffes 
im Hafen eines dritten Staates bei dem Konsul der Nation, welcher 
das Schiff angehört, Gelder oder Gegenstände niedergelegt werden, 
welche einem seiner Nationalität nach dem anderen Staate an- 
gehörigen abwesenden, verfügungsunfähigen oder verstorbenen 
Schiffsmann beziehungsweise dessen Erben gebühren, so hat der 
Konsul diese Gelder oder Gegenstände unmittelbar dem nächsten 
im Lande befindlichen Konsul der Nation des Schiffsmannes zur 
weiteren Veranlassung zu überweisen. 

3. In den unter 1 und 2 erwähnten Fällen der Ueberweisung von 
Geldern oder Gegenständen ist dem Konsul der Nation des 
Schiffsmannes zugleich eine darauf bezügliche Abrechnung und je 
nach Bewandtniss ein Verzeichniss der überwiesenen Gegenstände 
zuzustellen. 



3. Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes und die 

Ehesclüiessung. 

Vom 6. Februar 1875.^)2)3) 
(R.G.B1. S. 23.) 

[Aaszag.] 

1) Litteratur: Kommentare zu diesem Gesetz, namentlich Hinschius, Das Reichs- 
gesetz über die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschliessung, 3. Aufl., 
Berlin 1890; ferner von Sicherer, Personenstand und Eheschliessung in Deutsch- 
land, Erlangen (zuerst 1879, neue unveränderte Ausgabe) 1881; Wohlers, Das Reichs- 
gesetz über die Beurkundung etc., 4. Aufl., Berlin 1890; Reg er s Handausgabe des 
Reichsgesetzes über die Beurkundung etc., in zweiter Aufl. bearb. v. Dam es, Ans- 
bach 1896; Phil 1er, Das Gesetz über die Beurkundung etc. in der durch das Bürger- 
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liehe Gesetzbuch veränderten Fassung, 2. Aufl., Berlin 1900; Wiest, Das Reichsgesetz 
über die Beurkundung etc., in der vom 1. Januar 1900 ab geltenden Fassung, 2. Aufl., 
Ellwangen 1900. 

8) Vergl. S.O. §§ 52, 68, 99 Nr. 3; H.G.B. § 520. 

3) Für Helgoland ist das Gesetz am 1. I. 1900 in Kraft getreten, Y., betr. die 
Einführung des Gesetzes über die Beurkundung etc., v. 26. XI. 1899 (B.G.Bl. S. 676). 



Sechster Abschnitt. 

Beurkundniig des Personenstandes der auf 8ee befindlichen 

Personen.*) 

1) Vergl. die »Anwelsungc hierzu, abgedruckt ^u Standesbeamten (s. Anm. 1 
zu § 61), Jahrgg. 1876 S. 309 und im Handbuch f. die Deutsche Handels-Marine 1880 ff. 

§ 61. 

Geburten und Sterbefälle, welche sich auf Seeschiffen*) während der 
Reise ^) ereignen, sind nach den Vorschriften dieses Gesetzes spätestens 
am nächstfolgenden Tage nach der Geburt oder dem Todesfall von dem 
Schiffer,') unter Zuziehung von zwei Schiffsoffizieren oder anderen glaub- 
haften Personen, in dem Tagebuch^) zu beurkunden. Bei Sterbefällen ist 
zugleich die muthmassliche Ursache des Todes zu vermerken.^) 

^) »Seeschiffe« in diesem Sinne sind nicht bloss die im H.G.B. § 474 und im 
FLG. §§ 1, 26, 26a bezeichneten, sondern auch andere (nicht zur Kaiserlichen Marine 
gehörige) Schiffe; vergl. Hinschius zu § 61. Nichteinbegriffen sind blosse Fischer- 
boote, die in See gehen, vergl. Der Standesbeamte, Organ für die Interessen der 
Standesämter in Deutschland u. s. w., Berlin, Jahrgg. 1876 S. 341; 1879 S. 267; 1881 
S. 136. Hier ist unter sinnentsprechender Anwendung von § 17 bezw. § 66 des Ge- 
setzes lediglich Anzeige an die Standesbeamten, xmd zwar bei Geburtsfällen an den 
des Heimathshafens — nach Wiest (zu § 61) des Landungsplatzes sowie des Wohn- 
orts der Mutter — , bei Sterbefällen des Bezirks, in welchem die Leiche vom Fahr- 
zeuge entfernt wird, den das Schiff zunächst anläuft oder auch in welchem der Ver- 
storbene den letzten Wohnsitz hatte, zu erstatten. 

Der Ausdruck »auf Seeschiffen« ist auch auf den Tod durch üeberbordf allen 
oder infolge Kenterns eines Beibootes zu beziehen; dies entspricht dem Sinn des Ge- 
setzes, auch dem Wortlaut der Ueberschrift des 6. Abschnitts. 

^ Dies kann auch in einem Hafen sein, unter Umständen sogar in einem 
Binnengewässer. 

3) Im Behinderungsfalle von dem (ersten) Steuermann, § 63. 

*) Wo ein solches nicht geführt zu werden braucht, ist diese Art der Beur- 
kundung ausgeschlossen. Ebenso, wenn das Tagebuch verloren war, vergl. auch Erk. 
des S.A. Rostock v. 9. IV. 1886 (Entsch. Bd. 6 S. 727). War die Beurkundung im 
Tagebuch unmöglich oder war sie versehentlich unterblieben, so ist bei dem zu- 
ständigen Standesbeamten — s. Anm. 1 — Anzeige zu erstatten. 

») S. auch S.O. § 102 Satz 2. 

§ 62. 

Der Schi:ffer hat zwei von ihm beglaubigte Abschriften der Urkunden 
demjenigen Seemannsamte, bei dem es zuerst geschehen kann, zu über- 
geben. Eine dieser Abschriften ist bei dem Seemannsamte aufzubewahren, 
die andere ist demjenigen Standesbeamten, in dessen Bezirk die Eltern 
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des Kindes, beziehungsweise der Verstorbene ihren Wohnsitz^) haben 
oder znletzt gehabt haben, behufs der Eintragung^) in das Register 
zuzufertigen. 

1) Dies gilt auch, wenn der Wohnsitz (B.G.B. §§ 7 ff.) ausserhalb des Dentschen 
Reiches liegt — mag auch dann die Eintragung in em deutsches Standesregister 
fortfallen. 

^ Bei der Eintragung hat der Standesbeamte auf die Mittheilung des Schiffers 
Bezug zu nehmen, Bek., betr. Vorschriften zur Ausführung des G. über die Beur- 
kundung etc., V. 26. III. 1899 (R.G.Bl. S. 226) § 12. 

§ 63. 

Ist der Schiffer verstorben oder verhindert, so hat der Steuermann') 
die in den §§61 und 62 dem Schiffer auferlegten Verpflichtungen zu er- 
füllen. 

1) Von mehreren Steuerleuten der erste. 

§ 64. 

Sobald das Schiff in den inländischen Hafen eingelaufen ist, in welchem 
es seine Fahrt beendet, ist das Tagebuch der für den Standesbeamten des 
Hafenorts zuständigen Aufsichtsbehörde^) vorzulegen. 

Diese hat beglaubigte Abschrift der in das Tagebuch eingetragenen 
Standesurkunde dem Standesbeamten,^ in dessen Register der Fall gehört 
(§ 62), behufs Kontrolirung der Eintragungen zuzustellen.') 

^) Aufsichtsbehörde ist gemäss § 186 des F.G. die untere Verwaltungsbehörde. 

^) Der Standesbeamte ist bezüglich der auf Seereisen vorgekommenen Geburts- 
fälle zur Beurkundung auf dem regelmässigen Wege des Gesetzes auch dann zu- 
ständig; wenn diese Beurkundung auf dem in den §§ 61 bis 64 vorgesehenen Wege 
versäumt ist. Ebenso wird er, wenn die Beurkundung eines Sterbefalles in dem 
Journal unterblieb, sei es aus Nachlässigkeit, sei es, weil sie, z. B. wegen Untergang 
des Schiffes, nicht erfolgen konnte, dennoch auf gehörige Anzeige, eventuell mit Ge- 
nehmigung der Aufsichtsbehörde nach Ermittelung des Sachverhaltes, die Eintragung 
vorzunehmen haben. Vergl. die im Einvernehmen mit dem Keichsjustizamt und dem 
preussischen Justizminister erlassenen Verfügungen des preussischen Ministers des 
Innern v. 81. X. 1879 u. v. 18. I. 1882 (Ministerialblatt f. d. innere Verwaltung 1880 
S. 3 u. 1882 S. 41). Ist der Tod nicht festzustellen, so greifen bezüglich der See- 
verschollenheit die §§ 16, 18, 19 des B.G.B. Platz; vergl. B. Lehmann, Die 
Todeserklärung Verschollener nach dem Bürgerlichen Gesetzbuche, in den Annalen 
des Deutschen Reichs, 34. Jahrgg. (1901), bes. S. 128 ff. 

3) Die Frage, ob der Standesbeamte, falls die Unrichtigkeit der Beurkundung 
des Schiffers festgestellt ist, unter Ausserachtlassung des in §§ 66, 66 angeordneten 
Berichtigungsverfahrens die Berichtigung vornehmen darf, wird von Hinschius 
(zu § 64), wohl mit Recht, verneint. Im Gegensatz zu der in den (Anm. 2) citirten 
Verfügungen vertretenen Auffassung führt er aus, dass der Schiffer fl;egebenen Falles 
ein »vom Staate bestellter Standesbeamter c (§ 1 des G.) und seine Beurkundung die 
beweiskräftige ist (§ 16 des G.). Siehe auch Wiest zu § 64. 

§ 68. 

Wer den .... vorgeschriebenen Anzeigepflichten nicht nachkommt, 
wird mit Geldstrafe bis zu einhundertfiinfzig Mark oder mit Haft be- 
straft^) . . 
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Die bezeichnete Strafe trifft anch den Schiffer oder Steuermann, 
welcher den Vorschriften der §§61 bis 64 zuwiderhandelt. 

Die Standesbeamten sind ausserdem befugt, die zu Anzeigen oder zu 
sonstigen Handlungen auf Grund dieses Gesetzes Verpflichteten hierzu 
durch Geldstrafen anzuhalten, welche für jeden einzelnen FalP) den Be- 
trag von fünfzehn Mark nicht übersteigen dürfen.^ 

^) Für die Zuständigkeit zur Yerhängung der Strafen gelten die allgemeinen Grund- 
sätze, sofern nicht das Seemannsamt gemäss S.O. §§ 101, 99 Nr. 3, 62, 53 zuständig ist. 
— Die Strafe der Absätze 1 und 2 (anders bei Abs. 3) kann im Einzelfalle nur ein 
Mal ausgesprochen werden ; Erk. des O.L.G. Celle v. 2. IV. 1892 (Goltdammers Archiv 
Bd. 39 S. 461). 

2) Bei wiederholter Weigerung kann eine weitere Strafe verhängt werden, so dass 
die mehreren Geldstrafen den Betrag von 16 Mark übersteigen können. So auch 
Hinschius Anm. 87 a. a. O. und von Sicherer a. a. O. S. 424, gegenüber der 
entgegengesetzten Meinung, die den Zweck und Wortlaut des Gesetzes gegen sich 
haben dürfte. Eine Beschwerde gegen die Straf festsetzung wird an die Aufsichts- 
behörde des Standesbeamten zu richten sein (§ 11); Dam es zu § 68. 

3) Umwandlung dieser Ordnungsstrafe (im Gegensatz zu der nach Abs. 1 und 2 
des Paragraphen verwirkten Uebertretungsstrafe) in Freiheitsstrafe ist unzulässig. 



§ 71. 

In welcher Weise die Verrichtungen der Standesbeamten in Bezug 
auf solche Militärpersonen wahrzunehmen sind, welche ihr Standquartier 
nicht innerhalb des Deutschen Reichs, oder dasselbe nach eingetretener 
Mobilmachung verlassen haben, oder welche sich auf den in Dienst ge- 
stellten Schiffen oder anderen Fahrzeugen der Marine befinden, wird durch 
Kaiserliche Verordnung^) bestimmt. 

^) Verordnung, betreffend die Beurkundung von Sterbefällen solcher Militär- 
personen, welche sich an Bord der in Dienst gestellten Schiffe oder anderen 

Fahrzeuge der Marine befinden. 

Vom 4. November 187ö. 

(R.G.B1. S. 313.) 

Sterbefälle von Müitärpersonen auf den in Dienst gestellten Schilfen oder an- 
deren Fahrzeugen der Kaiserlichen Marine sind von dem zuständigen Marine- 
Stations-Kommando unter Uebersendung der darüber von dem Kommando des Schiffs 
oder Fahrzeugs aufgenommenen Urkunden dem Standesbeamten, in dessen Bezirk der 
Verstorbene seinen letzten Wohnsitz gehabt hat, anzuzeigen und auf Grund dieser 
Anzeige in das Sterberegister einzutragen. 

B. HMfsbedürftigkHt. 

1. Oesetz, betrefi[bnd die Verpfliolitung deutscher KaufTahrtei- 
schifib zur Mitnahme hül&bedürfüger Seeleute. ^) 

Vom 27. Dezember 1872.. 
(R.G.BL S. 432.)2)3) 

^) Auch Heimschaffungs- oder Mitnahmegesetz genannt. 

«) Litteratur: Meves S. 107; Wagner S. 420; Kleinfeller S. 632; Stenglein 
S. 381; V. König S. 242; Stoerk S. 216. 
3) Vergl. S.U.V.G. § 4. 
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§ 1- 

Jedes *) deutsche Kauffahrteischiff, ^) welches von einem ausserdeutschen 
Hafen nach einem deutschen Hafen oder nach einem Hafen des Kanals» 
Grossbritanniens, des Sundes oder des Kattegats oder nach einem ausser- 
deutschen Hafen der Nordsee oder der Ostsee') bestimmt ist,*) ist ver- 
pflichtet, deutsche Seeleute, ^) welche im Auslande sich in hülf sbedürf tigem 
Zustande^) befinden,^) behufs ihrer Zurückbeförderung nach Deutschland 
auf schriftliche Anweisung des Seemannsamtes gegen eine Entschädigung 
(§ 5) nach seinem Bestimmungshafen mitzunehmen. 

In Ansehung ausländischer Seeleute, welche unmittelbar nach einem 
Dienste auf einem deutschen Kauffahrteischiffe ausserhalb Deutschlands 
sich in einem hülfsbedürftigen Zustande befinden, liegt den nach deren 
Heimathslande bestimmten deutschen Kauffahrteischiffen eine gleiche 
Verpflichtung ob.®) 

Zur Erfüllung dieser Verpflichtungen kann der Schiffet vom See- 
mannsamt ^) zwangsweise^^) angehalten werden. ^^) 

1) Also — im Gegensatz zur S.O. § 1 — nicht bloss dasjenige, welches das 
Recht die Reichsflagge zu fähren, ausüben darf. 

2) Vergl. FLG. §§ Iff. — Es begründet keinen Unterschied, ob das Schiff der 
Personenbeförderung oder einem anderen Erwerbszweige dient. Meves S. 108. — Die 
Verpflichtung trifft den Führer des Schiffes im Sinne des § 2 S.O. 

3) Das in einem dieser ausserdeutschen Häfen befindliche Seemannsamt hat seiner- 
seits für die weitere Mitnahme zu sorgen. Vergl. auch Meves S. 108. 

4) Zu den Häfen, nach welchen ein Schiff im Sinne des Abs. 1 bestimmt ist^ 
sind — der bisherigen Praxis entsprechend — auch die Anlaufehäfen, insbesondere 
Orderhäfen, im Gegensatze zu dem Hafen des endlichen Reiseziels, zu rechnen. 
Begr. zu § 1. Meves S. 108. 

^) D. h. Seeleute deutscher Staatsangehörigkeit, nicht also z. B. Schutzgenossen» 
Wagner S. 420 Anm. 26. — Der Begriff des Seemannes ist weiter als der des Schiffs- 
mannes (S.O. § 3). Vergl. auch § 5. 

6) Hülfsbedürftigkeit im Sinne des Heimschaffungsgesetzes ist der Mangel an 
Mitteln zur Bestreitung des Unterhalts oder zur Deckung der Kosten der Heimreise; 
mangelnde Erwerbsgelegenheit oder Arbeitsunfähigkeit ist zur Begründung der Hülfs- 
bedürftigkeit nicht erforderlich. Vergl. Meves S. 109. — Wenn für einen zurück- 
gelassenen Schiffsmann gemäss S.O. § 71 ausreichende Sicherheit gestellt ist, greifen 
die Bestimmungen des Heimschaffungsgesetzes nicht Platz, da die Anwendung des- 
selben den Mangel bereitstehender Mittel zur Voraussetzung hat. Vergl. v. König 
S. 248 ff. und das daselbst abgedruckte Cirkular v. 25. XI. 1895. Hiernach ist ein 
Schiffsmann, welcher sich die zur Heimreise erforderlichen Mittel, wenn auch nur 
leihweise und auf Kredit seiner Rhederei verschafft hat, nicht hülfsbedürftig. Erk» 
des H.O.L.G. v. 7. XI. 1896 (Deutsche Juristen-Zeitung 1897 S. 168; Seufferts Archiv 
Bd. 52 S. 321 ; H.G.Z. 1897 S. 30). Umgekehrt wird die Hülfsbedürftigkeit eines Schiffs- 
mannes dadurch nicht ausgeschlossen, dass ein solventer Rheder für ihn zu sorgen hat. 
Erk. d. R.G. v. 19. in. 1898 (Juristische Wochenschrift 1898 S. 296,5*; Entsch. in 
Civs. Bd. 41 S. 69, Seufferts Archiv Bd. 53 S. 461). — Im Uebrigen kommt nur 
die Thatsache, nicht die Veranlassung der Hülfsbedürftigkeit in Betracht. Meves 
S. 109; Kleinfeller S. 633. 

7) Gleichgültig, ob sie zur Schiffsbesatzung eines deutschen oder eines fremden 
Seeschiffs gehört haben — Wagner S. 420 — , gleichgültig auch, ob sie beim Ein- 
tritt ihrer Hülfsbedürftigkeit im Dienste der Handels- oder Kriegsmarine gestanden 
haben. Meves S. 109. 

5) Die A.D.J. (zu § 26) bemerkt: Es versteht sich, dass die Leistungen deutscher 
Schiffe zu Gunsten fremder Seeleute nicht in Anspruch zu nehmen sind, insoweit 
für die letzteren seitens des eigenen Landeskonsuls gesorgt wird, oder die Heim- 
schaffung ohne Aufwendung höherer Kosten auf einem Schiffe ihrer Nation erfolgen 
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kann oder endlich diejenige Nation, welcher der Hülfsbedürftige angehört, deutschen 
Seelenten in gleicher Lage jeden Beistand versagt. Yergl. E.G. B.G.B. Art. 31. 

9) Welches nicht von Amts wegen, sondern nur anf Anrufen des Seemannes 
hin einschreitet. Meves S. 110. 

10) Erforderlichen Falls unter Inanspruchnahme der Orts- oder Hafenpolizeibehörde. 
Mevesa.a. O. — Vergl. aber auch G. v. 8. XI. 1867 (unten IX. i) § 29. 

11) Entsprechend § 36 des G. v. 8. XI. 1867 (rX.i). 

§ 2. 

Bieten mehrere Schiffe Gelegenheit zur Mitnahme, so sind die zu be- 
fördernden Seeleute durch das Seemannsamt nach Verhältniss der Grösse 
der Schiffe und der Zahl ihrer Mannschaften*) auf die einzelnen Schiffe 
zu vertheilen. ^) 

1) D. h. der Anzahl der jeweilig vorhandenen, nicht etwa der für das SchifE an 
sich bestimmten Mannschaften. [Zweiter] Bericht der VI. Kommission (des Reichs- 
tages) über den Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Verpflichtung der Kauffahrtei- 
schiffe zur Mitnahme heimzuschaffender Seeleute (dem Reichstage erstattet unter dem 
3. V. 1901), zu § 2. 

^ Es ist hierbei auch darauf Rücksicht zu nehmen, von welchem Bestimmungs- 
hafen aus das Reiseziel des hülfsbedürftigen Seemannes am leichtesten erreichbar ist. 

§ 3. 

Die Mitnahme kann verweigert werden i^) 

1) wenn und soweit an Bord kein angemessener Platz für die Mit- 
zunehmenden vorhanden ist;^ 

2) wenn der Mitzunehmende bettlägerig krank oder mit einer syphi- 
litischen oder einer sonstigen, die Gesundheit oder Sicherheit der 
Mannschaft gefährdenden Krankheit behaftet ist, oder wegen eines 
Vergehens oder Verbrechens zurückbefördert werden soll;^) 

3) wenn und soweit die Zahl der Mitzunehmenden ein Viertheil der 
Schiffsmannschaft übersteigt; 

4) wenn die Mitnahme nicht mindestens zwei Tage vor dem Zeit- 
pimkt verlangt wird, an welchem das Schiff zum Abgehen 
fertig ist. 

Die Entscheidung über den Grund der Weigerung steht dem See- 
mannsamt zu.*) 

1) Die folgende Aufzählung der Weigerungsgründe ist erschöpfend. 

^ Die Angemessenheit des Platzes ist nach den Umsjbänden, insbesondere der 
Person des Mitzunehmenden und den sanitären Verhältnissen vom Seemannsamt 
(Abs. 2) zu beurtheilen. 

8) Vergl. G. V. 8. XI. 1869 (unten IX. i) § 29. Die Ausdrücke »Vergehen« 
und »Verbrechen« der vorliegenden Nummer 2 sind im Sinne des St.G.B. aufzufassen ; 
vergl. Stenglein S. 882, nicht a. M. Kleinfeller S. 634, der — was Stenglein 
anscheinend übersieht — nur von § 29cit. spricht. 

^) Die Entscheidung ist für den Kapitän bindend unter dem Präjudiz des § 1 
Abs. 8. Jedoch ist die Beschwerde bei der dem Seemannsamt vorgesetzten Behörde 
zulässig. 

§4. 

Während der Reise erhält der Mitgenommene Kost und Logis von 
Seiten des Schiffs. ') Er ist der Disziplinargewalt des Schiffers ^) unter- 
worfen. ^) 
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1) Vergl. S.O. § 45. Eine auf Grund der S.O. § 46 vorgenommene Kürzung der 
Kationen oder Aenderung der Kost trifft den Mitgenommenen ebenso wie den Schiffs- 
mann; vergl. auch S.O. § 99 Nr. 7. — Dagegen bezieht sich S.O. § 47 nicht auf den 
Mitgenommenen, der seine eventuelle Beschwerde nur bei der Beendigung der Fahrt 
und der Auszahlung der Entschädigung geltend machen kann; sein Recht hierzu er- 
giebt sich ohne Weiteres auf Grund seiner eigenen Haftbarkeit aus § 7 Abs. 1. 
Meves S. 114. 

2) D. h. des Führers des Schiffes. Vergl. S.O. § 2. 

3) Vergl. S.O. §§ 79, 80; doch geniesst der Mitgenommene gegen Missbrauch der 
Disziplinargewalt den Schutz des § 96 der S.O. 

§ 5.1) 

Die Entschädigung (§ 1) beträgt, in Ermangelung der Vereinbarung 
über einen geringeren Satz,^) für jeden Tag des Aufenthalts an Bord: 

1) für einen Schiffer, einen Steuermann, einen Arzt, einen Maschinisten 
oder den Assistenten eines solchen, einen Proviant- oder Zahl- 
meister einen Thaler auf Segelschiffen und einen und einen halben 
Thaler auf Dampfschiffen; 

2) für jeden anderen Seemann einen halben Thaler auf Segelschiffen 
und zwei Drittel Thaler auf Dampfschiffen. 

1) Die Sätze dieses Paragraphen können nur dann als maassgebend gelten, wenn 
die Beförderung auf Grund einer von dem zuständigen Seemannsamt ertheilten 
Weisung erfolgt oder etwa die Beförderung zu diesen Ansätzen ausdrücklich 
vereinbart ist. Erk. des Hamburgischen Handelsgerichts v. 9. X. 1876 (H.G.Z. 
1877 S. 23). 

2) Eine Vereinbarung über einen höheren als den gesetzlichen Satz wirkt nur im Ver- 
hältniss zwischen dem Mitnehmenden und dem Mitgenommenen, nicht aber für die 
Ansprüche des ersteren gegenüber dem Seemannsamt, vergl. § 6. 

§ 6. 

Die Auszahlung der Entschädigung erfolgt^) im Bestimmungshafen^) 
durch das Seemannsamt gegen Auslieferung der wegen der Mitnahme er- 
theilten Anweisung (§ 1). 

1) Nach der bisherigen üebung für Rechnung des Keichs. 

^) D. h. dem Hafen, bis zu welchem der Heimzuschaffende in Gemässheit der 
Bestimmung des Seemannsamts mitgenommen ist. — Kann die HeimschafiPung nicht 
direkt nach einem deutschen Hafen bewirkt werden, so hat das Konsulat der Zwischen- 
station die Entschädigung bis dorthin auszuzahlen und für weitere Beförderung in 
entsprechender Weise Sorge zu tragen. A.D.J. zu § 26. 

§7. 

Der Mitgenommene haftet für die durch die Zurückbeförderung ver- 
ursachten Aufwendungen. 

Die Vorschriften, welche den Rheder oder andere Personen zur Er- 
stattung solcher Aufwendungen verpflichten, ^) werden durch dieses Gesetz 
nicht berührt. 

1) Insbesondere H.G.B. §§ 647 Abs. 2, 648, 660; S.O. §§ 48 Abs. 2, 54 Abs. 3, 
66, 68, 69 Abs. 3, 63; B.G.B. §§ 1601ff., 1703, 1708ff., 1739, 1766f., 1686, 1345, 1361, 
1360 f., 1578 ff.; E.G. B.G.B. Art. 21, 199. 
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Wer sich der Erfüllung einer ihm nach § 1 obliegenden Verpflichtong 
entzieht,^) wird mit (xeldstrafe bis za fünfzig Thalem oder mit Haft be- 
straft. Für die Festsetzung der Strafe und für das weitere Verfahren 
kommen die im § 101 der Seemannsordnung enthaltenen Vorschriften 
zur Anwendung. 

^) Die Strafthat des § 8 kann nnr im Anslande begangen werden (vergl. § 1). 
St.6.B. §§ 3, 4 findet daher keine Anwendung. 

^ D. h. vorsätzlich dem berechtigten (§ 3) Verlangen des Seemannaamtes zuwider- 
handelt. > Entziehung € liegt nicht Yor, wenn das Seemannsamt sein Verlangen unter 
Anwendung tou Zwangsmitteln durchsetzte. Die Entziehung setzt b^rifflich einen 
Erfolg, nämlich die Herbeiführung eines Zustandes voraus, welcher die Abreise des 
Heimzuschaffenden auf dem hierfür vom Konsul bestimmten Schiffe ausschliesst» 
Vergl. Kleinfeller S. 636, Stenglein S. 383. 

Der Thatbestand der Entziehung liegt auch dann vor, wenn der Schiffer den 
Hnlfsbedürftigen gegen dessen Willen und ohne hinreichenden Grund aussetzt, wobei 
ideale Konkurrenz mit St.6.B. § 221 vorliegen kann. Siehe auch St.G.B. § 4. 

§ 9. 
Dieses Gesetz tritt mit dem 1. März 1873 in Kraft. 

2. Bekanntmaoliimg, betreffend den Abschluss von Üeber- 
einkommen wegen gegenseitiger Unterstützimg bülfbbedürftiger 

Seeleute. 

Vom 12. Juli 1890. 
(R.C.B1. 1890 S. 263.) 

Üebereinkommen der gedachten Art bestehen zwischen dem Deutschen 
Reich und 

1) Grossbritannien v. 27. V. 1879 (in Kraft seit 1. VH. 1879); 

2) Frankreich v. 16. V. 1880 (in Kraft seit 1. VII. 1880); 

3) Schweden und Norwegen v. 31. V. 1881 (in Kraft seit 1. VII. 1881) ; 

4) Dänemark vom 31. III. 1886 (in Kraft seit 1. VII. 1885); 

6) Oesterreich-Ungarn v. 10. XI. 1889 (in Kraft seit 1. VII. 1890). 
Das mit Grossbritannien abgeschlossene Üebereinkommen lautet seinem wesent- 
lichen Inhalt nach dahin: 

Wenn ein Seemann eines der kontrahirenden Staaten, nachdem er 
auf einem SchifEe des anderen der kontrahirenden Staaten gedient hat^ 
in einem dritten Staate, beziehentlich in dessen Kolonien oder in den 
Kolonien desjenigen Staats, dessen Flagge das Schiff führt, in Folge von 
Schiffbruch oder aus anderen Gründen in hülfsbedürftigem Zustande 
zurückbleibt, so soll die Regierung desjenigen Staats, dessen Flagge das 
Schiff führt, zur Unterstützung dieses Seemanns verpflichtet sein, bis der- 
selbe wieder einen Schiffsdienst oder anderweitige Beschäftigung findet 
oder bis er in seinen Heimathsstaat, beziehentlich in dessen Kolonien 
zurückkehrt oder mit Tode abgeht. 

Es wird dabei vorausgesetzt, dass der Seemann die erste sich ihm 
darbietende Gelegenheit zu benutzen hat, um vor dem zuständigen Be- 
amten desjenigen Staats, dessen Unterstützung erbeten werden soll, über 
seine Hülfsbedürftigkeit und deren Ursachen sich auszuweisen, sowie dass 
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die Hülfsbedürftigkeit als die naturgemässe Folge der Beendigung des 
Dienstverhältnisses an Bord des Schiffs sich ergiebt, widrigenfalls diese 
Unterstützungspflicht wegfällt. 

Ausgeschlossen ist diese letztere auch dann, wenn der Seemann desertirt 
oder wegen einer strafbaren Handlung vom Schiffe entfernt worden ist, 
oder wenn er dasselbe wegen Dienstuntauglichkeit in Folge selbst- 
verschuldeter Krankheit oder Verwundung verlassen hat. 

Die Unterstützung umfasst den Unterhalt, die Bekleidung, ärztliche 
Pflege, Arzenei und Reisekosten; für den Fall eintretenden Todes sind auch 
die Begräbnisskosten zu zahlen. 

Die mit den anderen genannten Staaten abgeschlossenen Uebereinkommen stimmen 
bis auf formale Unterschiede mit dem vorstehenden überein. Nur greift im Ver- 
hältniss zu Oesterreich-Ungam die Unterstützungspflicht auch dann Platz, wenn die 
Hülfsbedürftigkeit im Gebiete des Flf^ggenstaats eintritt, und in der mit Dänemark 
und Oesterreich-Ungam getroffenen Vereinbarung sind in Absatz 3 an Stelle des 
Ausdrucks »einer strafbaren Handlung« die Worte »eines von ihm verübten Ver- 
brechens oder Vergehens« gesetzt. 

Zur Erläuterung des deutsch-grossbritannischen Uebereinkommens erging das 
Cirkular v. 27. VI. 1879 (abgedruckt bei v. König S. 244), welches auch auf die 
übrigen Vereinbarungen sinngemäss zu beziehen ist. 

C. Befähigung der Schiffsoffiziere. 

L Gewerbeordnung für das Deutsche Reich. ^) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juli 1900, 

(R.G.B1. S. 871.) 

[Auszug.] 

') Litteratur: Kommentare zur Gewerbeordnung, insbesondere v. Bernewitz, 
7. Aufl., Leipzig 1901; Hoff mann, 2. Aufl., Berlin 1901; Kolisch, 2 Bde., Han- 
nover 1898, 1900; Land mann, 3. Aufl., 2 Bde. und Ergänzungsband, München 
1897/98; Marcinowski, 6. Aufl., Berlin 1898; Neukamp, 5. Aufl., Berlin 1901; 
Reger-Stöhsel, Ansbach 1901; v. Rohrscheidt, Leipzig 1901; v. Schicker, 
4. Aufl., Stuttgart 1898, 1901. 

§ 6. 

Das gegenwärtige Gesetz findet keine Anwendung auf .... den Ge- 
werbebetrieb der Auswanderungsunternehmer und Auswanderungsagenten, ^) 
. ... die Befugnifls zum Halten öffentlicher Fähren^) und die Rechts- 
verhältnisse der Schiffsmannschaften auf den Seeschiffen.') .... 

1) Hierüber vergl. Bek., betreffend Bestimmungen über den Geschäftsbetrieb der 
Answanderungsunternehmer und Agenten, v. 14. III. 1898 (R.G.Bl. S. 39). 

2) d. h. ständige Einrichtungen zum Zwecke der gewerbsmässigen Vcrmittelung 
des Personen- und Güterverkehrs von einem Fluss- oder Seeufer zum anderen. So 
Kolisch a. a. O. Bd. 1 S. 13. 

3) Hierüber vergl. die S.O. 

§ 31.') 

SeeschifCer, Seesteuerleute, Maschinisten der Seedampfschiffe und 
Lootsen müssen sich über den Besitz der erforderlichen Kenntnisse durch 
ein Befähigungszeugniss der zuständigen Verwaltungsbehörde aus weisen. 2) 

Pereis, Seegesetzgebnng. o 
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Der Bundesrath erlässt die Vorschriften über den Nachweis der Be- 
fähigung. Die aof Grund dieses Nachweises ertheilten Zeugnisse gelten 
für das ganze Reich, bei Lootsen für das im Zeugniss angeführte Fahr- 
wasser. ^ *) 

Soweit in Betreff der Schiffer und Lootsen auf Strömen in Folge von 
Staatsverträgen besondere Anordnungen getroffen sind, behält es dabei 
sein Bewenden.^) 

^) Strafbestimmung s. § 147 Nr. 1. 

2) Bezüglich der Mitglieder der deutschen Seglervereine vergl. VII. C. 6. 

3) Vergl. VII. C. 2 — 5, 7 — 10. Für Lootsen sind solche Vorschriften noch nicht 
erlassen. 

4) lieber die Entziehung der Befugniss zur Ausübung des betr. Gewerbes vergl. 
S.U.G. § 26. 

^) Derartige vertragsmässige Anordnungen enthalten: 

für den Rhein und dessen Nebenflüsse: die revidirte Rheinschifffahrtsakte 

vom 17. X. 1868 (G.S. 1869 S. 798) Art. 16, 16—21, 26; 

für die Weser die Weserschifffahrtsakte vom 10. IX. 1828 (G.S. 1824 S. 26) 

§ 4 und Additionalakte dazu vom 3. IX. 1857 (G.S. 1868 S. 463) Art. III, 

VI, VII; 

für die Elbe: Additionalakte zur Elbschifffahrtsakte vom 18. IV. 1844 (G.S. 

S. 468) §§ 6, 12—17. 

§ 34.0 

.... Die Landesgesetze können vorschreiben, dass .... zum Be- 
triebe des Lootsengewerbes besondere Genehmigung erforderlich ist ... . 



1) Strafbestimmung s. § 147 Nr. 1. 



40. 



Die in den §§ 29 bis 33a und im § 34 erwähnten .... Geneh- 
migungen dürfen weder auf Zeit ertheilt, noch vorbehaltlich der Be- 
stimmungen in den §§ . . . 53 und 143 widerrufen werden. ^ 

Gegen Versagung der Genehmigung zum Betrieb eines der in den 
.... 34 ... . erwähnten Gewerbe ist der Rekurs zulässig . . . .^ 



1) § 143 A-bs. 1 lautet: Die Berechtigung zum Gewerbebetriebe kann, 
abgesehen von den in den Reichsgesetzen vorgesehenen Fällen ihrer 
Entziehung, weder durch richterliche, noch administrative Ent- 
scheidung entzogen werden. 

2) Bezüglich des Verfahrens und der Behörden vergl. §§ 20, 21. — Im üebrigen 
ist anzunehmen, dass ein abgewiesenes Gesuch auch der versagenden Behörde gegen- 
über erneut werden kann. 

§ 53. 

Die in dem § 29 bezeichneten Approbationen können von der Ver- 
waltungsbehörde nur dann zurückgenommen werden, wenn die Unrichtig- 
keit der Nachweise') dargethan wird, auf Grund deren solche ertheilt 
worden sind, oder wenn dem Inhaber der Approbation die bürgerlichen 
Ehrenrechte aberkannt sind,'"*) im letzteren Falle jedoch nur für die Dauer 
des Ehren Verlustes. 

Ausser aus diesen Gründen können die in den §§.... 34 ... . 
bezeichneten Genehmigungen .... in gleicher Weise zurückgenommen 
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werden, wenn aus Handlangen oder Unterlassungen des Inhabers der 
Mangel derjenigen Eigenschaften, welche bei der Ertheilung der Genehmi- 
gung .... nach der Vorschrift dieses Gesetzes vorausgesetzt werden 
mussten, klar erhellt.^)*) Inwiefern durch die Handlungen oder Unter- 
lassungen eine Strafe verwirkt ist, bleibt der richterlichen Entscheidung 
vorbehalten. 



1) Gleichviel, ob diese Unrichtigkeit subjektiv durch Täuschung und dergl. herbei- 
geführt ist oder auf einem objektiven Mangel der für die Nachweise erforderlichen 
Voraussetzungen beruht. 

2) Vergl. St.G.B. §§ 32 ff. 

3) Vergl. S.U.G. § 26. 

*) Die Zurücknahme der Genehmigung zieht die Unzulässigkeit des ferneren Ge- 
werbebetriebes nach sich; die trotzdem erfolgende Fortführung desselben ist nach 
§ 147 Nr. 1 strafbar. 

§ 147. 

Mit Geldstrafe bis zu dreihundert Mark und^) im Unvermögensfalle 
mit Haft wird bestraft: 

1. wer den selbständigen Betrieb eines stehenden Gewerbes, zu dessen 
Beginn eine besondere polizeiliche Genehmigung (Konzession, Ap- 
probation, Bestallung) erforderlich ist^), ohne die vorschriftsmässige 
Genehmigung^) unternimmt*) oder fortsetzt, oder von den in der 
Genehmigung festgesetzten Bedingungen abweicht.^) 



1) Die Haftstrafe ist keine alternative, sondern eine eventuelle. Vergl. Beschl. 
des Pr. Obertribunals vom 29. IX. 1876 (Oppenhoff, Rechtspr. Bd. 17 S. 624). Daher 
ist auf Geldstrafe auch bei feststehender Zahlungsunfähigkeit zu erkennen. 

^) Bezüglich des Seerechts vergl. §§ 31, 34. 

3) Diese kann niemals in rechtswirksamer Weise stillschweigend durch Duldung 
des genehmigungspflichtigen Betriebes ertheilt werden, sie muss vielmehr ausdrücklich 
erfolgen. Erk. des Pr. Obertribunals vom 16. X. 1872 (Oppenhoff, Rechtspr. Bd. 13 
S. 626). 

4) Blosse Vorbereitungshandlungen genügen nicht, wohl aber diejenigen Hand- 
lungen, durch welche der Betrieb des betr. Gewerbes unmittelbar begonnen werden soll. 

5) Der Lauf der Verjährung des hier statuirten Unterlassungsdelikts beginnt mit 
dem Aufhören des durch den Mangel der Genehmigung herbeigeführten rechtswidrigen 
Zustandes. Vergl. auch Anm. 6 zu § 14 des FLG. (IL i). 



2. Bekanntmaoliung, betreflEfend den Naoliweis der Befähigung: 
als Seeschiffer und Seesteuermann auf deutschen Kaufiährtei- 

sohifffen.^) 

Vom 6. August 1887. 
(R.G.B1. S. 396.) 
1) Die Formulare der Befähigungszeugnisse werden hier nicht wiedergegeben. 

Auf Grund der Bestimmung im § 31 der Reichsgewerbeordnung in 
Verbindung mit Artikel 54 der Verfassung des Deutschen Reichs hat der 
Bundesrath die nachstehenden 

8* 
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Vorschriften über den Nachwels der Befähigung als 8eeschiifer nnd 
Heestenermann aof deutschen Eanffahrteischiifen nnd über das 
Verfahren bei den betreffenden Prüfungen 
erlassen: 

I. Nachweis der Befähigung. 

§ 1- 

Kttstenfahrt im Binne dieser Vorschriften ist die Fahrt: 

zwischen allen Plätzen der Festland- und Inselküste von Ant- 
werpen bis Windau mit Finschluss der Insel Helgoland — jedoch 
ausschliesslich der Strecke nördlich vom Aggerkanal und Frederiks- 
havn, sowie der Umfahrt um Skagen — , 

an der Küste der im Kattegat und südlicher gelegenen dänischen 
Inseln ) einschliesslich der Insel Bomholm, 

an der schwedischen Küste von Gothenburg bis Kalmar mit 
Kinschluss der Insel Oeland 

1. mit Segelschiffen von weniger als 200 Kubikmeter Brutto- 
Raumgehalt, 

2. mit Schleppdampfschiffen jeder Grösse, welche nicht dem 
Güter- oder Reiseverkehr dienen, 

B. mit Fahrzeugen jeder Grösse, welche nach ihrer Bauart und 
Ausrüstung zu selbständiger Seefahrt nicht bestimmt sind, 
sofern sie in der Schleppfahrt verwendet werden und nicht 
zur Beförderung von Reisenden dienen. 

§ 2- ") 

Kleine Fahrt im Sinne dieser Vorschriften ist die Fahrt in der Ost- 
see, in der Nordsee bis zum 61. Grade nördlicher Breite, im Englischen 
Kanal 

/. mit Seeschiffen von weniger als 400 Kubikmeter Brutto-Raumgehalt, 
5. mit den im § 1 untei* iVr. 2 und 3 bezeichneten Fahrzeugen untei* 
den ebenda angegebenen Voraussetzungen^ 
soweit diese Fahrt nicht zur Küstenfahrt (§1) gehört. 

>) Vt^rgl. Bek. vom 10. 11. 1899 (VII. C.ö). 

^^ FMiung nach der Bekanntmachung, betreffend Abänderung der Vorschriften 
üb«kr utni Nachweis der Befähigung als Seeschiffer und Seesteuermann auf deutschen 
Kauffahrteischiffen, vom 4. III. 1899 (R.G.Bl. S. 184), welche lautet: 

Auf Grund der Bestimmung im § 31 der Gewerbeordnung für 
das Deutsche Reich in Verbindung mit Artikel 64 der Reichs- 
verfaasung hat der Bundesrath beschlossen: 

1. den 8 2 der Bekanntmachung vom 6. August 1887 (Reichs-Gesetzbl. 
S. H95) dahin abxuändern: 

§ 2. 
Kleine Fahrt im Sinne dieser Vorschriften ist die Fahrt in der 
i)8t^ee> in der Nordsee bis cum 61. Grade nördlicher Breite, im Eng- 
lisvlu'u Kanal 

1. mit Seeschiffen von weniger als 400 Kubikmeter Bmtto- 

Kaun\gehalt, 
'J. mit den im § 1 unter Nr. 2 und 3 bezeichneten Fahrzeugen 
nuter den ebenda angegebenen Voraussetzungen, 
!H>weit diese Falirt nicht zur Küstenfiihrt (§ 1) gehört. 
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2. den Keichskanzler zu ermächtigen, die durch den vorstehen- 
den Beschluss bedingte Aenderung der Formulare (D und E) 
zum Prüfungs- und zum Befähigungszeugniss als Schiffer auf 
kleiner Fahrt sowie die aus sonstigen Aenderungen der Vor- 
schriften über den Befähigungsnachweis der Seeschiff er und 
Seesteuerleute sich als nothwendig ergebenden Aenderungen 
der zugehörigen Formulare anzuordnen. 

Die neuen Formulare D und £ sind festgestellt durch Bek. vom 6« UI. 1899 
(R.C.B1. S. 86). Wegen der sonstigen dort festgestellten Formulare vergl. die Anm. 
zu §§ 2 und 6 der Bek. vom 10. IL 1899 (VII. C. 6). 

§ 3. 

Grosse Fahrt im Sinne dieser Vorschriften ist diejenige Seeschiffahrt, 
welche die für die kleine Fahrt räumlich oder hinsichtlich der Schiffs- 
grosse festgesetzten Grenzen (§ 2) überschreitet. 

§ 4. 

Die Zulassung als Schiffer auf Küstenfahrt wird bedingt durch die 
Zurücklegung einer auf den Ablauf des fünfzehnten Lebensjahres folgenden 
mindesten fünfzigmonatigen Fahrzeit auf Seeschiffen oder Seefischerfahr- 
zeugen. Die Befähigungszeugnisse werden von der zuständigen Behörde 
nach dem Formular unter A ausgefertigt. 

Die Landesregierungen können bestimmen, dass die Vorschriften auf 
Personen nicht Anwendung zu finden haben, welche im Lokalverkehr selbst- 
gewonnene Erzeugnisse oder selbstverfertigte Waaren zu Wasser anfahren, 
um dieselben zu Markte zu bringen. 

§ 5. 

Die Zulassung als Schiffer auf kleiner Fahrt wird bedingt durch die 
Ablegung einer Prüfung in den in Anlage I bezeichneten Gegenständen 
(Schifferprüfung für kleine Fahrt). 

Zur Ausübung des Gewerbes als Schiffer auf kleiner Fahrt sind ausser- 
dem die als Steuermann Zugelassenen berechtigt. 

§ 6. 

Um zur Schifferprüfung für kleine Fahrt zugelassen zu werden, ist 
erforderlich die Zurücklegung einer auf den Ablauf des fünfzehnten Lebens- 
jahres folgenden mindestens sechzigmonatigen Fahrzeit zur See. 

§ 7. 

Die Zulassong als Stenermann wird bedingt durch die Ablegang einer 
Prüfung in den in Anlage 11 bezeichneten Gegenständen (Steuermanns- 4^ 
Prüfung). ^"~^^/?- 

§ 8. 

Um zur Steuermannsprüfung zugelassen zu werden, ist erforderlich die 
Zurücklegung einer auf den Ablauf des vollendeten fünfzehnten Lebensjahres 
folgenden mindestens fünfundvierzigmonatigen Fahrzeit zur See, von welcher 
mindestens 24 Monate entweder als Vollmatrose auf Kauffahrteischiffen, 
davon 12 Monate auf einem Segelschiffe, oder als Obermatrose in der 
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Kaiserlichen Marine, und zwar mindestens 12 Monate auf seegehenden, 
mit ToUer Takelage versehenen Schiffen oder Fahrzeugen zugebracht sein 
mössen. 

Die Zulassung als Schiffer auf grosser Fahrt wird bedingt durch die 
^, Ablegung einer Prüfung in den in Anlage m bezeichneten Gregenständen 
X^/f-f' - (Schifferprüfung für grosse Fahrt). 

§ 10. 

Um zur Bchifferprüfung für grosse Fahrt zugelassen zu werden, ist 
erforderlich : 

a)^j die Zurücklegnng einer auf die Zulassung als Steuermann (§7) 
folgenden mindestens vierundzwanzigmonatigen Fahrzeit als Steuer- 
mann auf grosser Fahrt oder als Schiffer auf kleiner Fahrt; 

h) die Ausführung von nautischen Beobachtungen und Berechnungen 
während dieser Fahrzeit und die Vorlegung der hierüber während 
der letzteren gemachten schriftlichen Aufzeichnungen und Aus- 
führungen. 

1) Vergl. Ziffer 2 der Bek. vom 15. VI. 1888 (R.G.Bl. 8. 186), wonach die vor 
dem 17. VIII. 1888 zurückgelegte Stenermannsfabrzeit der Vorschrift im vorliegenden 
j$ 10 a auch dann genügt, wenn sie den Vorschriften der §§ 10 b und 3 der Bek. vom 
2t}. IX. 1869 entspricht. 

§ 11. 

Als Hchiffer auf grosser Fahrt sind ohne vorgängige Ablegung der 
vorgeschriebenen Schifferprüfung zuzulassen: 

a) ehemalige Lieutenants^) zur See und Seeoffiziere höherer Chargen 
des aktiven Standes der Kaiserlichen Marine nach Zurücklegung 
einer auf den Ablauf des fünfzehnten Lebensjahres folgenden 
mindestens neunundsechzigmonatigen Fahrzeit zur See; 

b) ehemalige Unterlieutenants ^) zur See des aktiven Standes der 
Kaiserlichen Marine nach Zurück] egung einer auf den Ablauf des 
fünfzehnten Lebensjahres folgenden mindestens neunundsechzig- 
monatigen Fahrzeit zur See, von welcher mindestens 24 Monate 
in der Charge als Unterlieutenant ^) zur See oder Steuermann auf 
grosser Fahrt zugebracht sind. 

^) Jetzt: Oberieutnants. 
^) «letzt: Leutnants. 
^) Jetzt: Leutnant. 

§ 12. 

Als Steuermann ist ohne vorgängige Ablegung der im § 7 vor- 
geschriebenen Steuermannsprüfung und ohne Nachweis der Fahrzeit der- 
jenige zuzulassen, welcher die Seeoffiziers-Beruf sprüfung bestanden hat. 

§ 13. 

Der Fahrzeit als Steuermann (§10 lit. a) ist die Fahrzeit zur See 
als Dockoffizier der Kaiserlichen Marine nach der in der Marine oder vor 
(«iner stnntlichen Prüfungskommission bestandenen Steuermannsprüfung 
gleich «u achten. 



VIL C. 2. Bekanntmachung, betr. den Nachweis der Befähigung als Seeschiffer etc. 119 

§ 14. 

Anträge auf Zulassung zum Gewerbebetriebe auf Grund der §§11 
und 12 sind an diejenige Landesregierung zu richten, in deren Gebiet das 
Gewerbe zuerst betrieben werden soll. 

Die Ausfertigung der Befähigungszeugnisse erfolgt durch die von der 
Landesregierung damit betrauten Behörden nach den angehängten For- 
mularen B und C. 

§ 15.') 

Der Schiffer darf auf grosser Fahrt mit Schiffen von 250 Kubikmeter 
oder mehr Brutto-Raumgehalt nicht ohne Steuermann fahren.^') 

1) Ausnahme: Bek. vom 2. XIL 1886 (VIL C* 7). 

^) Eine Strafvorschrift für Zuwiderhandlungen fehlt, G.O. § 147 ist nicht an- 
wendbar; Knitschky S. 78. 

§ 16. 

Die Vorschriften in den §§ 1 bis 13 *) der Bekanntmachung vom 
25. September 1869 (Bundes -Gesetzbl. S. 660), sowie in den Bekannt- 
machungen vom 30. Mai 1870 (Bundes-Gesetzbl. S. 314) und 21. De- 
zember 1874 (Centralbl. für das Deutsche Reich, Jahrgang 1875 S. 51) 
sind aufgehoben. 

1) §§ 14 bis 19 daselbst enthalten Uebergangsbestimmungen, die hier nicht zum 
Abdruck gelangen; vergl. auch § S9 der vorliegenden Bek. 

IL Zusammensetzung der Prüfungskommissionen und Verfahren 

bei den Prüfungen.^) 

A. Prüfung der Seeschiffer für kleine Fahrt. 

§ 17. 

Am Sitze jeder öffentlichen Navigationsschule wird eine Kommission 
zur Abnahme der Schifferprüfungen für kleine Fahrt errichtet. 

Jede solche Prüfungskommission besteht aus drei Mitgliedern: 

1. einem Vorsitzenden, 

2. einem Navigationslehrer an einer öffentlichen Navigationsschule, 

3. einem Seeschiffahrtskundigen. 

Die Mitglieder werden von der Regierung des Staates, in welchem 
der Sitz der Kommission sich befindet, ernannt. 

Ein Lehrer, welcher dem Prüfling behufs der Vorbereitung zur 
Prüfung Privatunterricht ertheilt hat, kann nicht Mitglied der Prüfungs- 
kommission sein. 

^) Ein Verzeichniss der Prüfungskommissionen sowie der zur Ausfertigung der 
Befähigungszeugnisse zuständigen Behörden findet sich im Handbuch für die Deutsche 
Handels-Marine. 

§ 18. 

Die Meldung zur Prüfung ist jederzeit zulässig. Sie geschieht bei 
dem Vorsitzenden der Prüfungskommission unter Beifügung des Geburts- 
scheins und vollgültiger Nachweise über die Zurücklegung einer auf den 
Ablauf des fünfzehnten Lebensjahres folgenden mindestens sechzigmonatigen 
Fahrzeit zur See. 
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Der Vonhzende der Kommiflnoii entocfaeidet — im Zweifelgfalle nach 
Anhömng der anderen Mitglieder der Kommissioii — über die Znlassmig, 
macht dem Prüfling darüber Eröffnung nnd setzt für den Fall der Zu- 
lanffung den Prüfnngstermin fest. 

§ Id. 

Die Prüfung erstreckt sich auf die in Anlage I genannten Gegen- 
stände (wobei nnter den im Absdmitt D Ziffer 1, 2 nnd 4 dieser Anlage 
erwähnten Schiffen nnr die aof kleiner Fahrt vorkommenden Seeschiffe zu 
Terstehen sind) nnd zerßUlt in 

a) eine schriftliche, 

b) eine praktische nnd 

c) eine mündliche, 

▼on denen die beiden ersterwähnten der mündlichen Prüfung vorangehen. 

§ 20. 

In der schriftlichen Prüfung erhalt der Prüfling je eine Aufgabe aus 
den in Anlage I mit einem * bezeichneten Gegenständen. 

§ 21. 

Während der schriftlichen Prüfung ist durch geeignete Massnahmen 
namentlich durch stete Aufsicht über die^ Prüflinge und, wenn deren 
gleichzeitig mehrere sind, durch Absonderung derselben von einander dafür 
Sorge zu tragen, dass sie keinerlei fremde Hülfe und ausser nautischen 
Tafeln und Ephemeriden keine Bücher und Schriften benutzen. Ein 
Prüfling, welcher den ihm angewiesenen Platz ohne besondere Erlaubniss 
verlässt, gilt als zurückgetreten. 

§ 22. 

Jedem Prüfling wird von der Kommission ein foliirtes Prüfungsheft 
behändigt. Nachdem er seinen Namen darauf vermerkt, hat er in das- 
selbe zunächst einen von einem Kommissionsmitgliede zu beglaubigenden 
Auszug aus den Nachweisen über sein Alter und seine Fahrzeit, sodann 
die Lösungen der Aufgaben nebst allen vorzunehmenden Berechnungen etc. 
mit Tinte einzutragen. Während der schriftlichen Prüfung darf der 
Prüfling ausser dem Prüfungshefte anderes Papier zum Schreiben oder 
Rechnen nicht benutzen. 

§ 23. 

Für jeden Gegenstand der schriftlichen Prüfung (Anlage I) lässt der 
Reichskanzler eine grössere Anzahl Aufgaben entwerfen, welche unter 
Beifügung der Lösungen der Rechnungsaufgaben den Prüfungskommissionen 
zugesaildt werden. 

Die Aufgaben werden nach den Gegenständen zu Bündeln vereinigt 
und äuBserlich deutlich bezeichnet. Der Prüfling zieht aus jedem dieser 
Bündel je eine Aufgabe und trägt dieselbe sammt der von ihm bearbeiteten 
Lösung in das Prüfungsheft ein. Das Ergebniss dieser Lösung wird von 
einem Kommissionsmitgliede im Hefte sofort nochmals niedergeschrieben 
oder sonst festgestellt. Auch wird im Hefte die Zeit vermerkt, zu welcher 
die Lösung der Aufgaben begonnen und beendet ist. 
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§ 24. 

Im Laufe der schriftlichen Prüfung oder unmittelbar nach derselben 
nimmt der Navigationslehrer (§ 17) in Gegenwart der anderen Mitglieder 
der Prüfungskommission eine praktische Prüfung in der Handhabung des 
Spiegeloktanten (C Nr. 6 der Anlage I) vor. 

Ist der Vorsitzende der Prüfungskommission Nautiker, so kann er die 
Prüfung selbst abhalten. 

Ueber den Ausfall der praktischen Prüfung entscheidet derjenige, 
welcher sie abgenommen hat, durch Ertheilung eines der Prädikate: 
»Bestanden« oder »Nicht bestanden«:. 

§ 25. 

Der Navigationslehrer und das seeschif^ahrtskundige Mitglied der 
Prüfungskommission beurtheilen die von den Prüflingen bearbeiteten 
Lösungen der schriftlichen Aufgaben unter kurzer Andeutung der ge- 
fundenen Fehler mittelst schriftlicher Randbemerkungen in den Prüfungs- 
heften, und erth eilen jeder Lösung eine der Zensuren: »Genügend« oder 
»Nicht genügend«. Wenn sie sich über eine Zensur nicht einigen, so 
entscheidet der Vorsitzende. 

Ist der Vorsitzende der Prüfungskommission Nautiker, so kann die 
Landesregierung ihm die Revision der von den beiden anderen Mitgliedern 
der Prüfungskommission ertheilten Zensuren und die Feststellung end- 
gültiger Zensuren übertragen. 

Ein Prüfling, welchem in den Fächern C 4, C 5, C 7 und ausserdem 
mindestens noch in zwei anderen Fächern die Zensur »Genügend« ertheilt 
ist, erhält für den Gesammtausfall der schriftlichen Prüfung das Prädikat: 
»Bestanden.« Jeder andere Prüfling erhält das Prädikat: »Nicht 
bestanden«. 

§ 26. 

Wer nicht in der schriftlichen und in der praktischen Prüfung das 
Prädikat »Bestanden« erhalten hat, gilt als nicht bestanden und wird der 
mündlichen Prüfung nicht mehr unterworfen. Es wird ihm darüber von 
dem Vorsitzenden zu Protokoll Eröffnung gemacht. 

§ 27. 

Die mündliche Prüfung wird von sämmtlichen Kommissionsmitgliedern 
abgehalten. Dieselben haben sich zu vergewissern, ob der Prüfling die 
Lehren seines Faches, soweit dieselben Gegenstand der Prüfung sind, 
wirklich verstanden, sich zu eigen gemacht und in deren Anwendung 
Geläufigkeit erworben hat. 

Die Prüfung kann sich auf alle in Anlage I bezeichneten Fächer er- 
strecken. Sie ist vorzugsweise auf diejenigen Fächer zu richten, in denen 
schriftlich entweder überhaupt nicht oder mit ungenügendem Ergebnisse 
geprüft worden ist. Die mündliche Prüfung wird solange fortgesetzt, bis 
sämmtliche Mitglieder der Prüfungskommission über den Grad der Be- 
fähigung des Prüflings sich ein genügendes Urtheil gebildet haben. 
Gleichzeitig dürfen nicht mehr als zwölf Prüflinge mündlich geprüft 
werden. 



122 VII. C. 2. Bekanntmachung, betr. den Nachweis der Befähigung als SeeschilEer etc. 

Ob die mündliche Prüfung öffentlich abgehalten werden soll, bestimmt 
die Landesregierung. 

§ 28. 

üeber den Ausfall der mündlichen Prüfung entscheidet die Prüfungs- 
kommission nach Stimmenmehrheit durch Ertheilung eines der Prädikate: 
»Bestanden« und »Nicht bestanden«. 

Die Abstimmung jedes Kommissionsmitgliedes muss im Prüfungshefte 
vermerkt werden. 

§ 29. 

Prüflinge, welche in der mündlichen Prüfung das Prädikat: »Nicht 
bestanden« erhalten haben, gelten überhaupt als nicht bestanden und 
müssen bei etwaiger späterer Wiederholung der Prüfung auch die schrift- 
liche und praktische Prüfung nochmals ablegen. Findet die Wieder- 
holung binnen Jahresfrist vor derselben Prüfungskommission statt, so kann 
diese die nochmalige Ablegung der bereits bestandenen Prüfungsabschnitte 
oder eines derselben erlassen. 

§ 30. 

Ob und welche von den in allen drei Prüfungsabschnitten bestandenen 
Prüflingen für den Gesammtausfall der Prüfung statt des Prädikats: 
»Bestanden« das Prädikat: »Mit Auszeichnung bestanden« erhalten sollen, 
entscheidet die Prüfungskommission nach Stimmenmehrheit. 

§ 31.') 

Für jeden bestandenen Prüfling fertigt die Kommission nach dem 
Formular unter D ein Prüfungszeugniss aus, auf Grund dessen die zu- 
ständige Behörde das Befähigungszeugniss nach Formular unter E ertheilt. 

1) Vergl. Ziff. 2 der Bek. v. 4. III. 1899, oben abgedruckt in-Anm. 2 zu § 2. 

§ 32. 

Wer die Prüfung nicht bestanden hat, kann zu deren Wiederholung 
innerhalb des Bundesgebiets erst nach einer von der Prüfungskommission 
festzusetzenden, nicht unter drei Monaten zu bemessenden Frist zugelassen 
werden. 

Einem Prüfling, welcher während der Prüfung von derselben zurück- 
tritt, kann, sofern er nicht bereits als nicht bestanden gilt (§ 26), von 
der Prüfungskommission gestattet werden, die Prüfung vor Ablauf von 
drei Monaten zu wiederholen. Ist der Rücktritt erst nach dem Bestehen 
der schriftlichen und der praktischen Prüfung erfolgt und findet die 
Wiederholung der Prüfung binnen Jahresfrist vor derselben Prüfungs- 
kommission statt, so kann diese die nochmalige Ablegung der bereits 
bestandenen Prüfungsabschnitte oder eines derselben erlassen. 

Wer bei der Prüfung fremde Hülfe oder nicht gestattete Bücher, 
Tafeln oder Geräthe benutzt, wird von der Fortsetzung der Prüfung aus- 
geschlossen und zu einer neuen Prüfung erst nach sechs Monaten wieder 
zugelassen. Derselbe Nachtheil trifft solche, welche ihren Mitprüflingen 
helfen oder unerlaubte Hülfe verschaffen. 
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§ 33. 

Die Gebühren betragen einschliesslich des etwaigen Stempels fünfzehn 
Mark und müssen vor Beginn der schriftlichen Prüfung eingezahlt werden. 

§ 34. 

lieber jede Prüfung ist ein von allen Kommissionsmitgliedern zu 
unterschreibendes summarisches Protokoll aufzunehmen, welches nebst 
den schriftlichen Arbeiten der Geprüften bei den Kommissionsakten 
verbleibt. 

Die in jedem der drei Prüfungsabschnitte ertheilten Prädikate werden 
in das Prüfungsheft eingetragen. 

üeber die Prüfungsverhandlungen dürfen an dritte Personen Mit- 
theilungen nicht gemacht werden. 

B. Prüfling der Seesteuerleute und der Seeschiffer für grosse Falirt. 

§ 35. 

Am Sitze jeder öffentlichen Navigationsschule wird von der Landes- 
regierung eine Kommission eingesetzt, welche je nach der Bestimmung 
der Schule Steuermannsprüfungen beziehungsweise Schifferprüfungen für 
grosse Fahrt abnimmt. 

Jede dieser Kommissionen besteht aus fünf Mitgliedern: 

1. einem Vorsitzenden; 

2. und 3. zwei an öffentlichen Navigationsschulen fungirenden 
Navigationslehrern, von denen bei der Abhaltung von Schiffer- 
prüfungen nur Einer der am Sitze der Prüfungskommission be- 
findlichen Navigationsschule angehören darf; 

4. und 5. zwei Seeschiffahrtskundigen, welche entweder Offiziere der 
Kaiserlichen Marine oder Schiffsführer auf grosser Fahrt gewesen 
sind oder noch sind. 

§ 36. 

Die Prüfungskommissionen machen die Zeit, in welcher die Abhaltung 
der Prüfungen stattfindet, bekannt. Sie haben gleichzeitig hiervon dem 
vom Reichskanzler ernannten Inspektor (§ 56) Kenntniss zu geben. 

§ 37. 

Der Meldung zur Steuermannsprüfung müssen beigefügt werden: 

a) der Geburtsschein, 

b) glaubhafte Nachweisung über die Zurücklegung der im § 8 vor- 
geschriebenen Fahrzeit zur See. 

§ 38. 

Der Meldung zur Schifferprüfung müssen beigefügt werden: 
a) das Zeugniss über die Zulassung als Steuermann beziehungsweise 
ein demselben auf Grund der Bestimmungen in den §§ 14 bis 19 
der Bekanntmachung vom 25. September 1869 (Bundes-Gesetzbl. 
S. 660) gleich zu achtender Nachweis; 
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b) vollgültige Nachweise über eine auf die Zulassung als Steuermann 
folgende mindestens vierundzwanzigmonatige Fahrzeit als Steuer- 
mann auf grosser oder als Schiffer auf kleiner Fahrt (§10 lit. a 
und § 13); 

c) die während dieser Fahrzeit gemachten und aufgezeichneten 
Beobachtungen und Berechnungen über Kurse und Distanzen, 
Breite und Länge (§10 lit. b). 

Der Vorsitzende entscheidet — im Zweifelsfalle nach Anhörung noch 
anderer Mitglieder der Kommission — über die Zulassung und theilt das 
Ergebniss dem Antragsteller vor Beginn der schriftlichen Prüfung mit. 

§ 39. 

Die Prüfung erstreckt sich auf die in Anlage II beziehungsweise 
Anlage III genannten Gegenstände und zerfällt in 

a) eine schriftliche, 

b) eine praktische und 

c) eine mündliche Prüfung, 

von denen die beiden ersterwähnten der mündlichen Prüfung vorangehen. 

§40. 

In der schriftlichen Prüfung erhält der Prüfling je eine Aufgabe der 
in Anlage II beziehungsweise Anlage III mit einem * bezeichneten 
Gegenstände. 

§ 41. 

Während der schriftlichen Prüfung ist durch geeignete Massnahmen, 
namentlich durch stete Aufsicht über die Prüflinge und, wenn deren 
gleichzeitig mehrere sind, durch Absonderung derselben von einander 
dafür Sorge zu tragen, dass sie keinerlei fremde Hülfe und ausser 
nautischen Tafeln und Ephemeriden keine Bücher und Schriften benutzen. 
Den ihm angewiesenen Platz darf ein Prüfling, wenn er nicht als zurück- 
getreten angesehen werden will, nur mit besonderer Erlaubniss verlassen. 

§ 42. 

Jedem Prüfling wird von der Kommission ein foliirtes Prüfungsheft 
behändigt. Nachdem er seinen Namen darauf vermerkt, hat er in das- 
selbe zunächst einen von einem Kommissionsmitgliede zu beglaubigenden 
Auszug aus den Nachweisen über sein Alter und seine Fahrzeit, sodann 
die Lösungen der Aufgaben nebst allen vorzunehmenden Berechnungen etc. 
mit Tinte einzutragen. Während der schriftlichen Prüfung darf der 
Prüfling ausser dem Prüfungshefte anderes Papier zum Schreiben oder 
Rechnen nicht benutzen. 

§ 43. 

Für jeden Gegenstand der schriftlichen Prüfung (Anlagen II und III) 
lässt der Reichskanzler eine grössere Anzahl Aufgaben entwerfen, welche 
unter Beifügung der Lösungen der Rechnungsaufgaben den Prüfungs- 
kommissionen zugesandt werden. 



VII. C. 2. Bekanntmachung, betr. den Nachweis der Befähigung als Seeschiffer etc. 125 

Die Aufgaben werden nach den Gegenständen zu Bündeln vereinigt 
und äusserlich deutlich bezeichnet. Der Prüfling zieht aus jedem dieser 
Bündel je eine Aufgabe und trägt dieselbe sammt der von ihm bearbeiteten 
Lösung in das Prüfungsheft ein. Das Ergebniss dieser Lösung wird von 
einem Kommissionsmitgliede im Hefte sofort nochmals niedergeschrieben 
oder sonst festgestellt. Auch wird im Hefte die Zeit vermerkt, zu welcher 
die Lösung der Aufgaben begonnen und beendet ist. 

§ 44. 1) 

Die beiden Navigationslehrer beurtheilen die von den Prüflingen 
bearbeiteten Lösungen der schriftlichen Aufgaben unter kurzer Andeutung 
der gefundenen Fehler mittelst schriftlicher Randbemerkungen in den 
Prüfungsheften und ertheilen jeder Lösung eine der Zensuren: »Genügend« 
oder »Nicht genügend«. Wenn die Navigationslehrer sich über eine Zensur 
nicht einigen, so' hat die Prüfungskommission dieselbe nach Stimmen- 
mehrheit festzustellen. 

Ist der Vorsitzende der Prüfungskommission Nautiker, so kann die 
Landesregierung ihm die Revision der von den Navigationslehrern er- 
theilten Zensuren und deren endgültige Feststellung übertragen. 

Diejenigen Prüflinge, welchen bei der Steuermannsprüfung in jedem 
der sieben Fächer C 4, C 7, C 14a, C 14b, C 15, C 17a und C 17b der 
Anlage II, bei der Schifferprüfung in jedem der acht Fächer C 4, C 7, 
C 16b, C 16c, C 17, C 21a, C 21b und D5 der Anlage HI und ausserdem 
bei beiden Prüfungen mindestens noch in fünf Fächern aus C (Nautik) 
oder D (Seemannschaft), sowie in drei weiteren Fächern die Zensur: 
»Genügend« ertheilt ist, erhalten für den Gesammtausfall das Prädikat: 
»Bestanden«. Alle übrigen Prüflinge erhalten das Prädikat: »Nicht 
bestanden«. 

1) Absatz 3 nach der Bekanntmachung, betreffend Abänderung der Vor- 
schriften über den Nachweis der Befähigung als Seeschiffer nnd Seestenermann auf 
deutschen Kauffahrteischiffen, vom 4. III. 1895 (R.G.Bl. S. 179). 

§ 45. 

Im Laufe der schriftlichen Prüfung oder unmittelbar nach derselben 
wird nach näherer Anordnung des Vorsitzenden von den Navigations- 
lehrem eine praktische Prüfung abgehalten. Dieselbe hat sich auf den 
Gebrauch und die Berichtigung der Spiegelinstrumente , namentlich des 
Oktanten und Sextanten, sowie auf die Benutzung des künstlichen Hori- 
zonts zu erstrecken, bei Schifferprüfungen ausserdem noch auf den Gebrauch 
der Barometer und Thermometer (Anlage II C Nr. 8 und 9 und An- 
lage m C Nr. 9, 10 und 22). 

Ist der Vorsitzende der Kommission Nautiker, so steht es ihm frei, 
die praktische Prüfung selbst abzunehmen. 

Jedem Prüfling müssen in dieser praktischen Prüfung mindestens vier 
verschiedene Aufgaben gestellt werden. 

Ob eine Aufgabe »genügend« gelöst worden ist, entscheidet derjenige, 
welcher die Prüfung abgenommen hat. Nur diejenigen Prüflinge, welche 
mindestens die Hälfte der ihnen gestellten Aufgaben »genügend« gelöst 
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haben, erhalten für die praktische Prüfung das Prädikat: »Bestanden«, 
die übrigen das Prädikat: »Nicht bestanden«. 

§ 46. 

Wer nicht in der schriftlichen und in der praktischen Prüfung das 
Prädikat »Bestanden« erhalten hat, gilt als nicht bestanden und wird der 
mündlichen Prüfung nicht mehr unterworfen. Es wird ihm darüber von 
dem Vorsitzenden zu Protokoll Eröffnung gemacht. 

§ 47. 

Die mündliche Prüfung wird von sämmtlichen Kommissionsmitgliedern 
abgehalten. 

Dieselben haben sich zu vergewissern, ob der Prüfling die Lehren 
seines Faches, soweit diese Gegenstand der Prüfung sind, wirklich ver- 
standen, sich zu eigen gemacht und in deren Anwendung Geläufigkeit 
erworben hat. 

Die Prüfung kann sich auf alle in Anlage II beziehungsweise 
Anlage III bezeichneten Fächer erstrecken. Sie ist vorzugsweise auf die- 
jenigen Fächer zu richten, in denen schriftlicli entweder überhaupt nicht 
oder mit ungenügendem Ergebnisse geprüft worden ist. Die mündliche 
Prüfung wird solange fortgesetzt, bis sämmtliche Mitglieder der Prüfungs- 
kommission über den Grad der Befähigung des Prüflings sich ein ge- 
nügendes Urtheil gebildet haben. 

Gleichzeitig dürfen nicht mehr als 12 Prüflinge mündlich geprüft 
werden. 

Ob die mündliche Prüfung öffentlich abgehalten werden soll, bestimmt 
die Landesregierung. 

§ 48. 

Ueber den Ausfall der mündlichen Prüfung entscheidet die Prüfungs- 
kommission nach Stimmenmehrheit durch Ertheilung eines der Prädikate: 
»Bestanden« und »Nicht bestanden«. 

Die Abstimmung jedes Kommissionsmitgliedes muss im Prüfungshefte 
vermerkt werden. 

§ 49. 

Prüflinge, welche in der mündlichen Prüfung das Prädikat: »Nicht 
bestanden« erhalten haben, gelten überhaupt als nicht bestanden und 
müssen bei etwaiger späterer Wiederholung der Prüfung auch die schrift- 
liche und die praktische Prüfung nochmals ablegen. Findet die Wieder- 
holung binnen Jahresfrist vor derselben Prüfungskommission statt, so 
kann diese die nochmalige Ablegung der bereits bestandenen Prüfungs- 
abschnitte oder eines derselben erlassen. 

§ 50. 

Ob und welche von den in allen drei Prüfungsabschnitten bestandenen 
Prüflingen für den Gesammtausfall der Prüfung statt des Prädikats: 
»Bestanden« das Prädikat: »Mit Auszeichnung bestanden« erhalten sollen, 
entscheidet die Prüfungskommission nach Stimmenmehrheit. 



j 
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§ 51. 

Für diejenigen Prüflinge, welche die Steuermannsprüfung beziehungs- 
weise die SchifEerprüfung bestanden haben, fertigt die Prüfungskommission 
nach dem Formular unter F beziehungsweise H Prüfungszeugnisse aus. 

Auf Grund dieser Prüfungszeugnisse werden von der dazu ermächtigten 
Behörde die Befähigungszeugnisse nach den Formularen unter G und J 
ausgefertigt. 

§ 52. 

Die weiteren Bestimmungen über die zur Ausstellung der Befähigungs- 
zeugnisse zuständige Behörde und über das Verfahren bei Ertheilung der 
Zeugnisse werden von den Landesregierungen erlassen. 

§ 53. 

Wer die Prüfung nicht bestanden hat, kann zu deren Wiederholung 
innerhalb des Bundesgebiets erst nach einer von der Prüfungskommission 
festzusetzenden, jedoch nicht unter drei Monaten zu bemessenden Frist 
zugelassen werden. 

Einem Prüfling, welcher während der Prüfung von derselben zurück- 
tritt, kann, sofern er nicht bereits als nicht bestanden gilt (§ 46), von 
der Prüfungskommission gestattet werden, die Prüfung vor Ablauf von 
drei Monaten zu wiederholen. Ist der Rücktritt erst nach dem Bestehen 
der schriftlichen und der praktischen Prüfung erfolgt, und findet die 
Wiederholung der Prüfung binnen Jahresfrist vor derselben Prüfungs- 
kommission statt, so kann diese die nochmalige Ablegung der bereits 
bestandenen Prüfungsabschnitte oder eines derselben erlassen. 

Wer bei der Prüfung fremde Hiilfe oder nicht gestattete Bücher, 
Tafeln oder Geräthe benutzt, wird von der Fortsetzung der Prüfung aus- 
geschlossen und zu einer neuen Prüfung erst nach sechs Monaten wieder 
zugelassen. Derselbe Nachtheil trifft solche , welche ihren Mitprüflingen 
helfen oder unerlaubte Hülfe verschaffen. 

§ 54. 

Die Gebühren betragen, einschliesslich des etwaigen Stempels, für die 
Steuermannsprüfung fünfzehn Mark und für die Schifferprüfung zur grossen 
Fahrt dreissig Mark. 

§ 55. 

lieber jede Prüfung ist ein von allen Kommissionsmitgliedern zu 
unterschreibendes summarisches Protokoll aufzunehmen, welches nebst den 
schriftlichen Arbeiten der Geprüften bei den Kommissionsakten verbleibt. 

Die in jedem der drei Prüfungsabschnitte ertheilten Prädikate werden 
in das Prüfungsheft eingetragen. 

üeber die Prüfungsverhandlungen dürfen an dritte Personen Mit- 
theilungen nicht gemacht werden. 

§ 56. 

Zur Beaufsichtigung des Steuermanns- und Schifferprüfungswesens 
(für kleine wie für grosse Fahrt) bestellt der Reichskanzler nach An- 
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hörung des Bandesrathsaasschnsses für Handel und Verkehr die erforder- 
liche Anzahl Inspektoren.^) 

Diese haben darauf zu achten, dass die in Bezug auf die Prüfungen 
erlassenen Vorschriften befolgt und dass überall gleichmässige An- 
forderungen an die Prüflinge gestellt werden. 

Sie sind insbesondere befugt: 

1. gegen die den bestehenden Vorschriften zuwider erfolgte Zulassung 
eines Prüflings Einspruch zu erheben; 

2. den Prüfungen und den Verhandlungen der Prüfungskommissionen 
beizuwohnen und von den schriftlichen Arbeiten der Prüflinge 
Einsicht zu nehmen; 

3. bei der mündlichen Prüfung einzelne Materien zu bezeichnen, aus 
welchen den Prüflingen Fragen vorzulegen sind; 

4. gegen die Entscheidung der Prüfungskommission Einspruch zu 
erheben, faUs diese den bestehenden Vorschriften zuwider einem 
Prüfling das Prädikat: »Bestanden« oder »Mit Auszeichnung be- 
standen« statt des Prädikats: »Nicht bestanden« zu ertheilen 
beabsichtigt. 

Gelingt es in einem solchen Falle nicht, eine Verständigung 
herbeizuführen, so hat der Inspektor sofort dem Reichskanzler 
Bericht zu erstatten, welcher demnächst in der Sache endgültig 
entscheidet. 

1) Ein Verzeichniss der Reichs -Inspektoren findet sich im Handbnch für die 
Deutsche Handels-Marine. 

III. Uebergangs- und Schlussbestimmungen. 

§ 57. 

1. Wer vor dem Inkrafttreten der §§ 1 bis 4 dieser Vorschriften 
Führer von SchifEen auf Küstenfahrt gewesen ist, erhält auf seinen Antrag 
die Befugniss als Schiffer auf Küstenfahrt im Sinne des § 1 dieser Vor- 
schriften. Hat ein Schiffsführer nachweislich die Küstenfahrt in einer bis 
dahin zulässig gewesenen weiteren Ausdehnung betrieben, so kann dem- 
selben auf seinen Antrag die fernere Ausübung seines Grewerbes in dem 
bisherigen Umfange vom Reichskanzler gestattet werden. 

2. Wer vor dem Inkrafttreten der §§ 1 bis 4 dieser Vorschriften als 
Schiffer auf kleiner Fahrt zugelassen ist, erlangt die Befugniss als solcher 
im Sinne des § 2 dieser Vorschriften.^) 

3. Wer vor dem Inkrafttreten dieser Vorschriften als Schiffer auf 
europäischer Fahrt zugelassen ist, behält die Befugniss als solcher im 
Sinne des § 11^) der Bekanntmachung vom 25. September 1869 (Bundes- 
Gesetzbl. S. 660). 

4. Wer vor dem Inkrafttreten dieser Vorschriften die Steuermanns- 
prüfung abgelegt hat, ist nach Zurücklegung einer auf die Zulassung als 
Steuermann folgenden mindestens sechsunddreissigmonatigen Fahrzeit als 
Steuermann auf grosser Fahrt oder als Schiffer auf kleiner Fahrt fernerhin 
als Schiffer auf europäischer Fahrt im Sinne des § 11^ der Bekannt- 
machung vom 25. September 1869 zuzulassen. 
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Die bezüglichen Befähigungszeugnisse werden von der zuständigen 
Behörde nach den Formularen unter K, L, M und N ausgefertigt. 

^) Das Formular (P) für die in diesem Falle auszustellenden Befähigungszeugnisse 
wurde mit der Bek. v. 16. VI. 1888 (R.G.B1. S. 185) Ziff. Ib, bekannt gegeben. 

^ lAutend: Für die Zulassung als Schiffer auf Europäischer Fahrt 
(§ S.a.) mit Segelschiffen unter 250 Tonnen (zu 1000 Kilogramm) Trag- 
fähigkeit und mit Dampfschiffen jeder Grösse genügt: 

a) die Ablegung der Steuermannsprüfung (§ 7.b.), . 

b) die Zurücklegung einer auf die Zulassung als Steuermann (§ 7.) 
folgenden mindestens 36 monatlichen Fahrzeit zur See als 
Steuermann, von welcher mindestens 24 Monate als Einzel- 
steuermann zugebracht sein müssen. 

§ 58. 
(Enthält eine jetzt unpraktisch gewordene Uebergangsbestimmung.) 

§ 59.1) 

Die §§ 1 bis 4 der gegenwärtigen Bekanntmachung treten sofort in 
Kraft, gleichzeitig wird der § 13 der. Bekanntmachung vom 25. Sep- 
tember 1869 aufgehoben; im üebrigen treten die vorstehenden Vorschriften 
am 1. Januar 1888 in Kraft. 

1^ Vergl. §16. 

Anlage I, 

Schifferprttfang für kleine Fahrt. 



Die Prüfung für Schiffer auf kleiner Fahrt erstreckt sich auf folgende 

Gegenstände : 

A. Sprachen. 

Kenntniss der deutschen Sprache bis zur Fähigkeit, sich mündlich 
und schriftlich verständlich auszudrücken. 

Die Landesregierungen können in einzelnen Fällen aus besonderen 
Gründen die gleiche Kenntniss einer anderen Sprache für genügend er- 
klären. 

B. Mathematik. 

*1. Die vier Grundrechnungsarten mit gewöhnlichen Brüchen und 
Dezimalbrüchen und die Regeldetri. 
2. Kenntniss der einfacheren geometrischen Begriffe von Linien, 
Winkeln und Dreiecken, sowie von dem Kreise und der Kugel. 

C. Nautik. 
1. Begriff der geographischen Breite und Länge. 
*2. Aufstellung und Gebrauch der Steuerkompasse. 
"^3. Einrichtung und Gebrauch der gewöhnlichen Loggs. 
^4. Aufmachung des Etmals nach Koppelkurs und Mittelbreite. 
^5. Gebrauch der Seekarten; Eintragung des SchlfEsortes nach Peilung 
und Abstand, Kurs und Distanz, Breite und Länge, sowie nach 
Lothungen; Ermittelung von Kurs und Distanz durch die Karte. 
6. Gebrauch des Spiegeloktanten. 
*7. Bestimmung der Breite durch die Höhe der Sonne im Meridian. 
"^8. Bestimmung der Hochwasserzeit. 
*9. Führung des Schiffsjournals. 

Pereis, Seegesetzgebnng. 9 
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D. Seemannaoliaft. 

1. Kenntniss der Einrichtang und Aasrüstang der Seeschiffe. 

2. Anf- und Abtakeinng der Seeschiffe. 

3. Stannng der Ladnng. 

4. Schiffsmanöver bei jedem Wetter. 

5. Kenntniss der Vorschriften znr Verhätong des Zusammenstossens 
der Schiffe anf See, über das Verhalten nach einem Znsammen- 
stosse, sowie über Noth- nnd Lootsensignale. 

6. Gebranch des Internationalen Signalbnches. 

7. Kenntniss der Rettnngsmassregeln bei Strandnngen und anderen 
Seennfällen. 



Anlage EL. 

StenermannsprBfiuig. 



Die Prüfung für Steuerleute auf grosser Fahrt erstreckt sich auf 
folgende Gegenstände: 

A. Sprachen. 

*1. Kenntniss der deutschen Sprache bis zur Fähigkeit, sich mündlich 
und schriftlich verständlich auszudrücken. 

Die Landesregierungen können in einzelnen Fällen aus be- 
sonderen Gründen die gleiche Kenntniss einer anderen Sprache 
für genügend erklären. 
2. Kenntniss der englischen Sprache, soweit sie zum Verständnisse 
der Seekarten, des Nautical Almanac und einfacher Segelanwei 
sungen noth wendig ist. 

B. Mathematik. 
*1. Arithmetik. 

a) Die Grundrechnungsarten mit gewöhnlichen Brüchen, Dezimal- 
brüchen und Buchstaben; Anwendung derselben auf das Lösen 
von Verhältnissgleichungen und einfachen Gleichungen ersten 
Grades. 

b) Berechnung von Quadrat- und Kubikwurzeln. 

c) Rechnen mit Logarithmen. 

*2. Planimetrie. 

a) Kenntniss der einfacheren Sätze über die Gleichheit von Winkeln, 
sowie über die Kongruenz, Aehnlichkeit und Gleichheit gerad- 
liniger Figuren. 

b) Kenntniss der einfacheren Sätze vom Kreise und von den Winkeln 
im Kreise. 

c) Lösen leichter Konstruktions- und Rechnungsaufgaben vermittelst 
der Lehrsätze. 

d) Berechnung des Flächeninhalts drei- und vierseitiger Figuren, 
sowie des Inhalts des Kreises. 
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*3. Stereometrie. 

a) Kenntniss der einfachsten Sätze über die gegenseitige Lage von 
Linien und Ebenen, über Kngelschnitte, sphärische Winkel und 
Dreiecke. 

b) Berechnung des Inhalts von Prismen, Cylindem und Fässern. 

*4. Ebene Trigonometrie.^) 

a) Kenntniss der trigonometrischen Funktionen und Tafeln. 

b) Berechnung der Seiten und Winkel rechtwinkliger und schief- 
winkliger Dreiecke. 

^) Nach der zu § 44 Anm. 1 angeführten Bekanntmachung. 

5. Sphärische Trigonometrie. 
Kenntniss der Sinusregel und der Grundgleichung. 

C. Nautik. 

*1. Mathematische Geographie, soweit sie für den Seemann wissen s- 
werth ist. 
2. Prüfung, Aufstellung und Gebrauch der Steuer- und Peilkompasse; 
Kenntniss der einfacheren praktischen Methoden zur Bestimmung 
der örtlichen Ablenkung der Kompasse an Bord. 

'^3. Einrichtung und Handhabung der gebräuchlichsten Instrumente 
und Vorrichtungen zur Messung der Geschwindigkeit der Schiffe. 

'^4. Besteckrechnung nach Kurs und Distanz, sowie nach Koppelkurs ; 
Berichtigung der Kurse für Abtrift des Schiffes sowie für örtliche 
Ablenkung und Miss Weisung des Kompasses; Ermittelung der er- 
reichten Länge nach Mittelbreite und vergrösserter Breite. 

*5. Ortsbestimmung durch Peilung von Gegenständen und Winkel- 
messung zwischen denselben, wenn deren Lage oder Höhe be- 
kannt ist. 

'^Q, Ermittelung der Richtung und Geschwindigkeit von Strömungen; 
Bestimmung von Kurs und Fahrt des Schiffes in Strömungen; 
Berichtigung des Bestecks bei Strömungen. 

*7. Zeichnen und Gebrauch der Seekarten; Berichtigung des Bestecks 
in der Karte durch Peilungen, Winkelmessungen, Lothungen und 
astronomische Beobachtungen. 

8. Gebrauch und Berichtigung der Spiegelinstrumente, namentlich 
des Oktanten und Sextanten. 

9. Benutzung des künstlichen Horizonts. 

10. Gebrauch der nautischen Jahrbücher und Ephemeriden. 

11. Kenntniss der wichtigsten Sternbilder und Gestirne. 

12. Berichtigung beobachteter Höhen durch Kimmtiefe, Refraktion, 
Parallaxe und Halbmesser. 

*13. Berechnung wahrer und scheinbarer Höhen der Gestirne.*) 
14. Bestimmung der Breite: 

*a) durch Höhen der Sonne und Fixsterne im Meridian, 
^b) durch Höhen der Sonne in der Nähe des Meridians, 
*c) durch zwei Sonnenhöhen. 

9* 
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*15. Bestimmung der Missweisung: 

a) durch Amplituden der Sonne, 

b) durch Azimuthe der Sonne. 

*16. Berechnung der Hochwasserzeit; Berichtigung der Lothung auf 
Niedrigwasser. 
17. Bestimmung der Länge: 

*a) durch Chronometer und Einzelhöhen der Gestirne, 
■^b) durch Monddistanzen. 
*18. Führung des Schiffsjournals. 

^) Nach der zu § 44 Anm. 1 angeführten Bekanntmachung. 

D. Seemannsoliaft. 

1. Kenntniss der Haupt- und Eundhölzer von Seeschiffen. 

2. Auf- und Abtakelung der Seeschiffe. 

3. Stauung der Ladung. 

4. Schiffsmanöver bei jedem Wetter. 

*5. Kenntniss der Vorschriften zur Verhütung des Zusammenstossens 
der Schiffe auf See, über das Verhalten nach einem Zusammen- 
stosse, sowie über Noth- und Lootsensignale. *) 

6. Gebrauch des Internationalen Signalbuches. 

7. Kenntniss der Rettungsmassregeln bei Strandungen und anderen 
Seeunfällen. 

1) Nach der zn § 44 Anm. 1 angeführten Bekanntmachung. 



Anlage III. 

Schifferpriifiiiig far grosse Fahrt. 

Die Prüfung für Schiffer auf grosser Fahrt erstreckt sich auf folgende 

Gegenstände: 

A. Sprachen. 

■^1. Kenntniss der deutschen Sprache bis zur Fähigkeit, sich mündlich 
und schriftlich verständlich auszudrücken. 

Die Landesregierungen können in einzelnen Fällen aus be- 
sonderen Gründen die gleiche Kenntniss einer anderen Sprache 
für genügend erklären. 
2. Kenntniss der englischen Sprache, soweit sie zum Verständnisse 
der Seekarten, des Nautical Almanac, des Lootsenkommandos und 
der Segelanweisung nothwendig ist. 

B. Mathematik. 
"^1. Arithmetik. 

a) Die Grundrechnungsarten mit gewöhnlichen Brüchen, Dezimal- 
brüchen und Buchstaben; Anwendung derselben auf das Lösen 
von Verhältnissgleichungen und einfachen Gleichungen ersten 
Grades. 

b) Berechnung von Quadrat- und Kubikwurzeln. 

c) Rechnen mit Logarithmen. 
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*2. Planimetrie. 

a) Kenntniss der einfacheren Sätze über die Gleichheit von Winkeln, 
sowie über die Kongruenz, Aehnlichkeit und Gleichheit gerad- 
Uniger Figuren. 

b) Kenntniss der einfacheren Sätze vom Kreise und von den Winkeln 
im Kreise. 

c) Lösen leichter Konstruktions- und Rechnungsaufgaben vermittelst 
der Lehrsätze. 

d) Berechnung des Flächeninhalts drei- und vierseitiger Figuren, 
sowie des Lihalts des Kreises. 

*3. Stereometrie. 

a) Kenntniss der einfachsten Sätze über die gegenseitige Lage von 
Linien und Ebenen, über Kugelschnitte, sphärische Winkel und 
Dreiecke. 

b) Berechnung des Inhalts von Prismen, Cylindern und Fässern. 

*4. Ebene Trigonometrie. 

a) Kenntniss der trigonometrischen Funktionen und Tafeln. 

b) Berechnung der Seiten und Winkel rechtwinkliger und schief- 
winkliger Dreiecke. 

*5. Sphärische Trigonometrie. 

a) Kenntniss der Sinusregel und der Grundgleichung. 

b) Berechnung der Seiten und Winkel rechtwinkliger und schief- 
winkliger Dreiecke. 

C. la'autik. 

1. Mathematische Geographie, soweit sie für den Seemann wissens- 
werth ist. 

2. Prüfung, Aufstellung und Gebrauch der Steuer- und Peilkompasse; 
Bestimmung der örtlichen Ablenkung der Kompasse. 

3. Einrichtung und Handhabung der gebräuchlichsten Listrumente 
und Vorrichtungen zur Messung der Geschwindigkeit der Schiffe. 

"^4. Besteckrechnung nach Kurs und Distanz, sowie nach Koppelkurs; 
Berichtigung der Kurse für Abtrift des Schiffes, sowie für örtliche 
Ablenkung und Missweisung des Kompasses; Ermittelung der er- 
reichten Länge nach Mittelbreite und vergrösserter Breite. 

*5. Ortsbestimmung durch Peilung von Gegenständen und Winkel- 
messung zwischen denselben, wenn deren Lage oder Höhe be- 
kannt ist. 

*6. Ermittelung der Richtung und Geschwindigkeit von Strömungen; 
Bestimmung von Kurs und Fahrt des Schiffes . in Strömungen ; 
Berichtigung des Bestecks bei Strömungen. 

*7. Zeichnen und Gebrauch der Seekarten; Berichtigung des Bestecks 
in der Karte durch Peilungen, Winkelmessungen, Lothungen und 
astronomische Beobachtungen. 
8. Segeln im grössten Kreise. 



( 
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9. Gebranch nnd Berichtigiing der Spiegelmstramente, namentlich 
des Optanten nnd Sextanten. 

10. Benntznng des knnstlichen Horizonts. 

11. Oebranch der nautischen Jahrbücher nnd Ephemeriden. 

12. Kenntniss der wichtigsten Sternbilder nnd Grestime. 

13. Berichtigung beobachteter Höhen durch Kimmtiefe, Refraktion, 
Parallaxe und Halbmesser. 

^14. Berechnung der Kulminationszeit der Grestime. 
^15. Berechnung wahrer und scheinbarer Höhen der Grestime.^) 
16. Bestimmung der Breite: 

*a,) durch Höhen der Gestirne im Meridian, 

"^b) durch Höhen der Sonne und Fixsterne in der Nähe des 

Meridians, 
*c) durch zwei Sonnenhöhen, 
'^l?. Bestimmung der Missweisung: 

a) durch Amplituden der Sonne, 

b) durch Azimuthe der Gestirne. 

18. Berechnung der Hochwasserzeit. Berichtigung der Lothung auf 
Niedrigwasser. 

19. Bestimmung der Ortszeit durch gleiche Höhen der Sonne. 

20. Bestimmung von Stand und Gang der Chronometer. 

21. Bestimmung der Länge: 

^a) durch Chronometer und Einzelhöhen der Gestirne, 
''^b) durch Monddistanzen. 

22. Einrichtung und Gebrauch der Barometer und Thermometer. 
^23. Kenntniss der Luft- und Meeresströmungen. 

^24. Führung des Schiffsjournals. 

^) Nach der zu § 44 Anm. 1 angeführten Bekanntmachung. 

D. Seemannsohaft 

1. Kenntniss der Einrichtung und Ausrüstung der Seeschiffe. 

2. Auf^ und Abtakelung der Seeschiffe. 
8. Stauung der Ladung. 

4. Schiffsmanöver bei jedem Wetter. 
^5. Kenntniss der Vorschriften zur Verhütung des Zusammenstossens 
der Schiffe auf See, über das Verhalten nach einem Zusammen- 
stosse, sowie über Noth- und Lootsensignale. 

6. Gebrauch des Internationalen Signalbuches. 

7. Kenntniss der Rettungsmassregeln bei Strandungen und anderen 
Seeunfällen. 

3. Bekanntmaohungy betreffend den Nachweis der Befähigrung 
als Seesohiflbr und Seesteuermann auf deutschen Eauffährtei- 

schifibn. 

Vom 11. Juni 1891. 
(R.G.Bl. S. 848.) 
Auf Grund der Bestimmung im § 31 der Gewerbeordnung in Ver- 
bindung mit Artikel 54 der Verfassung des Deutschen Reichs hat der 
Bundesrath Nachstehendes beschlossen: 
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Wer die Zulassung als Seeschiffer oder als Seesteuermann nach- 
sucht, hat vom 1. Januar 1893 ab gleichzeitig mit dem Nachweis 
der vorgeschriebenen Fahrzeit den Nachweis zu erbringen, dass er 
nicht farbenblind ist. 

Der Nachweis ist durch eine Bescheinigung der von den Landes- 
regierungen errichteten Untersuchungsstellen zu führen. 

Die Grundsätze, nach denen bei der Untersuchung zu verfahren 
ist, werden durch den Reichskanzler festgestellt.^) 

1) Vergl. die folgende Nummer, 

4, Grundsätze fiir die Untersuclmiig der Seeschifibr und See- 
steuerleute auf Farbenblindheit. 

Vom 11. Juni 1891.1)2) 
(R.C.B1. S. 156.) 

') Vergl. die vorige Nnmmer. 

8) Die Untersnchnngsstellen und Untersnchungskommissionen für die Unter- 
snchnng der Seelente auf Farbenblindheit sind aufgeführt im Handbuch für die 
Deutsche Handels-Marine. 

§ 1- 

Die erste Untersuchung erfolgt durch einen einzelnen Sachverständigen. 
Wenn die Untersuchung Farbenblindheit ergiebt, so kann der Untersuchte 
eine zweite Untersuchung verlangen. Die zweite Untersuchung erfolgt 
durch eine Kommission von drei Sachverständigen, unter welchen ein Arzt 
sich befindet. Wenn auch die zweite Untersuchung Farbenblindheit ergiebt, 
so kann der Untersuchte nach Ablauf eines Jahres die Wiederholung dieser 
Untersuchung verlangen. 

§ 2. 

Die Untersuchung geschieht vermittelst des Holmgrenschen Ver- 
fahrens,^) unter Benutzung einer Sammlung verschiedenfarbiger Wollbtindel. 
Die Sammlung soll stets mehr als 120 verschieden gefärbte Wollbündel 
enthalten, in welchen alle Farben, von jeder mehrere Töne und die Töne 
selbst in mehreren Schattirungen vertreten sind. Die Farben grün und 
grau, ganz besonders aber rosa, blau und violett, hellbraun, gelb und roth 
sollen in einer grösseren Anzahl von Tönen und Schattirungen ver- 
treten sein. 

1) Vergl. Holmgren, Die Farbenblindheit in ihren Beziehungen zu den Eisen- 
bahnen und der Marine (deutsche autorisirte Uebersetzung, Leipzig 1878); Stilling, 
Die Prüfung des Farbensinns beim Eisenbahn- und Marinepersonal, Cassel 1877 ff.; 
Prinz, Die Farbenblindheit und ihre Beziehungen zum Dienst in der Marine, im Bei- 
heft zum M.V.Bl., Nr. 64, 1886, S. 1 bis 13. 

§ 3. 

Die Untersuchung ist bei hellem Tageslicht mit sorgfältig gesäuberten 
Händen vorzunehmen. Wollbündel, deren Farbenton nicht mehr deutlich 
erkennbar ist, sind vorher auszuscheiden. 

Die Untersuchung zerfällt in zwei Theile. 
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§ 4. 

Im ersten Theil der Untersuchung macht der Untersuchende zunächst 
den zu untersuchenden Seemann mit dem Verfahren bekannt. Er nimmt 
zu dem Behuf, unter den Augen des Seemanns, aus der nicht geordneten 
Sammlung das hellste der grün gefärbten Bündel, welches als »Probe !<: 
bezeichnet ist, heraus und legt es auf dem Tische, auf welchem sich die 
Sammlung befindet, bei Seite. Dann fügt er aus der Sammlung rasch 
nach einander mehrere ähnlich getonte Wollbündel gleicher Farbe der Probe 
hinzu. 

§ 5. 

Nachdem der Seemann auf diese Weise mit dem Verfahren bekannt 
gemacht ist, mengt der Untersuchende, ohne dass der Seemann zusehen 
darf, sämmtliche Wollbündel wieder sorgsam durcheinander und legt noch- 
mals das als »Probe I« bezeichnete hellgrüne Bündel heraus. Nun hat 
der Seemann zu dieser Probe acht Wollbündel von ähnlichen Farbentönen 
ohne zu langes Suchen und Vergleichen rasch nacheinander hinzuzulegen. 

Die ausgewählten acht Wollbündel werden auf ihren Farbenton ge- 
prüft. Das Ergebniss gilt als genügend, wenn sie sämmtlich grün sind. 

§ 6. 

Im zweiten Theil der Untersuchung legt der Untersuchende die aus- 
gesuchten Bündel wieder zur Sammlung, mengt sie mit den übrigen 
Bündeln sorgsam durcheinander und nimmt sodann ein rosafarbenes Woll- 
bündel, welches als »Probe II« bezeichnet ist, heraus. Der Seemann hat 
zu dieser Probe gleichfalls acht Wollbündel von ähnlichen Farbentönen 
ohne zu langes Suchen und Vergleichen rasch nacheinander hinzuzulegen. 

Sind diese acht Bündel sämmtlich rosafarben, so gilt auch hier das 
Ergebniss als genügend. 

§ 7. 

Hat der Seemann in beiden Theilen der Untersuchung genügt, so ist 
er nicht farbenblind. 

Hat er in einem Theile der Untersuchung nicht genügt, so ist er 
»unvollständig farbenblind«, hat er in beiden Theilen nicht genügt, so ist 
er »farbenblind«. 

Der Seemann erhält eine Bescheinigung über den Ausfall der Unter- 
suchung; bei unvollständiger Farbenblindheit ist der Theil der Unter- 
suchung, dessen Ausfall nicht genügte, in der Bescheinigung anzugeben. 

§ 8. 
Die zweite Untersuchung geschieht nach demselben Verfahren; die 
Kommission ist jedoch befugt, noch andere Ermittelungen vorzunehmen. 
Das Gleiche gilt von der Wiederholung des Verfahrens nach Jahresfrist. 

6. Bekanntmaoliung, betreffend die Zulassung zur Führung von 
Hooliseeflscliereifalirzeugen in kleiner und in der Islandfährt. ^) 

Vom 10. Februar 1899. 

(K.G.Bl. S. 129.) 

1) Auf Grund des § 31 der G.O. in Verbindung mit Art. 64 der R.V. vom 
Bondesrath erlassen. 
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§ 1- 

Für die Zolassung zur Ftihrung von Hochseefischereifahrzengen jeder 
Grösse innerhalb der räumlichen Grenzen der kleinen Fahrt (§ 2 der Be- 
kanntmachung, betreffend den Nachweis der Befähigung als Seeschiffer 
und Seesteuermann auf deutschen Kauffahrteischiffen, vom 6. August 1887^) 
— Reichs-Gesetzbl. S. 395 — ) genügt 

a) bei Segelfahrzeugen, auch wenn sie mit einer Hülfsmaschine aus- 
gestattet sind, bis auf Weiteres die im § 6 jener Bekanntmachung 
vorgeschriebene Fahrzeit, 

b) bei Dampfern der Befähigungsnachweis als Schiffer auf kleiner 
Fahrt. 

1) Vergl. Abschnitt VII. C. a. 

§ 2. 

Wer als Schiffer auf kleiner Fahrt mit Hochseefischereifahrzeugen 
bereits zugelassen ist, bedarf zur Führung von solchen in dem im § 1 
vorgesehenen Umfange keines weiteren Nachweises.*) 

1) Hier gilt das durch die Bek. v. 6. III. 1899 (R.C.Bl. S. 86) festgestellte For- 
mular R. 

§ 3.1) 

Zur Führung von Fischereidampfern nach den Fischgründen bei 
Island,^) mit Ausschluss des Weges durch den Englischen Kanal und den 
Atlantischen Ocean, ist befugt, wer ein Befähignngszeugnias als Schiffer 
auf kleiner Fahrt besitzt und einen deutschen Fischereidampfer wenigstens 
24 Monate geführt hat. 

Die gleiche Befugniss hat, wer ein Befähigungszeugniss als Schiffer 
auf kleiner Fahrt besitzt und auf einem deutschen Fischereidampfer min- 
destens 12 Monate als Führer und mindestens 24 Monate als Vertreter 
des Führers (Bestmann) *^ gefahren ist. 

1) Vergl. § 7. 
«) Vergl. § 4. 

§4.0 

Fischereidampfer müssen auf der Fahrt nach Island (§ 8) neben dem 
Führer einen im Besitze des Befähigungszeugnisses als Schiffer auf kleiner 
Fahrt befindlichen Vertreter des Führers (Bestmann) an Bord haben. 

1) Vergl. § 1. 

§ 5. 

Die Zeugnisse über die im § 1 unter a und über die im § 3 be- 
zeichnete Befugniss werden nach den vom Reichskanzler festzustellenden 
Mustern ausgefertigt. 

1) Es sind dies die Formulare Q bezw. S der Bek. v. 6. III. 1899 (R.C.B1. S. 86). 

§ 6. 

Diese Vorschriften treten am 1. April 1899 in Kraft. An demselben 
Tage tritt die Bekanntmachung, betreffend die Zulassung als Schiffer auf 
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kleiner Fahrt mit Hochseefischereifahrzeugen, vom 12. März 1885^) (Reichs- 
Gesetzbl. S. 82) ausser Kraft. 

1) Also auch Ziff. 1. a) der Bek. v. 16. VI. 1888 (R.G.B1. S. 186). 

§ 7. 

Die Vorschriften der §§ 3, 4 treten mit dem 1. April 1902 ausser 
Kraft. 

6. Bekanntmaoliuiig, betrefibnd die Führung von Segel-Lust- 

fethrzeugen. 

Vom 9. Juni 1891. 
(R.C.B1. S. 144.) 
Auf Grund der Bestimmung im § 31 der Gewerbeordnung in Ver- 
bindung mit Artikel 54 der Verfassung des Deutschen Reichs hat der 
Bundesrath beschlossen, 

den Mitgliedern deutscher Seglervereine die Führung von Segel- 
Lustfahrzeugen von weniger als 200 Kubikmeter Brutto-Raumgehalt 
innerhalb der räumlichen Grenzen der Küstenfahrt (§ 1 der Be- 
kanntmachung vom 6. August 1887, Reichs-Gesetzblatt S. 395)^) 
ohne Befähigungszeugniss zu gestatten. 

1) Vergl. Abschnitt VH. C. 2. 

7. Bekanntmachung, betreffend Ergänzung der Vorschriften über 
die Prüfung der SeeschifTer und Seesteuerleute auf deutschen 

Kauffalirteischiflren vom 25. September 1869. 

Vom 2. Dezember 1885. 
(R.G.B1. S. 319.) 
Auf Grund des § 31 der Gewerbeordnung für das Deutsche Reich 
(Reichs-Gesetzbl. von 1883 S. 177) hat der Bundesrath beschlossen: 

dem § 12 der Bekanntmachung, betrefEend die Prüfung der See- 
schiffer und Seesteuerleute auf deutschen Kauffahrteischiffen, vom 
25. September 1869 (Bundes- Gesetzbl. S. 660) die nachstehende 
Zusatzbestimmung hinzuzufügen: 

»Diese Vorschrift findet auf Dampfschiffe, welche zu Fracht- 
fahrten ausschliesslich zwischen einem deutschen Rheinhafen 
und der Themse verwendet werden und zu deren Besatzung 
ein für das Fahrwasser des Rheins sachverständiger Rheinschiffer 
gehört, bis auf Weiteres') keine Anwendung.« 

*) „Bis auf Weiteres." Dem im Text erwähnten § 12 entspricht jetzt der 
§ 16 der Bek. v. 6. VIII. 1887 (Abschnitt VII. C.2); obgleich dort der hier wieder- 
gegebene Zusatz nicht übernommen ist, gilt er dennoch als lex specialis fort. 

8. Gesetz, betrefltend den Gewerbebetrieb der Maschinisten *) auf 

Seedamp&oliiflän. 

Vom 11. Juni 1878. 
(R.G.Bl. S. 109.) 
Die Bestimmungen, welche in der Gewerbeordnung und^) in dem Gesetz, 
betreffend die Untersuchung von Seeunfällen, vom 27. Juli 1877 (Reichs- 
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Gesetzbl. S. 549) in Bezug auf Seesteuerleute getroffen sind, finden auf 
Maschinisten der Seedampfschiffe gleichfalls Anwendung. 

1) Vergl. Bek. v. 26. VIL 1891 (Abschnitt VII. C.9); Bek. v. 19. VII. 1890 (Ab- 
schnitt VII. C. 10) ; S.O. § 8. 

^ Die klein gedruckten Worte sind jetzt gegenstandslos, nachdem in § 31 der 
Gewerbeordnung die Worte „Maschinisten der Seedampfschiffe" eingeschaltet worden sind. 

9. Bekanntmaohuiig, betrefibnd die Vorsohriften über den Be- 
rähigungsnaoliweis und die Früfiing der Maschinisten auf See- 

dampfscliiffen der deutsclien Handelsflotte. 

Vom 26. Juli 1891.1) 
(B.G.Bl. S. 359.) 
1) Vergl. Abschnitt VII. C. 8, lo. 

Auf Grund der Bestimmung im § 31 der Gewerbeordnung für das 
Deutsche Reich hat der Bundesrath die nachstehenden Vorschriften über 
den Befähigungsnachweis und die Prüfung der Maschinisten auf See- 
dampfschiffen der deutschen Handelsflotte erlassen: 

I. Nachweis der Befähigung. 

Die Zulassung als Maschinist auf Seedampfschiffen wird bedingt durch 
eine Prüfung in den Gegenständen, welche für Maschinisten vierter, dritter, 
zweiter und erster Klasse in der Anlage bezeichnet sind. 

1) Vergl. § 28. 

Ein Befähigungszeugniss vierter Klasse berechtigt zur Leitung der 
Maschinen von Schiffen nachbezeichneter Bestimmung, soweit sie nicht 
zur Beförderung von Reisenden dienen: 

a) von Schleppdampfschiffen und von Fischereidampfschiffen, 

b) von anderen Seedampfschiffen auf der Fahrt zwischen Plätzen 

der Festlands- und Inselküste von Antwerpen bis Windau -^ je- 
doch ausschliesslich der Küstenstrecke nördlich vom Agger- 
kanal und von Frederikshavn, sowie der Umfahrt um Skagen — , 
der Küste der im Kattegatt und südlicher gelegenen dänischen 

Inseln, einschliesslich der Insel Bomholm, und 
der schwedischen Küste von Gothenburg bis Kalmar, ein- 
schliesslich der Insel Oeland. 
Ein Befähigungszeugniss dritter Klasse berechtigt zur Leitung der 
Maschinen 

a) von Seedampfschiffen, wenn sie nicht zur Beförderung von Rei- 
senden dienen, auf Fahrten 

in der Ostsee, 

in der Nordsee bis zum 61. Grad nördlicher Breite und 

im Englischen Kanal, 

b) von Seedampfschiffen, wenn sie zur Beförderung von Reisenden 
dienen, innerhalb der im Absatz 1 bezeichneten räumlichen 
Grenzen. 
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Ein Befähigangszeagniss zweiter Klasse berechtigt zur Leitung der 
Maschinen von Seedampfschiffen auf Fahrten 

zwischen europäischen Häfen, anderen Häfen des Mittelländischen 
und des Schwarzen Meeres, Häfen der westafrikanischen Küste 
nördlich vom 12. Grad nördlicher Breite und Häfen auf den Kap- 
verdischen und den Kanarischen Inseln, sowie auf Madeira. 

Ein Befähigungszeugniss erster Klasse berechtigt zur Leitung der 
Maschinen von SeedampfschifEen auf der Fahrt in allen Meeren. 

Im Sinne dieser Vorschriften dient ein Seedampf schiff zur Beförderung 
von Reisenden, wenn es ausser seiner Besatzung mehr als zehn Personen 
an Bord hat. In diese Zahl werden Seeleute und andere Personen, welche 
als hülfsbedürftig mitgenommen werden, nicht eingerechnet. 

1) Vergl. §§ 7, 28. 

Um zur Maschinistenprüfung vierter Ellasse zugelassen zu werden, ist 

erforderlich : 

eine nach Ablauf des fünfzehnten Lebensjahres zurückgelegte 
sechzigmonatige Dienstzeit, entweder ganz im Maschinenpersonal 
von Dampfschiffen oder theilweise in solchem, theilweise in einer 
Maschinenwerkstatt. Mindestens vierundzwanzig Monate müssen 
an Bord in Fahrt befindlicher Dampfschiffe zugebracht sein. 
Um zur Maschinistenprüfung dritter Klasse zugelassen zu werden, ist 

erforderlich: 

eine vierundzwanzigmonatige , auf in Fahrt befindlichen See- 
dampfschiffen zurückgelegte Dienstzeit als Maschinist vierter 
Klasse und eine vierundzwanzigmonatige, vor oder nach der 
Maschinistenprüfung vierter Klasse zurückgelegte Dienstzeit in 
einer Maschinenwerkstatt. 
Um zur Maschinistenprüfung zweiter Klasse zugelassen zu werden, 

ist erforderlich: 

eine nach Ablauf des fünfzehnten Lebensjahres zurückgelegte 
sechzigmonatige Dienstzeit in einer Maschinenwerkstatt oder im 
Maschinenpersonal von Seedampfschiffen. Mindestens vierund- 
zwanzig Monate müssen in der Maschinenwerkstatt und mindestens 
vierundzwanzig Monate in dem Maschinenpersonal in Fahrt be- 
findlicher Seedampfschiffe zugebracht sein. 
Um zur Maschinistenprüfung erster Klasse zugelassen zu werden, ist 

erforderlich: 

eine vierundzwanzigmonatige, auf in Fahrt befindlichen See- 
dampfschiffen zurückgelegte Dienstzeit als Maschinist ' zweiter 
Klasse. 

1) Vergl. § 28. 

§ 4. 

Als Dienstzeit in einer Maschinenwerkstatt gilt nur diejenige Dienst- 
zeit, welche in einer Dampfmaschinenbau- oder Dampfmaschinenreparatur- 
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werkstätte, und zwar in der Beschäftigung als Schlosser, Dreher, Monteur, 
Schmied oder Kesselschmied zugebracht ist. Auf diese Dienstzeit wird, bis zur 
Hälfte derselben, diejenige Arbeitszeit angerechnet, während welcher der 
Prüfling mit Instandhaltungs- und Reparaturarbeiten an Bord nicht in 
Fahrt befindlicher DampfschifEe beschäftigt gewesen ist. Auf die Dienst- 
zeit im Maschinenpersonal wird eine Dienstzeit als Heizer nur den Prüf- 
lingen vierter Klasse angerechnet. 

§ 5. 

Wer die Maschinistenprüfung zweiter Klasse nicht bestanden, aber 
im Laufe der Prüfung die für die Maschinisten dritter oder vierter Klasse 
vorgeschriebenen Kenntnisse nachgewiesen hat, kann ein Befähigungs- 
zeugniss dritter oder vierter Klasse erhalten, ersteres aber nur, wenn er 
ausserdem die für Maschinisten dritter Klasse vorgeschriebene Dienstzeit 
na<;hgewiesen hat. 

§ 6. 

Ehemalige Angehörige des Maschinistenpersonals der Kaiserlichen 
Marine, welche im berufsmässigen aktiven Dienste eine der nachbenannten 
Chargen bekleidet haben und ihre Befähigung durch eine Bescheinigung 
der Kaiserlichen Marinebehörde nachweisen, können die Befugniss erhalten, 
als Maschinisten zu fahren. 

Demgemäss sind zuzulassen: 

ehemalige Ober-Maschinisten-Applikanten als Maschinisten vierter 
Klasse, 

ehemalige Maschinistenmaate und Ober-Maschinistenmaate als 
Maschinisten zweiter Belasse, 

ehemalige Maschinisten, Ober-Maschinisten und Maschinen-Inge- 
nieure^) als Maschinisten erster Klasse. 

Personen, welche eine der vorbenannten Chargen erst bei der Ent- 
lassung aus dem aktiven Dienste, oder aber nach Erfüllung ihrer Dienst- 
pflicht als Angehörige des Beurlaubtenstandes erhalten haben, kann die 
entsprechende Befugniss ertheilt werden, wenn sie in der erworbenen 
Charge eine üebung bei der Kaiserlichen Marine durchgemacht haben 
und demnächst ihre Befähigung durch eine Bescheinigung der Kaiserlichen 
Marinebehörde nachweisen. Die Charge des Vizemaschinisten steht dabei 
derjenigen des Maschinisten gleich. 

Die Befähigungszeugnisse werden nach Massgabe des § 23 ausgestellt. 
1) Jetzt: Marine-Ingenieure. 

§ 7. 

SchleppdampfschifEe müssen mindestens einen Maschinisten vierter 
Klasse, wenn sie aber zur Beförderung von Reisenden dienen, mindestens 
einen Maschinisten dritter Klasse an Bord haben. 

Seedampfschiffe auf den im § 2 Absatz 1 bezeichneten Fahrten und 
Fischereidampfschiffe müssen, wenn die Fahrt voraussichtlich nicht mehr 
als vierundzwanzig Stunden ununterbrochen andauert, mindestens einen 
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Maschinisten vierter Klasse, sofern sie aber zur Beförderung von Reisenden 
dienen, einen Maschinisten dritter Klasse an Bord haben. Bei voraus- 
sichtlich längerer Fahrtdauer müssen diese Schiffe mindestens noch einen 
Maschinisten vierter Klasse an Bord haben. 

Seedampfschiffe auf den im § 2 Absatz 2 bezeichneten Fahrten 
müssen einen Maschinisten dritter Klasse und mindestens einen Maschinisten 
vierter Klasse, wenn sie aber zur Beförderung von Reisenden dienen, 
einen Maschinisten zweiter Klasse und mindestens einen Maschinisten 
dritter Klasse an Bord haben. 

Seedampfschiffe auf den im § 2 Absatz 3 bezeichneten Fahrten 
müssen einen Maschinisten zweiter Klasse und mindestens einen Maschinisten 
dritter Klasse an Bord haben. 

Seedampfschiffe auf der im § 2 Absatz 4 bezeichneten Fahrt müssen 
einen Maschinisten erster Klasse und mindestens einen Maschinisten 
zweiter Klasse an Bord haben. 

IL Prüf ungs verfahren. 

§ 8. 

Von den Landesregierungen werden Kommissionen zur Abnahme der 
Maschinistenprüfungen eingesetzt. Jede Prüfungskommission besteht aus 
einem Vorsitzenden und zwei Mitgliedern. 

Das eine Mitglied muss der Kaiserlichen Marine als Maschinen- 
Ingenieur^) oder als Ober-Maschinist, welcher die Maschinen-Ingenieur-Prü- 
fung ^) bestanden hat, angehören oder angehört haben, oder polytechnisch 
gebildet und Maschinist erster Klasse in der Handelsflotte sein, oder als 
ein mit der Konstruktion und dem Betrieb von Schiffsdampfmaschinen 
vertrauter Techniker anerkannt und in einer dieser Eigenschaften min- 
destens zwölf Monate zur See gewesen sein. Das zweite Mitglied muss 
Navigationslehrer an einer öffentlichen Navigationsschule, oder Lehrer der 
Mathematik sein. 

Wer dem Prüflinge behufs der Vorbereitung zur Prüfung Privatunterricht 
ertheilt hat, darf der Prüfungskommission nicht angehören. 

Zur Beaufsichtigung der Prüflinge, zur Protokollführung und zu son- 
stigen Hülfsleistungen können der Prüfungskommission besondere Kräfte 
beigeordnet werden. 

1) Jetzt: Marine-Ingenieur. 

2) Jetzt: Marine-Ingenieur-Prüfung. 

§ 9- 

Die Prüfungskommissionen machen die Prüfungstermine bei Beginn 
eines jeden Jahres bekannt. Gleichzeitig geben sie hiervon dem zu- 
ständigen Reichsinspektor für die Maschinistenprüfungen Kenntniss. Jede 
Prüfungskomission muss jährlich zwei Termine anberaumen. Werden 
aber bei einer Prüfungskommission im Laufe eines Jahres mehr als ein- 
hundert Prüflinge zugelassen, so sind für das folgende Jahr drei Termine 
anzuberaumen. Zu gleicher Zeit dürfen nicht über vierzig Prüflinge ge- 
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prüft werden. Falls zu einem Termin mehr als vierzig Prüflinge zu- 
gelassen sind, so müssen diese auf mehrere, unmittelbar einander folgende 
Prüfungen angemessen vertheilt werden. 

§ 10. 
Der Meldung des Prüflings müssen beigefügt werden: 
zur Maschinistenprüfung vierter Klasse: 

a) der Geburtsschein, 

b) glaubhafte Nachweise über die im § 3 Absatz 1 bezeichnete 
Dienstzeit; 

zur Maschinistenprüfung dritter Klasse: 

a) das Befähigungszeugniss als Maschinist vierter Klasse, 

b) glaubhafte Nachweise über die im § 3 Absatz 2 bezeichnete 
Dienstzeit ; 

zur Maschinistenprüfung zweiter Klasse: 

a) der Geburtsschein, 

b) glaubhafte Nachweise über die im § 3 Absatz 3 bezeichnete 
Dienstzeit; 

zur Maschinistenprüfung erster Klasse: 

a) das Befähigungszeugniss als Maschinist zweiter Klasse, 

b) glaubhafte Nachweise über die im § 3 Absatz 4 bezeichnete 
Dienstzeit. 

Die Meldung geschieht bei dem Vorsitzenden der Prüfungskommission 
und ist jederzeit zulässig. Jedoch hat der Prüfling keinen Anspruch auf 
Zulassung zur nächsten Prüfung, wenn die Meldung nicht mindestens 
eine Woche vor dem Prüfungstermin erfolgt ist. Der Vorsitzende ent- 
scheidet — im Zweifelsfalle nach Anhörung der beiden Mitglieder der 
Kommission — über die Zulassung und theilt das Ergebniss dem Antrag- 
steller vor Beginn der Prüfung mit. 

§ 11. 
Die Prüfung erstreckt sich auf die in der Anlage für jede Maschinisten- 
klasse besonders aufgeführten Gegenstände und zerfällt in 

a) eine schriftliche, 

b) eine praktische und 

c) eine mündliche Prüfung. 

Die mündliche Prüfung bildet den Schluss. 

§ 12. 
In der schriftlichen Prüfung erhält der Prüfling je eine Aufgabe aus 
den in der Anlage mit einem Stern (*) bezeichneten Gegenständen. 

§ 13. 
Während der schriftlichen Prüfung ist durch geeignete Massnahmen, 
namentlich durch stete Aufsicht über die Prüflinge, und durch Ab- 
sonderung derselben von einander dafür Sorge zu tragen, dass sie keinerlei 
fremde Hülfe und, ausser Logarithmen- und trigonometrischen Tafeln, 
keine Bücher, Schriften und Zeichnungen benutzen. Wer den ihm an- 
gewiesenen Platz ohne Erlaubniss verlässt, gilt als von der Prüfung 
zurückgetreten. 
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§ 14. 

Jeder Prüfling erhält ein Prüfungsheft mit laufend numerirten Seiten. 
Nachdem er seinen Namen darauf vermerkt, hat er zunächst einen von 
einem Kommissionsmitgliede zu beglaubigenden Auszug aus den Nach- 
weisen über sein Alter und seine Dienstzeit sowie später die Lösung der 
Aufgaben nebst allen vorzunehmenden Berechnungen u. s. w. in das 
Heft mit Tinte einzutragen. Während der schriftlichen Prüfung darf der 
Prüfling ausser dem Prüfungshefte kein Papier zum Schreiben oder 
Rechnen benutzen. 

§ 15. 

Für jeden Gegenstand der schriftlichen Prüfung mit Ausnahme der 
Zeichen- und Skizziraufgaben lässt der Reichskanzler eine grössere An- 
zahl Aufgaben entwerfen, welche unter Beifügung der Lösungen der 
Rechnungsaufgaben den Prüfungskommissionen zugesandt werden. 

Diese Aufgaben werden nach den Gegenständen zu Bündeln vereinigt. 
Der Prüfling zieht aus jedem Bündel je eine Aufgabe und trägt dieselbe 
nebst der von ihm bearbeiteten Lösung in das Prüfungsheft ein. Das 
Ergebniss dieser Lösung wird von einem Kommissionsmitgliede im Hefte 
sofort nochmals niedergeschrieben oder sonst festgestellt. Auch wird im 
Hefte die Zeit vermerkt, zu welcher die Lösung der Aufgaben begonnen 
und beendet ist. 

Die Zeichen- und Skizziraufgaben werden für die einzelnen Prüfungen 
von der Prüfungskommission aufgestellt und an die Prüflinge vertheilt. 

In Fällen, in denen ein Prüfling an einer schriftlichen Aufgabe er- 
heblich länger als die übrigen Prüflinge arbeitet, kann der Vorsitzende 
ihm eine angemessene Frist zur Vollendung der Arbeit setzen, nach 
deren Ablauf die Arbeit unbedingt, selbst in unfertigem Zustande, ab- 
zugeben ist. 

§ 16. 

Die beiden Mitglieder der Prüfungskommission beurtheilen die von 
den Prüflingen bearbeiteten Lösungen der schriftlichen Aufgaben unter 
Andeutung der Fehler mittelst schriftlicher Randbemerkung in den Prü- 
fungsheften und beurtheilen jede Lösung mit »Genügend« oder »Nicht 
genügend«. Wird eine Einigung über das Urtheil nicht erreicht, so stellt 
der Vorsitzende, falls er Maschinenbau -Techniker ist, andernfalls die vor- 
gesetzte Landesbehörde dasselbe fest. 

Die Prüflinge, deren Arbeiten bei der Prüfung vierter Klasse in A 
(Sprache), bei der Prüfung dritter Klasse in A und B (Sprache und 
Rechnen), bei den Prüfungen zweiter oder erster Klasse in der Hälfte der 
Fächer, darunter in C 7 oder in C 8 (Technik) mit »Genügend« beurtheüt 
sind, erhalten für den Gesammtausfall der schriftlichen Prüfung das 
Prädikat »Bestanden«. Die übrigen Prüflinge erhalten das Prädikat 
»Nicht bestanden«. 

§ 17. 

Im Laufe oder unmittelbar nach der schriftlichen Prüfung wird nach 
näherer Anordnung des Vorsitzenden die praktische Prüfung abgehalten. 
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Dieselbe ist, wenn angängig,- bei einer Schiffsmaschine, andernfalls 
an geeigneten Modellen abzuhalten. Sie erstreckt sich für alle Maschinisten 
auf die Konstruktion und Behandlung der Schiffskessel und deren Armatur, 
der Schiffsdampfmaschinen und ihrer Theile, sowie der Treibapparate, 
für Maschinisten dritter, zweiter und erster Klasse auch auf die Kon- 
struktion und Behandlung der Hülfsdampfmaschinen auf den Schiffen und 
endlich bei Maschinisten erster Klasse noch auf Konstruktion und Be- 
handlung der Destillirapparate. Die praktische Prüfung ist vor der ganzen 
Kommission von dem maschinentechnischen Mitgliede abzunehmen. Ist der 
Vorsitzende Maschinenbau-Techniker, so steht es ihm frei, die praktische 
Prüfung selbst abzunehmen. 

Ob ein Prüfling in der praktischen Prüfung bestanden hat, ent- 
scheidet derjenige, welcher die Prüfung abnimmt. 

§ 18. 

Wer nicht in der schriftlichen und in der praktischen Prüfung be- 
standen hat, wird zur mündlichen Prüfung nicht zugelassen. Dies wird 
ihm von dem Vorsitzenden zu Protokoll eröffnet. 

§ 19. 

An der mündlichen Prüfung nehmen sämmtliche Kommissions- 
mitglieder theil. 

Dieselben haben sich zu vergewissem, ob der Prüfling die Lehren 
seines Faches, soweit diese Gegenstand der Prüfung sind, wirklich ver- 
standen, sich zu eigen gemacht und in deren Anwendung Geläufigkeit 
erworben hat. 

Die Prüfung kann sich auf alle in der Anlage bezeichneten Fächer 
erstrecken. Sie ist vorzugsweise auf diejenigen Fächer zu richten, in 
denen schriftlich entweder überhaupt nicht, oder mit ungenügendem Er- 
gebnisse geprüft worden ist. Die mündliche Prüfung wird solange fort- 
gesetzt, bis sämmtliche Mitglieder der Kommission über den Grad der 
Befähigung des Prüflings sich ein ürtheil gebildet haben. 

Gleichzeitig dürfen nicht mehr als zwölf Prüflinge mündlich geprüft 
werden. Ob die Prüfung öffentlich sein soll, bestimmt die Landes- 
regierung. 

§ 20. 

Ueber den Ausfall der mündlichen Prüfung entscheidet die Prüfungs- 
kommission durch Ertheilung des Prädikats :» Bestanden« oder »Nicht be- 
standen« nach Mehrheit der Stimmen. 

Jede Stimme muss im Prüfungshefte vermerkt werden. 

§ 21. 

Prüflinge, welche in der mündlichen Prüfung nicht bestehen, haben 
die ganze Prüfung nicht bestanden. Sie müssen bei Wiederholung der 
Prüfung auch die schriftliche und praktische Prüfung nochmals ablegen; 
virird jedoch die Prüfung binnen Jahresfrist vor derselben Kommission 
^wiederholt, so kann diese von einer nochmaligen Prüfung in solchen Ab- 
schnitten, in welchen der Prüfling früher bestanden hat, absehen. 

Per eis, Seegeeetzgebung. 10 
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§ 22. 

Die Prüfungskommission kann nach Mehrheit der Stimmen einzelnen 
Prüflingen, welche in allen Prüfungsabschnitten bestanden haben, für den 
Gesammtausfall der Prüfung das Prädikat »Mit Auszeichnung bestanden« 
zuerkennen. 

§ 23. 

Wer die Prüfung bestanden hat, erhält ein von der Prüfungs- 
kommission ausgefertigtes Prüfungszeugniss. 

Auf Grund der Prüfungszeugnisse werden nach näherer Bestimmung 
der Landesregierung die Befähigungszeugnisse (§31 der Gewerbeordnung) 
ausgefertigt. 

Bei Aushändigung der Befähigungszeugnisse höherer Klassen sind 
diejenigen der niederen Klassen zurückzubehalten. 

Die Formulare zu den Prüfungs- und Befähigungszeugnissen werden 
vom Keichskanzler festgestellt.^) 

1) Di«8e Feststellung, vom 22. VIII. 1891, ist abgedruckt im ß.C.ßl. 1891 S. 266, 
sie gelangt hier nicht zur Wiedergabe. 

§ 24. 

Wer die Prüfung nicht bestanden hat, kann zu deren Wiederholung 
erst nach einer von der Prüfungskommission festzusetzenden, jedoch nicht 
unter drei Monaten zu bemessenden Frist zugelassen werden. 

Einem Prüflinge, welcher während der Prüfung zurücktritt, kann, 
sofern nicht der Fall des § 18 vorliegt, von der Prüfungskommission ge- 
stattet werden, die Prüfung vor Ablauf von drei Monaten zu wieder- 
holen. Ist der Rücktritt erst nach dem Bestehen der schriftlichen und 
der praktischen Prüfung erfolgt, und wird die Prüfung binnen Jahresfrist 
vor derselben Kommission wiederholt, so kann diese von einer noch- 
maligen Prüfung in Abschnitten, in welchen der Prüfling früher be- 
standen hat, absehen. 

Wer bei der Prüfung fremde Hülfe oder nicht gestattete Bücher, 
Tafeln, Geräthe u. s. w. benutzt, oder wer seinen Mitprüflingen hilft oder 
unerlaubte Hülfe verschafft, wird von der Prüfung ausgeschlossen und 
zu einer neuen Prüfung erst nach sechs Monaten zugelassen. 

§ 25. 

Die Prüfungsgebühren, einschliesslich des etwaigen Stempels betragen 
für die Prüfungen vierter und dritter Klasse zehn Mark, für die Prüfung 
zweiter Klasse fünfzehn Mark und für die Prüfung erster Klasse dreissig 
Mark. Sie müssen vor Beginn der Prüfung eingezahlt werden. 

§ 26. 

üeber jede Prüfung wird ein kurzes Protokoll aufgenommen und von 
allen Kommissionsmitgliedern unterschrieben. Die schriftlichen Arbeiten 
der Geprüften und das Protokoll bleiben bei den Kommissionsakten. 

Die in jedem Prüfungsabschnitte ertheilten Prädikate werden in das 
Prüfungsheft eingetragen. 
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lieber die Prüfungsverhandlungen dürfen an dritte Personen Mit- 
theilungen nicht gemacht werden. > 

§ 27. 

Zur Beaufsichtigung des Maschinisten-Prüfungswesens bestellt der 
Reichskanzler nach Anhörung des Bundesraths- Ausschusses für Handel und 
Verkehr die erforderliche Anzahl von Inspektoren. 

Diese haben darauf zu achten, dass die Prüfungsvorschriften befolgt, 
und dass überall gleichmässige Anforderungen an die Prüflinge gestellt 
werden. 

Sie sind insbesondere befugt: 

1- gegen die vorschriftswidrige Zulassung eines Prüflings Einspruch 
zu erheben; 

2. den Prüfungen und den Verhandlungen der Prüfungskommissionen 
beizuwohnen und von den schriftlichen Arbeiten der Prüflinge 
Einsicht zu nehmen; 

3. bei den mündlichen Prüfungen einzelne Materien zu bezeichnen, 
aus welchen den Prüflingen Fragen vorzulegen sind; 

4. gegen die Entscheidung der Prüfungskommission Einspruch zu 
erheben, falls diese den Vorschriften zuwider einem Prüflinge das 
Prädikat »Bestanden« zu ertheilen beabsichtigt. 

Wird in einem solchen Falle eine Verständigung nicht erzielt, so be- 
richtet der Reichsinspektor sofort dem Reichskanzler, welcher in der Sache 
entscheidet. 

III. Schlussbestimmungen. 

§ 28. 

Diese Vorschriften treten am 1. April 1892 in Kraft. 

Maschinisten, welche an diesem Tage ein Befähigungszeugniss zweiter 
Klasse besitzen, erhalten auf ihren Antrag ein Befähigungszeugniss 2fweiter 
Klasse im' Sinne dieser Vorschriften. 

Maschinisten, welche an diesem Tage ein Befähigungszeugniss dritter 
Klasse besitzen, erhalten auf ihren Antrag ein Befähigungszeugniss vierter 
Klasse, sobald sie >aber die im § 3 Absatz 1 vorgeschriebene Dienstzeit 
und ausserdem . eine mindestens vierundzwanzigmonatige Dienstzeit als 
Maschinist auf in Fahrt befindlichen Seedampfschiffen zurückgelegt haben, 
ein Befähigungszeugniss dritter Klasse. 

Die Maschinisten, welche von den vorstehenden Bestimmungen keinen 
Gebrauch machen, behalten ihre Gewerbebefugniss im bisherigen Umfange. 

Die in den Bekanntmachungen vom 30. Juni 1879, 16. April 1885, 
15. November 1886, 12. November 1887 und 18. Juli 1889 enthaltenen 
Vorschriften (Centralbl. für das Deutsche Reich von 1879 S. 427; 1885 
S. 164; 1886 S. 389; 1887 S, 550; 1889 S. 429) treten mit dem 
1. April 1892 ausser Kraft. ^) 

1) Nicht aber die Bek. vom 19. VII. 1890 (R.C.Bl. S. 281), s. VII. C. lo. 

10* 
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Anlage« 

I. 

Masehinistenprftfang vierter Klasse. 

Die Prüfung erstreckt sich auf folgende Gegenstände: 

A. Sprache. 

*Kenntnis8 der deutschen Sprache bis zur Fähigkeit, über einen Vor- 
gang aus dem Dienstkreise eines Maschinisten vierter Klasse eine schrift- 
liche Anzeige in verständlicher Weise zu erstatten. 

Die Landesregierungen können in einzelnen Fällen aus besonderen 
Gründen die gleiche Kenntniss einer anderen Sprache für genügend er- 
klären. 

B. Technik. 

1. Allgemeine Kenntniss der gebräuchlichsten Schiffsdampfkessel und 
der einzelnen Theile derselben, sowie der Armatur (Speise- und Sicherheits- 
vorrichtungen). — Kenntniss der Behandlung der Kessel während der 
Fahrt im Flusswasser und Seewasser und während des Liegens unter 
Dampf. — Kenntniss des Verhaltens beim üeberkochen der Kessel. — 
Kenntniss des Einflusses des Wasserstandes auf die Sicherheit und den 
Betrieb der Kessel und der Maschine, Kenntniss der Nothwendigkeit des 
Ausblasens, des Salzabblasens. — Kenntniss der Reinigung der Kessel, 
sowie Ausführung von kleinen Reparaturen während der Fahrt. — Kennt- 
niss der Instandhaltung der Kessel während des Aufliegens des Schiffes. 

2. Allgemeine Kenntniss der gebräuchlichsten Arten von Schiffsdampf- 
maschinen, ihrer einzelnen Theile, Zusammensetzung, Wirkung und Be- 
handlung während der Fahrt, des Liegens unter Dampf und beim üeber- 
kochen der Kessel. — Kenntniss der Umsteuerungsapparate und deren 
Behandlung. — Beurtheilung des Zustandes der Maschinen, sowie Aus- 
führung von kleinen Reparaturen während der Fahrt. 

3. Kenntniss der Treibapparate und Ausführung kleiner Reparaturen 
an denselben. 

4. Kenntniss der zur Sicherheit des Betriebes der Dampfkessel ge- 
setzlich erforderlichen Vorrichtungen und Anwendung derselben. 

IL 
Masehinistenprftfiiiig dritter Klasse. 

Die Prüfung erstreckt sich auf folgende Gegenstände: 

A. Sprache. 

* Kenntniss der deutschen Sprache bis zur Fähigkeit, über einen Vor- 
gang aus dem Dienstkreise eines Maschinisten dritter Klasse eine schritt- 
liehe Anzeige in verständlicher Weise zu erstatten. 

Die Landesregierungen können in einzelnen Fällen aus besonderen 
Gründen die gleiche Kenntniss einer anderen Sprache für genügend erklären. 

B. Beehnen. 

■^Die Grundrechnungsarten mit gewöhnlichen Brüchen und Dezimal- 
brüchen. 



VII. C. 9. Bekanntmachung, betr. die Vorschriften über den Befähigungsnachweis etc. 149 

C. Technik. 

1. Allgemeine Kenntniss der gebräuchlichsten SchifEsdampfkessel und 
der einzelnen Theile derselben, sowie der Armatur (Speise- und Sicherheits- 
vorrichtungen). — Kenntniss der Behandlung der Kessel während der 
Fahrt im Flusswasser und Seewasser und während des Liegens unter 
Dampf. — Kenntniss des Verhaltens beim Ueberkochen der Kessel. — 
Kenntniss des Einflusses des Wasserstandes auf die Sicherheit und den 
Betrieb der Kessel und der Maschine, Kenntniss der Nothwendigkeit des 
Ausblasens, des Salzabblasens, sowie der Prüfung des Salzgehaltes des 
Kesselwassers. — Kenntniss der Reinigung der Kessel, sowie Ausführung 
von kleinen Reparaturen während der Fahrt. — Kenntniss der Instand- 
haltung der Kessel während des Auf liegens des Schiffes. 

2. Allgemeine Kenntniss der gebräuchlichsten Arten von Schiffs- 
dampfmaschinen, ihrer einzelnen Theile, Zusammensetzung, Wirkung und 
Behandlung während der Fahrt, des Liegens unter Dampf und beim Ueber- 
k<;>chen der Kessel. — Kenntniss der Umsteuerungsapparate und deren 
Behandlung. — Beurtheilung des Zustandes der Maschinen, sowie Aus- 
führung von kleinen Reparaturen während der Fahrt. 

3. Kenntniss der Treibapparate und Ausführung kleiner Reparaturen 
an denselben. 

4. Kenntniss und Behandlung von Hülfsmaschinen auf den auf kleiner 
Fahrt üblichen Dampfschiffen. 

5. Kenntniss der Heiz- und Schmiermaterialien. 

6. Kenntniss der zur Sicherheit des Betriebes der Dampfkessel ge- 
setzlich erforderlichen Vorrichtungen und Anwendung derselben. 

III. 

MascUnlstenprfiftmg zweiter Klasse. 

Die Prüfung erstreckt sich auf folgende Gegenstände: 

A. Sprachen. 

''^l. Kenntniss der deutschen Sprache bis zur Fähigkeit, sich mündlich 
und schriftlich verständlich auszudrücken. 

Die Landesregierungen können in einzelnen Fällen aus besonderen 
Gründen die gleiche Kenntniss einer anderen Sprache für genügend er- 
achten. 

2. Kenntniss der englischen Sprache, soweit sie zum Yerständniss 
der technischen Ausdrücke in Bezug auf die Konstruktion und den Betrieb 
von Dampfmaschinen nothwendig ist. 

B. Mathematik, Meohanik und Physik. 

*1. Die Grundrechnungsarten mit gewöhnlichen Brüchen und Dezimal- 
brüchen und die Reguladetri, ferner die Lösung einfacher Aufgaben unter 
Anwendung von Verhältnissgleichungen. 

2. Kenntniss der einfacheren geometrischen Begriffe von Linien, 
Winkeln und Dreiecken, sowie von dem Kreise und den einfachen geo- 
metrischen Körpern. 
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*3. Kenntniss der einfachen Maschinen (Hebel, Rolle, Keil) und Lösung 
der darauf bezüglichen einfachen Rechnungen im Umfange der unter B 1 
bezeichneten Rechnungsarten. 

4. Kenntniss der Eigenschaften der Wasserdämpfe. 

C. Technik. 

1. Kenntniss der gebräuchlichsten SchifEsdampfkessel und der einzelnen 
Theile derselben, sowie der Armatur (Speise- und Sicherheitsvorrichtungen). 

— Kenntniss der Behandlung der Kessel während der Fahrt im Fluss- 
wasser und Seewasser und während des Liegens unter Dampf unter be- 
sonderer Berücksichtigung von Kesseln mit hoher Dampfspannung für 
längere Fahrten in stark salzhaltigen Gewässern. — Kenntniss des Ver- 
haltens beim Ueberkochen der Kessel. — Kenntniss des Einflusses des 
Wasserstandes auf die Sicherheit und den Betrieb der Kessel und der 
Maschine, Kenntniss der Nothwendigkeit des Ausblasens, des Salzabblasens, 
sowie der Prüfung des Salzgehaltes des Kesselwassers. — Kenntniss der 
Reinigung der Kessel und Beurtheilung des Zustandes derselben, sowie 
Ausführung von Reparaturen während der Fahrt. — Kenntniss der In- 
standhaltung der Kessel während des Aufliegens des Schiffes. 

2. Kenntniss der gebräuchlichsten Arten von Schiffsdampfmaschinen, 
ihrer einzelnen Theile, Zusammensetzung, Wirkung und Behandlung 
während der Fahrt, des Liegens unter Dampf und beim Ueberkochen der 
Kessel. — Kenntniss der Umsteuerungsapparate und deren Behandlung. 

— Kenntniss des Indikators, des Verfahrens, ihn zu befestigen, Kenntnis 
des Abnehmens von Diagrammen. — Beurtheilung des Zustandes der Ma- 
schinen und Ausführung von Reparaturen während der Fahrt. 

3. Kenntniss der Beaufsichtigung der Kohlenräume. 

4. Kenntniss der Treibapparate und Ausführung von Reparaturen an 
denselben. 

5. Kenntniss und Behandlung der Hülfsmaschinen auf Dampfschiffen. 

6. Kenntniss der Heiz-, Schmier- und Verpackungsmaterialien. 

*7. Fähigkeit im Aufmessen und Skizziren von Maschinentheilen und 
Kesseltheilen. 

8. Kenntniss der gesetzlichen Bestimmungen über die Anlage, 
Prüfung und den Betrieb von Dampfkesseln. 

IV. 
Maschinistenprüfan^ erster Klasse. 

Die Prüfung erstreckt sich auf folgende Gegenstände: 

A. Sprachen. 

^1. Kenntniss der deutschen Sprache bis zur Fähigkeit, sich mündlich 
und schriftlich verständlich auszudrücken. 

Die Landesregierungen können in einzelnen Fällen aus besonderen 
Gründen die gleiche Kenntniss einer anderen Sprache für genügend er- 
klären. 

2. Kenntniss der englischen Sprache, soweit sie zum Verständniss 
der technischen Ausdrücke in Bezug auf die Konstruktion und den Betrieb 
von Dampfmaschinen nothwendig ist. 
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B. Mathematik, Mechanik und Physik. 
*1. Arithmetik. 

a. Die Grundrechnungsarten mit gewöhnlichen Brüchen, Dezimal- 
brüchen und Buchstaben; Anwendung derselben auf das Lösen von Ver- 
hältnissgleichungen und einfachen Gleichungen ersten Grades. 

b. Berechnung von Quadrat- und Kubikwurzeln. 

c. Rechnen mit Logarithmen. 

2. Planimetrie. 

a. Kenntniss der einfacheren Sätze über die Gleichheit von Winkeln, 
sowie über die Kongruenz, Aehnlichkeit und Gleichheit geradliniger Figuren. 

b. Kenntniss der einfacheren Sätze vom Kreise und von den Winkeln 
im Kreise. 

c. Lösen leichter Konstruktions- und Rechnungsaufgaben vermittelst 
der Lehrsätze. 

d. Berechnung des Flächeninhalts drei- und vierseitiger Figuren, sowie 
des Inhalts des Kreises. 

e. Näherungsweise Berechnung von durch krumme Linien begrenzten 
Flächen. 

'^3. Stereometrie. 

a. Kenntniss der einfachsten Sätze über die gegenseitige Lage von 
Linien, Ebenen und über Kegelschnitte. 

b. Berechnung des Inhalts von Prismen, Cylindern, Pyramiden und 
abgestumpften Pyramiden, Kegeln und abgestumpften Kegeln, Kugeln und 
Kugelabschnitten. 

c. Nähenmgsweise Berechnung von durch krumme Flächen begrenzten 
Körpern beziehungsweise Hohlräumen. 

4. Ebene Trigonometrie. 

a. Kenntniss der trigonometrischen Funktionen. 

b. Berechnung der Seiten und Winkel rechtwinkliger und schief- 
winkliger Dreiecke. 

*5. Mechanik. 

Kenntniss der einfachen Maschinen (Hebel, Rolle, Schiefebene, Keil, 
Rad an der WeUe, Schraube), der einfachen Maschinentheile (Schrauben, 
Nieten, Zapfen, Zapfenlager, Riemscheiben, Zahnräder, Kurbeln, Hebel, 
Ventile, Kolben, Seile, Ketten) und des Widerstandes gegen Bewegung 
(Reibung, Seilsteifigkeit), sowie Lösung einfacher darauf bezüglicher Rech- 
nungen im Umfange der unter B 1 bis 4 bezeichneten Rechnungsarten. 

6. Physik. 

Kenntniss der hauptsächlichsten physikalischen Eigenschaften der 
Körper. 

Kenntniss der allgemeinen Wärmelehren, namentlich der Eigenschaften 
der Wasserdämpfe und der Entwickelung der Wärme durch Verbrennung. 

C. Technik. 
1. Kenntniss der gebräuchlichsten Schiffsdampfkessel und der ein- 
zelnen Theile derselben, sowie der Armatur (Speise- und Sicherheits- 
vorrichtungen). — Berechnung der Grösse und Leistungsfähigkeit der 
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Kessel, Berechnimg ihrer Rost- nnd Heizflächen. — Kenntniss der 6e- 
handlnng der Kessel während der Fahrt im Flnsswasser nnd Seewasser 
nnd während des Liegens nnter Dampf nnter besonderer BertLcksichtignng 
von Kesseln mit hoher Dampfspannung für längere Fahrten in stark salz- 
haltigen Gewässern. — Kenntniss des Verhaltens beim üeberkochen der 
Kessel. — Kenntniss des Einflusses des Wasserstandes auf die Sicherheit 
und den Betrieb der Kessel und der Maschine, Kenntniss der Nothwendig- 
keit des Ausblasens, des Salzabblasens, sowie der Prüfung des Salzgehaltes 
des Kesselwassers. — Kenntniss der Reinigung der Kessel und Beurtheilung 
des Zustandes derselben, sowie Ausführung von Reparaturen während der 
Fahrt. — Kenntniss der Instandhaltung der Kessel während des Auf- 
liegens des Schiffes. 

2. Kenntniss der gebräuchlichsten Arten von Schiff sdampfmaschinen 
und ihrer einzelnen Theile, Zusammensetzung, Wirkung und Behandlung 
während der Fahrt, des Liegens unter Dampf und beim Üeberkochen der 
Kessel. — Kenntniss der Umsteuerungsapparate und deren Behandlung. 
— Kenntniss des Indikators, des Verfahrens, ihn zu befestigen, Kenntniss 
des Abnehmens von Diagrammen und Fähigkeit zur Beurtheilung der- 
selben. — Kenntniss der Regulirung der Schieberbewegungen. — Beur- 
theilung des Zustandes der Maschinen und Ausführung von Reparaturen 
während der Fahrt. 

3. Kenntniss der Treibapparate und Ausführung von Reparaturen an 
denselben. 

4. Kenntniss und Behandlung der Hülfsmaschinen auf Dampfschiffen 
und der Destillirapparate. 

5. Kenntniss der Dampflenzvorrichtungen, Feuerlöscheinrichtungen, 
Dampf- beziehungsweise Warmwasser-Heizvorrichtungen, der Einrichtungen 
zur elektrischen Beleuchtung, zur Ventilation sowie zur Erzeugung von 
Eis und kalter Luft. 

6. Kenntniss der Heiz-, Schmier- und Verpackungsmaterialien. 

7. Kenntniss der Beaufsichtigung der Kohlenräume. 

*8, Fähigkeit im Aufmessen, Skizziren und Zeichnen von Maschinen- 
theilen und Kesseltheilen. 

*9. Berechnung von Indikatordiagrammen. 

10. Kenntniss der gesetzlichen Bestimmungen über die Anlage, Prüfung 
und den Betrieb von Dampfkesseln. 

10. Bekanntmaolumg, betrefibnd die Leitung der MasoMnen 
von Seedampfsohifibn in ostasiatisclier Fahrt. 

Vom 19. Juli 1890. 
(R.C.B1. S. 281.) 
Auf Grund des Gesetzes, betreffend den Gewerbetrieb der Maschinisten 
auf Seedampfschiffen, vom 11. Juni 1878 (Reichs-Gesetzblatt S. 109) in 
Verbindung mit § 31 der Gewerbeordnung hat der Bundesrath beschlossen, 
dass zur Leitung der Maschinen von Seedampfschiffen in ost- 
asiatischer Fahrt (der Fahrt zwischen Häfen innerhalb 0° und 
55° nördlicher Breite und 90° und 150° östlicher Länge von 
Green wich) bis auf weiteres auch Maschinisten zweiter Klasse 
berechtigt sind.^) 

1) Vergl. VIT. C. 8, 9. 
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VIII. Schutz und Sicherung der Schifffahrt. 

Seeuntälle. 



L Oesetz, betrefibnd die Deutsche Seewarte. 

Vom 9. Janaar 1875. 
(R.G31. S. 11.) 

§ 1- 

Unter dem Namen »Deutsche Seewarte« wird eine Anstalt errichtet, 
welche die Aufgabe hat, die Kenntniss der Naturverhältnisse des Meeres, 
soweit diese für die SchifEfahrt von Interesse sind, sowie die Kenntniss 
der Witterungserscheinungen an den deutschen Küsten zu fördern und 
zur Sicherung und Erleichterung des SchifEfahrtsverkehrs zu verwerthen. 

§ 2. 

Die Seewarte erhält ihren Sitz in Hamburg und gehört zum Ressort 
der Kaiserlichen Admiralität.^) Zur Vermittelung des Verkehrs mit den 
Schifffahrttreibenden, zur Beobachtung der Witterungserscheinungen und 
zur Verbreitung von Warnungen vor dem vermutheten Eintritt von 
Stürmen werden an den geeigneten Küstenplätzen die erforderlichen 
Dienststellen eingerichtet, welche der Seewarte untergeordnet sind. 

1) Jetzt des Reichs-Marine- Amts. 

§ 3. 

Der für die Seewarte nöthige Aufwand wird nach näherer Be- 
stimmung des Reichshaushalts-Etats aus Mitteln des Reichs bestritten. 

§4. 

Der Geschäftskreis der Seewarte, ihre Einrichtung und Verwaltung 
werden im Einvernehmen mit dem Bundesrathe durch Kaiserliche Ver- 
ordnung*) festgestellt. 

1) Diese K.V., vom 26. Dezember 1876 (R.G.B1. S. 385), abgeändert durch K.V. 
vom 4. Februar 1895 (R.G.B1. S. 161), und die auf Grund des § 6 derselben er- 
gangene Instruktion für die Deutsche Seewarte v. 2. XII. 1876 gelangen hier nicht zur 
Wiedergabe. 

2. Bekanntniaohung, betrefibnd die einheitliolie Bezeiolmung 
der Fahrwasser und Untiefen in den deutschen Eüstengewässem. 

Vom 31. JuH 1887. 

(R.G.B1. S. 387.) 

Auf Grund des durch das Gesetz vom 3. März 1873 (Reichs-Gesetzbl. 
S. 47) erweiterten Artikels 4 und des Artikels 7 Nr. 2 der Reichsver- 
fassung hat der Bundesrath beschlossen, 

dass die Bezeichnung der Fahrwasser und untiefen in den 
deutschen Küstengewässern vom 1. April 1889 ab nach Massgabe 
der in der Anlage enthaltenen Grundsätze vorzunehmen ist. 
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Grundsätze 

eines 

einheitlichen Systems zur Bezeichnung der Fahrwasser und 

Untiefen in den deutschen Küstengewässern. 

(Hierzu 1 Blatt Zeichnungen.) 

A. Benennang und Beschreibnng der zu verwendenden Seezeichen.^) 

1. Schwimmende Seezeichen. 

a) Bakentonnen sind schwimmende Körper mit bakenartigem Auf- 
bau, zu denen auch die Heul-, Leucht- und Glockentonnen zu 
rechnen sind. 

b) Spierentonnen haben über Wasser die Form einer Spiere. Die 
Gestalt des etwa vorhandenen nicht spierenartig geformten 
Schwimmkörpers kommt nicht in Betracht. 

c) Spitze Tonnen sind über Wasser kegelförmig gestaltet. 

d) Stumpfe Tonnen haben über Wasser — ganz oder annähernd — 
die Form eines Cylinders, dessen obere Fläche abgeplattet ist. 

e) Kugeltonnen zeigen über Wasser die Form einer Halbkugel. 

f) Fasstonnen haben die Gestalt eines Fasses oder eines Cylinders, 
dessen gewölbte Fläche nach oben gekehrt ist. 

Die schwimmenden Seezeichen sind derart zu konstruiren und aus- 
zulegen, dass sie genügend hoch über Wasser hervorragen und, mit 
Ausnahme der Fasstonnen, möglichst senkrecht stehen. Die Form des 
über Wasser befindlichen Theiles ist bei den verschiedenen Arten so zu 
wählen, dass eine Verwechselung mit den anderen Arten nicht statt- 
finden kann. 

* 2. Feste Seezeichen. 

a) Baken sind gerüstartige oder volle Aufbauten, welche eine gegen 
den Hintergrund sich scharf abhebende und in die Augen fallende 
Gestalt haben. Hierzu gehören auch die aus mehreren Pfählen 
bestehenden Dalben (Duc d' Alben). 

b) Stangenseezeichen sind einzelne in den Grund gesteckte Stangen 
oder eingerammte Pfähle. 

c) Pricken sind junge mit Aesten versehene Bäume oder Baum- 
zweige, welche ebenfalls in den Grund gesteckt werden. 

B. Die an den Seezeichen anzubringenden Unterscheidungszeichen» 

1. Zur Unterscheidung von Seezeichen derselben Art dienen Top- 
zeichen und auf die Seezeichen aufgemalte Aufschriften oder Figuren. 

2. Als Topzeichen können alle Körper, die sich durch ihre Form 
gut abheben, einzeln oder kombinirt verwendet werden; auch ist die An- 
wendung von Fähnchen nicht ausgeschlossen. Erscheinen die Körper 
in der Seitenansicht als geometrische Figuren, so müssen sie so ein- 
gerichtet sein, dass sie nach allen Seiten hin dieselbe Form zeigen. 



*) Lenchtthtirme, Landmarken und Leuchtschiffe bleiben ausser Betracht. [An- 
merkung der amtlichen Bekanntmachung.] 



VIII. 2. Bekanntmachnng, betr. die einheitliche Bezeichnung der Fahrwasser etc. 155 

Bei Stangenseezeichen können auch leichtere Topzeichen, wie Zweige^ 
Strohwische und dergleichen, benutzt werden. 

Ausgeschlossen von der Verwendung als Topzeichen für Fahrwasser- 
seezeichen sind die einfache Trommel und diejenigen Zusammenstellungen 
gleichseitiger Dreiecke, welche speziell für die Kennzeichnung von Un- 
tiefen ausserhalb der Fahrwasser und von Wracks vorgeschrieben sind. 

Die Farbe des Topzeichens braucht mit der des Seezeichens, auf dem 
dasselbe angebracht ist, nicht übereinzustimmen. Ausgenommen sind die 
auf Wrack- und Quarantänetonnen angebrachten Topzeichen, welche stets 
die Farbe der betreffenden Seezeichen haben müssen. 

Die Topzeichen sind an der Spitze besonderer Stangen anzubringen, 
welche über den Körper des eigentlichen Seezeichens hervorragen. Nur bei 
Spierentonnen und Stangenseezeichen kann das Topzeichen an diesen 
selbst befestigt werden. Die Länge und die Stärke der zur Anbringung 
von Topzeichen dienenden Stangen muss im Verhältniss zum Tonnenkörper 
so gewählt werden, dass die karakteristische Form des letzteren dadurch 
nicht beeinträchtigt wird. 

3. Zu AufscHriften auf den Seezeichen sind stets stehende lateinische 
Buchstaben beziehungsweise arabische Ziffern zu benutzen. Aufschriften 
auf Fahrwasserseezeichen sind in weisser Farbe auszuführen. 

4. Erhalten Fahrwasserseezeichen eine fortlaufende Bezeichnung mit 
Buchstaben oder Zahlen, so muss dieselbe bei dem äussersten Seezeichen 
beginnen. Fahrwasser von beträchtlicher Länge können jedoch in mehrere 
Abtheilungen getheilt werden, von denen jede mit einer besonderen Buch- 
staben- oder Zahlenreihe bezeichnet wird. 

5. Aufschriften und Figuren dürfen nur in solcher Grösse ausgeführt 
werden, dass die Farbe des Seezeichens selbst deutlich erkennbar bleibt. 

C. Bezeiclmnng der Fahrwasser. 

1. Fahrwasser im Sinne dieser Grundsätze ist jeder für Seeschiffe 
benutzbare Wasserweg, dessen Verlauf durch Seezeichen kenntlich gemacht 
ist. Bis zu welcher Stelle des Fahrwassers landeinwärts diese Grund- 
sätze Geltung haben sollen, bestimmt in zweifelhaften Fällen der Reichs- 
kanzler. 

Auf Wattenfahrwasser finden diese Grundsätze keine Anwendung. 

2. Als Steuerbordseite eines Fahrwassers gilt diejenige Seite, welche 
den von See aus. kommenden Schiffen an Steuerbord liegt. 

3. Verbindet ein Fahrwasser zwei Meerestheile oder zwei durch 
Gründe von einander getrennte Wasserflächen, so ist als Steuerbordseite 
des Fahrwassers diejenige Seite zu betrachten, welche von den aus west- 
licher Richtung, das hei s st von rechtweisend Nord (einschliesslich) über 
West bis rechtweisend Süd (ausschliesslich), kommenden Schiffen an Steuer- 
bord gelassen wird. Ist ein solches Fahrwasser derart gekrümmt, dass 
Zweifel darüber entstehen, welche Seite als Steuerbord- und welche als 
Backbordseite zu bezeichnen ist, so gilt die am meisten nördlich gelegene 
Einfahrt als die massgebende für das ganze zusammenhängende Fahr- 
wasser. 

4. Sind die Eingänge zu Fahrwassern von See aus nicht durch 
Feuerschiffe, Baken, Molen oder dergleichen kenntlich gemacht, so sind 
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hier Bakentonnen von karakteristischer Form als Ansegelungstonnen in 
solcher Entfernung von den nächsten Fahrwassertonnen anszulegen, dass 
letztere von den Bakentonnen aus gut gesehen werden können. Die An- 
segelungstonnen sind mit einem den Bestimmungen für die Fahrwasser- 
tonnen entsprechenden Anstrich zu versehen. 

5. Zur Bezeichnung des Fahrwassers sind, wenn schwimmende See- 
zeichen benutzt werden, auf der Steuerbordseite Spierentonnen und auf 
der Backbordseite spitze Tonnen zu verwenden ; nur, wenn mehrere Fahr- 
wasser so nahe bei einander liegen, dass eine Verwechselung derselben 
möglich erscheint, oder dass die Unterscheidung der einzelnen Tonnen- 
reihen von einander erschwert wird, oder wenn zur Auslegung von Spieren- 
tonnen nicht die erforderliche Wassertiefe vorhanden ist, können an 
Stelle der letzteren ausnahmsweise stumpfe Tonnen zur Bezeichnung der 
Steuerbordseite verwendet werden. Werden feste Seezeichen angewendet, 
so ist die Steuerbordseite durch Baken mit daran angebrachten Spieren 
oder durch Stangenseezeichen, die Backbordseite durch Baken ohne Spieren 
oder durch Pricken zu bezeichnen. 

6. Als Mittefahrwassertonnen sind Kugeltonnen auszulegen. 

.7. Erscheint es geboten, einzelne Punkte — wie zum Beispiel im 
Fahrwasser liegende Riffe oder die Spitzen der in dasselbe vortretenden 
Untiefen — oder abzweigende Fahrwasser besonders kenntlich zu machen, 
so sind hierzu Baken oder Bakentonnen zu verwenden. 

8. Zur Bezeichnung der äussersten Enden von Mittelgründen*) sind 
Baken oder Bakentonnen zu verwenden, welche als Topzeichen ein stehendes 
Kreuz tragen. 

9. An Stellen, wo die Richtung des Fahrwassers sich erheblich 
ändert, können an der konvexen Ecke desselben zwei gleiche Seezeichen 
von der für die entsprechende Fahrwasserseite vorgeschriebenen Art dicht 
neben einander ausgelegt beziehungsweise errichtet werden. 

10. Mit Ausnahme der Stangen und Pricken sind sämmtliche auf 
der Steuerbordseite befindliche Seezeichen roth, die auf der Backbordseite 
befindlichen schwarz anzustreichen. 

Fahrwasser Seezeichen, die von Schiffen zu beiden Seiten passirt 
werden können, wie Mittefahrwassertonnen und die zur Bezeichnung ein- 
zelner Riffe und der Enden von Mittelgründen verwendeten Baken und 
Bakentonnen, erhalten einen roth und schwarz gestreiften Anstrich. 

D. Kennzeichnung der ausserhalb der Falirwasser belegenen Untiefen. 

1. Die ausserhalb der Fahrwasser liegenden Untiefen sind durch 
Spierentonnen, Bakentonnen oder Baken zn bezeichnen, welche auf der 
Untiefe selbst oder an den Rändern derselben auszulegen beziehungs- 
weise zu errichten sind. 



*) Mittelgründe im Sinne dieser Vorschriften sind Inseln und Untiefen, welche 
ein Fahrwasser in zwei für die Schiffahrt nntzhare Arme theilen, die sich weiterhin 
wieder zu einem Fahrwasser vereinigen. 

Untiefen, Inseln und Riffe, welche durch eine Tonne oder Bake genügend ge- 
kennzeichnet werden, sind als Mittelgründe nicht zu betrachten. [Anmerkung der 
amtlichen Bekanntmachung.} 
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2. Befinden sich die Seezeichen an den Rändern, so sind dieselben 
mit Topzeichen von der Form zweier senkrecht über einander stehender 
gleichseitiger Dreiecke zu versehen, und zwar erhalten die Seezeichen 

nördlich von der untiefe: zwei mit der Spitze nach oben ge- 
kehrte Dreiecke; 
südlich von derselben: zwei mit der Spitze nach unten gekehrte 

Dreiecke; 
östlich von derselben: zwei Dreiecke, von denen das obere die 
Spitze nach oben, und das untere die Spitze nach unten kehrt; 
westlich von derselben: zwei Dreiecke, deren Spitzen gegen ein- 
ander gerichtet sind. 
Die beiden Dreiecke sind hierbei stets soweit von einander zu rücken,, 
dass der Zwischenraum zwischen denselben der Höhe eines der ver- 
wendeten Dreiecke entspricht. 

3. Die auf der Untiefe selbst errichteten beziehungsweise ausgelegten 
Seezeichen erhalten als Topzeichen eine Trommel (d. h. einen aufrecht 
stellenden Cylinder, dessen Höhe und Durchmesser gleich sind). 

4. Die sämmtlichen zur Bezeichnung der Untiefen ausserhalb der 
Fahrwasser verwendeten Seezeichen sind weiss anzustreichen, nur wenn 
die Untiefe von so geringer Ausdehnung ist, dass die Betonnung der 
Ränder nicht erforderlich erscheint, und die Schiffe sich dem auf die Un- 
tiefe gesetzten Seezeichen von allen Seiten bis auf eine geringe Entfernung 
nähern können, erhält das letztere einen schwarz und weiss gestreiften 
Anstrich. 

5. Auf den Seezeichen sind der Name der Untiefe voll oder ab- 
gekürzt, auf den am Rande ausgelegten Seezeichen ausserdem, entsprechend 
der Himmelsrichtung, in welcher sich dieselben von der Untiefe befinden, 
die Buchstaben N, S, O, W in schwarzer Schrift gut sichtbar anzubringen. 

6. Erscheint es nöthig, der Verwechselung mehrerer nahe bei ein- 
ander gelegener Untiefen oder der auf einer Seite derselben Untiefe be- 
findlichen Seezeichen unter sich vorzubeugen, so können auf den See- 
zeichen ausser den vorgeschriebenen noch andere Topzeichen oder sonstige 
Unterscheidungsmerkmale angebracht werden. 

E. Kennzeiclmimg besonderer Stellen in- und ausserhalb der 

Fahrwasser. 

1. Werden zur Bezeichnung gesunkener, von Wasser bedeckter Schiffe 
Tonnen ausgelegt, so sind hierzu stumpfe, spitze oder Fasstonnen zu 
verwenden, welche grün angestrichen sind und in weisser Farbe die Be- 
zeichnung »Wrack« tragen. Wracktonnen sind mit solchen Topzeichen 
zu versehen, wie sie durch die im Abschnitt D unter 2 und 3 enthaltenen 
Bestimmungen zur Bezeichnung von Untiefen vorgeschrieben sind. 

2. Werden zur Bezeichnung der Lage unterseeischer Telegraphenkabel 
Tonnen ausgelegt, so sind hierzu grün angestrichene Kugeltonnen zu ver- 
wenden, welche mit weisser Farbe das Wort »Telegraf« oder den Buch- 
staben »T« tragen. 

3. Zur Bezeichnung der Grenzen von Quarantänegründen sind 
stumpfe, spitze oder Fasstonnen mit gelbem Anstrich zu verwenden. 
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4. Die Grenzen solcher Wasserflächen, weiche zur Vornahme von 
Schiess-, Minen- oder Torpedo versuchen zeitweise für die Schiffahrt ab- 
gesperrt werden müssen, sind mit gelb angestrichenen Fasstonnen zu be- 
zeichnen, welche als Topzeichen ein rothes Fähnchen tragen. 

F. Allgemeine Bestimmnng. 

Werden zur Befestigung von Schiffen, zur Grenzbezeichnung von 
Rheden, zu Peilungszwecken oder dergleichen Tonnen ausgelegt oder 
Baken errichtet, so sind dieselben in Form, Farbe und Unterscheidungs- 
zeichen derart zu karakterisiren, dass sie mit etwa in der Nähe befind- 
lichen Seezeichen nicht verwechselt werden können. 



J 
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1. Schwimmende Seezeichen. 

a. Bakentonnen. ( Ansegelnngstonnen.) 

















'^^^ 


nne. 


/3ik jn^ 


4 


■III MftiM^^ ^B^^iun^^A^ 
Heultonne. Lenchttonne. 


Glockento 



b. Spierentonnen. (Steuerbordseite.) 




1^ 



c. Spitze Tonnen. 
(Backbordseite.) 



d. Stumpfe Tonnen. 






TSSSZ 




SGP 
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e. Engeltonne. f. Faestonnen. 

( Mittefabrwssser.) 



TapiflichAB für Sfteuichfln zur KeDnuichDing 
d« Fftbnruaer baleganei 
üntiiftn, «owi« dur Wnektoamn. 



T üntiiftn, «owi« d«r Wnektoamn. 

la gn iiAh T I t T I 



Nflidlioh. «Edlicli, DsUick. weitligh Auf 
dsE Untiere, btiitkiuigi- äet 

waisfl d«iD Wnek. Diiti«fe. 



2. Feste SeeEeichen. 

a. Baken. 



(BickboTdnite,) 



b. Stangeoeeezeichen. c. Pricken. 
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3. Strafgesetzbuch flir das Deutsche Reich. ^) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Februar 1876. 

(E.G.BI. S. 39.) 

[Auszug.] 

1) Monographie: Meves, Das deutsche Strafgesetzbuch und die Schiff fahrt, in 
Y. Holtzendorffs Allgemeiner Deutscher Strafrechtszeitung, 13. Jahrg. (1873) 
S. 369—436. 

§ 145.1)2) 
Wer die vom Kaiser 

zur Verhütung des Zusammen stossens der Schiffe auf See, 

über das Verhalten der Schiffer nach einem Zusammenstosse von 

Schiffen auf See, oder 
in Betreff der Noth- und Lootsensignale für Schiffe auf See und 
auf den Küstengewässern 
erlassenen^ Verordnungen^ übertritt,*) wird mit Geldstrafe^) bis zu 
eintausendfünfhundert Mark bestraft. ^) ^) 

^) Ausführlich über diesen Paragraphen Prien S. 216— 220; s. auch E. Müller, 
Die strafbare Hülfeverweigerung, Göttinger Diss. 1896, S. 36 — 40. 

2) Die Frage, ob bei Abänderung der betr. Verordnungen in der Zeit von der 
Begehung bis zur Aburtheilung der ihnen unterfallenden Strafhandlungen der § 2 
Abs. 2 St.G.B. anzuwenden sei, nach welchem bei Verschiedenheit der Gesetze in der 
fraglichen Zeit das mildeste gilt, ist in dem Erk. d. B.G. v. 28. VI. 1898 (Entsch. 
in Strafs. Bd. 31 S. 226) verneint worden. Die Begründung, nach der 1) der 
§ 2 Abs. 2 nur auf veränderte Strafgesetze anzuwenden, 2) der fragliche Fall nicht 
als eine Aenderung des Strafgesetzes anzusehen ist, entspricht der herrschenden An- 
sicht. Vergl. 01s hausen Note 14, 16 zu § 2. 

3) Oder noch zu erlassenden. 

<) Zu beachten ist der Art. 27 der V.V.Z. 

5J Vergl. St.G.B. §§ 27 ff. 

€) Dies gilt für Vorsatz und für Fahrlässigkeit. Eintretenden Falles zieht Ver- 
nachlässigung der in Bede stehenden Vorschriften, wenn dadurch die Strandung oder 
das Sinken eines Schiffes bewirkt oder die Körperverletzung oder der Tod eines 
Menschen, auch unabhängig von dem Verluste eines Schiffes, verursacht worden ist, 
Strafverfolgung auf Grund der §§ 326, 323 bezw. 232, 222 des St.G.B. in idealer Kon- 
kurrenz mit § 146 nach sich. Vergl. Erk. d. R.G. v. 4. VI. 1880 (Entsch. in Strafs. 
Bd. 2 S. 86) ; auch St.G.B. §§ 303, 306. 

'') Zuständig ist, wenn die strafbare Handlung im Auslande oder auf offener See 
begangen wurde, das Gericht, in dessen Bezirk der Heimathshafen (vergl. H.G.B. 
§ 480 und Fl.G. § 6) oder derjenige deutsche Hafen liegt, welchen das Schiff nach der 
That zuerst erreicht, St.P.O. § 10, s. auch §§ 7—9 das. 

§ 265.1) 

Wer in betrügerischer Absicht 2) eine gegen Feuersgefahr versicherte 
Sache in Brand setzt oder ein Schiff, welches als solches oder in seiner 
Ladung oder in seinem Frachtlohn versichert ist^), sinken oder stranden 
macht,*) wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren und zugleich mit Greld- 
strafe von einhundertfünfzig bis zu sechstausend Mark bestraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnissstrafe nicht 
unter sechs Monaten ein, neben welcher auf Geldstrafe bis zn dreitausend 
Mark erkannt werden kann. 

1) Vergl. St.G.B. §§ 263, 303, 306—308, 323. Monographie: von Spesshardt, 
Der Versicherungsbetrug, Marburg 1886. 

Pereis, Seegesetzgebuni^. 11 
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^) Hierunter ist nicht bloss die besondere Absicht des Thäters, selbst den Betrug 
gegen den Versicherer zu begehen, sondern yielmehr die allgemeine Absicht zu ver- 
stehen, den Versicherer zum Vortheile des Versicherten rechtswidrig durch Täuschung 
(bezw. mittels Betruges) um die Versicherungssumme zu schädigen, ohne Rücksicht 
darauf, ob Jemand und wer demnächst die schädigende Täuschung vornimmt. In 
diesem Sinne kann auch ein NichtVersicherter nicht nur Anstifter des Verbrechens 
sein, sondern dasselbe selbst als Thäter begehen. Erk. des R.G. v. 9. XII. 1892 und 
V. 30. I. 1893 (Entsch. in Strafs. Bd. 23 S. 362 bezw. 426). 

s) Unter »Ladung« sind die Guter, unter »Frachtlohn« die Fracht im Sinne des 
H.6.B. § 779 zu verstehen. Nur bei diesen beiden Arten der Versicherung sowie bei der 
des Schiffes greift § 265 ein, nicht aber in den sonstigen Fällen der Seeversicherung. 
So auch die herrschende Meinung; dagegen: F. Meyer (Das Strafgesetzbuch etc., 
2. Ausg., Berlin 1871, Note 4) und Oppenhoff (Note 8 zu § 266), welche zum 
Frachtlohn auch die Ueberfahrtsgelder zählen. 

4) Siehe Anm. 1—4 zu § 328. 

§ 296 a.i) 

Ausländer,^) welche in Deutschen Küstengewässern') unbefugt*) fischen,^) 
werden mit Geldstrafe bis zu sechshundert Mark oder mit Gefängniss bis 
zu sechs Monaten bestraft. 

Neben der Geld- oder Gefängnissstrafe ist^) auf Einziehung der Fang- 
geräthe, welche der Thäter bei dem unbefugten Fischen bei sich geführt 
hat, ingleichen der in dem Fahrzeuge enthaltenen Fische zu erkennen, 
ohne Unterschied, ob die Fanggeräthe und Fische dem Verurtheilten ge- 
hören oder nicht. 

Vergl. St.G.B. §§ 296, 370 Nr. 4. 

2) Vergl. St.G.B. § 8: Ausland im Sinne dieses Strafgesetzes ist jedes 
nicht zum Deutschen Reich gehörige Gebiet. Analog wird man die Frage 
entscheiden, ob die Vorschrift des § 296a auf solche »Ausländer« anzuwenden 
ist, welche einen Wohnsitz im Deutschen Reiche haben. Auch die Bezeichnung »Aus- 
länder« ist hier nicht im Sinne der Normen über die Staatsangehörigkeit zu verstehen, 
sondern gegensätzlich zu »Bewohnern des Deutschen Reiches«, zumal die Tendenz des 
Gesetzes wohl nur dahin geht, den Letzteren Schutz gegen die vom Auslande her 
ansegelnden Fischer zu gewähren. Meves (Die Straf gesetznovelle inBezolds Gesetz- 
gebung des Deutschen Reiches Th. 3, Bd. 2 Erlangen 1876, S. 348 f.) vertritt dieselbe 
Auffassung, während Oppenhoff (Note 2) und Olshausen (Note 2) sie nicht als 
zutreffend anerkennen. Entsprechend wird die Sondervorschrift auf solche Ausländer, 
welche lediglich im Dienste eines Inländers bei dessen Betrieb mit thätig sind, keine 
Anwendung finden dürfen, während andererseits Inländer, welche einem Ausländer 
bei dem unbefugten Betriebe der Küstenfischerei als Gehilfen dienen, oder deren 
Thätigkeit sich als Anstiftung darstellt, nach Maassgabe der §§ 49 bezw. 48 des St.G.B. 
der Strafverfolgung unterliegen. Dasselbe gilt bezüglich solcher Ausländer, welche 
für Rechnung eines deutschen Händlers selbständig innerhalb der deutschen Küsten- 
gewässer fischen. 

3) Vergl. Anm. 4 zu § 2 des S.U.G. 

4) Das unbefugte Fischen setzt nicht den Betrieb der Fischerei einem bestehenden 
besonderen Verbote gegenüber voraus ; es wird vielmehr, da grundsätzlich Fremde von 
dem Betriebe der Küstenfischerei ausgeschlossen sind und zu derselben nur kraft be- 
sonderen Rechtstitels (Staatsvertrag, Spezialbewüligung) zugelassen werden, in Er- 
mangelung solcher der Betrieb ohne Weiteres als ein unbefugter zu erachten sein. 
Oppenhoff (Note 5) neigt mit Rücksicht auf die Motive der entgegengesetzten An- 
sicht zu. Jedoch ergeben die Motive keinen zwingenden Grund, um zu dieser Aus- 
legung zu gelangen. — S. auch Meves, Die Strafgesetznovelle S. 360; z. T. gegen 
ihn: Olshausen Note 6. 

^) Der Thatbestand ist mit der Ausübung der Fischerei erschöpft; ein Fang 
ist nicht erforderlich. 

6) »Ist«. Abweichung von St.G.B. § 40; vergl. § 42. 
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§ 297.1) 

^) Ein Reisender oder Schiff smann,^) welcher ohne Vorwissen des 
Schiffers,*) ingleichen ein Schiffer, welcher ohne Vorwissen des Rheders 
Gegenstände*) an Bord nimmt,^) welche das Schiff oder die Ladnng ge- 
fährden, indem sie die Beschlagnahme oder Einziehung des Schiffes oder 
der Ladung veranlassen können, wird mit Geldstrafe bis zu eintausend- 
fünfhundert Mark oder mit Gefängniss bis zu zwei Jahren bestraft. 

^) Yergl. M. Pappenheim, Zum § 297 des Reichsstrafgesetzbuches, in der 
Ztschr. f. d. gesammte Strafrechtswissenschaft Bd. 13 S. 842—849. 

2) Vergl. S.O. §§ 3, 76, 76, 84, 96, 100—103; H.G.B. §§ 516, 663, 664, 673. 

8) Als Schiffsmann wird jeder auf dem Schiff »Angestellte« anzusehen sein (wozu 
die Lootsen nicht zu rechnen sind). So Olshausen Note Ib, A, Merkel in 
V. Holtzendorffs Handbuch des Straf rechts, Bd. 3, Berlin 1872, S. 842; a. M. Meves, 
Das deutsche Strafgesetzbuch u. s. w. S. 389 und Pappenheim a. a. O. S. 844 f., 
insofern sie die Personen des § 3 Abs. 2 der S.O. ausnehmen wollen. 

4) S.O. § 2, H.G.B. § 611. 

d) Es handelt sich vorzugsweise um Kriegs- und Zollkontrebande. Beispiel: Erk. 
des H.O.L.G. v. 11. VH. 1896 (Senf ferts Archiv, Bd. 62 S. 18). 

6) »Der Vorsatz muss das Bewusstsein der Gefährdung umfassen. Die Vollen- 
dung tritt mit der Anbordnahme ein« (von Liszt S. 473). 

§ 298.1) 

Ein Schiffsmann, 2) ^) welcher mit der Heuer*) entläuft,^) oder sich ver- 
borgen hält, nm sich dem übernommenen Dienste zu entziehen, wird, ohne 
Unterschied, ob das Vergehen im Inlande oder im Auslande begangen 
worden ist, mit Gefängniss bis zu Einem Jahre bestraft. 

1) VergL S.O. §§ 3, 29, 61—64, 81—83, 100; St.G.B. §§ 4, 263. 

^) Ueber den Begriff des Schiffsmannes s. Anm. 3 zu § 297. 

*) Gleichgültig ist es, ob derselbe In- oder Ausländer ist. § 298 macht 
nicht bloss eine Ausnahme von der Bestimmung des § 4 Nr. 3 St.G.B., sondern vom 
§ 4 a. a. O. überhaupt. So auch Harburger, Der strafrechtliche Begriff Inland, 
Nördlingen 1882, S. 121 Anm. 12. Eine dem Wortlaut widersprechende Beschränkung 
der Strafnorm auf inländische Schiffsleute wird von A. Merkel a. a. O. S. 843 
ohne zulängliche Begründung behauptet. 

4) »Mit der Heuer«, im Gegensatz zu den Fällen in Abs. 1 und 2 des § 81 
der S.O. (Abs. 3 entspricht dem § 298),* die überdies einen Strafantrag erfordern. 
Ueber die Auslegung der Worte gehen die Meinungen auseinander. Oppenhoff 
(Note 4 zu § 298) erachtet den Thatbestand nur dann für vorliegend, wenn der Schiffs- 
mann sich entfernt hat u. s. w., ehe er die vorschussweise empfangene Heuer ganz 
abverdient hat. Gleicher Meinung K%tz S. 130f., Stenglein S. 368. Meves (Die 
strafrechtlichen Bestimmungen S. 38 f.) dagegen legt den Passus dahin aus : es komme 
nur darauf an, dass der kontraktbrüchige Schiffsmann die Heuer beziehungsweise eine 
Anzahlung auf dieselbe bereits empfangen, nicht aber, ob er dieselbe noch im Besitze 
und ebensowenig, ob er sie schon abverdient habe, und kommt so zu dem .Resultate, 
dass unter Heuer im Sinne dieser Strafvorschrift jede auf dieselbe dem Schiffsmanne 
geleistete Zahlung, Vorschuss- oder Abschlagszahlung, zu verstehen sei. Diese Auf- 
fassung (der sich Kleinfeller S. 608 anschliesst) erscheint, von sprachlichen Bedenken 
abgesehen, insofern nicht zutreffend, als es schwerlich für strafbaren Eigennutz 
angesehen werben kann, wenn Jemand mit dem Theile der Heuer, welchen er bereits- 
durch wirklich geleistete Dienste verdient hat, entweicht. Dass der Schiffsmann in 
Ermangelung anderweiter Vereinbarung erst nach Beendigung des Dienstverhältnisses 
Zahlung beanspruchen kann, dürfte für die Auslegung der Vorschrift um so weniger 
in Betracht kommen, als von dieser Begel erhebliche Abweichungen zugelassen sind. 

Im üebrigen kommt nur die eigentliche Heuer in Betracht. Das Handgeld ist 
kein Theil der Heuer, ebenso wenig der auf einen Gewinn- oder Frachtantheil be- 
stimmte Dienstlohn. 

11* 
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Ueber die Frage der Strafbarkeit für den Fall, dass dem Schiffsmann ein gesetz- 
licher Grand zum Verlassen des Dienstes ohne Kündigung und trotz empfangener 
Heuer zur Seite stand, vergl. Meves, Das deutsche Strafgesetzbuch u. s. w. S. 390 — 392. 

^) Der Ausdruck »entläuft« bedeutet nicht, dass die That erst nach dem Ver- 
lassen des Schiffes begangen sei; das Vergehen ist vielmehr als auf dem Schiffe 
selbst begangen anzusehen, demnach St.P.O. § 10 für die gerichtliche Zuständigkeit 
maassgebend. So Erk. des K.G. v. 27. IX. 1880 (Rechtsprechung des R.G. in Strafs. 
Bd. 2 S. 261). 

Das sinnstörende Komma hinter dem Worte »entläuft« fehlt im § 81 Abs. 3 der 
S.O.; s. auch Olshausen Note 2 zu § 298. 

§ 305.1) 

Wer vorsätzlich^) und rechtswidrig^) ein Gebäude, ein Schiff,*) eine 
Brücke, einen Damm, eine gebaute Strasse, eine Eisenbahn oder ein anderes 
Bauwerk, welche fremdes Eigenthum sind, ganz oder theilweise zerstört,^) 
wird mit Gefängniss nicht unter Einem Monat bestraft. 

Der Versuch^) ist strafbar. 

1) Vergl. §§ 265, 303, 306—308, 311, 323; Mü.St.G.B. § 137. 

2) Bezüglich der Fahrlässigkeit vergl. Mil. St.G.B. § 142: Wer durch Fahr- 
lässigkeit in der Wahrnehmung seines Dienstes eine erhebliche Be- 
schädigung eines Schiffes oder dessen Zubehörs herbeiführt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren bestraft; in schwereren Fällen kann 
zugleich auf Dienstentlassung erkannt werden. Siehe auch J.f.E. § 108. 
So 1ms, Militär-Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich, 3. Aufl., Berlin 1893, wül den 
§ 142 nur auf „die Marine' angewendet wissen. Damit kann nur gesagt sein, dass 
der Begriff »Schiff* nach § 163 Mil.St.G.B. zu verstehen ist. Subjekt des Ver- 
gehens des § 142 können aber ausser Marineangehörigen nicht nur Militärpersonen 
des Heeres, sondern sogar Civilpersonen sein: Mil.St.G.B. § 166. — Bezüglich des 
Verhältnisses des § 142 zu § 137 Mil.St.6.B. kommt Solms, Strafrecht und Straf- 
prozess für Heer und Marine, 3. Aufl. Berlin 1892, (Rüdorff folgend) zu einem 
schiefen Ergebniss, insofern er die Einwirkung des St.G.B. 305 übersieht. 

3] Die Rechtswidrigkeit wird durch die eigenmächtige, sich als Akt der 
Selbsthülfe darstellende Zerstörung ausgeschlossen, wenn der Thäter sich im Irr- 
thum befunden hat über die civilrecht liehen Voraussetzungen der erlaubten 
Selbsthülfe (Erk. des R.G. v. 18. IV. 1884, Annalen des R.G. Bd. 10 S. 22). Hier 
kommen in Betracht H.G.B. §§ 700, 706 und B.G.B. §§ 228 bis 230, 904. 

^) Vergl. Anm. 4 zu § 323. 

^) Theilweise Zerstörung im Gegensatz zur blossen Beschädigung der 
Sache (§ 303) liegt vor, wenn einzelne Bestandtheile derselben, denen eine selbständige 
individuelle Gebrauchsbestimmung innewohnt, vernichtet sind, aber auch schon dann> 
wenn die Sache (das Schiff) für einzelne ihrer Zweckbestimmungen unbrauchbar, eine 
bestimmte Gebrauchsart unmöglich gemacht ist. Vergl. Erk. des R.G. v. 4. V. 1885 
(Rechtsprechung des R.G. in Strafs. Bd. 7 S. 274); v. 30. V. 1898 (Goltdammer's 
Archiv Bd. 41 S. 137). 

6) St.G.B. §§ 43—46. 

§ 322.») 

Wer vorsätzlich^ ein zur Sicherung der Schifffahrt bestimmtes Feuer- 
zeichen^) oder ein anderes zu diesem Zwecke aufgestelltes*) Zeichen zer- 
stört, wegschafft oder unbrauchbar macht, ^) oder ein solches Feuerzeichen 
auslöscht oder seiner Dienstpflicht zuwider nicht aufstellt, oder ein falsches 
Zeichen, welches geeignet ist, die Schifffahrt unsicher zu machen, aufstellt, 
insbesondere zur Nachtzeit^) auf der Strandhöhe Feuer anzündet, welches 
die Schifffahrt zu gefährden geeignet ist, wird mit Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren bestraft. 
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Ist durch die Handlung die Strandung eines Schiffes verursacht 
worden,^ so tritt Zuchthausstrafe nicht unter fünf Jahren und, wenn der 
Tod eines Menschen verursacht worden ist, Zuchthausstrafe nicht unter 
zehn Jahren oder lebenslängliche Zuchthausstrafe ein. 

1) Vergl. Str.O., sowie St.G.B. §§ 146, 323, 325, 326, 265, 305 und E.G.St.G.B. 
§ 4, nach welchem an die Stelle der lebenslänglichen Zuchthausstrafe Todesstrafe 
tritt, wenn das Verbrechen in einem Theile des Reiches, welchen der Kaiser in 
Kriegszustand (R.V. Art. 68) erklärt hat, oder während eines gegen das deutsche Reich 
ansgebrochenen Krieges auf dem Kriegsschauplatze begangen wird. 

2) Für die Vorsätzlichkeit genügt das mit der Begehung oder Unterlassung 
verbundene Bewusstsein, dass das Zeichen ein zur Sicherung der Schifffahrt be- 
stimmtes oder dass das falsche Zeichen bezw. das Feuer am Strande geeignet ist, 
die Schiff fahrt unsicher zu machen. Die Herbeiführung einer konkreten Gefahr ist 
für den Thatbestand nicht erforderlich. 

3) Unter „Feuerzeichen" sind die Feuer der Leuchtthürme, Feuerschiffe, Gasbojen 
und sonstige zur Sicherung der Schifffahrt bestimmte Feuer zu verstehen. 

^) Der Ausdruck „aufgestellt" ist gleichbedeutend mit „angebracht" und umfasst 
deshalb namentlich auch die schwimmenden Zeichen. Meves, Das deutsche Straf- 
gesetzbuch u. s. w. S. 381; Olshausen Note 1 zu § 322. 

5) Als ein „Wegschaffen" oder ^Unbrauchbarmachen" ist auch das »Verrücken" 
oder „Verdunkeln" eines solchen Zeichens zu erachten. Olshausen Note 2a, Oppen- 
hoff Note 4 § 322, Meves, Das deutsche Strafgesetzbuch u. s. w. S. 381, 382. 

6) Unter „Nachtzeit" ist hier die Zeit, während welcher die Leuchtfeuer brennen, 
d. h. in der Regel die Zeit von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang zu verstehen. 

'') Es kommt nur auf den Erfolg an; ob derselbe vom Thäter beabsichtigt 
war oder ob er vorausgesehen werden konnte, ist belanglos. Vergl. Erk. d. R.G. v. 17. VI. 
1881, Annalen des R.G. Bd. 4 Seite 107. 

§ 323.») 

V^er vorsätzlich die Strandung oder das Sinken^) eines') Schiffes*) 
bewirkt und dadurch Gefahr für das Leben eines Anderen^) herbeiführt, 
wird mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren, und wenn durch die Hand- 
lung der Tod eines Menschen verursacht worden^) ist, mit Zuchthaus nicht 
unter zehn Jahren oder mit lebenslänglichem Zuchthaus bestraft. 

») Vergl. Str.O.; St.G.B. §§ 146, 322, 326, 326, 266, 306; E.G.St.G.B. § 4 
(s. Anm. 1 zu § 322). Ist die Strandung von dem Schiffer oder auf dessen Geheiss 
zum Zwecke der Abwendung des Unterganges oder der Nehmung herbeigeführt 
worden (H.G.B. §§ 700, 706 Nr. 3), so schliesst ein solches Verfahren, auch wenn 
es mit Gefahr für Menschenleben verbunden war, nicht die zum Thatbestande 
der hier in Rede stehenden Strafhandlung erforderliche verbrecherische Absicht ein. 
Es ist dabei ohne Belang, ob bei dem Aufstrandsetzen ein Nothrecht im Sinne des 
St.G.B. (§ 64) oder des B.G.B. (§§ 228, 904) begründet war. Für den Fall einer 
idealen Konkurrenz dieser Strafthat mit der des § 266 (welcher an sich eine Personen- 
gefährdung nicht voraussetzt) kommt nur die Strafvorschrift des § 323 als die schwerere 
in Anwendung (St.G.B. § 73). 

2) Unter „Sinken" ist auch theilweises Versinken des Schiffes unter die 
Wasseroberfläche zu verstehen, sobald das Schiff dadurch seine Manövrirfähigkeit ver- 
loren hat. Erk. d. R.G. vom 4. VI. 1880 (Entsch. in Strafs. Bd. 2 S. 86). 

3) Also des eigenen ebensowohl wie eines fremden. 

^) Als Schiff ist im Sinne des § 323 auch ein Boot anzusehen: so Erk. d. 
R.G. V. 17. IV. 1883 (Entsch. in Strafs. Bd. 8 S. 219). 

ö) Gemeingefährdung ist daher (im Gegensatz zu § 322) nicht erforderlich. 
6) Vergl. Anm. 7 zu § 322. 

§ 325. 

Neben der nach den Vorschriften der §§.... 321 bis 324 erkannten 
Zuchthausstrafe kann auf Zulässigkeit von Polizei- Aufsicht erkannt werden. 
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§ 326.1) 

Ist eine der in den §§ 321 bis 324 bezeichneten Handlungen aus 
Fahrlässigkeit^) begangen worden, so ist, wenn durch die Handlung ein 
Schaden^) verursacht worden ist,*) auf Gefängniss bis zu Einem Jahre 
und, wenn der Tod eines Menschen verursacht worden ist, auf Gefängniss 
von Einem Monat bis zu drei Jahren zu erkennen. 

1) Vergl. St.G.B. §§ 146, 222: Mil.St.G.B. § 142. -r- Prien (S. 930) meint zwar: 
„Merkwürdiger Weise unterliegt der Schiffer, welcher durch eine kulpose Kollision 
zugleich eine fahrlässige TÖdtung sich hat zu Schulden kommen lassen, sobald ein 
Schiff gesunken oder gestrandet ist, lediglich der Straf Satzung des § 326 (Gefängniss 
bis zu 3 Jahren), sobald dagegen kein Schiff gesunken oder gestrandet ist, der 
schwereren Strafe des § 222, Abs. 2 (Gefängniss bis zu 6 Jahren). '^ Indessen wird 
man schon im ersteren Falle auf Grund des § 73 den § 222 Abs. 2 anzuwenden haben. 
S. auch Anm. 7 zu § 322 und Olshausen Note 1 zu § 326. 

2) Zum Thatbestand des fahrlässig bewirkten Strandens oder Sinkens 
eines Schiffes (s. § 323) gehört die fahrlässige Herbeiführung einer Gefahr für das 
Leben eines Anderen, wobei es genügt, dass durch die fahrlässige Handlung, durch 
welche das Sinken bewirkt und der Schaden verursacht wurde, zugleich schon beim 
Beginn des Sinkens objektiv eine solche Gefahr herbeigeführt worden ist. £rk. d. 
R.G. V. 26. IV. 1894 (Entsch. in Strafs. Bd. 26 S. 312). 

3) Unter den Begriff des Schadens fällt hier sowohl der dem Leben oder der 
Gesundheit Anderer, als auch der einer Sache, insbeiBondere dem Schiffe, zugefügte 
Schaden. Erk. d. ß.G. v. 4. VI. 1880, v. 16. VI. 1882, v. 17. IV. 1883 (Entsch. in Strafs. 
Bd. 2 S. 86, bezw. Rechtsprechung des R.G. in Strafs. Bd. 4 S. 670, bezw. Entsch. in 
Strafs. Bd. 8 S. 218). A. M. Meves, Das Deutsche Strafgesetzbuch u. s. w. S. 414, 416. 

^) Ist ein Schaden nicht angerichtet, so setzt sich doch ein Beamter, welcher 
sich einer Fahrlässigkeit auf diesem Gebiete schuldig macht, der Verfolgung im 
Disziplinarwege aus, und ein Schiffer, Steuermann oder Maschinist der Untersagung 
der ferneren Ausübung seines Gewerbes. 

§ 366. 

Mit Geldstrafe bis zu sechszig Mark oder mit Haft bis zu vierzehn 
Tagen wird bestraft: 

lOj wer die zur Erhaltung der Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinlichkeit 
und Ruhe auf den öffentlichen .... Wasserstrassen*) erlassenen 
Polizei -Verordnungen^) übertritt. 

1) Vergl. St.G.B. § 366 Ziff. 3 und 9. Zum Begriff „Wasserstrasse" s. Erk. d. 
ß.G. V. 8. I. 1900 u. V. 11. IX. 1900 (Entsch. in Strafs. Bd. 33 S. 67 und 371). 

^ Solche Verordnungen unterstellen der Strafe jede absichtliche oder fahrlässige 
Beschädigung oder Verschleppung von Schifffahrtszeichen (Hamburg), oder jede fahr- 
lässige Beschädigung und fahrlässige Verschleppung (Lübeck), oder bloss die letztere 
(Preussen, Oldenburg, Bremen), sowie ferner die Versäumniss der den Schiffern ob- 
liegenden Anzeigepflichten, wenn ihnen Beschädigung oder Verschleppung der Zeichen 
bekannt geworden sind. Stoerk S. 233. Siehe auch M.V.Bl. 1897 S. 243. 

4. Verordnung zur Verhütung des Zusammenstossens der Schifife 

auf See. ^) 

Vom 9. Mai 1897. 
(R.G.B1. S. 203.) 2) 8) 4) 

^) Die V. ist vom Kaiser auf Grund des St.G.B. § 145 erlassen. Sie regelt das 
sog. Seestrassenrecht (Wegerecht) und gilt, wie die »Einleitung« im Gegensatz zur 
Ueberschrift ergiebt, nicht nur auf See, sondern auch in Gewässern, die an die See 
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angrenzen. Ans internationalen Verhandlungen hervorgegangen, sind die Vorschriften 
durch die Gesetzgebangen der verschiedenen Staaten in gleichmässiger Fassung ein- 
geführt und bilden somit allgemeines internationales Recht. Der Umstand, dass eine 
internationale Einigung hinsichtlich der Fischerfahrzeuge bisher nicht gelungen ist, 
erklärt die Fassung des Art. 9. 

2) Im R.G.B1. 1897 steht auf S. 462: 

Berichtigung. 

In dem Wortlaute der in Nr. 22 des Reichs-Gesetzblatts veröffent- 
lichten Kaiserlichen Verordnung zur Verhütung des Zusammenstossens 
der Schiffe auf See vom 9. Mai 1897 (Reichs-Gesetzbl. S. 203) ist das 
Folgende richtig zu stellen. £s müssen eingefügt werden: 

im Artikel 2 unter a, Seite 204 Zeile 6 von oben, vor demWorte 
»gleichkommenden« das Wort »mindestens«; 

im Artikel 3 Absatz 1, Seite 204 letzte Zeile, vor den Worten 
»über oder unter« die Worte »zwei Meter«; 

im Artikel 7 unter 2, Seite 206 vorletzte Zeile, hinter dem Worte 
v»jedoch« das Wort »nur«. 

Die Verbindlichkeit einer derartigen nicht unterzeichneten und undatirten »Be- 
richtigung« ist bestritten. Vergl. Laban d, Das Staatsrecht des Deutschen Reichs, 
3. Aufl., Freiburg i. B. u. Leipzig 1896, Bd. 1 S. 537; Binding, Handbuch des Straf - 
rechts, Bd. 1, Leipzig 1886, S. 468 ff.; von Liszt S. 74. 

3) litteratur: Prien, Zusammenstoss, F. Per eis, Verhalten der Seeschiffe bei 
unsichtigem Wetter nach dem internationalen Seestrassenrecht, Berlin 1898 ; dort auch 
die weitere Litteratur; femer A. Junge, Schiffs-Collisionen, 3. unveränderte Aufl., Ham- 
burg 1900; Loewe S. 346 — 366, Dick und Kretschmer, Handbuch der Seemann- 
schaft, 2. Aufl., Berlin 1899, 2. Theil S. 660 — 617. Eine umfassende Zusammenstellung 
von Erkenntnissen giebt Abraham, Die hanseatische Rechtsprechung auf dem Gebiete 
des Handels-, Versicherungs-, Wechsel- und Seerechts, Bd. 2, Hamburg 1901, S. 160 — 166. 

4) Vergl. VIIL6— lo; St.G.B. §§ 146, 322, 323, 326, 326; H.G.B. §§ 734—739, 906 
Nr. 2, 908 Nr. 3; E.G.H.G.B. Art. 7; I.f.K. §§ 109, 110. 

L Einleitung. 

Die nachfolgenden Vorschriften gelten für alle Fahrzeuge*) auf See^) 
und auf den mit der See im Zusammenhange stehenden^), von Seeschiffen 
befahrenen Gewässern. 

Ein Dampffahrzeug, ^) welches unter Segel und nicht unter Dampf 
ist, gilt als Segelfahrzeug, ein Fahrzeug, welches unter Dampf ist, mag 
es zugleich unter Segel sein oder nicht, als Dampffahrzeug. 

Unter den Dampffahrzeugen sind alle durch Maschinenkraft bewegten 
Fahrzeuge einbegriffen.^) 

Ein Fahrzeug ist in Fahrt, wenn es weder vor Anker liegt, noch am 
Lande befestigt ist, noch am Grunde festsitzt.^) 

^) Also nicht bloss für »Schiffe« im Sinne des seemännischen Sprachgebranches. 
Sog. Sehnten sind, weil sie ihrer Natnr nach der »Manövrirfähigkeit« ermangeln, 
keine Fahrzenge im Sinne der V.; vergl, Erk. des H.O.L.G. v. 22. II. 1896 (B..GJ.. 
S. 138), anch Erk. des R.G. v. 24. IV. 1890 (Entsch. in Strafs. Bd. 20 S. 372). -- 
Für Kriegsschiffe gelten die Vorschriften vorbehaltlich der dnrch Art. 13, 
32, 33 gegebenen Einschränkungen (s. anch Anm. 6 zn Art. 2). — Sie gelten 
femer auch, wenn mehrere Fahrzenge zn einem Geschwader verbunden sind. Zwar 
kennt die V. das Schiff nur als einzelnes und regelt das Verhalten einzelner Schiffe 
zu einander. Dennoch kann und muss gegebenen Falles — ganz abgesehen von den 
Sonderregeln fär Schleppfahrzeuge — aus nautischen wie aus rechtlichen Gründen 
*(Art. 29) eine Mehrheit von Schiffen als Einheit angesehen werden. Dies kommt 
namentlich für die Frage des Durchkreuzens in Betracht. Erk. des S.A. Bremerhaven 
V. 9. XII. 1884 (Bd. 6 S. 206); des R.G. v. 2. X. 1886 (Entsch. in Civs. Bd. 19 S. 19); 
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des U,0, V. 7. VIL 1888 (Eatsch. in Cim Bd. 21 8. 104—185); des 8.A. Flensbus t- 
36. X. 1898 und dee OM.JL v. 4. X. 1899 (Bd. 13 S. 504 bezw. 507). Siehe femer 
Dick and Kretsehmer a. a. O. S. 613, sowie die Bemerkung ron M. Pappen- 
beiniy Die Berisionsbednrftigkeit des deutschen Seehandelsrechts (Rede), Ki<d und 
Leipzig 1901, S« 12. 

«) Vergl, Art. 30. 

^ Vergl. z. B. Erk. des O.8.A. y. 13. X. 1884, Bd. 6 S. 170 (Barther Bodden). 

*) Die frfihere Streitfrage, ob ein von einem Dampfer geschlepptes Segelschiff 
als solches oder als Dampfschilf anzusehen, erledigt sich durch Art. 15 Abs. 1 Nr. 2 
and Abs, 4e. 

6) Z. B. auch Benzinfahrzenge (Erk. des H.O.L.G. y. 22. m. 1899, H.GJS. S. 181), 
Petroleummotor-, Naphtha-, elektrische Fahrzeuge. Wislicenas, Das neue Strassen- 
recht auf See, MarineBundschau 1897 S. 622 f. 

6) Im Einzelnen ist zu bemerken: 

1. Die Einstellung der Fortbewegung eines Schiffes schliesst an sich den B^^riff 
»in Fahrt befindlich« nicht aus, vielmehr gelten sowohl ein Segelschiff, welches bei- 
gedreht hat, als auch ein Dampfschiff, welches gestoppt hat und thatsächlich keine 
Fahrt durch das Wasser macht, als in Fahrt befindlich. 

2. Ein zu Anker gehendes Schiff ist so lange >in Fahrt«, bis der Anker nieder- 
gegangen ist. Ein Anker auf gehendes Schiff ist »in Fahrt« von dem Augenblick ab, 
wo es nicht mehr durch den Anker festgehalten wird. 

8. Das an einer Boje oder an Duc d' Alben festgemachte Schiff gilt als ein vor 
Anker liegendes ; dies entspricht auch dem Sprachgebrauch, übrigens liegt ein an der 
Boje festgemachtes Schiff mittelbar durch die Boje vor dem Steinanker, welcher sie 
festhttlt. 

4. Ein vor Anker oder an einer Boje liegendes Schiff ist, auch wenn es in diesem 
Verhttltnlsse manövrirt, nicht als in Fahrt befindlich zu erachten. 
' 5. Ob ein Schiff, welches mit dem Anker am Grunde treibt, als in Fahrt be- 

findlich zu gelten hat, wird nach den Verhältnissen des Einzelfalles zu beurtheilen 
sein. Treibt ein Schiff auf Anordnung seines Fährers mit dem ausgebrachten Anker, 
z. B. ein Segelschiff, welches bei der Fahrt in einem engen Stromrevier den Strom 
als treibende Kraft benutzen will und dabei zur Unterstützung seiner Manöver den 
Anker über den Grund schleppt, so ist dasselbe, der Absicht entsprechend, als in 
Fahrt befindlich zu betrachten. Ein Schiff vor ALuker dagegen, welches ohne Willen 
seines Führers, also durch elementare Kraft, treibt, wird als ein vor Anker liegendes 
im Sinne der Vorschriften zu gelten haben, zumal bei unsichtigem Wetter die That- 
saohe des Treibens nicht immer mit Sicherheit beobachtet werden kann. 

II. Lichter u. s. w. 

Der Ausdruck »sichtbar« bedeutet mit Beziehung auf Lichter gebraucht, 
»sichtbar in dunkler Nacht bei klarer Luft«. 

Artikel 1. 

Die Vorschriften über Lichter müssen bei jedem Wetter^) von Sonnen- 
untergang bis Sonnenaufgang befolgt werden; während dieser Zeit dürfen 
keine Lichter gezeigt*) werden, welche mit den hier^) vorgeschriebenen 
Lichtern verwechselt werden können. 

1) Also auch in mondheller Nacht. 

*) Nicht bloss »geführt«. Die Lichter müssen während dieser Zeit unausgesetzt 
brennen. Wird also ein licht, etwa weil es schlecht brennt, zur Revision zeitweise 
weggenommen, so muss auch für die kurze Bevisionszeit ein Beservelicht gesetzt 
werden. Ueber fehlerhaftes Trimmen der Lichter siehe Prien S. 232 f^ auch Erk. 
des S.A. Hamburg v. 2. X. 1889 (Bd. 9 S. 83). 

») Oder in der V. v. 10. V. 1897 (^VIII. 7). 
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Artikel 2^) 

Ein Dampffahrzeug muss, wenn es in Fahrt ist, führen:^) 

a) an oder vor dem Fockmast oder beim Fehlen eines solchen im 
vorderen Theile des Fahrzeugs ein helles weisses Licht und zwar 
in einer Höhe über dem Rumpfe von mindestens sechs Meter. 
Ist das Fahrzeug breiter als sechs Meter, so ist das Licht in einer 
der Breite des Fahrzeugs [mindestens] ^) gleichkommenden Höhe zu 
führen, es braucht jedoch nie höher als zwölf Meter über dem 
Rumpfe zu sein. Das Licht muss so eingerichtet und angebracht 
sein, dass es ein ununterbrochenes Licht über einen Bogen des 
Horizonts von zwanzig Kompassstrichen wirft, und zwar 
zehn Strich nach jeder Seite, von recht voraus bis zu zwei 
Strich hinter die Richtung quer ab (zwei Strich achterlicher als 
dwars) auf jeder Seite. Es muss von solcher Stärke sein, dass 
es auf eine Entfernung von mindestens fünf Seemeilen sicht- 
bar*) ist; 

b) an der Steuerbordseite ein grünes Licht. Dasselbe muss so ein- 
gerichtet und angebracht sein, dass es ein ununterbrochenes Licht 
über einen Bogen des Hjorizonts von zehn Kompassstrichen wirft, 
und zwar von recht voraus bis zu zwei Strich hinter die Richtung 
quer ab (zwei Strich achterlicher als dwars) an Steuerbord. Es 
muss von solcher Stärke sein, dass es auf eine Entfernung von 
mindestens zwei Seemeilen sichtbar*) ist; 

c) an der Backbordseite ein rothes Licht. Dasselbe muss so ein- 
gerichtet und angebracht sein, dass es ein ununterbrochenes Licht 
über einen Bogen des Horizonts von zehu Kompassstrichen wirft, 
und zwar von recht voraus bis zu zwei Strich hinter die Richtung 
quer ab (zwei Strich achterlicher als dwars) an Backbord. Es 
muss von solcher Stärke sein,, dass es auf eine Entfernung von 
mindestens zwei Seemeilen sichtbar*) ist; 

d) die Laternen dieser grünen und rothen Seitenlichter müssen an 
der Binnenbordseite mit Schirmen versehen sein, welche mindestens 
ein Meter vor dem Lichte vorausragen, derart, dass die Lichter 
nicht über den Bug hinweg von der anderen Seite gesehen werden 
können;*) 

e) ein Dampffahrzeug darf ausserdem, wenn es in Fahrt ist, ein 
zweites weisses Licht gleich dem Lichte unter a führen.^) Beide 
Lichter müssen in der Kiellinie, und zwar so angebracht sein, 
dass das hintere wenigstens vier und einen halben Meter höher 
ist als das vordere. Die senkrechte Entfernung zwischen diesen 
Lichtern muss geringer sein als die horizontale. 

1) Vergl. die V. über die Abbiendung der Seitenlichter und die Einrichtung der 
Positionslaternen auf Seeschiffen v. 16. X. 1900 nebst Bek. dazu v. 8. XII. 1900 
(unten VHI, 5, 6). 

2) Vergl. oben die «Einleitung'' dieser V. 
^ Siehe Anm. 2 zur Ueberschrift dieser V. 
4) Vergl. den Abs. vor Art. 1. 

ö) Den Schiffen der Kaiserlichen Marine ist die Führung dieses zweiten Lichtes 
untersagt (M.V.Bl. 1897 S. 137). 
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Artik^ 3. 

Kin Dampffahrzeogy'j welche« ein anderes Fafaizeug sdüeppi» mnss 
aiiMfer den Heitenliditem zwei wdme IJeJitCT senkredit übereinander und 
mindesten« zwei Meter Ton dnander entfernt fuhren. Wenn es mehr als 
ein Fahrzeug schlepfpt und die Länge des 8chleppzngB vom Hecdc des 
ifchleppenden Fahizeugi$ bis znm Heck des letzten geschleppten Fahrzeugs 
einhondertnndachtzig Meter übersteigt, nrnss es als Znsatzlicht noch ein 
drittes weisse« Licht [zwei Meter] ^ über oder unter den anderen fuhren. 
Jedes dieser Lichter muss ebenso eingerichtet und angebracht sein, wie 
das im Artikel 2 unter a erwähnte weisse Licht, jedoch genügt für das 
Zusatzlicht eine Höhe von mindestens vier Meter über dem Rumpfe des 
Fahrzeugs« 

Ein Dampffahrzeng, welches ein anderes Fahrzeug schleppt, darf 
hinter dem Bchomstein oder dem hintersten Mast ein kleines weisses 
Licht führen. Dieses licht, nach welchem sich das geschleppte Fahrzeug 
beim Htenem richten soll, darf nicht weiter nach vorne als quer ab sicht- 
bar') sein. 

1) Vergl. oben die „Einleitnng*' dieser V. 
^ Hiebe Anm. 2 zur Ueberschrift dieser Y« 
3) 8. den Ab«, yor Art. 1. 

Artikel 4. 

aJ) Ein Fahrzeug, welches in Folge eines Unfalls nicht manövrirfähig^) 
JHt, muss in der Höhe des im Artikel 2 unter a erwähnten weissen Lichtes 
und, wenn es ein Dampffahrzeug ist, statt des weissen Lichtes zwei rothe 
Lichter senkrecht über einander und mindestens zwei Meter von einander 
entfernt führen. Diese Lichter müssen an der Stelle, an welcher sie am 
besten gesehen werden können, angebracht und von solcher Beschaffenheit 
sein, dass sie über den ganzen Horizont auf eine Entfernung von 
mindestens zwei Seemeilen sichtbar^) sind. Bei Tage muss ein solches 
Fahrzeug an gleicher Stelle zwei schwarze Bälle oder Körper, jeden von 
fünfundsechszig Centimeter Durchmesser, senkrecht über einander und 
mindestens zwei Meter von einander entfernt führen. 

b. Ein Fahrzeug, welches ein Telegraphenkabel legt, aufnimmt oder 
auffischt^), muss an derselben Stelle, die für das im Artikel 2 unter a 
erwähnte weisse Licht vorgeschrieben ist, und, wenn es ein Dampffahrzeug 
iHt, statt dieses weissen Lichtes drei Lichter senkrecht über einander und 
mindestens zwei Meter von einander entfernt führen. Das oberste und 
(Ihm unterste dieser Lichter müssen roth, das mittlere muss weiss sein, 
und alle müssen von solcher Beschaffenheit sein, dass sie über den ganzen 
Horizont auf eine Entfernung von mindestens zwei Seemeilen sichtbar^) 
sind. Bei Tage muss ein solches Fahrzeug drei Körper von mindestens 
fünfundsecliszig Centimeter Durchmesser senkrecht über einander und 
mindestens zwei Meter von einander entfernt führen, deren oberster und 
unterster kugelförmig und von rother Farbe, deren mittlerer wie ein 
H(»hrllgeB Viereck geformt und von weisser Farbe ist. Die Körper müssen 
an der Stelle, an welcher sie am besten gesehen werden können, an- 
gebracht sein. 
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c. Die vorbezeichneten Fahrzeuge dürfen, wenn sie keine Fahrt durch 
das Wasser machen, die Seitenlichter nicht führen, müssen dieselben aber 
führen, wenn sie Fahrt machen. 

d. Diese Lichter und Körper sollen anderen Fahrzeugen als Signale 
dafür gelten, dass das Fahrzeug, welches sie zeigt, nicht manövrirfähig 
ist und daher nicht aus dem Wege gehen kann. Sie sind keine Noth- 
Signale im Sinne des Artikels 31 dieser Vorschriften. 

1) Ausnahme: Art. 1 der V. v. 10.%V. 1897 (unten VIII. 7). 

2) Wann dies der Fall ist, ist Thatfrage. 

3) Vergl. den Abs. vor Art. 1. 

*) Vergl. Art. 5 des internationalen Vertrages zum Schutze der unterseeischen 
Telegraphenkabel v. 14. III. 1884 (R.G.Bl. 1888 S. 161). 

Artikel 5. 

Ein Segelfahrzeug, welches in Fahrt ist, und jedes Fahrzeug, welches 
geschleppt wird,^) muss dieselben Lichter führen, welche durch Artikel 2 
für ein Dampffahrzeug in Fahrt vorgeschrieben sind, mit Ausnahme der 
dort erwähnten weissen Lichter; diese darf ein solches FaJirzeng niemals 
führen. 

1) Also auch ein Dampf fahrzeug (yergl. oben » Einleitung «); selbst wenn seine 
Maschine dabei in Thätigkeit ist. 

Artikel 6. 

Wenn, wie es bei kleinen Fahrzeugen in Fahrt bei schlechtem Wetter 
vorkommt, die grünen und rothen Seitenlichter nicht fest angebracht 
werden können, so müssen diese Lichter doch angezündet und gebrauchs- 
fertig zur Hand gehalten und, wenn das Fahrzeug sich einem anderen 
oder ein anderes Fahrzeug sich ihm nähert, an den betreffenden Seiten, 
zeitig genug, um einen Zusammenstoss zu verhüten, gezeigt werden. Dies 
muss so geschehen, dass die Lichter möglichst gut sichtbar sind, das 
grüne aber nicht von der Backbordseite her, das rothe nicht von der 
Steuerbordseite her, und beide wo möglich nicht weiter als bis zu zwei 
Strich hinter die Richtung quer ab (zwei Strich achterlicher als dwars) 
gesehen werden können. 

Um den richtigen Gebrauch der tragbaren Lichter zu sichern, muss 
jede Laterne aussen mit der Farbe des Lichtes, welches sie zeigt, an- 
gestrichen und mit einem gehörigen Schirme versehen sein. 

Artikel 7. 

Dampffahrzeuge unter 113 und Ruder- oder Segelfahrzeuge unter 
57 Kubikmeter Brutto-Raumgehalt und Ruderboote brauchen, wenn sie in 
Fahrt sind, die im Artikel 2 unter a, b und c erwähnten Lichter nicht 
zu führen, sie müssen aber, wenn sie diese Lichter nicht führen, mit 
folgenden Lichtem versehen sein: 

1. Dampffahrzeuge unter 113 Kubikmeter Brutto-Raumgehalt müssen 
führen: 

a) im vorderen Theile des Fahrzeugs oder an oder vor dem Schorn- 
stein in einer Höhe von mindestens drei Meter über dem Schan- 
deckel ein weisses Licht. Das Licht muss an der Stelle, wo 
es am besten gesehen werden kann, sich befinden und im 
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Uebrigen so eingerichtet und angebracht sein, wie im Artikel 2 
nnter a vorgeschrieben; es nmss von solcher Stärke sein, dass 
es anf eine Entfemnng von mindestens zwei Seemeilen sicht- 
bar*) ist; 
b) grüne nnd rothe Seitenlichter, so eingerichtet und angebracht, 
wie im Artikel 2 unter b nnd c vorgeschrieben, nnd von solcher 
Stärke, dass sie anf eine Entfemnng von mindestens einer See- 
meile sichtbar sind, oder a^ deren Stelle eine doppelfarbige 
Laterne,^ welche an den betreffenden Seiten ein grünes nnd 
ein rothes licht von recht voraus bis zu zwei Strich hinter die 
Richtung quer ab (zwei Strich achterlicher als dwars) zeigt. 
Diese Laterne muss mindestens ein Meter unter dem weissen 
Lachte geführt werden. 

2. Kleine Dampfboote, wie zum Beispiel solche, welche von See- 
schiffen an Bord geführt werden, dürfen das weisse Licht niedriger 
als drei Meter über dem Schandeckel, jedoch [nur] ') über der unter 
Ib erwähnten doppelfarbigen Laterne führen. 

3. Ruder- und Segelfahrzeuge von weniger als 57 Kubikmeter Brutto- 
Raumgehalt müssen eine Laterne mit einem grünen Glase auf der 
einen Seite und einem rothen Glase auf der anderen gebrauchs- 
fertig zur Hand haben. Diese Laterne muss, wenn das Fahrzeug 
sich einem anderen oder ein anderes Fahrzeug sich ihm nähert, 
zeitig genug, um einen Zusammenstoss zu vermeiden, und derart 
gezeigt werden, dass das grüne Licht nicht von der Backbordseite 
her und das rothe Licht nicht von der Steuerbordseite her ge- 
sehen werden kann. 

4. Ruderboote, gleichviel ob sie rudern oder segeln, müssen eine 
Laterne mit einem weissen Lichte gebrauchsfertig zur Hand haben, 
welches zeitig genug gezeigt werden muss, um einen Zusammen- 
stoss zu verhüten. 

Die in diesem Artikel bezeichneten Fahrzeuge brauchen die im 
Artikel 4 unter a und Artikel 11 Schlusssatz vorgeschriebenen Lichter 
nicht zu führen. 

1) S. den Abs. vor Art. 1. 

^ Die Dampfbeiboote S. M. Schiffe führen an Stelle einer solchen doppelfarbigen 
Laterne neben der am Schornstein angebrachten weissen Toplateme eine grüne nnd 
«ine rothe Buglateme in der im Artikel 7, 2 vorgeschriebenen Höhe über dem Schan- 
deckel der Boote (M.V.Bl. 1897 S. 137). 

3) Siehe Anm. 2 znr Ueberschrift dieser Y. 

Artikel 8. 

Lootsenfahrzeuge,^) welche Lootsendienste auf ihrer Station thun, 
haben nicht die für andere Fahrzeuge vorgeschriebenen Lichter, sondern 
ein weisses, über den ganzen Horizont sichtbares^ Licht am Masttop zu 
führen, und ausserdem in kurzen Zwischenräumen, mindestens aber alle 
fünfzehn Minuten ein oder mehrere Flackerfeuer zu zeigen. 

Wenn sie sich anderen oder andere Fahrzeuge sich ihnen auf geringe 
Entfernung nähern, müssen sie die Seitenlichter angezündet und gebrauchs- 
fertig haben und in kurzen Zwischenräumen aufleuchten lassen oder zeigen. 
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um die Richtung, in welcher sie anliegen, erkennbar zu machen. Da& 
grüne Licht darf nicht an Backbordseite, das rothe Licht nicht an Steuer- 
bordseite gezeigt werden. 

Ein Lootsenfahrzeug solcher Bauart, dass es längsseits der Schiffe 
anlegen muss, um einen Lootsen an Bord zu setzen, braucht das weisse 
Licht nur zu zeigen, statt dasselbe am Masttop zu führen; auch genügt 
es, wenn solches Fahrzeug an Stelle der oben erwähnten farbigen Lichter 
eine Laterne mit einem grünen Glase auf der einen Seite und einem rothen 
Glase auf der anderen zur Hand hat, um dieselbe so, wie im Artikel 7 
unter 3 vorgeschrieben, zu gebrauchen. 

Lootsenfahrzeuge, welche keinen Lootsendienst auf ihrer Station thun,. 
müssen Lichter wie andere Fahrzeuge ihres Raumgehalts führen. 

1) Wegen der Sonderstellung der Lootsendampff ahrzeuge s. Art. 2 der V. v. 
10. V. 1897 (unten VIH.?). 

*) S. den Abs. vor Art. 1. 

Artikel 9^ 
betrifft Regeln für die Fischerfahrzeuge, deren Erlass vorbehalten bleibte 

1) Vergl. Anm. 1 zur üeberschrift der vorliegenden V., sowie die V. v. 10. V. 1897 
(unten VIII. 7). 

Artikel lO.^) 

Ein Fahrzeug, welches von einem anderen überholt^ wird, mus& 
diesem vom Heck aus ein weisses Licht oder ein Flackerfeuer zeigen. 

Das weisse Licht darf fest angebracht und in einer Laterne geführt 
werden; die Laterne muss aber mit Schirmen versehen und so eingerichtet 
und so angebracht sein, dass sie ein ununterbrochenes Licht über einen 
Bogen des Horizonts von zwölf Kompassstrichen — je sechs Strich von 
recht achteraus auf jeder Seite des Fahrzeugs — wirft. Das Licht muss 
auf eine Entfernung von mindestens einer Seemeile sichtbar^) sein und 
soweit thunlich mit den Seitenlichtern in gleicher Höhe geführt werden. 

1) Aus der Bestimmung dieses Art. kann die Verpflichtung des Schiffers gefolgert 
werden^ einen besonderen Ausguck nach hinten zu halten. Vergl. Erk. des S.A. Ham- 
burg V. 29. X. 1891 (Bd. 10 S. 27), aber auch des H.O.L.G. v. 14. VII. 1892 (H.G.Z. 
S. 249) und des R.G. v. 18. IL 1893 (Entsch. in Civs. Bd. 31 S. 63; H.G.Z. S. 184); 
ferner des H.O.L.G. v. 11. IH. 1896 (H.G.Z. S. 151); Dick und Kretschmer a. a. O. 
S. 682. — Eingehend handelt vom Hecklicht das Erk. des H.O.L.G. v. 1. XII. 1899 
(H.G.Z. 1900 S. 49). 

2) Vergl. Art. 24. 

3) Siehe den Abs. vor Art. 1. 

Artikel 11. 

Ein Fahrzeug vor Anker ^) muss, wenn es weniger als fünfundvierzig^ 
Meter lang ist, vorne ein weisses Licht an der Stelle, wo dasselbe am 
besten gesehen werden kann, jedoch nicht höher als sechs Meter über 
dem Rumpfe, führen, und zwar in einer Laterne, welche ein helles, auf 
eine Entfernung von mindestens einer Seemeile sichtbares,^) ununter- 
brochenes Licht über den ganzen Horizont wirft.*) 

Ein Fahrzeug vor Anker muss, wenn es fünfundvierzig Meter oder 
mehr lang ist, zwei solche Lichter führen; das eine Licht im vorderen 
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Theile des Fahrzeugs nicht niedriger als sechs Meter and nicht höher als 
zwölf Meter über dem Rumpfe, — und das andere Licht am Heck oder 
in der Nähe des Hecks des Fahrzeugs, mindestens vier und einen halben 
Meter niedriger als das vordere Licht. 

Als Länge eines Fahrzeugs gilt die in dem Schiffscertifikat angegebene 
Länge. 

^) Fahrzeuge, welche in einem Fahrwasser oder nahe bei einem solchen 
am Grunde festsitzen, unterliegen derselben Verpflichtung; ausserdem 
müssen sie die im Artikel 4 unter a vorgeschriebenen zwei rothen Lichter 
führen. 

1) Vergl. Anm. 6 zur »Einleitung« dieser V. 

2) Vergl. den Abs. vor Art. 1. 

>) Diese Vorschrift kann nicht wörtlich verstanden werden, insofern auf einem 
Schiffe mit Masten eine Laterne nicht so angebracht sein kann, dass sie ein un- 
unterbrochenes Licht über den ganzen Horizont wirft. Dem Zwecke der Bestimmung 
entsprechend wird man die Ankerlateme je nach den besonderen Umständen an der 
Steuer- bezw. Backbord-Fockraa (ungefähr in der Mitte zwischen Nock und Toppnant), 
im Fockstag oder auch im Fockwant anbringen. Vergl. Prien S. 272; Erk. des S.A. 
Hamburg v. 4. XI. 1882 (Bd. 4 S. 406). 

4) Ausnahmen: Art. 7 dieser V. und Art. 1 der V. v. 10. V. 1897 (VIIL?). 

Artikel 12. 

Ein jedes Fahrzeug darf, wenn es nöthig ist, um die Aufmerksamkeit 
auf sich zu ziehen, ausser den Lichtern, welche es führen muss, ein 
Flackerfeuer zeigen oder irgend ein Knallsignal, welches nicht mit Noth- 
signalen^) verwechselt werden kann, geben. 

1) Art. 31, 32. 

Artikel 13. 

Vorschriften, welche bezüglich der Führung von zusätzlichen Stations- 
und Signallichtern für zwei oder mehrere Kriegsschiffe oder für Fahrzeuge, 
die unter Bedeckung fahren, erlassen sind, werden durch diese Verordnung 
nicht berührt. Auch wird durch sie das Zeigen von Erkennungssignalen, 
welche von SchifEsrhedern mit amtlicher Genehmigung angenommen und 
vorschriftsmässig eingetragen und bekannt gemacht sind, nicht beschränkt. 

Artikel 14. 

Ein Dampffahrzeug, welches nur unter Segel ist, aber mit auf- 
gerichtetem Schornsteine fahrt, muss bei Tage einen schwarzen Ball oder 
runden Signalkörper von fünfundsechszig Centimeter Durchmesser führen, 
und zwar vorne im Fahrzeug an der Stelle, an welcher das Zeichen am 
besten gesehen werden kann. 

m. Schallsignale bei NebeP) u. s. w. 

1) Schon die sichtbare Nähe einer Nebelzone verpflichtet ein Schiff, wenn 
es auch selbst nicht im Nebel ist, zur Anwendung der Nebelsignale behufs Orientirung 
der in einer solchen Zone befindlichen Fahrzeuge. 

Artikel 15. 

SchaUsignale für in Fahrt befindliche^) Fahrzeuge müssen gegeben 
werden : 
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1. von Dampffahrzeugen mit der Pfeife oder Sirene, 

2. von Segelfahrzeugen und geschleppten Fahrzeugen mit dem 
Nebelhorn. 

Ein langgezogener Ton im Sinne dieser Vorschriften ist ein Ton von 
vier bis sechs Sekunden Dauer. 

Ein Dampffahrzeug muss mit einer kräftig tönenden Pfeife oder 
Sirene versehen sein, welche durch Dampf oder einen Ersatz für Dampft) 
geblasen wird und so angebracht ist, dass der Schall durch keinerlei 
Hindemiss gehemmt wird, femer') mit einem wirksamen Nebelhorn, 
welches durch eine mechanische Vorrichtung geblasen wird,^) sowie mit 
einer kräftig tönenden Glocke. Ein Segelfahrzeug von 57 Kubikmeter 
Brutto-Raumgehalt oder darüber muss mit einem gleichartigen Nebelhorn 
und mit einer gleichartigen Glocke versehen sein. 

Bei Nebel, dickem Wetter, Schneefall oder heftigen Regengüssen, es 
mag Tag oder Nacht sein, sind folgende Schallsignale zu geben: 

a) Ein Dampffahrzeug, welches Fahrt durch das Wasser macht, muss 
mindestens alle zwei Minuten einen lang gezogenen Ton geben. 

b) Ein Dampffahrzeug, welches in Fahrt ist, aber seine Maschine ge- 
stoppt hat und keine Fahrt durch das Wasser macht, muss 
mindestens alle zwei Minuten zwei lang gezogene Töne mit einem 
Zwischenräume von ungefähr einer Sekunde geben. 

c)*) Ein Segelfahrzeug in Fahrt muss mindestens jede Minute, wenn 
es mit Steuerbord-Hälsen segelt, einen Ton, wenn es mit Backbord- 
Hälsen segelt, zwei aufeinander folgende Töne, und wenn es mit 
dem Winde achterlicher als dwars segelt, drei aufeinander folgende 
Töne geben. 

d)^ Ein Fahrzeug vor Anker muss mindestens jede Minute ungefähr 
fünf Sekunden lang die Glocke rasch läuten. 

e) Ein Fahrzeug, welches ein anderes Fahrzeug schleppt, ein Fahr- 
zeug, welches ein Telegraphenkabel legt, aufnimmt oder auffischt, 
und ein in Fahrt befindliches Fahrzeug, welches einem sich 
nähernden Fahrzeuge nicht aus dem Wege gehen kann, weil es 
überhaupt nicht oder doch nicht so manövriren kann, wie diese 
Vorschriften verlangen, muss statt der unter a und c vorgeschrie- 
benen Signale mindestens alle zwei Minuten drei auf einander 
folgende Töne geben, zuerst einen lang gezogenen Ton, dann zwei 
kurze ^) Töne. Ein geschlepptes Fahrzeug darf^ dieses Signal, 
aber kein anderes geben. 

Segelfahrzeuge und Boote von weniger als 57 Kubikmeter Brutto- 
Baumgehalt brauchen die vorerwähnten Signale nicht zu geben, müssen 
dann aber mindestens jede Minute irgend ein anderes kräftiges Schall- 
signal ^) geben. 

Anmerkung. ^^) Ueberall, wo diese Verordnung den Gebrauch einer Glocke 
vorschreibt, kann anstatt einer solchen an Bord türkischer Fahrzeuge eine 
Trommel, an Bord kleinerer Segelfahrzeuge, falls der Gebrauch eines solchen 
Instruments landesüblich ist, ein Gong benutzt werden. 

1) S. Abs. 4 der »Einleitung« dieser V. 
^ Z. B. heisse Luft. 
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3) Mit Kücksicht darauf, dass nicht nnr ein Dampfschiff, welches nnter Segel 
nnd nicht unter Dampf ist, gemäss Abs. 2 der »Einleitung« dieser V. als Segelfährzeug 
gilt, sondern auch jedes Dampfschiff in die Lage kommen kann, geschleppt zu werden, 
und in diesem Verhältniss mit dem Nebelhorn die Yorgeschriebenen Signale zu 
geben hat. 

4) Hiemach ist das Blasen des Nebelhorns mit dem Munde unzulässig; Erk. des 
S.A. Bremerhaven v. 10. VIII. 1889 (Bd. 9 S. 117). Nur, falls die mechanische Vor- 
richtung nicht funktionirt, wird das Nebelhorn mit dem Munde zu blasen sein, d» 
hierdurch der Vorschrift immerhin annähernd entsprochen wird. 

6) Der Ausdruck »mit Steuerbord-Hälsen« ist gleichbedeutend mit »über Backbord- 
Bug«, und der Ausdruck »mit Backbord-Halsen« gleichbedeutend mit »über Steuerbord- 
Bug«. Beide Verhältnisse begreifen die Fälle, wo der Wind querein oder Torlicher 
weht, das Schiff also »beim Winde« oder »mit halbem Winde« segelt; s. auch 
Prien S. 827. Der Ausdruck »achterlicher als dwars« bezeichnet die Fäle, in denen 
ein Schiff mit raumem Winde (Backstagswind) oder vor dem Winde seg^t. — Ein 
wendendes Schiff ist, so lange der Wind auf Steuerbord (yorlicher als dwars) steht, 
bis es in den Wind schiesst, hinsichtlich der Signalpflicht ein Steuerbord-Halser; so- 
bald es den Wind von Backbord hat, ein Backbord-Halser, und muss dementsprechend 
einen bezw. zwei Töne geben. Ein halsendes Schiff ist zeitweilig Beimwinder, 
zeitweilig Schiff mit dem Winde achterlicher als dwars. Vergl. Prien S. 776. 

^ Ein mit dem Anker am Grunde treibendes Schiff hat, insofern es nach Abs. 4 
der »Einleitung« dieser V. als in Fahrt befindlich zu erachten ist, das unter e) vor- 
geschriebene Signal zu geben, weil es nicht hinreichend manövrirfähig ist, um einem 
sich nähernden Fahrzeuge aus dem Wege zu gehen; vergl. Anm. 6 Nr. 5 zur »Ein- 
leitung«. 

^ Für die Dauer der »kurzen Töne« wird Art. 28 Abs. 1 einen Anhalt geben 
können. 

^) Für längsseit geschleppte Schiffe wird sich die Abgabe des Signals inso- 
fern nicht empfehlen, als dadurch ein Nutzen kaum erzielt werden, wohl aber infolge 
der vervielfältigten Signale Verwirrung entstehen kann. 

^ Z. B. durch Nebelhorn ohne mechanische Vorrichtung, Trompete, Klapper,. 
Trommel, Signalpfeife, Schrillpfeife, Gong. 

10) Anmerkung des amtlichen Textes. — Der Koran verbietet den Gebrauch der 
Glocke, Prien S. 287. 

IV. Mässigung der Geschwindigkeit bei*) Nebel u. s.w. 
1) Hier gilt entsprechend das in der Anm. zu III (vor Art. 15) Gesagte. 

Artikel 16. 

Jedes Fahrzeug muss^) bei Nebel, dickem Wetter, Schneefall oder 
heftigen Regengüssen, unter sorgfältiger Berücksichtigung der obwaltenden 
Umstände und Bedingungen, mit massiger Geschwindigkeit^ fahren.^ 

Ein Dampffahrzeug,*) welches anscheinend vor der Richtung quer ab 
(vorderlicher als dwars) das Nebelsignal eines Fahrzeugs hört, dessen 
Lage^) nicht auszumachen^) ist, muss, sofern die Umstände dies gestatten, 
seine Maschine stoppen^) und dann vorsichtig manövriren, bis die Grefahr 
des Zusammenstossens vorüber ist. 

1) Unabhängig von einer unmittelbar drohenden Gefahr. Nur zur Abwendung 
einer solchen kann (vergl. Art. 29, auch Art. 27) ein Abweichen von der Vorschrift 
erforderlich werden. Dies bezieht sich nicht allein auf die unmittelbare Gefahr 
einer Kollision, sondern auf jede dem Schiffe unmittelbar drohende Gefahr. In 
diesem Sinne heisst es in dem Erk. d. S.A. Hamburg v. 28. X. 1882 (Bd. 4 6. 389 ff.): 
:» Ebenso muss es als eine durchaus richtige Verhaltungsmaassregel angesehen werden, 
dass der Schiffer sein Schiff trotz der nebeligen Luft mit voller Kraft weiter laufen 
Hess. Denn in dem gefahrdrohenden Zustande, in welchem sich der »Geliert« befand 
[es war Feuer an Bord ausgebrochen] und der über kurz oder lang zur Elatastrophe, 
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das Schiff verlassen zu müssen, führen konnte, war jede unter Dampf zurückgelegte 
Seemeile, welche das Schiff dem Englischen Kanal näher brachte, ein unberechenbarer 
Gewinn«. 

2) Der Begriff der massigen Geschwindigkeit hat von jeher zu Zweifeln 
Anlass gegeben. 

Ausgeschlossen ist die Festsetzung der Geschwindigkeit, sei es 
für alle Schiffe, sei es für einzelne Kategorieen, auf ein bestimmtes 
Maass, weil für die rationelle, d. i. der Tendenz der Vorschrift entsprechende Be- 
messung der Fahrgeschwindigkeit eine ganze Reihe von Umständen in Betracht zu ziehen 
ist, welche zum Theil das einzelne Schiff und dessen Eigenschaften betreffen, zum Theil 
in äusseren Verhältnissen liegen. Zu den ersteren gehören namentlich das Deplacement 
und die Manövrirfähigkeit des Schiffes, zu den letzteren die Intensität des Nebels, 
die Frequenz des Reviers, also die grössere oder geringere Wahrscheinlichkeit, 
anderen Schiffen zu begegnen, die Nähe der Küste, die Verhältnisse des Fahr- 
wassers überhaupt. 

Die Fahrt muss derartig geregelt werden, dass beim Insichtkommen 
eines anderen Schiffes noch Zeit und Raum zum Ausweichen bleibt. 

Prien (S. 298) kommt mit diesem Grundsatz allerdings zu der Folgerung, dass 
bei dichtem Nebel, wenn Ankergrund vorhanden ist, zu Anker gegangen bezw., falls 
das Schiff keinen Ankergrund hat, aber für den erforderlichen Manöverraum die 
Uebersichtlichkeit fehlt, die Fahrt eingestellt werden müsse. In dieser Allgemein- 
heit ist dem nicht beizupflichten, wie auch die übrigens schwankende Recht- 
sprechung zeigt. 

In dem Erk. des R.G. v. 6. XII. 1880 (Entsch. fn Civs. Bd. 3 S. 138) wird aner- 
kannt, dass auch bei ganz besonders dichtem Nebel ein Dampfschiff seine Maschine 
so stark gebrauchen darf, dass es seine Steuerfähigkeit nicht verliert und sich jeder- 
zeit vollständig in der Herrschaft seines Führers befindet. Siehe ferner die Erk. des 
H.O.L.G. V. 23. IV. 1884 (H.G.Z. 1884 S. 136) und v. 1. X. 1887 (das. 1887 S. 291) 
und das das erstere bestätigende Erk. des R.G. v. 24. IX. 1886 (das. 1886 S. 111). — In 
dem Erk. des S.A. Hamburg vom 17. XII. 1883 (Entsch. Bd. 6 S. 220 ff., bes. S. 281 
bis 284) wird generell abweichend hiervon u. A. ausgeführt: Der Meinung, dass die 
Kaiserliche Verordnung das Fahren in jedem Nebel, wenn auch dem dicksten, als 
erlaubt hinstelle, könne das Seeamt nicht beipflichten. Gemäss Art. 24 (jetzt 29) 
müsse die Fahrgeschwindigkeit eines Schiffes im Nebel der Dichtigkeit des Nebels 
entsprechen. Sie entspreche derselben aber nur, wenn das Dampfschiff jederzeit so 
langsam fährt, dass es beim Sichten eines anderen Schiffes im Staude ist, auf die 
halbe Distanz von demselben ausser Fahrt gesetzt zu werden, da nur dann die Mög- 
lichkeit der erfolgreichen Befolgung des Art. 18 (jetzt 23) gesichert sei. Es müsse 
also ein Dampfschiff, wenn es im Nebel fahren will, ein doppelt so weites Sehfeld 
vor sich haben, als es Raum braucht, um durch Rückwärtsarbeiten der Maschine mit 
voller Kraft zum Stillstand gebracht zu werden. Die Vorsicht gebiete, vorkommenden- 
falls beizudrehen bezw. zu treiben und abzuwarten., bis der Nebel sich so weit 
lichtet, dass die Reise ohne Gefahr für das eigene und für fremde Schiffe fortgesetzt 
werden kann. Diese Auslegung der Art. 13 und 24 (jetzt 16 und 29) entspreche 
allerdings nicht der in weiten Kreisen der Seeleute herrschenden Auffassung; sie sei 
nichtsdestoweniger nothwendig. — Der dem Spruch zu Grunde liegende Kollisionsfall 
hat in der Folge zu einem Civilprozess geführt. In dem Berufungserkenntniss des 
H.O.L.G. V. 1. X. 1887 (H.G.Z. S. 291 f.) wird es gegenüber jener Auffassung für be- 
denklich erklärt, in der Nichteinsteilung der Fahrt bei Nebel die Versäumniss einer 
durch die gewöhnliche seemännische Praxis gebotenen Vorsichtsmaassregel zu erblicken. 
Allerdings könnten besondere Umstände im Sinne des Art. 24 (jetzt 29) die Ein- 
stellung der Fahrt gebieten. Siehe auch das Revisionserkenntniss des R.G. v. 26. I. 
1888 (Entsch. in Civs. Bd. 23 S. 70); ferner Erk. des H.O.L.G. v. 2. XII. 1886 (H.G.Z. 
1887 S. 43); v. 6. V. 1887 (das. S. 217, Seuffert's Archiv Bd. 43 S. 313) und dazu Erk. 
des R.G. V. 22. X. 1887 (H.G.Z. 1888 S. 81); des H.O.L.G. v. 20. VI. 1890 (H.G.Z. 
S. 280; ; V. 6. XI. 1891 (H.G.Z. 1892 S. 18) ; v. 9. XII. 1898 (H.G.Z. 1899 S. 80). Vergl. 
dagegen Erk. des R.G. v. 24. III. 1888 (Entsch. in Civs. Bd. 20 S. 176); des H.O.L.G. 
v. 13. VII. 1896 (H.G.Z. S. 246). 

Die Herabminderung der Fahrt muss nöthigenfalls — aber nicht immer 
(Erk. des O.S.A. v. 8. XII. 1897, Bd. 12 S. 712) — bis auf das geringste Maass 
erfolgen, welches erforderlich ist, um das Schiff steuerfähig zu er- 
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halten. Eine Herabsetzung unter dieses Maass würde die Gefahr eines Zusammen- 
stossens eher erhöhen als vermindern, weil ein Schiff, welches nicht mit Sicherheit 
manövriren kann, ausser Stande ist, der Ausweichepflicht zu genügen, diese Ver- 
pflichtung aber jeder Zeit beim Insichtkommen eines anderen Schiffes eintreten kann. 
Erk. des R.G. v. 6. XI. 1880 und v. 26. 1. 1888 (Entsch. in Civs. Bd. 3 S. 138 und Bd. 23 
S. 70), ferner des H.O.L.G. vom 13. VII. 1896 (H.G.Z. S. 276); ebenso in den Erk. des 
S.A. Bremerhaven v. 6. IX. 1879 (Bd. 1 S. 686), Rostock vom 14. VIII. 1884 (Bd. 5 
S. 703), Hamburg v. 10. VII. 1884 (Bd. 6 S. 9) und des O.S.A. v. 14. XI. 1884 (das. 
S. 16). Das Erk. d. S.A. Hamburg v. 26. V. 1898 (Bd. 13 S. 47) hält jedoch unter 
Umständen eine Mässigung der Fahrt selbst auf Kosten der Steuerfähigkeit für 
geboten. 

3) Zutreffend hebt das S.A. Hamburg in dem Erk. vom 17. XII. 1883 (Bd. 5 
S. 281) hervor: „Es braucht kaum bemerkt zu werden, dass dieser Artikel [damals 13] 
keine Imperative enthält, bei unsichtiger Luft die Schiffe in Fahrt zu setzen, eine 
perverse Auffassung, welche bei einseitiger Betonung der Worte >muss« und »fahren« 

der Fassung des Artikels entnommen werden könnte". — Man wird es sogar 

für einen Mangel an Vorsicht erachten müssen, wenn ein Schiff bei starkem Nebel 
die Fahrt antritt. S. auch Erk. des H.O.L.G. v. 7. V. 1884 (H.G.Z. S. 161): /Art. 13 
(jetzt 16) sagt nicht, dass bei Nebel jedes Schiff fahren darf, vorausgesetzt nur, dass 
es mit massiger Geschwindigkeit fährt, sondern regelt nur das Verhalten schon in 
Fahrt befindlicher Schiffe, die von Nebel befallen werden. Ueberdies wird nicht durch 
Art. 13 ausgeschlossen, dass auch für ein in Fahrt befindliches Schiff die Rücksicht 
auf Art. 23 und 24 (jetzt 27 und 29) der Verordnung unter Umständen noch weitere 
Vorsichtsmaassregeln wie Unterkrechung der Fahrt und Ankern gebieten kann. Ein 
noch nicht auf der Fahrt befindliches Schiff setzt sich und andere Schiffe durch Be- 
ginn seiner Fahrt trotz starken Nebels stets einer Gefahr aus, die es durch Ver- 
zögerung seiner Abfahrt vermeiden konnte; es verstösst damit allein schon gegen die 
Vorschrift des Art. 24 (jetzt 27) und macht sich folgeweise für einen von ihm im 
Nebel angerichteten Kollisionsschaden verantwortlich«. 

*) Von besonderer Wichtigkeit ist die Beibehaltung der vollen Dampf- 
spannung während der verminderten Fahrt; eine Herabsetzung des Dampfdrucks 
unter diesen Verhältnissen kann mit der seemännischen Vorsicht (Art. 29) nicht als 
vereinbar erachtet werden, weil dadurch die gerade bei unsichtigem Wetter unerläss- 
liche Bereitschaft zum jederzeitigen sicheren Manövriren wesentlich beeinträchtigt 
wird. S. aber Anm. 2 am Ende. 

5) Unter Lage ist nicht nur die Peüung und ungefähre Entfernung von dem 
beobachtenden Schiffe zu verstehen, sondern die Lage zu diesem Schiffe, also auch 
die Fahrtrichtung des anderen Schiffes.- Erk. des S.A. Hamburg v. 2. IL 1900 
(Bd. 13 S. 615 f.). 

6) »Ausmachen« heisst hier soviel wie einen zuverlässigen Schluss auf die 
Lage ziehen. Ist die Lage nur ungefähr zu ermitteln, so findet Art. 16 Abs. 2 An- 
wendung. Erk. des S.A. Hamburg v. 2. IL 1900 (Bd. 13 S. 609, 616). 

7) Das Erk. des H.O.L.G. v. 20. VI. 1890 (H.G.Z. S. 280) bemerkt: »Dass es 
bei Schiffsbewegungen im Nebel regelmässig (I) ein Fehler ist, Ruder zu legen, 
bevor man entweder den Gegensegler in Sicht oder aus fortgesetzten 
wiederholten, bezw. andauernd ausbleibenden Signalen die Gewissheit 
erlangt hat, dass er sich entferne, leuchtet ein«. Hinsichtlich der Pflicht, beim 
Hören eines Nebelsignals zeitweilig mit der Fahrt innezuhalten, sagt dasselbe Erk. 
V. 20. VI. 1890 (H.G.Z. S. 286), »dass ein Dampfer zeitweilig, bis zur Klärung der Situation, 
stoppen und thunlichst still stehen soll, wenn er im dicken Nebel das Signal eines 
anderen Schiffes hört, und die Möglichkeit, dass die Schiffe auf kreuzenden 
Kursen sich einander nähern, nicht als ausgeschlossen betrachtet werden kann«. 

V. Ausweichen.^) 

1) Die Ausweicheregeln der Art. 12 bis 27 können bei beiderseitig ge- 
wollter Annäherung zweier Schiffe, z. B. zwecks Lootsendienstleistung oder zur 
sonstigen Hülfe, nicht zur Anwendung kommen; Sache der Schiffsführer ist es, sich 
pflichtmässig — vergl. Art. 29 — über das Bestehen gegenseitigen Einverständnisses 
zu vergewissern. Vergl. Erk. des H.O.L.G. v. 16. X. 1891 (H.G.Z. 1894 S. 7); des E.G. 
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V. 12. XII. 1891 (Juristische Wochenschrift 1892 S. 63; Bolze, Die Praxis des R.G. 
in Civs. Bd. 13 S. 123 Nr. 231); des E.G. v. 6. XI. 1898 (Entsch. in Civs. Bd. 42 S. 69, 
76 ff.; H.G.Z. 1899 S. 100). — S. auch Anm. 1 zu Art. 26. 

Gefahr des Zusammenstossens. 

Das Vorhandensein einer Gefahr des Zusammenstossens kann, wenn 
die Umstände es gestatten, durch sorgfältige Kompasspeilung eines sich 
nähernden Schiffes erkannt werden. Aendert sich die Peilung nicht 
merklich, so ist anzunehmen, dass die Gefahr des Zusammenstossens vor- 
handen ist. 

Artikel 17.i) 

Sobald zwei Segelfahrzeuge sich so nähern, dass die Annäherung 
Gefahr des Zusammenstossens mit sich bringt,^) muss das eine dem 
anderen, wie nachstehend angegeben, aus dem Wege gehen: 

a) Ein Fahrzeug mit raumem Winde muss einem beim Winde segelnden 
Fahrzeug aus dem Wege gehen. 

b) Ein Fahrzeug, welches mit Backbord-Halsen beim Winde segelt, 
muss einem Fahrzeuge, welches mit Steuerbord-Hälsen beim Winde 
segelt, aus dem Wege gehen. 

c) Haben beide Fahrzeuge räumen Wind von verschiedenen Seiten, 
so muss dasjenige, welches den Wind von Backbord hat, dem 
anderen aus dem Wege gehen. 

d) Haben beide Fahrzeuge räumen Wind von derselben Seite, so 
muss das luvwärts befindliche Fahrzeug dem leewärts befindlichen 
aus dem Wege gehen. 

e) Ein Fahrzeug, welches vor dem Winde segelt, muss dem anderen 
Fahrzeug aus dem Wege gehen. 

i) Vergl. Art. 24, 27. 

^ Nicht erst bei Eintritt konkreter Gefahr. 

Artikel 18. i) 

Sobald zwei Dampffahrzeuge sich in gerade entgegengesetzter oder 
beinahe gerade entgegengesetzter Richtung so nähern, dass* die Annäherung 
Gefahr des Zusammenstossens mit sich bringt, muss jedes seinen Kurs 
nach Steuerbord ändern, damit sie einander an Backbordseite passiren. 

Diese Vorschrift findet nicht Anwendung, wenn zwei Dampffahrzeuge, 
sofern sie beide ihren Kurs beibehalten, frei von einander passiren müssen. 

Sie findet daher nur dann Anwendung, wenn bei Tage jedes der Fahr- 
zeuge die Masten des anderen mit den seinigen ganz oder nahezu in einer 
Linie sieht, und wenn bei Nacht jedes der Fahrzeuge in solcher Stellung 
sich befindet, dass beide Seitenlichter des anderen zu sehen sind. 

Sie findet keine Anwendung, wenn bei Tage das eine Fahrzeug sieht, 
dass sein Kurs vor dem Bug durch das andere Fahrzeug gekreuzt wird, 
oder wenn bei Nacht das rothe Licht des einen Fahrzeugs dem rothen 
des anderen, oder das grüne Licht des einen Fahrzeugs dem grünen des 
anderen Fahrzeugs gegenübersteht, oder wenn ein rothes Licht ohne ein 

12* 
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grünes, oder ein grünes Licht ohne ein rothes voraus in Sicht ist, oder 
wenn beide farbige Seitenlichter gleichzeitig aber anderswo als voraus in 
Sicht sind. 

1) Vergl. Art. 24, 25, 27. 

Artikel 19.i) 

Sobald die Kurse zweier Dampf fahrzeuge sich so kreuzen, dass die 
Beibehaltung derselben Gefahr des Zusammenstossens mit sich bringt, 
muss dasjenige Dampffahrzeug aus dem Wege gehen, welches das andere 
an seiner Steuerbordseite hat. 

1) Vergl. Art. 24, 26, 27. 

Artikel 20. i) 

Sobald ein Dampffahrzeug und ein Segelfahrzeug in solchen Rich- 
tungen fahren, dass die Beibehaltung derselben Gefahr des Zusammen- 
stossens mit sich bringt, muss das Dampffahrzeug dem Segelfahrzeug aus 
dem Wege gehen. ^) 

1) Vergl. Art. 24, 27. 

2) Beispiele: Erk. des R.O.H.G. v. 16. II. 1872 (Bd. 6 S. 146), v. 3. IX. 1876 
(Bd. 18 S. 290), V. 1. II. 1878 (Bd. 23 S. 186), v. 21. IX. 1878 (Bd. 24 S. 84); des E.G. 
V. 14. X. 1882 (Entsch. in Civs. Bd. 10 S. 11). Betreffs der Ausweichepflicht von Schlepp- 
dampfern: Erk. des S.A. Hamburg v. 20. XI. 1878 (Bd. 1 S. 183, 186), des S.A. Stettin v. 
8. XII. 1887 (Bd. 7 S. 733), des R.G. v. 16. II. 1896 (Entsch. in Strafs. Bd. 27 S. 36). 

Artikel 21.i) 

In allen Fällen, wo nach diesen Vorschriften eins von zwei Fahr- 
zeugen dem anderen aus dem Wege zu gehen hat, muss das letztere 
seinen Kurs und seine Geschwindigkeit beibehalten.^) 

Anmerkung.') Wenn jedoch infolge von dickem Wetter oder aus 
anderen Ursachen zwei Fahrzeuge einander so nahe gekommen sind, dass 
ein Zusammenstoss durch Manöver des zum Ausweichen verpflichteten Fahr- 
zeugs allein nicht vermieden werden kann, so soll auch das andere Fahrzeug 
so manövriren, wie es zur Abwendung eines Zusammenstossens am dien- 
lichsten ist (vergleiche Artikel 27 und 29).*) 

1) Vergl. Art. 24, 27, 29. 

2) Es ist jedoch nicht jedes noch so geringe Abhalten oder Völler-Halten als 
eine Kursänderung anzusehen. Vergl. Erk. des S.A. Hamburg v. 26. X. 1880 (Bd. 2 
S. 729): »Wenn Schiffer B. selbst bekundet, um etwa 1/2 Strich voller gehalten zu 
haben, um besser Steuer im Schiff zu haben, so ist darin eine Kursänderung nicht 
zu erblicken.« Erk. desselben S.A. v. 22. IV. 1880 (das. S. 363): »Das Seeamt musste 

.... zu der Ueberzeugung gelangen, dass die „Margaretha" der Vorschrift , 

wonach dasjenige Schiff, dem die Pflicht zum Ausweichen nicht obliegt, seinen Kurs 
zu halten hat, nachgekommen ist. Der Umstand, dass der Bestmann der „Margaretha'^ 

in den letzten Minuten vor der Kollision um 1/2 Strich voller gehalten 

haben will^ — dass es mehr als ein halber bis höchstens ein ganzer Strich keinen- 
falls gewesen sein kann, ergeben die obigen Ausführungen, — vermag hieran nichts 

zu ändern und zwar selbst dann nicht, wenn man annehmen wollte, dass 

ohne diese geringe Veränderung der Kursrichtung des Evers in den letzten Minuten 
die Kollision vermieden wäre; denn, wenn die Regel, dass dasjenige Fahrzeug, welches 
nicht auszuweichen hat, seinen Kurs halten soll, in der vernünftigen Erwägung ge- 
troffen ist, dem ausweichenden Schiffte die Möglichkeit zu gewähren, seine Massnahmen 
zur Verhütung der Kollision mit Sicherheit treffen zu können, so würde es doch ein 
durch nichts zu rechtfertigendes Wagniss sein, wenn das ausweichende Schiff seinen 
Kurs so nahe an dem andern vorüberführen wollte, dass ein — durch mancherlei 
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nicht vorherzusehende Umstände vielleicht unvermeidliches — Schwanken der Kurs- 
richtung jenes Schiffes um 1/2 bis 1 Strich zur Kollision führen musste.« 

3) Anmerkung des amtlichen Textes. 

4) Vergl. z. B. Erk. des S.A. Hamburg v. 4. XL 1897 (Bd. 12 S. 606 ff., 623). — 
Die Anmerkung des Textes kennzeichnet lediglich einen Unterfall der Art. 27 bezw. 
29. Aber auch abgesehen hiervon gilt die Vorschrift der Anmerkung sowohl dann, 
wenn das an sich ausweichepflichtige Schiff durch Umstände, die nicht in seiner Ver- 
antwortung lagen, am Ausweichen behindert war, als auch dann, wenn das recht- 
zeitige Ausweichemanöver schuldhaft unterblieb; siehe die Worte »oder aus anderen 
Ursachen«. Erk. des H.O.L.G. v. 7. IL 1900 (H.G.Z. S. 97). 

Artikel 22. ^ 

Jedes Fahrzeug, welches nach diesen Vorschriften einem anderen aus 
dem Wege zu gehen hat, muss, wenn die Umstände es gestatten, ver- 
meiden, den Bag des anderen zu kreuzen. 

1) Vergl. Art. 24. 

Artikel 23.^) 

Jedes Dampffahrzeug, ^) welches nach diesen Vorschriften einem anderen 
Fahrzeug aus dem Wege ^u gehen hat, muss bei der Annäherung, wenn 
nöthig, seine Fahrt mindern oder stoppen oder rückwärts gehen. ^ 

1) Vergl. Art. 24 und für den Fall unsichtigen Wetters Art. 16. 

2) Bezüglich der Dampf Schleppfahrzeuge s. Erk. des ß.G. v. 2. X. 1886 (Entsch. 
in Civs. Bd. 19 S. 20). 

3) Beispiele: Erk. des ß.O.H.G. v. 3. XL 1871 (Bd. 4 S. 111 ff., 121) und v. 
1. IL 1878 (Bd. 23 S. 186). 

Artikel 24. i) 

Ohne Rücksicht auf irgend eine dieser Vorschriften muss jedes Fahr- 
zeug beim üeberholen eines anderen dem letzteren aus dem Wege gehen. ^) 

Als überholendes Fahrzeug gilt jedes Fahrzeug, das sich einem anderen 
Fahrzeug aus einer Richtung her nähert, welche mehr als zwei Strich hinter 
der Richtung quer ab (zwei Strich achterlicher als dwars) liegt, das heisst 
aus einer Richtung, bei welcher die Fahrzeuge so zu einander stehen, dass 
das überholende bei Nacht keines der Seitenlichter des anderen sehen 
würde. Durch spätere Veränderung in der Peilung der beiden Fahrzeuge 
wird das überholende Fahrzeug weder zu einem kreuzenden Fahrzeug im 
Sinne dieser Vorschriften, noch von der Verpflichtung entbunden, dem 
anderen Fahrzeug aus dem Wege zu gehen, bis es dasselbe klar passirt hat. 

Vermag das überholende Fahrzeug bei Tage nicht sicher zu erkennen, 
ob es sich vor oder hinter der oben bezeichneten Stellung zu dem anderen 
Fahrzeuge befindet, so hat es anzunehmen, dass es ein überholendes Fahr- 
zeug ist, und muss es dem anderen aus dem Wege gehen. 

1) Vergl. Art. 10, 27. 

2) Ergiebt sich nachträglich, dass ein Ausweichen nach der Seite hin unmöglich 
ist, so hat das überholende Fahrzeug zurückzubleiben. Erk. des S.A. Stralsund v. 
25. VII. 1884 (Bd. 6 S. 167). 

Artikel 25.^) 

In engen Fahrwassern^) muss jedes Dampffahrzeug, wenn dies ohne 
Gefahr ausführbar ist,^) sich an derjenigen Seite der Fahrrinne oder der 
Fahrwassermitte halten, welche an seiner Steuerbordseite liegt. 

1) Dieser Art. bildet keine eigentliche Ausnahme von den Art. 18 und 19; Erk. 
des R.G. in Civs. v. 12. IL 1898 (Juristische Wochenschrift S. 227 Nr. 27). Er enthält 
keine Ausweichevorschrift i. e. S., mithin keine das Vorhandensein einer kon- 
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kreten Kollisionsgefahr voraussetzende Norm; er will vielmehr nur bewirken, dass 
eine solche Gefahr möglichst überhaupt nicht eintrete. Deshalb kann er auch nicht 
für enge Fahrwasser die Vorschriften der Art. 18 bezw. 19 »ersetzen«. Wird die 
Regel des Art. 25 aus irgend einem Grunde nicht beobachtet, so ist, wenn infolge- 
dessen die Kurse zweier in dem engen Fahrwasser sich einander nähernden Dampf- 
schiffe entgegengesetzt sind oder sich kreuzen, Art. 18 bezw. Art. 19 zu befolgen. 
Erk. d. R.G. v. 28. VI. 1899 (Entsch. in Civs. Bd. 44 S. 42; H.G.Z. 1899 S. 101; 
Juristische Wochenschrift 1899 S. 608). 

2) Auch ein Fahrwasser von etwa 3/4 Seemeilen Breite ist als »enges« in diesem 
Sinne angesehen worden. Erk. des S.A. Hamburg v. 1. XII. 1886 (Bd. 7 S. 247). 
Andererseits sind weder Meerengen noch Flüsse ohne Weiteres als enge Fahrwasser 
zu betrachten. Erk. des S.A. Bremerhaven v. I.V. 1888 (Bd. .8 S. 143). Die sog. 
Königsberger Rinne ist ein enges Fahrwasser; Erk. des S.A. Königsberg v. 8. IX. 1892 
(Bd. 10 S. 284); des R.G. in Civs. v. 12. II. 1898 (Juristische Wochenschrift S. 227 
Nr. 27). Vergl. auch Erk. des H.O.L.G. v. 14. XI. 1894 (H.G.Z. 1896 S. 46). 

3) Zur Auslegung der Worte »wenn dies ohne Gefahr ausführbar ist« vergl. Erk. 
des R.G. V. 2. X. 1886 (Entsch. in Civs. Bd. 19 S. 14 ff., Seufferts Archiv Bd. 42 S. 340), 

V. 6. XI. 1886 (das. S. 29), v. 2. XI. 1887 (Entsch. in Civs. Bd. 20 S. 34). 

Artikel 26. i) 

In Fahrt befindliche Segelfahrzeuge müssen Segelfahrzeugen oder 
Booten, welche mit Treibnetzen, Angelleinen oder Grundschleppnetzen 
fischen, aus dem Wege gehen. Durch diese Vorschrift wird jedoch keinem 
fischenden Fahrzeug oder Boote die Befugniss eingeräumt, ein Fahrwasser, 
welches andere Fahrzeuge benutzen, zu sperren. 

1) Vergl. Art. 19 des internationalen Vertrages, betr. die polizeiliche Regelung 
der Fischerei u. s. w., v. 6. V. 1882 (R.G.B1. 1884 S. 26). 

Artikel 27.^) 

Bei Befolgung dieser Vorschriften muss stets gehörige Rücksicht auf 
alle Gefahren der Schiffahrt und ^) des Zusammenstossens, sowie auf solche 
besondere Umstände genommen werden, welche zur Abwendung unmittel- 
barer Gefahr^) ein Abweichen von den Vorschriften nothwendig machen. 

1) Dieser Artikel ist nur auf den V. Abschnitt zu beziehen (s. Stoerk S. 240); 
vergl. aber Art. 29, der weiter geht. 

2) Durch die Hinzufügung der Worte »und des Zusammenstossens« hinter 
»alle Gefahren der Schiffahrt« sollte hervorgehoben werden, dass zu den Ge- 
fahren, welche ein Abweichen von den Regeln bedingen können, auch die Gefahr des 
Zusammenstossens mit einem Schiff, gegenüber welchem die Regeln an sich zur An- 
wendung kommen würden, gerechnet werden muss. Dies erschien mit Rücksicht 
darauf angezeigt, dass in Grossbritannien sowohl wie in den Vereinigten Staaten von 
Amerika die Gerichte entgegen der zweifellosen Absicht der Kollisionsvorschriften die 
Einbeziehung dieser Gefahr in den Begriff Gefahren der Schiffahrt nicht anerkannt haben. 

3) Der Begriff »unmittelbare Gefahr« darf nicht zu weit ausgelegt werden; 
anderenfalls würden die Bestimmungen der Art. 17 — 26 leicht illusorisch. Vergl. Erk. 
des S.A. Hamburg v. 26. V. 1898 (Bd. 13 S. 48). 

VI. Schallsignale für Fahrzeuge, welche einander ansichtig 

sind.^) 
1) Gegensatz: Abschnitt III der V. 

Artikel 28. 

Als kurzer Ton im Sinne dieses Artikels gilt ein Ton von ungefähr 
einer Sekunde Dauer. 
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Sind Fahrzeuge einander ansichtig, so muss ^) ein in Fahrt befindliches 
Dampffahrzeug, wenn es einen diesen Vorschriften entsprechenden Kurs 
einschlägt, diesen Kurs durch folgende Signale mit seiner Pfeife oder Sirene 
anzeigen, nämlich: 

Ein kurzer Tön bedeutet: 

»ich richte meinen Kurs nach Steuerbord.« 
Zwei kurze Töne bedeuten: 

»ich richte meinen Kurs nach Backbord.« 
Drei kurze Töne bedeuten: 

»meine Maschine geht mit voller Kraft rückwärts.« 

1) Die Ahgabe der Signale ist jetzt (im Gegensatz zu Art. 19 der V. v. 7. 1. 1880) 
ohligatorisch. Diese Signale dürfen nicht als »Frag- und Antwortsignale« verwendet 
werden; sie bedeuten lediglich eine Anzeige des Kurses des signalisirenden Schiffes. 
Vergl. Erk. des S.A. Hamhurg v. 21. VIII. 1894 (Bd. 11 S. 279). 



VII. Nothwendigkeit anderweiter Vorsichtsmassregeln. 

Artikel 29. i) 

Keine dieser Vorschriften soll ein Fahrzeug, oder den Rheder, den 
Führer und die Mannschaft desselben von den Folgen einer Versäumniss 
im Gebrauche von Lichtern^) oder Signalen^) und im Halten eines ge- 
hörigen*) Ausgucks oder von den Folgen der Versäumniss anderer Vor- 
sichtsmas sregeln befreien, welche durch die seemännische Praxis oder 
durch die besonderen Umstände des Falles geboten werden. ^) 

1) Vergl. Art. 27 und Anm. 1—4, 7 zu Art. 16; Junge a. a. O. S. 40 — 45. 

2) Auch die eigenen Positionslaternen sind sorgfältig zu beobachten. Vergl. 
Prien S. 232f. 

3) Beim Wenden etc. sind die erforderlichen Warnungssignale abzugeben. Vergl. 
Erk. des H.O.L.G. v. 26. V. 1897 (H.G.Z. S. 168); v. 22. III. 1899 (H.G.Z. S. 182); des 
R.G. V. 28. VI. 1899 (Entsch. in Civs. Bd. 44 S. 47, H.G.Z. 1899 S. 101, Juristische 
Wochenschrift 1899 S. 608). 

4) Vergl. Erk. des S.A. Bremerhaven v. 2. XII. 1899 (Bd. 13 S. 538). — Die Aus- 
guckleute sind, wenn irgend thunlich, nicht gleichzeitig zu anderen Zwecken zu ver- 
wenden ; nöthigenfalls ist ihre Zahl zu vermehren, auch für einen besonderen Ausguck 
nach hinten zu sorgen, s. Anm. 1 zu Art. 10. 

5) Aus Art. 29 folgt insbesondere auch die Verpflichtung des Schiffsführers, bei 
der Wahl des Ankerplatzes auf Rheden, in Häfen etc., in Ermangelung besonderer 
schifffahrtspolizeilicher Verordnungen die erforderliche Vorsicht zur Vermeidung von 
Kollisionen mit anderen Schiffen zu beobachten. Wenn auch jeder Schiffsführer, so- 
weit nicht schifffahrtspolizeiliche Bestimmungen entgegenstehen, die Befugniss hat, 
auf offenen Rheden mit seinem Schiffe an einer beliebigen Stelle zu Anker zu gehen, 
so muss er dabei doch die Lage derjenigen Schiffe berücksichtigen, welche schon 
vorher von demselben Rechte Gebrauch gemacht haben. Thut er dies nicht, und legt 
er sein Schiff so vor Anker, dass die Nähe desselben zu einem oder mehreren der 
schon früher in dem Reviere zu Anker gegangenen Schiffe in Folge von Wind oder 
Strömung die letzteren gefährdet, so trifft ihn die Verantwortlichkeit. Erk. des R.O.H.G. 
V. 8. VI. 1871 (Bd. 3 S. 30 ff.). 

Ingleichen ist bei der Festlegung des Schiffes darauf zu achten, dass die 
Anbringung der Anker ihrer Zahl nach eine genügende ist, dass nicht so viel Kette 
ausgebracht wird, dass beim Schwojen die Gefahr einer Kollision mit anderen Schiffen 
entsteht, und doch nicht so wenig, dass die Kette leicht brechen und das alsdann 
treibende Schiff an andere Fahrzeuge antreiben kann; es ist ferner ein Erforderniss 



184 VIII. 4. Verordnung zur Verhütung des Zusammenstossens der Schiffe auf See. 

der Vorsicht zur Vermeidung von Kollisionen, dass auch den Veränderungen in der 
Stärke und Richtung des Windes, einem Stromwechsel oder sonstigen nach der ersten 
Verankerung eintretenden Umständen durch geeignete Massnahmen und je nach den 
Verhältnissen durch Veränderung des Ankerplatzes Rechnung getragen wird. 

Zu den hier in Betracht kommenden Vorsichtsmassregeln ist ferner zu rechnen, 
dass nach Massgabe der Situation Anker und Ketten zum jederzeitigen Fallen- 
lassen klar gehalten werden. Diese Vorsicht ist überall geboten, wo Ankergrund 
vorhanden und die Möglichkeit einer gefährdenden Annäherung anderer Schiffe oder 
an andere Schiffe vorauszusehen ist, weil das Auswerfen eines Ankers unter Umstanden 
das geeignetste Mittel zur Verhütung eines Zusammenstosses ist. S. £rk. des R.O.H.G. 
V. 8. VI. 1871 (Bd. 3 S. 30 ff.) und v. 12. XI. 1873 (Bd. 11 S. 329 ff.). — Es ist aber 
zu weit gegangen, wenn das R.O.H.G. in dem Erk. v. 20. I. 1872 (Bd. 6 S. 68 ff.) 
ausspricht, dass es im allgemeinen für jedes in der Fahrt begriffene Schiff eine Pflicht 
sei, seine Anker stets zum Gebrauche in Bereitschaft zu haben. — In See pflegen 
die Anker gezurrt zu sein. 

Vin. Vorbehalt in Betreff der Häfen und Binnengewässer. 

Artikel 30. 

Vorschriften, welche bezüglich der Schiffahrt in Häfen, auf Flüssen 
oder in Binnengewässern erlassen sind,^) werden durch diese Verprdnung 
nicht berührt.^) 

^) Oder innerhalb der Zuständigkeitsgrenzen noch erlassen werden. 

2) Vergl. z. B. das Hamburgische Hafengesetz v. 2. VI. 1897 (G.S., 1. Abth., S. 26); 
Rechtsprechung dazu bei A braham a. a. O. S. 164 — 166. — Ausser Geltung ist, mindestens 
für die von Seeschiffen befahrenen Gewässer, das Regulativ v. 18. IV. 1844, enthaltend die 
durch den Betrieb der Dampfschifffahrt auf dem Frischen und Kurischen Haff und auf den 
schiffbaren Gewässern der Provinz Preussen für den Schiffsverkehr erforderlich ge- 
wordenen Polizei Vorschriften; Erk. des R.G. in Civs. v. 12. II. 1898 (Juristische 
Wochenschrift S. 227 Nr. 27). Einen anderen, wohl irrigen Standpunkt vertrat das 
Erk. des S.A. Königsberg v. 8. IX. 1892 (Bd. 10 S. 284), doch gab auch jenes zu, 
dass »mehrere Bestimmungen« des Regulativs v. 1844 nicht mehr gelten. — Bei 
Auslegung der Unter -Weser -Verordnung führt das Erk. des H.O.L.G. v. 19. XI. 1900 
(H.G.Z. 1901 S. 17) aus, wie der Schlussabsatz des § 44 derselben ungültig sei, weil 
er Unmögliches verlange. 

rX. Nothsignale. 

Artikel 31.^) 

Fahrzeuge, welche in Noth sind und Hülfe von anderen Fahrzeugen 
oder vom Lande verlangen, müssen folgende *'^) Signale — zusammen oder 
einzeln — geben. 

Bei Tage: 

1. Kanonenschüsse oder andere Knallsignale, welche in Zwischen- 
räumen von ungefähr einer Minute Dauer abgefeuert werden. 

2. Das Signal NC des »Internationalen Signalbuchs«. 

3. Das Fernsignal, bestehend aus einer viereckigen Flagge, über oder 
unter welcher ein Ball oder etwas, was einem Balle ähnlich sieht, 
aufgeheisst ist. 

4. Raketen oder Leuchtkugeln, wie solche weiterhin als Nachtsignale 
angegeben sind. 

5. Anhaltendes Ertönenlassen irgend eines Nebelsignalapparats. 
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Bei Nacht: 

1. Kanonenschüsse oder andere Knallsignale, welche in Zwischen- 
räumen von ungefähr einer Minute Dauer abgefeuert werden. 

2. Flammensignale auf dem Fahrzeuge, zum Beispiel brennende 
Theer-, Oeltonnen oder dergleichen.') 

3. Raketen oder Leuchtkugeln von beliebiger Art und Farbe; die- 
selben sollen einzeln in kurzen Zwischenräumen abgefeuert 
werden. 

4. Anhaltendes Ertönenlassen irgend eines Nebelsignalapparats. 

J) Vergl. Art. 4, 27, 32. 

ä) Die Anwendung anderer Signale als Zeichen der Noth oder Gefahr ist jedoch 
nicht, wie bei den Lootsensignalen (VIII. lo), ausgeschlossen. Namentlich gilt noch 
die Flagge »in Schau« (geknotet) als Nothzeichen. Erk. des O.S.A. v. 20. III. 1879 
(Bd. 1 S. 424). 

*) Z. B. ein brennendes getheertes Tau. 

Artikel 32. i) • 

Vorbehaltlich des Rechtes der Kriegsfahrzeuge, Sternsignale oder 
Raketen zu anderweitigen Signalzwecken zu benutzen, dürfen Nothsignale 
nur dann angewendet werden, wenn die Fahrzeuge in Noth oder Gefahr sind. 

i) Vergl. Art. 12, 31, 33. 



X. Verpflichtung der Schiffseigenthümer und Schiffsführer. 

Artikel 33. 

Der Eigenthümer und der Führer eines Fahrzeugs haften^) dafür, 
dass die zur Ausführung der vorstehenden Vorschriften erforderlichen 
Signalapparate vollständig und in brauchbarem Zustand auf dem Fahr- 
zeuge vorhanden sind. 

Im Uebrigen liegt die Befolgung der Vorschriften dem Führer des 
Fahrzeugs ob. Führer ist der Schiffer oder dessen berufener Vertreter. 
Hat das Fahrzeug einen Zwangslootsen ^) angenommen, so hat dieser die 
in den Artikeln 16 bis 27 gegebenen Vorschriften zu erfüllen, sofern nicht 
der Schiffer kraft landesrechtlich ihm zustehender Befugniss den Zwangs- 
lootsen seiner Funktionen enthoben hat.^) Die für die Schiffe und Fahr- 
zeuge der Kaiserlichen Marine geltenden besonderen Bestimmungen werden 
hierdurch nicht berührt. 

1) Die Haftung liegt sowohl auf civilrechtlichem wie auf strafrechtlichem Gebiet. 
In letzterer Hinsicht kommt zunächst § 146 des St.G.B. (VIII. 3) in Betracht; s. im 
Uebrigen die Citate in Anm. 4 zur Ueberschrift dieser V., sowie die Unfallverhütungsvor- 
schriften der Seeberufsgenossenschaft v. 4. VI. 1898 mit Nachträgen v. 26. V. 1900 (Straf- 
bestimmungen: § 103 der Vorschriften für Dampfer, § 87 derer für Segelschiffe) und 
S.U.V.G. §§ 118, 122. Ausserdem haftet der Führer des Schiffes, sofern er.patentirt 
ist, auch gewerberechtlich gemäss § 26 des S.U.G. (VIII. 13). S. auch §§ 33, 43 des 
G. über das Auswanderungswesen v. 9. VI. 1897 (R.G.Bl. S. 463), wonach sich noch 
eine besondere Haftung des Auswanderungsunternehmers ergiebt. 

2) Die Hamburger Hafenlootsen sind nicht Zwangslootsen in diesem Sinne. Näheres 
bei Junge S. 2 ff. 

3) Vergl. H.G.B. § 738. 
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XI. Schlussbestimmangen. 

Artikel 34. 

Alle dieser Verordnung entgegenstehenden Vorschriften, insbesondere die 
Verordnung zur Verhütung des Zusammenstossens der Schiffe auf See vom 
7. Januar 1880 (Reichs-Gesetzbl. S. 1),^) sowie die §§ 1 bis 3 der Noth- 
und Lootsen- Signalordnung für Schiffe auf See und auf den Küsten- 
gewässern vom 14. August 1876 (Reichs-Gesetzbl. S. 187) sind aufgehoben. 

Unberührt bleiben*) die Vorschriften im Artikel 19 des internationalen 
Vertrags, betreffend die polizeiliche Regelung der Fischerei in der Nordsee 
ausserhalb der Küstengewässer, vom 6. Mai 1882 (Reichs-Gesetzbl. von 
1884 S. 25), sowie die Vorschriften in den Artikeln 5 und 6 des inter- 
nationalen Vertrags zum Schutze der unterseeischen Telegraphenkabel 
vom 14. März 1884 (Reichs-Gesetzbl. von 1888 S. 151). 



I 



S. auch V. V. 10. V. 1897 (VIII. ?) Art. 3. 
Vergl. Art. 33 Schlnsssatz nnd Art. 13. 



Artikel 35. 
Diese Verordnung tritt am 1. Juli in Kraft. 

5. Verordnung über die Abbiendung der Seitenlichter und die 
Einriolitung der Positionslatemen auf Seeschifflsn. ^) 

Vom 16. Oktober 1900. 
(R.G.B1. S. 1003.) 
^) Vom Kaiser anf Grund des § 145 des Strafgesetzbuchs erlassen. 

§ 1- 

Die im Artikel 2 der Verordnung zur Verhütung des Zusammen- 
stossens der Schiffe auf See vom 9. Mai 1897 (Reichs-Gesetzbl. S. 203) 
vorgeschriebenen Schirme zur Abbiendung der Seitenlichter müssen parallel 
der Kielrichtung so angebracht sein, dass ihre feste Stellung während des 
Gebrauchs gesichert ist. Die Abbiendung des Lichtes hat in der Weise 
zu erfolgen, dass eine Linie, welche die Innenkante der Lichtquelle — 
des Dochtes der Lampe oder des Kohlefadens der elektrischen Glühlampe 
— mit der Vorderkante des Schirmes oder der Aussenkante der in der 
ganzen Höhe des Schirmes etwa aufzusetzenden Querleiste verbindet, 
parallel mit der Kielrichtung ist. 

§ 2. 

Die Einrichtung der Seiten- und Toplaternen (Positionslaternen) muss 
den Vorschriften einer vom Reichskanzler zu erlassenden Bekanntmachung 
entsprechen. ^) 

1) Vergl. VIIL6. 

§ 3. 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1901 in Kraft. 

Bis zum 1. Januar 1906 sind Laternen, welche den Anforderungen 
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der Kaiserlichen Verordnung vom 9. Mai 1897 genügen und von dem 
letzten Eigenthümer des Fahrzeugs nachweislich vor dem 1. April 1901 
angeschafft worden sind, der Vorschrift des § 2 nicht unterworfen. 

§ 4. 

Ausländische, in deutschen Hoheitsgewässern sich aufhaltende Fahr- 
zeuge sind von der Erfüllung der Vorschriften dieser Verordnung befreit, 
wenn sie nachweisen, dass sie entsprechenden Sondervorschriften ihres 
Heimathsstaats genügen, und wenn zugleich die gleichmässige Behandlung 
deutscher Fahrzeuge in dem Heimathsstaate verbürgt ist. 

6. Bekanntmachung, betreflfend die Einrichtung der Positions- 

latemen auf Seeschifffen. 

Vom 8. Dezember 1900. 

(R.G.B1. S. 1036.) 

Auf Grund des § 2 der Kaiserlichen Verordnung über die Abbiendung 
der Seitenlichter und die Einrichtung der Positionslaternen auf Seeschiffen 
vom 16. Oktober 1900 1) (Reichs-Gesetzbl. S. 1003) wird die nachfolgende 
Bekanntmachung, betreffend die Einrichtung der Positionslaternen auf 
Seeschiffen, erlassen. 

1) Vin. 5. — S. auch die »Instruktion für die Prüfung von SchifEspositions- 
latemen«, hrsg. von der Deutschen Seewarte, Hamburg 1901. — Die Positionslaternen 
jedes zur See-Berufsgenossenschaft gehörigen deutschen Schiffes müssen von einer 
Agentur der Deutschen Seewarte oder von einer anderen, vom Vorstande der See- 
Berufsgenossenschaft als geeignet bezeichneten Stelle geprüft und zweckentsprechend 
befunden sein. 

§ 1. 

Beschaffenheit der Laternen. 

Die Positionslaternen müssen so gebaut und eingerichtet sein, dass 
sie weder durch den Wind, noch durch die Bewegungen des Schiffes, 
noch durch eindringendes Wasser verlöscht werden. Die Luftzuführung 
muss ausreichen, um ein gutes Brennen des Lichtes zu ermöglichen. 

§ 2. 
a. Verwendung von Linsen. 

Die Positionslaternen müssen mit richtig konstruirten und geschliffenen, 
kreisförmig gekrümmten Linsen versehen sein. Der nicht durch die 
Fassung abgeblendete Theil der Linse muss bei den Toplaternen 20 Kompass- 
striche = 225 Grad, bei den Seitenlaternen 10 Kompassstriche = II2Y2 
Grad betragen. 

b. Beschaffenheit der Linsen und Erzeugung des farbigen 

Lichtes. 

Die Linsen der Seitenlaternen selbst sollen nicht gefärbt sein. Zur 
Erzielung des vorgeschriebenen grünen und rothen Lichtes sollen vielmehr 
ausschliesslich gefärbte Vorsteckgläser benutzt werden, wobei es sich zur 
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Vermeidung von Irrthümern empfiehlt, die Einrichtung so zu treffen, dass 
jedes Vorsteckglas nur in die zugehörige Laterne eingesetzt werden kann. 
Die Färbung der Gläser darf nicht zu dunkel sein. Für »roth« ist ent- 
weder eine Kupferfärbung oder Goldrubin, für »grün« aber hellblau-grün, 
nicht gelb-grün oder gras-grün zu nehmen. 

§ 3. 

Beschaffenheit des Lichtes. 

a. Breite des Dochtes. 

Die Breite der Lichtquelle darf quer zur Kielrichtung gemessen 
50 Millimeter nicht übersteigen. Die Verwendung von Rundbrennern 
wird empfohlen. 

b. Stärke des Lichtes. 

Bei Verwendung von elektrischem Lichte darf die Lichtstärke nicht 
weniger als 25 und nicht mehr als 32 Normalkerzen (nominell) betragen. 

c. Stellung der Lichtquelle zur Laterne. 

Die Mitte der Flamme muss mit dem Mittelpunkte desjenigen Kreis- 
bogens zusammenfallen, welcher durch einen in halber Höhe des Mittel- 
elements der Linse gelegten horizontalen Querschnitt gebildet wird. Bei 
elektrischem Glühlichte muss die Mittelachse der Birne in der Mittelachse 
der Linse stehen. Bei Anwendung von Flachbrennern sowie von elektri- 
schem Glühlichte muss der Docht oder die Ebene des Glühfadens parallel 
zur Sehne der Linse stehen. 

§ 4. 

Reflektoren. 

Bei Anwendung von farblosen, richtig konstniirten und geschliffenen 
Linsen und farbigen Vorsteckgläsern sind Reflektoren zur Erlangung der 
nöthigen Sichtweite nicht erforderlich. 

Bei elektrischem Lichte dürfen Reflektoren niemals verwendet werden. 

Wenn bei Petroleumlampen Reflektoren benutzt werden, so ist das 
Folgende zu beachten: 

a) Die Reflektoren müssen innen versilbert und gut polirt sein. 

b) Die inneren Flächen müssen Kugelsegmente bilden. 

Die Flamme muss im Mittelpunkte der Kugeloberfläche, von 
welcher die Fläche des Reflektors ein Theil ist, stehen. 

c) Der Reflektor muss soweit gekrümmt sein, dass die reflektirten 
Strahlen auch nach den äussersten Enden der Linse geworfen 
werden. 

d) Die Stellung des Reflektors muss derartig gesichert sein, dass 
eine Verschiebung oder unrichtige Stellung desselben nicht ein- 
treten kann, wenn die Lampe an ihrem Platze in der Laterne steht. 
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7. Verordnung, betreffend die Lichter- und Signalführung der 
Pisclierfalirzeuge und der Lootsendampffalirzeuge.^) 

Vom 10. Mai 1897. 
(R.G.B1. S. 216.) 
1) Vom Kaiser auf Grund des § 145 des Strafgesetzbuchs erlassen. — Vergl. VIII. 4. 

Artikel 1. 

Bis zum Erlasse der im Artikel 9 der Verordnung zur Verhütung des 
Zusammenstossens der Schiffe auf See vom 9. Mai 1897 (Reichs-Gesetzbl. 
S. 203) vorbehaltenen endgültigen Bestimmungen treten die folgenden 
Vorschriften über die Lichter- und Signalführung der Fischerfahrzeuge in 
Kraft. 

In Fahrt befindliche Fischerfahrzeuge und Fischerboote müssen, wenn 
sie gemäss diesem Artikel nicht andere Lichter zu führen oder zu zeigen 
haben, die für in Fahrt befindliche Fahrzeuge ihres Raumgehalts durch 
die vorstehend bezeichnete Verordnung vorgeschriebenen Lichter führen 
oder zeigen.^) 

a) Offene Boote, worunter alle Fahrzeuge zu verstehen sind, welche 
oben gegen das Eindringen von Seewasser nicht abgeschlossen 
werden können, müssen, wenn sie während der Nacht mit 
Fischerei irgend einer Art beschäftigt sind, ein nach allen Rich- 
tungen sichtbares^) weisses Licht zeigen. 

b) Mit Treibnetzen fischende Fahrzeuge und gedeckte Boote müssen 
zwei weisse Lichter an den Stellen, an welchen sie am besten 
gesehen werden können, führen. Diese Lichter müssen so an- 
gebracht sein, dass die senkrechte Entfernung zwischen ihnen 
mindestens zwei Meter und höchstens vier und einen halben Meter, 
die horizontale Entfernung, in der Kiellinie gemessen, mindestens 
einen und einen halben Meter und höchstens drei Meter beträgt. 
Das untere dieser beiden Lichter muss nach dem Ende des Fahr- 
zeugs hin angebracht sein, an welchem das Netz befestigt ist, 
und beide müssen so beschaffen sein, dass sie über den ganzen 
Horizont scheinen und auf eine Entfernung von mindestens drei 
Seemeilen sichtbar^) sind. Für die Ostsee genügt eine Sichtweite 
von einer Seemeile. 

c) Fahrzeuge und gedeckte Boote, welche mit Angelleinen fischen, 
die Leinen aushaben und an denselben fest sind, müssen, 
wenn sie nicht geankert haben oder sonst festliegen, dieselben 
Lichter führen, wie die mit Treibnetzen fischenden Fahrzeuge. 
Während des Auslegens und Einholens der Leinen darf ausser 
den rothen und grünen Seitenlaternen ein weisses über den ganzen 
Horizont scheinendes^) Licht vom Heck in einer Höhe von nicht 
mehr als einem Meter über dem Deck gezeigt werden. 

d) Fisch erfahrzeuge, welche mit dem Grundschleppnetze, das heisst 
mit einem Fanggeräthe, welches über den Meeresgrund geschleppt 
wird, fischen, müssen führen: 
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1. wenn Dampffahrzeuge — an der Stelle des im Artikel 2 
der im Eingange bezeichneten Verordnung unter a er- 
wähnten Lichtes — eine dreifarbige Laterne, welche so ein- 
gerichtet und. angebracht ist, dass sie von recht voraus bis 
zu zwei Strich auf jedem Bug ein weisses Licht, auf der 
Steuerbordseite ein grünes und auf der Backbordseite ein 
rothes Licht über einen Bogen des Horizonts von zwei 
Strich auf jedem Bug bis zu zwei Strich hinter die Richtung 
quer ab (zwei Strich achterlicher als dwars) wirft; ferner 
mindestens zwei Meter und höchstens vier Meter unter der 
dreifarbigen Laterne, eine Laterne, welche ein weisses 
ununterbrochenes Licht über den ganzen Horizont wirft; 

2. Segelfahrzeuge müssen eine Laterne führen, welche ein 
weisses ununterbrochenes Licht über den ganzen Horizont 
wirft; diese Fahrzeuge müssen ferner mit einem hinreichenden 
Vorrathe von rothen und grünen Kunstfeuern versehen sein, 
deren jedes mindestens dreissig Sekunden brennt. Diese 
Kunstfeuer müssen bei der Annäherung anderer Fahrzeuge 
zeitig genug gezeigt werden, um einen Zusammenstoss zu 
verhüten, und zwar entsprechend den Halsen, mit welchen 
das Fahrzeug segelt, also grün bei Steuerbord- und roth bei 
Back bor d-Halsen. 

Alle unter d erwähnten Lichter müssen auf eine Entfernung 
von mindestens zwei Seemeilen sichtbar^) sein. 

e) Fahrzeuge, welche mit dem Fange von Austern beschäftigt sind, 
müssen dieselben Lichter führen, wie die Grundschleppnetzfischer. 

f) Fischerfahrzeuge und Fischerboote dürfen nach ihrem Gefallen 
ausser den Lichtern, welche sie nach diesem Artikel führen oder 
zeigen müssen, ein Flackerfeuer zeigen. 

g) Jedes Fischerfahrzeug und jedes Boot muss, wenn es geankert 
hat, ein weisses Licht führen, welches über den ganzen Horizont 
auf eine Entfernung von mindestens einer Seemeile sichtbar^) ist. 
Ausserdem darf es, wenn es zugleich sein Fanggeräth aushat, bei 
Annäherung anderer Fahrzeuge ein zweites weisses Licht, mindestens 
einen Meter niedriger als das Ankerlicht und wagerecht mindestens 
einen und einen halben Meter von diesem entfernt, nach der 
Richtung des ausstehenden Fanggeräths zeigen. 

h) Kommt ein Fahrzeug oder Boot während des Fischens dadurch, 
dass sein Fanggeräth an eine Klippe oder ein anderes Hinderniss 
festgeräth, ausser Fahrt, so muss es das für Fahrzeuge, welche 
geankert haben, vorgeschriebene Licht zeigen. 

i) ^) Bei Nebel, dickem Wetter, Schneefall oder heftigen Regengüssen 
sind Treibnetzfischerfahrzeuge, welche an ihren Netzen fest sind, 
ferner Fahrzeuge, welche mit dem Grundschleppnetz oder mit 
irgend einer sonstigen Art Schleppnetz fischen, endlich mit Angel- 
leinen fischende Fahrzeuge, welche ihre Leinen aushaben — sofern 
sie 57 Kubikmeter oder mehr Bruttoraumgehalt haben*) — , ver- 
pflichtet, mindestens jede Minute einen Ton, Dampf fahrzeuge mit 
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der Dampfpfeife oder Sirene, Segelfahrzeuge mit dem Nebelhorn, 
zu geben, und danach die Glocke zu läuten. 
k) Dampf- und Segelfahrzeuge oder Boote, welche mit Treibnetzen, 
Angelleinen oder Grundschleppnetzen fischen, müssen bei Tage, 
wenn sie in Fahrt sind, einem sich nähernden Fahrzeug ihre Be- 
schäftigung durch Aufheissen eines Korbes oder eines sonstigen 
zweckentsprechenden Körpers an der Stelle, wo dieser am besten 
gesehen werden kann, zu erkennen geben. Haben solche Fahr- 
zeuge oder Boote, während sie geankert haben, zugleich ihr Fang- 
geräth aus, so dürfen sie bei Annäherung anderer Fahrzeuge an 
der für diese passirbaren Seite ein gleiches oder ähnliches Zeichen 
geben. 
Die in diesem Artikel erwähnten Fahrzeuge brauchen die im Artikel 4 
unter a und Artikel 11 Schlusssatz der Verordnung vom 9. Mai 1897 vor- 
geschriebenen Lichter nicht zu führen. 

1) Vergl. Art. 2 ff. der V.V.Z. S. auch Erk. des kS.A. Brake v. 28. XII. 1897 (Bd. 12 
S. 787). 

^) Vergl. den Absatz vor Art. 1 der V.V.Z. 

3) Vergl. Abschnitt III der V.V.Z. 

4) Andernfalls gut Art. 15 Abs. 5 der V.V.Z. 

Artikel 2. M 

Ein Lootsendampffahrzeug, welches Lootsendienst auf seiner Station 
thut ,und nicht vor Anker liegt, muss ausser den für alle Lootsenfahr- 
zeuge vorgeschriebenen Lichtern^) zwei und einen halben Meter unter dem 
weissen Toplicht ein über den ganzen Horizont sichtbares^) rothes Licht 
und ferner die für in Fahrt befindliche Fahrzeuge vorgeschriebenen farbigen 
Seitenlichter führen. Das rothe Licht muss von solcher Stärke sein, dass 
es bei dunkler Nacht und klarer Luft auf mindestens zwei Seemeilen sicht- 
bar') ist. 

Wenn das Lootsendampffahrzeug auf seiner Station Lootsendienst 
thut und vor Anker liegt, muss es ausser dem für alle Lootsenfahrzeuge 
vorgeschriebenen Lichte*^) das vorerwähnte rothe Licht führen, aber nicht 
die farbigen Seitenlichter. 

Wenn das Lootsendampffahrzeug keinen Lootsendienst auf seiner 
Station thut, muss es dieselben Lichter führen wie andere Dampffahrzeuge. 

^) Dieser Art. dient zur Unterscheidung der Lootsendampffahrzeuge von den 
Lootsensegelfahrzeugen. 

2) Vergl. V.V.Z. Art. 8. 

3) Vergl. den Absatz vor Art. 1. der V.V.Z. 

Artikel 3. 

Die Verordnung vom 16. Februar 1881, betreffend die Suspension des 
Artikels 10 der Verordnung zur Verhütung des Zusammenstossens der 
Schiffe auf See vom 7. Januar 1880 (Reichs -Gesetzbl. S. 28), ist auf- 
gehoben. 

Artikel 4. 
Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1897 in Kraft. 
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8. Verordnimg: über das Verhalten der Schifibr nach einem 

Zusammenstoss von Sohifibn auf See. 

Vom 15. August 1876. 
(R.G.B1. S. 189.) 

1) Vom Kaiser auf Grund des St.G.B. § 145 erlassen, missbräuchlich auch »Hülfe- 
leistungsgesetz« genannt. 

§ 1- 

Nach einem ^) Zusammenstoss von Schiffen^) auf See hat der Führer^) 
eines jeden derselben dem anderen Schiffe und den dazu gehörigen 
Personen zur Abwendung oder Verringerung der nachtheiligen Folgen des 
Zusammenstosses den erforderlichen Beistand zu leisten,*) soweit er dazu 
ohne erhebliche Gefahr für das eigene Schiff und die darauf befindlichen 
Personen im Stande ist. ^) 

Unter dieser Voraussetzung sind die Führer der betheiligten Schiffe 
verpflichtet, so lange bei einander zu halten, bis sie sich darüber Gewiss- 
heit verschafft haben, dass keines derselben weiteren Beistandes bedarf.^) 

1) D. h. nach jedem Zusammenstoss, gleichgültig ob leicht oder schwer. Erk. 
des S.A. Bremerhaven v. 23. XII. 1893 (Bd. 11 S. 8). 

2) Dies gilt von Schiffen aller Art, also auch von Flussschiffen; § 3 steht dem 
nicht entgegen. Vergl. Erk. des H.O.L.G. v. 22. IL 1896 (H.G.Z. S. 138). 

3) Siehe unten VIII. 9. 

<*) Eine Aufforderung zur Beistandsleistung, z. B. durch Signal, ist nicht Vor- 
aussetzung für die Hülfepflicht. Vergl. Erk. des S.A. Tönning v. 23. II. 1879 (Bd. 1 
S. 719); des O.S.A. v. 25. V. 1883 (Bd. 4 S. 764). 

Der Umstand, dass die Hülfe auf Grund einer öffentlichrechtlichen Verpflichtung 
geleistet ist, schliesst den Anspruch auf eine Vergütung nicht aus. Nach einem 
Erk. des R.G. v. 6. XL 1880 (Entsch. in Civs. Bd. 3 S. 138, Seufferts Archiv Bd. 36 
S. 341) kann jedoch ein Schiff, welches nach einem Zusammenstosse dem anderen 
Schiffe Beistand leistet, eine solche Vergütung nicht fordern, wenn es dessen Be- 
schädigung und Hülfsbedürftigkeit durch eigenes Verschulden beim Zusammenstosse 
herbeigeführt hat. Vergl. zu dieser Frage Burchard S. 79 — 86. 

^) Wenn auch der Schiffer zunächst das eigene Schiff zu berücksichtigen hat 
(vergl. Erk. des O.S.A. v. 9. nL 1898, Bd. 13 S. 69 ff.), so befreit ihn doch nicht jede 
Beschädigung seines Schiffes von der Pflicht zur Hülfe; über die Erheblichkeit der 
Gefahr hat er sich nach seemännischem Ermessen und mit der erforderlichen Schnellig- 
keit klar zu werden. Vergl. Erk. des S.A. Hamburg v. 16. X. 1899 (Bd. 13 S. 611). 

6) Um sich diese Gewissheit zu verschaffen, muss der Schiffer erforderlichen 
Falles mit dem anderen Schiffe in Verbindung treten. Weiter segeln darf er nur, 
wenn das andere Schiff nicht beistandsbedürftig ist oder die sogleich vor- 
genommene Untersuchung ergiebt, dass die Beistandsleistung für das eigene Schiff 
und Personal eine erhebliche Gefahr bedeuten würde. Vergl. Erk. des S.A. Königs- 
berg V. 6. L 1881 (Bd. 3 S. 11), des O.S.A. v. 26. V. 1883 (Bd. 4 S. 764), siehe auch 
die vorige Anm. 

§ 2.0 

Vor der Fortsetzung der Fahrt hat jeder Schiffsführer ^) dem anderen 
den Namen, das Unterscheidungssignal, sowie den Heimaths-, den Ab- 
gangs- und den Bestimmungshafen seines Schiffs anzugeben, wenn er 
dieser Verpflichtung ohne Gefahr für das letztere genügen kann. ^) 

1) Vergl. St.G.B. § 146 und die Anmerkungen zu § 1 dieser V. 

5«) Siehe unten VIH. 9. 
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3) Und zwar, auch ohne zu diesen Angaben durch Signale oder sonstwie auf- 
gefordert zu sein, Erk. des S.A. Emden v. 16. VIII. 1884 (Bd. 6 S. 27), des O.S.A. 
V. 16. XI. 1884 (das. S. 29), des S.A. Hamburg v. 9. III. 1898 (Bd. 13 S. 72). Wenn 
der Führer des anderen Schiffs bereits die anzugebenden Thatsachen kennt und dies 
zu erkennen giebt, entfällt die Verpflichtung, Erk. des S.A. Brake v. 19. XII. 1886 
(Bd. 6. S. 471 f.); ebenso wohl auch, wenn beide Schiffe ohnehin einander bekannt 
waren, Erk. des S.A. Stettin v. 6. IX. 1889 (Bd. 9 S. 43) und v. 29. VHI. 1890 (das. 
S. 676). Der blosse Umstand hingegen, dass der Name besonders gross am Schiffe 
angebracht ist, befreit nicht von der Verpflichtung aus § 2, Erk. des S.A. Hamburg 
V. 9. m. 1898 und des O.S.A. v. 4. VH. 1898 (Bd. 13 S. 72, 82). 

§ 3. 

Im Sinne dieser Verordnung sind der See die mit derselben im 
Zusammenhang stehenden, von Seeschiffen befahrenen Gewässer gleich- 
gestellt. ^) 

1) Beispiel : Der sog. Magdeburger Hafen an der Eibmündung. Erk. des H.O.L.G. 
V. 22. n. 1896 (H.G.Z. S. 138). — S. auch Abs. 1 der »Einleitung« der V.V.Z. 
(oben Vin.4). 

§4. 

Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. September d. J. in 
Kraft. 

9. Verordnung zur Ergänzung der Verordnungen über das 
Verhalten der Schiffer nach einem Zusammenstosse von Schiflfen 
auf See vom 15. August 1876 imd zur Verhütung des Zusammen- 

stossens der Schiffe auf See vom 7. Januar 1880. *) 

Vom 29. Juli 1889. 

(R.G.B1. S. 171.) 

1) Die V. V. 7. I. 1880 ist durch Art. 34 der V.V.Z. v. 9. V. 1897 aufgehoben. 

Schiffsführer im Sinne der Verordnungen über das Verhalten der 
Schiffer nach einem Zusammenstosse von Schiffen auf See vom 15. August 

1876 (Reichs-Gesetzbl. S. 189) ^) ist der Schiffer oder dessen 

berufener Vertreter.^) 

Unberührt durch diese Vorschriften bleiben die für die Schiffe und 
Fahrzeuge der Kaiserlichen Marine geltenden besonderen Bestimmungen. ^) 

1) Die hier fortgelassenen Worte sowie der zweite Absatz dieser V. sind infolge 
der V.V.Z. v. 9. V. 1897, Art. 34, 33, beseitigt. 

2) Vergl. H.G.B. §§ 511, 516. 

3) S. auch V.V.Z. Art. 33. 

10. Noth- und Lootsen-Signalordnung für Schiffe auf See und 

auf den Ktistenge wässern.^) 

Vom 14. August 1876. 
(R.G.B1. S. 187.) 
1) Vom Kaiser auf Grund des § 145 des Strafgesetzbuchs erlassen. 

§§ 1-3 

sind aufgehoben durch Art. 34 der V.V.Z. (VIII. 4), vergl. jetzt Art. 31 das. 
Pereis, Seegesetzgebnng. 13 
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§4- 

Lootsensignale im Sinne dieser Vorschriften sind Signale, durch 
welche angedeutet wird, dass auf den signalisirenden Schiffen Lootsen 
verlangt werden. 

Als Lootsensignale gelten: 

a) bei Tage: 

1. die am Vormast geheisste, mit einem weissen Streifen von Ys 
der Flaggenbreite umgebene Reichsflagge ^) (Lootsenflagge) ; oder 

2. das Signal »P T< des »Internationalen Signalbuchs« ; 

b) bei Nacht: 

1. Blaufeuer, welche alle fünfzehn Minuten abgebrannt werden; oder 

2. ein unmittelbar über der Verschanzung in Zwischenräumen von 
kurzer Dauer gezeigtes helles weisses Licht, welches jedesmal 
ungefähr eine Minute lang sichtbar ist. 

1) R.V. Art. 65. 

§ 5. 

Die Lootsensignale (§ 4) dürfen auf den Schiffen nur dann zur An- 
wendung gelangen, wenn auf ihnen Lootsen verlangt werden. Auch 
dürfen auf den Schiffen andere, als die im § 4 bezeichneten Signale als 
Lootsensignale nicht benutzt werden. 

11. Strandungsordnung.^) 2) ') 

Vom 17. Mai 1874. 
(R.G.B1. S. 73.) 

1) Litteratur: Meves S. 121; Kleinfeller S. 638; Stenglein S. 886; Bur- 
chard passim; Kletke, Die Strandnngsordnnng vom 17. Mai 1874, 2. Aufl. Berlin 
1876; F. Meier, Beiträge zur Lehre vom Berge- und Hülfslohn in der Seenoth, in 
Hartmanns Zentralorgan, N. F. Bd. 9 (1873) S. 121 — 124; Bartelt, Der Anspruch auf 
Berge- und Hülfslohn nach deutschem Seerecht, Greifswalder Diss., Schivelhein 1899. 
Geschichtliches bei L. Pereis, Strandungsdelikte im Deutschen Recht, Breslau 1898. 

2) Ausführungsbestimmungen: 

1. für Preussen: [die nicht veröffentlichten] Ausführungs -Vorschriften zur 
Strandungs-Ordnung für die Provinzen: a) Preussen: v. 5. XU. 1874, b) Pommern: 
V. 6. XII. 1874, c) Schleswig-Holstein: v. 1. XII. 1874, d) Hannover: v. 27. XI. 1874. 

2. für Mecklenburg-Schwerin: V. zur Ausführung der Strandungs-Ordnung vom 
17. Mai 1874 v. 17. XII. 1874 (Reg.-Bl. S. 196). 

3. für Oldenburg: V., betreffend die Ausführung der Strandungsordnung vom 
17. Mai 1874, v. 11. XII. 1874 (G.Bl. S. 359) [für das Fürstenthum Lübeck die — nicht 
veröffentlichte — V., betreffend die Ausführung der Strandungsordnung vom 17. Mai 
1874, V. 11. XII. 1874]. 

4. für Lübeck: V., die Ausführung der Strandungs-Ordnung betreffend, v. 17. IX. 
1879 (Sammlung der V. und Bek. Nr. 63) an Stelle der V. v. 2. XI. 1874 (Sammlung 
der V. und Bek. Nr. 46). 

5. für Bremen: G., betreffend die Ausführung der Strandungsordnung v. 11. III. 
1892 (G.B1. S. 46) an Stelle der G. v. 14. XII. 1874 (G.Bl. S. 131) und v. 29. IV. 1890 
(G.B1. S. 76). 

6. für Hamburg: Bek., betreffend die Ausführung der Strandungsordnung v. 
23. XII. 1874 (G.S., 1. Abth., Nr. 36). 

Siehe auch die Instruktion zur Str.O. (unten VIII. 12). 

3) In privatrechtlicher Hinsicht vergl. H.G.B. §§ 706, 740—763, 764 Nr. 4/ 861, 
904; in prozessrechtlicher G.V.G. §§ 12, 13, 101 Nr. 3 f., E.G.C.P.O. §§3, 13; in straf- 
rechtlicher St.G.B. (Vin.3) §§ 266, 322, 323, 326, 326, 366 Nr. 10; in zollrechtlicher 
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V.Z.G. (X), bes. §§ 21, 117; in gesundheitspolizeilicher § 19 der »Verordnung, betr. 
die gesundheitspolizeiliche Kontrole der in einem deutschen Hafen anlaufenden See- 
schiffe« (deren Text, abgedruckt in der »Anleitung zur Gesundheitspflege an Bord von 
Kauffahrteischiffen« [2. Ausg. Berlin 1899, S. 207], für die einzelnen Bundesseestaaten 
nahezu gleich lautet). 

I. Abschnitt. 

Von den Strandbehörden.^) 

1) Ein Verzeichniss der Strandbehörden befindet sich im Handbuch für die 
Deutsche Handels-Marine. 

§ 1- 

Die Verwaltung der Strandungsangelegenheiten wird durch Strand- 
ämter geführt.^) 

Den Strandämtern werden Strand vögte untergeordnet.^) Letztere haben 
insbesondere diejenigen Massregeln zu leiten, welche zum Zwecke der 
Bergung oder Hülfsleistung zu ergreifen sind. 

1) Vergl. G. V. 8. XI. 1867 (IX. i) § 36 und A.D.I. zu § 36. 
^) Doch kann auch der Strandvogt zugleich Vorsteher eines Strandamts sein: 
§ 2 Abs. 2. 

§ 2.1) 

Die Organisation der Strandämter, die Abgrenzung ihrer Bezirke, die 
Anstellung der Strandbeamten, die Regelung des Verhältnisses der Strand- 
vögte zu den Strandämtem, und die Bestimmung der Behörden, welche 
die Aufsicht über diese Aemter und Beamten zu führen haben, sowie die 
Feststellung der Dienstbezüge der Strandbeamten steht den Landesregierungen 
nach Massgabe der Landesgesetze zu. 

Der Vorsteher eines Strandamts kann für den ihm überwiesenen Be- 
zirk oder einen Theil desselben zugleich zum Strandvogt bestellt werden. 

1) Vergl. Anm. 2 zur üeberschrift. 

§ 3. 

Die Oberaufsicht über die Verwaltung der Strandungsangelegenheiten 
steht dem Reiche zu.^) 

1) Vergl. R.V. Art. 4 Nr. 7; Instruktion des Bundesraths v. 24. XI. 1876 (unten 
Vni. 12). 

II. Abschnitt. 

Von dem Verfahren bei Bergung nnd Hülfsleistung in Seenoth. 

§ 4.^) 

Wer^) ein auf den Strand gerathenes oder sonst unweit desselben in 
Seenoth^) befindliches Schiff*) wahrnimmt, hat hiervon sofort dem zu- 
ständigen Strandvogt oder der nächsten Gemeindebehörde Anzeige zu 
machen. Der Ueberbringer der ersten Anzeige hat Anspruch auf eine an- 
gemessene Vergütung.^) 

1) Strafbestimmung § 43. 

^) Die Wahrnehmung braucht nicht vom Strande, sie kann auch von See aus 
gemacht sein. Private und privatrechtliche Verpflichtungen müssen der ölfentlich- 
rechtlichen Anzeigepflicht nachstehen. S. auch Busch, Der £influss' der Menschlich- 

13* 
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keit auf das Recht, Göttinger Diss. 1891, S. 23. Die Unterlassung der Anzeige ist 
nach § 43 selbst dann strafbar, wenn der Schiffer gemäss der ihm im § 7 eingeräumten 
Befugniss ein Eingreifen des Strandvogts zum Zwecke der Bergung oder Hülfeleistung 
Yon vornherein abgelehnt hat. 

Die Anzeige ist entweder persönlich oder durch einen zuverlässigen Boten, ge- 
gebenen Falles telegraphisch oder telephonisch zu erstatten. 

Machen Mehrere die Wahrnehmung, so liegt an sich Jedem die Anzeigepflicht ob. 
Bestritten ist, ob sich der die Meldung Unterlassende mit dem Einwand schützen 
kann, dass er in gutem Glauben gewesen sei, da ein Anderer die Anzeige über- 
nommen habe. Verneinend Meves S. 126, bejahend Burchard S. 299. Eine Be- 
strafung wird nicht eintreten können, wenn er den Umständen nach annehmen musste, 
die Anzeige werde ordnungsmässig erstattet werden; er haftet für den Anderen, als 
ob er ihn als Boten entsandt hätte. Die durch einen Anderen erstattete Anzeige 
befreit von der Meldepflicht und, sofern der Unterlassende annehmen musste, dass der 
Andere Anzeige erstatten werde, auch von einer Bestrafung wegen unterlassener An- 
zeige; wegen verzögerter Anzeige können dennoch Beide strafbar sein. 

8) Ueber Bergung ohne Seenoth s. §§ 20 ff. Wenn Bartelt a. a. O. S. 25 meint, 
eine Seenoth sei auch auf Binnengewässern möglich, so ist dies auf die nach 
Gesetz oder Verkehrsanschauung der See gleichzuachtenden Binnengewässer zu be- 
schränken; vergl. Burchard, bes. S. 29. 

4) Dies braucht kein Seeschiff zu sein (Erk. des R.G. v. 9. XII. 1896, Entsch. 
in Civs. Bd. 38 S. 86); a. M. anscheinend Bartelt a. a. O. S. 18 u. 28 im Anschluss 
an das H.G.B. 

6) Ueber die Vergütung s. § 10; Burchard S. 266. 

§ 5.1) 

Die Gemeindebehörde hat unverzüglich für die Mittheilung der Nach- 
richt an den Strand vogt zu sorgen. Die Gemeinden sind verpflichtet, 
hierzu gegen eine den ortsüblichen Sätzen entsprechende Vergütung einen 
Boten und die nöthigen Beförderungsmittel (Pferd, Gespann, Boot) zu 
stellen. 

1) Vergl. § 10. 

§ 6.^) 

Der Strandvogt hat unverzüglich nach Empfang der Nachricht • (§ 5) 
sich an Ort und Stelle zu begeben und daselbst die zur Aufrechterhaltung 
der Ordnung sowie zur Bergung oder Hülfsleistung erforderlichen Anord- 
nungen zu treffen. Auch hat er für schleunigste Benachrichtigung des 
Strandamts sowie des nächsten Zollbeamten Sorge zu tragen, bis zur 
Ankunft des letzteren aber das Zollinteresse selbst wahrzunehmen.^) 

Bis zum Erscheinen des Strandvogts sind die Strand-Unterbeamten 
und in deren Ermangelung die nächste Gemeindebehörde zu den erforder- 
lichen Anordnungen berufen. ' 

1) Vergl. Instruktion zur Str.O. (unten VIII. 12) §§ 1, 4. 

2) V.Z.G. §§ 21, 82, 117; Ausnahme Str.O. § 46. 

Wider den Willen^) des Schiffers dürfen Massregeln zum Zweck der 
Bergung oder Hülfsleistung nicht ergriffen werden. Insbesondere darf 
wider den Willen des Schiffers weder an das Schiff angelegt, noch das- 
selbe betreten werden. Ist das Schiff von der Schiffsbesatzung verlassen, 
so bedarf es zum Anlegen an dasselbe oder zum Betreten desselben, 
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sofern nicht dringende Gefahr'^) im Verzuge liegt, der Erlaubniss des 
Strandvogts. 

Auf die Thätigkeit der Vereine zur Rettung Schiffbrüchiger finden 
diese Bestimmungen keine Anwendung.*) 

1) Strafbestimmung : § 43. 

2) »Wider den Willen«. Wenn der Schiffer die Hülfsmassregeln verhindern will, 
so muss er dies unzweideutig zum Ausdruck bringen; Schweigen allein reicht nicht 
hin. Steht aber der Wille fest, so ist dem entgegen nicht einmal der Strandvogt 
befugt, sich zwecks Menschenrettung an Bord zu begeben, so auch Lewis Bd. 2 S. 187, 
Wagner S. 347f., Kleinfeller S. 640; a. M. Meves S. 128f. Doch gilt dies nur, 
so lange noch »Schiffsbesatzung« (vergl. H.G.B. § 481) an Bord ist. 

3) Ob »dringende Gefahr im Verzuge« lag, ist Thatfrage. Dass diese Frage nur 
als Einwand des Beschuldigten, nicht aber von Amts wegen erörtert werden dürfe, be- 
hauptet Meves (S. 130), doch ohne ausreichende Begründung. Dagegen auch Klein- 
feller a. a. O. 

*) Vergl. § 9 Abs. 3. Die Thätigkeit der betreffenden Vereine darf keinen Schiffs- 
mann eigenmächtig der Schiffsgewalt des Schiffers entziehen. S.O. §§ 30, 32, 81, 84. 

§ 8. 

Der Schiffer ist befugt, dem Strandvogt die Leitung des Verfahrens 
jederzeit wieder abzunehmen, sobald er für die etwa bereits entstandenen 
Bergungs- und Hülfskosten, einschliesslich des Berge- und Hülfslohnes {§ 751 
des Sandeisgesetzbuchs) ^), die von dem Vorsteher des Strandamtes oder 
dem Strandvogt erforderlich befundene Sicherheit bestellt hat. '^j 

1) Diese Fassung an Stelle der alten »Art. 763 des Allgemeinen Deutschen 
Handelsgesetzbuchs« . 

2) Vergl. Instruktion zur Str.O. (unten VHI. 12) § 3. 

§ 9. 

Die Verpflichtung, den polizeilichen Aufforderungen zur Hülfe Folge 
zu leisten, bestimmt sich nach § 360 Nr. 10 des Strafgesetzbuchs^) mit 
der Massgabe, dass als »Polizeibehörde« im Sinne dieser Vorschrift auch 
der Strandvogt gilt. 

^) Während der Seenoth ist der Strandvogt befugt, zur Rettung von 
Menschenleben die erforderlichen Fahrzeuge^) und Geräthschaften, sowie 
jeden ausserhalb der öffentlichen Wege zum Strande führenden Zugang 
auch ohne Einwilligung der Verfügungsberechtigten in Anspruch zu nehmen. 
Der hieraus entstehende wirkliche Schaden ist zu vergüten.*) Wer der 
Anordnung des Strandvogts nicht Folge leistet, wird mit der im § 360 
Nr. 10 a. a. O. angedrohten Strafe belegt. 

^) Die Fahrzeuge und Geräthschaften der Vereine zur Rettung 
Schiffbrüchiger dürfen nur, insoweit die Vereinsmannschaft nicht selbst 
einschreitet, zur Rettung von Menschenleben in Anspruch genommen 
werden. 

1) Diese Bestimmung lautet: Mit Geldstrafe bis zu einhundertfunfzig 
Mark oder mit Haft wird bestraft: 

10) wer bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Noth, von der 
Polizeibehörde oder deren Stellvertreter zur Hülfe aufgefordert, keine 
Folge leistet, obgleich er der Aufforderung ohne erhebliche eigene Ge- 
fahr genügen konnte. 



198 Vm. 11. Strandimgsordiiimg. 

Vergl. hierzu E. Müller, Die strafbare Hälfeverweigenmg, Göttinger Diss. 
1896. — Ein »Unglücksfall« liegt nach den Motiven zn § 11 (jetzt 9) nicht vor, 
wenn es lediglich gilt, Objekte des Privateigenthnms ans der See in Sicherheit zn 
bringen. 

Wird der Ungehorsam zum Widerstand, so kann SLG.B. § 113 Platz greifen. 

*) Abs. 2 findet seine Ergänzung dnrch B.G.B. § 904, welcher — theils enger, 
theils weiter — anordnet: Der Eigenthümer einer Sache ist nicht berechtigt, 
die Einwirkung eines Anderen auf die Sache zu verbieten, wenn die 
Einwirkung zur Abwendung einer gegenwärtigen Gefahr nothwendig 
und der drohende Schaden gegenüber dem aus der Einwirkung dem 
Eigenthümer entstehenden Schaden unverhältnissmässig gross ist. Der 
Eigenthümer kann Ersatz des ihm entstehenden Schadens verlangen. 
Vergl. auch B.G.B. §§ 868 «f. 

*) Dies gilt für Fahrzeuge jeglicher Art, also für grosse Oceatidampfer ebenso 
wie für kleine Fischerboote. 

^) Vergl. § 10. »Wirklicher Schaden« ist nicht gleich »Schaden« im Sinne des 
B.G.B. § 252 und umfasst nicht den entgangenen Gewinn. 

5) Vergl. § 7 Abs. 2. 

§ 10. 

Die in den §§ 4, 5 und 9 bezeichneten Vergütungen gehören zu den 
im § 743 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs^) bestimmten Bergungs- und 
Hülfskosten. Dieselben werden nach Massgabe der Bestimmungen des 
fünften Abschnitts festgesetzt und sind, wenn anderweit die Befriedigung 
nicht zu erreichen ist, aus Staatsmitteln zu leisten. Auf Verlangen sind 
sie aus diesen vorschussweise zu zahlen. 

1) Diese Fassung an Stelle der alten »Art. 745 Abs. 2 des Allgemeinen Deutschen 
Handelsgesetzbuchs < . 

§ 11. 

Der Strandvogt hat vor Allem für die Rettung der Personen zu 
sorgen. Im Falle der Bergung hat er zunächst die Schiffs- und Ladungs- 
papiere,' insbesondere das Schiffsjournal^) an sich zu nehmen, das letztere 
sobald als möglich mit dem Datum und seiner Unterschrift abzuschliessen 
und demnächst sämmtliche Papiere dem Schiffer zurückzugeben. 

Vergl. H.G.B. §§ 619 ff.; Döring, Vor dem Seeamte, Papenburg 1881, S. 26—36. 
-- Der Schiffer ist verpflichtet, alles aufzubieten, damit das Journal, mag es auch 
stark beschädigt sein, gerettet wird. Erk. des O.S.A. v. 13. XII. 1878 (Bd. 1 S. 216), 
V. 10. XII. 1881 (Bd. 3 S. 674); des S.A. Stettin v. 26. I. 1879, Bremerhaven v. 12. I. 
1879, Rostock v. 12. IL 1879 (Bd. 1 S. 316, 364, 381, 382), Hamburg v. 16. I. 1881 
(Bd. 8 S. 34); dazu Erk. des S.A. Rostock v. 4. IV. 1882 (Bd. 4 S. 33), in welchem 
Zurücklassen des Journals mit Rücksicht auf das nothwendig gewesene schleunige 
Verlassen des gestrandeten Fahrzeuges für entschuldigt erachtet wird; ebenso des 
S.A. Emden v. 6. V. 1882 (Bd. 4 S. 139). Femer Erk. des S.A. Emden v. 2. XII. 
1882 (Bd. 4 S. 468), des S.A. Stettin v. 16. XI. 1882 (das. S. 478), des S.A. Rostock v. 
29. IV. 1887 (Bd. 8 S. 14). 

§ 12.^) 

Ohne Genehmigung des Schiffers darf nichts aus dem Schiffe fort- 
geschafft werden. Auch hat zunächst der Schiffer darüber Bestimmung 
zu treffen, wohin die fortgeschafften Gegenstände sowie das Schiff selbst 
zu bringen sind. Sowohl jene Genehmigung als auch diese Bestimmung 
steht dem Strandvogt zu, wenn derselbe die Leitung des Verfahrens über- 
nommen hatte. In Ermangelung einer Bestimmung des Schiffers oder des 
Strandvogts muss das Geborgene, sofern keine Hindernisse entgegenstehen. 
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bei Verlust des Anspruchs auf Berge- oder Hülfslohn^ nach dem zunächst 
erreichbaren deutschen Hafen oder Landungsplatze gebracht und sofort 
der nächsten Polizeibehörde oder dem Strandvogt angezeigt werden. 

Die aus dem Schiffe fortgeschafften Gegenstände sind, sobald dies 
thunlich, zu verzeichnen. 

1) Strafbestimmung zu Abs. 1 : § 43. Vergl. auch §§ 13, 20. Rechtswidrige Zu- 
eignung von Sachen, welche sich auf einem gestrandeten, von der Besatzung ver- 
lassenen Schiffe befinden, kann sich auch als Unterschlagung oder als Diebstahl dar- 
stellen. Vergl. Erk. des R.G. v. 7. II. 1884 (Entsch. in Strafs. Bd. 10 S. 84). 

8) Vergl. H.G.B. § 760 Nr. 2. 

§ 13. 

Werden einzelne Stücke der Ladung oder des Schiffs oder sonstige 
Gegenstände, welche auf dem Schiffe sich befunden, oder zu demselben 
gehört haben, an das Land getrieben, so hat derjenige, welcher dieselben 
birgt, dies sofort einem der mitwirkenden Beamten anzuzeigen und auf 
Erfordern die Sachen abzuliefern. 

1) Strafbestimmung § 43. Vergl. §§ 12, 20; H.G.B. § 750 Nr. 2. 

§ 14. 

Der Strand vogt hat dem nächsten Steuerbeamten von der Bergung 
sofort Nachricht zu geben und bis zur Ankunft desselben das steuer- 
fiskalische Interesse wahrzunehmen. 

Die geborgenen Gegenstände werden von dem Strandamt und dem 
Zollbeamten*) gemeinschaftlich in Gewahrsam genommen. 

1) Vergl. §§ 16, 46. 

§ 15. 

Das Strandamt hat mit Zuziehung des Schiffers und des Zollbeamten*) 
ein Inventarium der geborgenen Gegenstände unter Angabe der etwa vor- 
handenen Marken und Nummern und mit Benutzung der vorläufigen Ver- 
zeichnisse (§ 12) aufzunehmen, dabei auch überall den Werth und die 
Menge zu vermerken, soweit dieselben sich aus vorhandenen Schrift- 
stücken ergeben oder anderweit ohne Verletzung der Verpackung fest- 
zustellen sind. Das Inventarium ist von dem Zollbeamten und dem 
Schiffer zu unterschreiben, die Einsicht desselben oder die Fertigung einer 
Abschrift ist auch anderen Betheiligten zu gestatten. 

*) Vergl. §§ 6, 14, 46. 

§ 16. 

Die geborgenen Gegenstände sind dem Schiffer, in Ermangelung des- 
selben demjenigen, welcher sonst seine Empfangsberechtigung nachweist, 
auszuliefern.*) Die Auslieferung darf jedoch, mit Ausnahme der für das 
augenblickliche Bedürfniss der Mannschaft^ und der Passagiere erforder- 
lichen Gegenstände, erst nach Bezahlung oder Sicherstellung der Bergungs- 
kosten einschliesslich des Bergelohns (§ 751 des Handelsgesetzbuchs)^) und 
nach erfolgter zollamtlicher Abfertigung*) geschehen. 

^) Die im Deutschen Reiche durch Fahrzeuge des Reiches oder der Bundesseestaaten 
geborgenen Seezeichen, welche diesen Staaten oder dem Reiche gehören, werden 
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kostenfrei ausgeliefert. M.V.Bl. 1898 S. 4. — Vergl. auch den internationalen Vertrag, 
betr. die polizeiliche Regelung der Fischerei in der Nordsee u. s. w., v. 6. V. 1882 
(R.G.B1. 1884 S. 25), Art. 25 Abs. 2. 

2) »Mannschaft« ist hier nicht im Sinne der S.O. § 3 zu verstehen, sondern 
heisst soviel wie »Schiffsbesatzung« (H.G.B. § 481). 

3) Diese Fassung an Stelle der alten »Art. 753 des Allgemeinen Deutschen 
Handelsgesetzbuchs « . 

4) Vergl. V.Z.G. bes. §§ 21, 82, 117. 

§ 17. 

Behufs Uebernahme der Vertretung der Betheiligten in Bergungs- 
und Hülfsleistungsf allen können von den Landesregierungen an geeigneten 
Orten ein- für allemal Sachverständige bestellt werden. Dieselben sind in 
den einzelnen Fällen den Betheiligten von dem Strandamt namhaft zu 
machen. Die Wahl anderer Vertreter ist hierdurch nicht ausgeschlossen.*) 

1) Erforderlichen Falles ist ein Pfleger zu bestellen; vergl. B.G.B. §§ 1911 (für 
Abwesende), 1913 (für unbekannte Betheiligte), E.G.B.G.B. Art. 23 (für Ausländer). 
S. auch H.G.B. § 635. 

§ 18. 

Leicht verderbliche und solche Gegenstände, deren Aufbewahrung mit 
Gefahr oder unverhältnissmässigen Kosten verbunden sein würde, können 
von dem Strandamt öffentlich verkauft werden,^) jedoch bei Anwesenheit 
des Empfangsberechtigten nur mit Zustimmung desselben oder nach 
fruchtlos an ihn ergangener Aufforderung, die Gegenstände gemäss § 16 
in Empfang zu nehmen. 

1) B.G.B. §§ 156, 936; H.G.B. § 636. 

§ 19. 

Entstehen Zweifel oder Streitigkeiten über die Empfangsberechtigung, 
oder sind die Empfangsberechtigten nicht alsbald zu ermitteln, so hat 
das Strandamt die betreffenden Gegenstände oder deren Erlös (§ 18) in 
Verwahrung zu nehmen, und demnächst nach den Bestimmungen des 
IV. Abschnitts zu verfahren. 

rH. Abschnitt. 

Von Seeanswnrf und strandtriftigen Glegenständen, sowie von 
versunkenen nnd seetriftigen Gegenständen. 

§ 20.1) 

Wenn ausser dem Falle der Seenoth eines Schiffes besitzlos ge- 
wordene Gegenstände von der See auf den Strand geworfen^) oder gegen 
denselben getrieben,') und vom Strande aus geborgen werden, so haben 
auch in diesen Fällen die Berger Anspruch auf Bergelohn nach den Vor- 
schriften des Handelsgesetzbuchs y Buch IV, Abschnitt 8.*) Sie sind ver- 
pflichtet, bei Verlust des Anspruchs auf Bergelohn ^) von den geborgenen 
Gegenständen der nächsten Polizeibehörde oder dem Strandvogt sofort 
Anzeige zu machen, und dieselben zur Verfügung^) zu stellen. 

1) Strafbestimmung § 43. — Vergl. §§ 12, 13, 21, 22. Das bei Gelegenheit der 
Uebungen der Kaiserlichen Marine nnd der von den znm Ressort des Beichsheeres 
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gehörigen Küstenbefestigungen aus vorgenommenen Schiessübungen zeitweise ver- 
triebene Material (Scheibenholz, Stücke von den bei Torpedo- und Seeminen-Üebungen 
benutzten Sprengobjekten, Boots-Inventarienstücke u. s. w.) kann erst dann als »besitz- 
los« angesehen werden, wenn die betreffenden Truppentheile selbst die Bergung im 
Anschluss an die üebung aufgegeben haben, vergl. B.G.B. § 856. Wegen versunkener 
Munitionsstücke s. auch St.G.B. § 291: Wer die bei den Uebungen der Artillerie 

verschossene Munition sich widerrechtlich zueignet, wird mit 

Gefängniss bis zu Einem Jahre oder mit Geldstrafe bis zu neunhundert 
Mark bestraft. Siehe auch Engelke, Verschossene Munition, Göttinger Diss. 1897, 
bes. S. 14. 

2) »Seeauswurf.« 

3) »Strandtriftige Gegenstände«. 

4) Diese Fassung an Stelle der alten »Allgemeinen Deutschen Handelsgesetzbuchs, 
Buch V. Titel 9«. 

5) Vergl. H.G.B. § 760 Nr. 2. 

ö) »Zur Verfügung stellen« bedeutet nicht sofortige Ablieferung; der Berger hat 
für ordnungsmässige Verwahrung zu sorgen, so dass die Ablieferung jederzeit er- 
folgen kann. 

§ 21.1) 

Denselben Ansprach und dieselbe Verpflichtung haben die Berger, 
wenn versunkene Schiffstrümmer oder sonstige Gegenstände vom Meeres- 
grunde heraufgebracht, oder wenn ein verlassenes Schiff oder sonstige 
besitzlos gewordene Gegenstände, in offener See treibend^), von einem 
Fahrzeuge geborgen werden.^) 

Die Verpflichtung tritt in diesem Falle ein, sobald das bergende 
Fahrzeug nach der Bergung an der deutschen Küste anlegt oder vor 
Anker geht, fällt aber fort, wenn das Fahrzeug inzwischen an einer 
fremden Küste angelegt hat, oder vor Anker gegangen ist, und die Berger 
dort die geborgenen Gegenstände dem Eigenthümer oder einer Behörde 
zur Verfügung gestellt haben. ^) 

1) Strafbestimmung § 43. Vergl. auch §§ 12, 13, 20, 22, 36, sowie Art. 26 des 
internationalen Vertrages, betr. die polizeiliche Regelung der Fischerei in der Nordsee, 
v. 6. V. 1882 (R.G.B1. 1884 S. 26). 

^) »Seetriftige Gegenstände«, auch »Seetrift« genannt. 

3) Auch bezüglich der versunkenen SchifEstrümmer und sonstigen vom Meeres- 
grunde heraufgebrachten Gegenständen wird Besitzlosigkeit vorausgesetzt, wenn- 
gleich das Gesetz dies nicht ausdrücklich sagt; Erk. des H.O.L.G. v. 30. IX. 1897 
(Goltdammer's Archiv Bd. 46 S. 303; Vogt, Entscheidungen des Hanseatischen Ober- 
landesgerichts in Strafsachen 1879—1897, Hamburg 1899, S. 338). Vergl. B.G.B. § 866. 

4) Auch wenn die Annahme verweigert sein sollte. Hier kann das in Anm. 6 zu 
§ 20 Gesagte nur gelten, sofern dem Empfangsberechtigten bezw. der Behörde Anzeige 
erstattet ist. 

§ 22. 

Welche Gewässer bei Anwendung der §§ 20 und 21 der See gleich- 
zustellen sind, bestimmen die Landesregierungen.^) 

1) Vergl. Anm. 2 zur Ueberschrift. 

§ 23. 

Das Strandamt hat den Berger über die Zeit, den Ort und die Um- 
stände der Bergung sowie über den beanspruchten Lohn zu hören und 
für die angemessene Aufbewahrung der Gegenstände zu sorgen, auch dem 
nächsten Zollbeamten Nachricht zu geben. Die Bestimmungen der §§ 14, 
15 und 18 finden auch hier Anwendung. 
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Kann der Empfangsberechtigte alsbald ermittelt werden, so ist nach 
der Vorschrift des § 16, andernfalls nach den Vorschriften des IV. Ab- 
schnitts, zu verfahren. 

§ 24.») 

Die Landesregierungen sind ermächtigt, Anmeldestellen einzurichten, 
welchen die Strandämter jede Bergung in den Fällen der §§20 und 21 
mitzutheilen haben. Auf diesen Anmeldestellen ist ein Fundverzeichniss 
über die geborgenen Gegenstände und den Ort ihrer Aufbewahrung zu 
führen und zur Einsicht für jedermann auszulegen. Ein Auszug aus dem 
Verzeichniss wird in angemessenen Fristen bekannt gemacht. 

Die Bestimmungen des § 23 finden auch da Anwendung, wo An- 
meldestellen bestehen. 

1) Vergl. Anm. 2 zur Ueberschrift. 

§ 25.») 

Wenn auf der Rhede oder im Fahrwasser eines Hafens^) versunkene 
Wracks, Anker oder andere Gegenstände die Schifffahrt beeinträchtigen 
und der Eigenthümer entweder nicht bekannt oder zur Fortschaffung der- 
selben nicht bereit ist, so ist die Behörde befugt, die Beseitigung zu ver- 
anlassen und zur Deckung der Kosten die beseitigten Gegenstände öffent- 
lich zu verkaufen. *) ^) In diesem Falle ist mit dem Rest des Erlöses 
nach den §§ 16 und 19 zu verfahren. Nach fruchtlosem Aufgebots- 
verfahren (§ 26) fällt derselbe der Seemaunskasse oder in Ermangelung 
einer solchen der Armenkasse des Hafenorts zu. 

1) Vergl. Bartels, Ueber die Ersatzansprüche des Hamburg. Staats wegen Be- 
seitigung gesunkener Schiffe aus dem Fahrwasser der ünterelbe, in der H.G.Z. 1896 
S. 109—120. 

2) »Fahrwasser eines Hafens« ist z. B. auch der von Seeschiffen befahrene untere 
Theil des Eibstromes, welcher die Zufahrtstrasse zum Hamburger Hafen bildet. Erk. 
des H.O.L.G. v. 18. X. 1893 (H.G.Z. 1894 S. 37) und des R.G. v. 14. IV. 1894 (Entsch. 
in Civs. Bd. 33 S. 61; H.G.Z. 1894 S. 163). — Die Begriffsbestimmung des Fahr- 
wassers in Nr. 1 zu C der Bek. v. 31. VII. 1887 (oben VIII. 2) bezieht sich lediglich 
auf jene Bek. und ist daher zur Auslegung des § 25 nicht verwerthbar. 

3) B.G.B. §§ 166, 936. 

*) Das Recht der Behörde auf Deckung der Kosten für Beseitigung eines ge- 
sunkenen Schiffswrackes erstreckt sich auf den Erlös von Wrack und Ladung auch 
dann, wenn die Ladungsinteressenten die Ladung allein hatten bergen wollen. 
Die Behörde ist in einem solchen Falle befugt, der Bergung der Ladung zu wider- 
sprechen. Siehe die in Anm. 2 bezeichneten Entscheidungen. Kritisch dazu Bartels 
a. a. O., bes. S. 110, 111. 

IV. Abschnitt. 1) 

Von dem Aufoebotsverfahren in Berffnngssachen und dem Rechte anf 

herrenlose geborgene Gegenstände. 

1) Wird durch C.P.O. §§ 946ff. nicht berührt. Siehe E.G.C.P.O. § 13 Abs. 1. 

§ 26. 

Behufs der Ermittelung des Empfangsberechtigten hat das Strandamt, 
sofern sich genügender Anlass dazu bietet, geeignete Vorverhandlungen 
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einzuleiten. Dem dadurch ermittelten Berechtigten sind die geborgenen 
Gegenstände nach Maassgabe des § 16 auszuliefern. 

Wenn sich kein Anlass zu Vorverhandlungen bietet, oder durch die- 
selben der Empfangsberechtigte nicht ermittelt wird, so tritt das Auf- 
gebotsverfahren (§§ 27 fE.) ein. 

§ 27. 

Im Aufgebotsverfahren werden alle unbekannten Berechtigten auf- 
gefordert, bis zu einem bestimmten Termine bei dem Strandamte ihre An- 
sprüche anzuzeigen, widrigenfalls dieselben bei der Verfügung über die 
geborgenen Gegenstände unberücksichtigt bleiben würden.^) 

Der Termin ist auf vier Wochen bis neun Monate zu bestimmen. 
Das Aufgebot wird durch Aushang (Anschlag) an der Amtsstelle sowie 
nach dem Ermessen des Strandamtes durch eine oder mehrere Anzeigen 
in öffentlichen Blättern und Anschlag an Börsen und anderen geeigneten 
Orten bekannt gemacht. Zur Ersparung von Kosten kann das Aufgebot 
so lange ausgesetzt werden, bis eine angemessene Zahl von Gegenständen 
angesammelt ist. 

Ein Ausschlussbescheid wird nicht erlassen. 

1) Eine spätere Berücksichtigung kann jedoch gemäss § 28 Abs. 2 stattfinden. 

§ 28. 

Diejenigen Gegenstände, auf welche ein Anspruch nicht angezeigt ist, 
werden nach Ablauf des Termins den nach § 35 Berechtigten gegen Er- 
legung der Bergungskosten, ^) zu welchen in den Fällen des ersten Ab- 
satzes des § 35 auch der Bergelohn gehört, nach erfolgter zollamtlicher 
Abfertigung ausgeliefert. 

# Der Empfänger ist, wenn versäumte Ansprüche später geltend gemacht 
werden, nur insoweit, als er sich dann im Besitze der Sache noch be- 
findet oder durch den aus derselben gelösten Werth noch bereichert ist, 
dem Berechtigten zur Entschädigung verpflichtet.^) In den Fällen des 
zweiten Absatzes des § 35 behält der Berger auch den noch in seinem 
Besitze befindlichen Vortheil, insoweit dieser den Bergelohn nicht übersteigt. 

1) Vergl. H.G.B. § 751. 

2) Der Empfänger (d. b. der Fiskus oder Berger) ist Eigenthümer geworden" es 
verbleibt dem früheren Eigenthümer nur ein obligatorischer Anspruch gegen ihn und 
nicht — wie Lewis (Bd. 2 S. 196 f.) meint — auch eine Klage gegen einen etwaigen 
dritten Erwerber. Brunner in von Holtzendorffs Rechtslexikon unter »Strandrecht« 
(3. Aufl. S. 816) legt diese dem Inhalt des Gesetzes entsprechende Folge näher dar, 
im Gegensatz zu den Motiven zu § 31 (jetzt 28), die von einem Fortbestehen des alten 
Eigenthums sprechen und dem Empfänger nur Usucapionsbesitz geben wollen; s. auch 
Schroeder bei Endemann S. 297 f. • 

§ 29. 

Sind dagegen Ansprüche angezeigt, so fordert das Strandamt die 
nach § 35 Berechtigten auf, sich binnen einer bestimmten Frist zu er- 
klären, ob sie diese Ansprüche anerkennen wollen oder nicht, widrigen- 
falls dieselben für anerkannt erachtet werden würden. 

Wenn innerhalb dieser Frist ein Widerspruch seitens der Auf- 
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geforderten nicht erfolgt, so ist die Auslieferung der Gegenstände an 
denjenigen, welcher den Anspruch angezeigt hat, gemäss § 16 zu be- 
wirken und zwar, falls das Strandamt den Anspruch für nachgewiesen 
erachtet, sofort, anderenfalls erst nach Ablauf des Aufgebotstermins, so- 
fern auch bis dahin weitere Ansprüche nicht angemeldet werden. 

Wenn dagegen ein Widerspruch von einem der Aufgeforderten inner- 
halb der Erklärungsfrist erfolgt, so sind die angezeigten Ansprüche gegen 
denselben im Wege der Klage auszuführen. 

§ 30. 

Wenn die Berechtigung zum Empfang streitig, und von keinem der 
nach § 35 Berechtigten ein Widerspruch erhoben ist,^) so bestimmt das 
Strandamt denjenigen, gegen welchen die sonst angezeigten Ansprüche 
im Wege der Klage auszuführen sind. 

Diesem steht auch die Befugniss zu, gegen Leistung der vom Strand- 
amte zu bestimmenden Sicherheit^ die Auslieferung der geborgenen Gegen- 
stände zu verlangen. 

1) Ist Widerspruch erhoben, so greift § 29 Abs. 3 Platz. 

2) B.G.B. §§ 232 ff. 

§ 31. 

Zur Anstellung der Klage (§§ 29 Abs. 3 und 30), welche bei dem 
für den Ort des Strandamts zuständigen Gerichte') zu erheben ist,''^) be- 
stimmt das Strandamt eine angemessene Ausschlussfrist. 

1) D. i. wenn der Streitwerth nicht mehr als 300 Mark beträgt, das Amts- 
gericht, sonst das Landgericht, G.V.G. §§ 23, 70, 101 Ziff. 3 f. 

2) Der Gerichtsstand ist ein ausschliesslicher; s. auch Mittelstein, Deutsches 
Schiffspfandrecht und Schiffsgläubigerrecht, Hamburg 1889, S. 194. 

§ 32. 

Im Falle des § 30 hat das Strandamt auf Antrag dafür zu sorgen, 
dass die nach Abschnitt V. dieses Gesetzes festgestellten Ansprüche aus 
der bestellten Sicherheit oder durch den Verkauf der geborgenen Gegen- 
stände befriedigt werden.*) 

1) Vergl. H.G.B. §§ 761, 763. 

§ 33.') 

Streitigkeiten über die Empfangsberechtigung werden im Prozesswege 
erledigt. 

1) Dieser Paragraph ist durch die nachträglich eingeschalteten drei vorhergehenden 
entbehrlich geworden. 

§ 34. 

Die Kosten der Vorverhandlungen und des Aufgebotsverfahrens ge- 
hören zu den im § 743 Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs^) bestimmten 
Bergungskosten. 

1) Diese Fassung an Stelle der alten »Artikel 745 Absatz 2 des Allgemeinen 
Deutschen Handelsgesetzbuchs« . 
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§ 35. 

Wenn der Empfangsberechtigte auch durch das Aufgebotsverfahren 
nicht ermittelt wird, so werden Gegenstände, welche in Seenoth vom 
Strande aus geborgen sind (§§ 4 — 19), desgleichen Seeauswurf und 
strandtriftige Güter (§ 20), dem Landesfiskus überwiesen.^) 

Unter gleicher Voraussetzung werden versunkene und seetriftige 
Gegenstände (§ 21) dem Berger überwiesen.^) 

Die Antheile mehrerer Mitberechtigter im Falle des § 749 des Handels- 
gesetzbuchs^) bestimmen sich auch in Beziehung auf diesen Anspruch 
nach den dort vorgeschriebenen Grundsätzen. Wer die ihm nach dem 
§ 21 obliegende Anzeige unterlässt, geht dieses Anspruchs zu Gunsten 
der Seemannskasse des Orts, wo das Strandamt seinen Sitz hat, und in 
Ermangelung einer solchen, zu Gunsten der Ortsarmenkasse verlustig. 

Ob und in welcher Weise diejenigen zu entschädigen sind, welchen 
nach den bisherigen Bestimmungen die in den vorstehenden Absätzen 
der Staatskasse und dem Berger überwiesenen Ansprüche zugestanden 
haben, bestimmen die Landesgesetze. ^) 

1) Der Fiskus bezw. der Berger erwirbt durch diese Ueberweisung Eigenthum. 
Im übrigen vergl. §. 28. 

2) Diese Fassung an Stelle des alten »Artikels 751 des Allgemeinen Deutschen 
Handelsgesetzbuchs « . 

ä) Vergl. Anm. 2 zur Ueberschrift. 

V. Abschnitt. 1) 

Von der Festsetzung der Bergnngs- und Mlfskosten. 

1) Das hier festgelegte Verfahren ist Vorbedingung für die gerichtliche Geltend- 
machung der Ansprüche; s. § 39. Mit Rücksicht hierauf und auf die öffentlichrecht- 
liche Tendenz dieser Bestimmungen wird die Frage der Zulässigkeit eines schieds- 
richterlichen Verfahrens zu verneinen sein. Ein dennoch ergangener Schiedsspruch 
wäre auf Antrag gemäss C.P.O. § 1041 Nr. 1 aufzuheben. Vergl. auch Burchard 
S. 128, 129, 212 ff. 

§ 36.1) 
Wer Berge- oder Hülfslohn oder die Erstattung sonstiger Bergungs- 
oder Hülfsko^en verlangt,^) hat in Ermangelung einer gütlichen Einigung^ 
seine Ansprüche bei dem Strandamt anzumelden. 

») Vergl. § 39. 

2) Es kommen in Betracht die Ansprüche aus H.G.B. §§ 740, 743 Abs. 2; Str.O. 
§§ 34, 4, 5, 9, 20 — 22, nicht aber Entschädigungsansprüche für Strandhülfe (bezw. 
Hülfe in Seenoth) in Fällen, welche durch die Str.O. oder durch Abschnitt 8 des 

4. Buches des H.G.B. nicht betroffen werden: hier ist ohne Weiteres der Rechtsweg 
gegeben. Vergl. Burchard S. 219, Erk. des R.G. v. 25. X. 1881 (Entsch. in Civs. Bd. 6 

5. 89), V. 9. XII. 1896 (Entsch. in Civs. Bd. 38 S. 86), aber auch Boyens S. 86. 

3) üeber den Begriff der »gütlichen Einigung« vergl. Erk. des H.O.L.G. 
V. 9. X. 1888 (H.G.Z. S. 282 ; Seufferts Archiv Bd. 45 S. 83) ; des R.G. v. 14. II. 1891 
(H.G.Z. S. 146); des H.O.L.G. v. 24. IV. 1897 (H.G.Z. S. 159); Bartelt a. a. O. 
S. 38 f.; Mittelstein, Deutsches Schiffspfandrecht und Schiffsgläubigerrecht, 
Hamburg 1889, S. 194 f.; aber auch Burchard S. 212—219. 

§ 37. 

Das »Strandamt hat nach Anhörung der Betheiligten, soweit dieselben 
anwesend sind, eine Berechnung der aufgestellten Forderungen zu ent- 
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werfen und mit seinen gutachtlichen Bemerkungen der Aufsichtsbehörde 
einzureichen.^) 

1) Vergl. Burchard S. 221—224. 

§ 38. 

Die Aufsichtsbehörde hat die angemeldeten Ansprüche nach den Be- 
stimmungen des Handelsgesetzbuchs, Btich IV. Abschnitt 8/) zu prüfen und 
durch Bescheid festzusetzen. Jedem Betheiligten ist der Bescheid zu 
Protokoll bekannt zu machen, oder eine Ausfertigung desselben zuzustellen.^) 

Die Zustellung ist gültig, wenn sie unter Beobachtung der für Zu- 
stellungen in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten vorgeschriebenen Formen^ 
erfolgt. Die vereideten Verwaltungsbeamten haben dabei die Glaub- 
würdigkeit der Gerichtsbeamten. 

1) Diese Fassung an Stelle der alten »Allgemeinen Deutschen Handelsgesetzbuchs, 
Buch V. Titel 9«. 

2) Es ist nicht erforderlich, dass der Bescheid mit Gründen versehen sei. Bei 
der Bekanntmachung zu Protokoll gehört ein Vermerk über die erfolgte Verkündung 
des Bescheides in das Protokoll. Erk. des Landgerichts Hamburg v. 16. V. 1900 
(H.G.Z. 1901 S. 13). 

3) C.P.O. Buch I. Abschnitt 3 Titel 2. — S. auch Erk. des H.O.L.G. v. 26. XI. 1900 
(H.G.Z. 1901 S. 13 ff.). 

§ 39. 

Gegen den Bescheid der Aufsichtsbehörde findet nur der Rechts- 
weg statt.*) 

2) Die Partei, welche sich durch den Bescheid beschwert fühlt, hat 
binnen einer Ausschlussfrist^) von 14 Tagen — vom Tage nach der Be- 
kanntmachung oder Behändigung des Bescheides (§ 38) an gerechnet — 
die Klage bei dem für den Ort des Strandamts zuständigen Gerichte an- 
zubringen.^) Das Gericht kann aus Gründen, die in der Sache selbst 
liegen, diese Frist angemessen verlängern.^) 

Durch rechtzeitige Erhebung der Klage verliert der Bescheid zwischen 
den Prozessparteien seine Kraft. ^) 

^) Aus dem Zusammenhang mit §§ 36 — 38 ergiebt sich »nicht alleiu, dass die 
Einrede der Unzulässigkeit des Rechtsweges begründet ist, wenn ein Anspruch auf 
Hülfs- oder Bergelohn gerichtlich geltend gemacht wird, ohne dass dieser . . vorab 
beim Strandamte angemeldet und darüber im Verwaltungswege entschieden ist, 
sondern auch, dass eine solche Klage von Amts wegen als unzulässig abzuweisen 
ist, es mithin eines desfallsigen Antrages nicht bedarf. Denn die gedachten Be- 
stimmungen der Strandungsordnung gehören dem Öffentlichen Rechte an und 
sind . . einer abweichenden Vereinbarung der Parteien unzugänglich«. Erk. des R.G. 
V. 17. V. 1882 (Entsch. in Civs. Bd. 7 S. 64 f., Seufferts Archiv Bd. 37 S. 464) ab- 
weichend von der Auffassung des Erk. v. 6. XI. 1880 (Entsch. in Civs. Bd. 3 S. 140); 
s. auch Erk. des H.O.L.G. v. 26. XI. 1900 (H.G.Z. 1901 S. 13 ff.). Vergl. femer Erk. des 
R.G. V. 26. X. 1881 (Entsch. in Civs. Bd. 6 S. 89), aber auch Anm. 2 zu § 36, sowie 
Burchard S. 224, 322. 

2) Abs. 2 regelt die örtliche Zuständigkeit des Gerichts abweichend vom H.G.B. 
§§ 488, 608; der Gerichtsstand ist ein ausschliesslicher, s. auch Mittelstein a. a. O. 
S. 196; betreffs der sachlichen Zuständigkeit s. Anm. 1 zu § 31. 

Die Klage auf Zahlung des festgestellten Berge- bezw. Hülfslohnes (im Gegen- 
satz zur Klage auf dessen Festsetzung, s. § 38) kann gegen deu Rheder vor dem Ge- 
richt des Heimathshafens erhoben werden. Vergl. Lewis bei Endemann S. 26 f., 
Löwe zu § 39 der Str.O. 
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3) Die Frist ist eine Ausschluss-, keine Verjährungsfrist, daher von Amts 
wegen zu berücksichtigen; vergl. Erk. des H.O.L.G. v. 22. XII. 1893 (Seufferts Archiv 
Bd. 60 S. 436). Da die Frist keine Nothfrist ist (C.P.O. § 223 Abs. 3, §§ 233ff.), so 
kann eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nicht stattfinden; s. auch Erk. des 
O.L.G. Oldenburg v. 23. II. 1887 (Seufferts Archiv Bd. 46 S. 387, 437); Erk. des 
H.O.L.G. V. 26. XI. 1900 (H.G.Z. 1901 S. 13 ff.). Für die Fristberechnung s. B.G.B. 
§§ 186—189. 

^) Die Klage anbringen kann, wie Abs. 3 zeigt, nichts Anderes bedeuten als 
die Klage erheben; es sind daher die Grundsätze der C.P.O. (insbesondere des 
§ 253, s. auch §§ 496, 600, 610) maassgebend ; vergl. auch Erk. des O.L.G. Oldenburg 
V. 23. n. 1887 (Seufferts Archiv Bd. 46 S. 437). Dagegen erachtet das Erk. des 
H.O.L.G. V. 22. Xn. 1893 (das. Bd. 60 S. 436) einen Schriftsatz für ausreichend, der 
keinen Zweifel lässt, dass die Partei sich durch den Bescheid beschwert erachtet und 
eine richterliche Entscheidung begehrt. Ueber Geltendmachung der Ansprüche durch 
Einrede oder Widerklage vergl. Burchard S. 219 f. 

ö) B.G.B. § 190. 

6) Also auch gegenüber der Partei, die sich dabei beruhigt hatte, nicht aber 
gegenüber Dritten, die dies gethan hatten. 

§ 40. 

Den Landesregierungen steht es zu, die in § 38 der Aufsichtsbehörde 
zugewiesenen Obliegenheiten dem Strandamt zu übertragen.*) 

1) Vergl. Anm. 2 zur Ueberschrift. 

§ 41. 

Die Erhebung der festgesetzten Beträge und die Vertheilung derselben 
unter die Berechtigten erfolgt in der Regel*) durch das Strandamt. 

Der Vorsteher des Strandamts hat auch in dem Falle keinen Anspruch 
auf Berge- oder Hülfslohn,^) wenn er zugleich zum Strand vogt bestellt ist.^) 

1) »In der Regel«. Ausnahmen können z. B. eintreten, wenn mehrere verschiedenen 
Rhedem gehörige Schiffe mitgeborgen haben (Burchard S. 291). 

^) H.G.B. §§ 740—763. 

3) Vergl. § 2 und H.G.B. § 740, nach welchem an sich der Strandvogt vom 
Berge- und Hülfslohn nicht ausgeschlossen ist; siehe aber auch Instruktion zur Str.O. 
(unten VIII. 12) § 2. 

VI. Abschnitt. 

Allgemeine Bestimmnngen. 

§ 42.1) 

Schiffer im Sinne dieses Gesetzes ist der Führer des Schiffes (Schiffs- 
kapitän), in Ermangelung oder Verhinderung desselben dessen Stellvertreter. 

1) Gleichlautend S.O. § 2; vergl. H.G.B. §§ öllff. 

§ 43. 

Wer den Vorschriften der §§ 4, 7 Abs. 1, 12 Abs. 1, 13, 20, 21 zu- 
widerhandelt, wird, sofern nicht nach allgemeinen Straf gesetzen i) eine 
höhere Strafe verwirkt ist, mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Mark 
oder mit Haft bestraft. 

1) Vergl. z. B. St.G.B. §§ 146, 242, 246, 266, 306, 322, 323, 326, 326, S.O. § 84, 
Mil.St.G.B. § 142 (hier abgedruckt unter VIII. 3 zu St.G.B. § 306). 
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§ 44 
ist durch das G.V.G. beseitigt. 

§ 45.') 

Ob und inwieweit im Falle der Bergung des von den Landesregierungen 
zur Betonnung verwendeten Materials an Tonnen, Ketten und sonstigem 
Zubehör bestimmte Lohnsätze an Stelle des Bergelohns treten, bestimmt 
sich, wenn die Bergung im eigenen Gebiete erfolgt, nach dem bezüglichen 
Landesrecht, anderenfalls nach den etwa abgeschlossenen Staatsverträgen. 

1) Vergl. Anm. 2 zur üeberschrift und Anm. 1 zu § 16. 

§ 46. 

Die in diesem Gesetz vorgeschriebene Mitwirkung der Zollbehörde 
findet in den Zollausschlüssen ^) nicht statt. 

1) R.V. Art. 33, 34. 

§ 47. 

Die Bestimmungen der Staatsverträge über die den Konsuln fremder 
Staaten in Bergungsfällen zustehenden Rechte werden durch dieses Gesetz 
nicht berührt.^) 

1) Solche Bestimmungen finden sich in den Verträgen mit: den Vereinigten 
Staaten von Amerika v. 11. XIL 1871 (R.G.B1. 1872 S. 96) Art. 16; Frankreich v. 
2. Vin. 1862 (G.S. 1865 S. 333; vergl. Vertrag v. 10. V. 1871, K.G.B1. S. 223, Art. 11 
Abs. 4) Art. 14; Griechenland v. 26. XL 1881 (R.G.B1. 1882 S. 101) Art. 14; den 
Hawaiischen Inseln v. 25. III./19. IX. 1879 (R.G.B1. 1880 S. 121) Art. 25; Italien 
V. 7. IL 1872 (R.G.Bl. S. 134) Art. 18; Japan (und zwar in dem Handels- und Schiff- 
fahrts-, nicht in dem Konsularvertrag) v. 4. IV. 1896 (R.G.Bl. S. 715; vergl. Bek. v. 
7. VII. 1899, R.G.B1. S. 364) Art. 14; Nicaragua v. 4. H. 1896 (R.G.B1. 1897 S. 171) 
Art. 29; Persien v. 11. VI. 1873 (R.G.B1. S. 351) Art. 10; Rumänien v. 21. X. 1893 
(R.G.B1. 1894 S. 1) Art. 17; Russland v. 8. XIL 1874 (R.G.B1. 1875 S. 145) Art. 14; 
Salvador v. 13. VL 1870 (R.G.BL 1872 S. 377; vergL die Konvention v. 12. L 1888, 
R.G.BL 1889 S. 191) Art. 31; Spanien v. 22. IL 1870 (B.G.BL S. 99; vergL die 
Konsular-Konvention v. 12. L 1872, R.G.B1. S. 211) Art. 18; Zanzibar v. 20. XIL 1886 
(R.G.B1. 1886 S. 261) Art. 14. 

Ueber die Benachrichtigung der Konsuln fremder Staaten s. auch § 6 der In- 
struktion zur Str.O. (unten VIII. 12). 

§ 48. 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1875 in Kraft.*) 

1) Für Helgoland ist es am 1. August 1895 in Kraft getreten: V. v. 20. VII. 1895 
(R.G.B1. S. 421). 

12. Instruktion zur Strandungsordnung. *) 

Vom 24. November 1875. 
(R.C.B1. S. 750.) 

1) Vergl. V. V. 20. VH. 1895 (R.G.B1. S. 421), auf Grund deren diese Instruktion 
für Helgoland am 1. August 1895 in Elraft getreten ist. 

§ 1- 

Wenn ein Schiff vor der deutschen Küste oder in deutschen Gewässern 
in Seenoth geräth, sind die Strandvögte der benachbarten Bezirke gleich- 
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massig verpflichtet, die erforderlichen Vorkehrungen zur Rettung von 
Menschenleben, sowie zur Bergung und Hilfsleistung zu treffen. Die 
Leitung des Verfahrens steht für die ganze Dauer desselben demjenigen 
Strandvogt zu, welcher zuerst das SchifE betritt. 

Die Fürsorge für die geborgenen Gegenstände liegt der Strandbehörde 
ob, in deren Bezirk dieselben gelandet werden. 

§ 2. 

Solange ein Schiff sich in Seenoth befindet, ist es dem Strandvogt 
unbedingt verboten, mit dem Schiffer einen Vertrag über die Höhe des 
Berge- oder Hilfslohns abzuschliessen. 

§3- 

Der Werthbetrag der Sicherheitsbestellung,*) welche im Falle des § 8 
der Strandungsordnung vom 17. Mai 1874 zu beanspruchen ist, darf vom 
Strandvogt höchstens auf den dritten Theil des Werths der unter seiner 
Leitung geborgenen Gegenstände bemessen werden. 

Wird die Sicherheit durch Hinterlegung von Geldern oder Werth- 
papieren bestellt, so sind dieselben unverzüglich an das Strandamt ab- 
zuliefern. 

1) Vergl. B.G.B. §§ 232 fE. 

§ 4. 

Die Polizeibehörden sind verpflichtet, den Strandbehörden auf Ver- 
langen in allen Massregeln ohne Verzug Beistand zu leisten, welche im 
Falle einer Seenoth zur Rettung von Menschenleben, sowie zur Bergung 
oder Hilfsleistung dienlich sind. 

§ 5. 

Den Rhedem imd Versicherern eines in Seenoth gerathenen Schiffes, 
sowie den Absendern, Empfängern und Versicherern der Ladung desselben 
steht es frei, sich an der Bergung oder Hilfsleistung durch Gestellung 
von Fahrzeugen, Mannschaften u. s. w. zu betheiligen Sie haben dabei 
jedoch den Anordnungen des Strandvogts Folge zu leisten, welcher un- 
geeignete oder seinen Anweisungen zuwiderhandelnde Personen von der 
Betheiligung auszuschliessen berechtigt ist. 

§6.») 

Strandet ein fremdes Schiff an der deutschen Küste, so hat das 
Strandamt dem für seinen Bezirk bestellten Konsul des Heimathlandes 
des Schiffes sofort Nachricht zu geben. Ist für den Bezirk ein Konsul 
dieses Landes nicht bestellt, so ist die Mittheilung an den nächsten im 
Reiche zugelassenen Konsul des Landes zu richten. 

1) S. auch Str.O. § 47. 
Per eis, Seegesetzgebang. 14 
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13. Gesetz, betreffend die Uiitersuoliung von Seeunfällen. V^) 

Vom 27. Juli 1877. 
(R.G.B1. S. 649.) 

1) Auch »Seeunfallgesetz« genannt. — Litteratur: von Möller, Die Unter- 
suchung der Seeunfälle, in Hartmanns Ztschr. f. Gesetzgebung und Praxis auf dem 
Gebiete des Deutschen öffentlichen Rechtes, 5. Jahrg., Berlin 1879, S. 129 ff., 232 fi., 
467 ff.; Döring, Vor dem Seeamte, Papenburg 1881; Döring, Der blaue Junge. Das 
Loth. Resultate der zehnjährigen Untersuchung von Seeunfällen, betreffend Schiffe 
der Deutschen Handelsmarine, auf Grund des Gesetzes vom 27. Juli 1877, durch Ent 
Scheidungen des Ober-Seeamts und der Seeämter des Deutschen Reichs. Oldenburg 
und Leipzig 1890; Caesar, Handbuch der Deutschen Reichsgesetzgebung betreffend 
die Seeunfälle, Bremen 1882; Wannack, Gesetz betreffend die Untersuchung von 
Seeunfällen, 2. Aufl., Hamburg 1884; Lewis Bd. 2 S. 143—163; F. Per eis, Deutsches 
öffentliches Seerecht S. 344 — 410; Knitschky S. 392; von König S. 296—298, 
329—336; Loewe S. 334. 

*) Vergl. Geschäftsordnung für das Ober-Seeamt v. 3. V. 1878 nebst Nachtrag v. 
10. V. 1879, sowie Bek., betr. die Mitwirkung der Kaiserlichen Konsulate bei Seeunfällen 
deutscher Kauffahrteischiffe, v. 23. XI. 1877 (unten VIII. u — 16); Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte (Fassung v. 20. V. 1898, R.G.B1. S. 692) § 91. 

§ 1. 

Zur Untersuchung der SeeunfäUe, *) von welchen Kauffahrteischiffe^) 
betroffen werden, sind an den deutschen Küsten Seeämter ^) zu errichten. 

1) Zum Begriff Seeunfall gehört: 

a. ein Unfall. Hierunter versteht die seeamtliche Praxis eine äussere Störung 
des regelmässigen Verlaufes der Fahrt. Vergl. Erk. des S.A. Stettin v. 29. X. 
und 18. XI. 1881 (Bd. 3 S. 496 und 515); des O.S.A. v. 1. V. 1895 (Bd. 11 S. 643), v. 17. 
IX. 1896 (Bd. 12 S. 159). Das Fahrzeug muss von einem Ereigniss betroffen worden 
sein, durch welches unmittelbar oder mittelbar der Verlust, eine Beschädigung oder 
eine Gefährdung desselben bezw. eines anderen Fahrzeuges oder eine Verletzung bezw. 
Tödtung von Personen herbeigeführt ist. Allerdings kann nicht jedes derartige Er- 
eigniss als Seeunfall bezeichnet werden. Regelmässig sind aber Seeunfälle: 1) Fest- 
kommen des Schiffes (Erk. des O.S.A. v. 27. I. 1881, Bd. 3 S. 101 ; a. M. früher 
V. Möller S. 134); 2) Zusammenstossen, abgesehen von den beim Festlegen oder 
Losmachen im Hafen häufigen unerheblichen Berührungen von Schiffen miteinander 
(bestritten; vergl. aber Erk. des O.S.A. v. 9. I. 1880, Bd. 2 S. 20; des S.A. Stettin v. 
15. XL 1882, Bd. 4 S. 481); 3) Ausbrechen von Feuer an Bord (s. von Möller, 
S. 133 f.). Andere Beispiele : Erkrankungen, Todesfälle, infolge ungenügender Ver- 
proviantirung (so Erk. des S.A. Hamburg v. 4. IX. 1882, Bd. 4 S. 330, v. 28. XII. 
1898, Bd. 13 S. 227, v. 8. IL 1899, das. S. 296; des S.A. Brake v. 27. V. 1899, das. 
S. 363 u. a.), Tod von Passagieren infolge schlechter Unterbringung (Erk. des S.A. 
Flensburg v. 28. I. 1896 und des O.S.A. v. 17. IX. 1896, Bd. 12 S. 148—165), Selbst- 
mord von Mannschaften wegen schlechter Behandlung oder unzureichender Verpflegung 
(Erk. des S.A. Bremerhaven v. 7. XII. 1889, Bd. 9 S. 273; des O.S.A. v. 9. VI. 1892, 
Bd. 10 S. 231); Gefährdung infolge Mangels an Heizmaterial (Erk. des O.S.A. v. 7. XII. 
1897, Bd. 12 S. 700). 

b. in örtlicher Hinsicht die See oder die sonstigen dem Seeverkehr dienenden 
Gewässer, also auch solche Stromreviere (vergl. die »Einleitung« d. V.V.Z.). Beispiele: 
Erk. des O.S.A. v. 17. H. 1885 (Bd. 6 S. 170); des S.A. Flensburg v. 1. H. 1887 (Bd. 7 
S. 336) ; des S.A. Rostock v. 18. V. 1900 (Bd. 13 S. 726). Vergl. Erk. des O.S.A. v. 29. 
XII. 1892 (Bd. 10 S. 365): Zusammenstoss auf dem Eiderkanal. Für die örtliche Ab- 
grenzung passt daher nicht der § 1 der Bek. v. 10. XI. 1899 (11.2). Aber anch die 
Begrenzung im S.U.V.G. §3 erscheint zu eng; dort wird zwar die Fahrt auf Buchten, 
Haffen und Watten einbegriffen, nicht aber »auf anderen mit der See in Verbindung 
stehenden Gewässern, auch wenn sie von Seeschiffen befahren werden«. 
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Siehe im Uebrigen auch Anm. 2. — Unfälle beim Stapellauf sind, wenn das Schiff 
zu Wasser gekommen ist, Seeunfälle. Vergl. von Möller S. 134. — 

Zorn (S. 903 Anm. 134) bemerkt zum Seeunfallsbegriff: »bestimmte Merkmale 
lassen sich dafür nicht aufstellen, die Sache ist quaestio facti«. 

2) Kauffahrteischiffe (vergl. auch Fl.G. § 1) im Sinne dieses Gesetzes sind 
alle nicht zur Kaiserlichen Marine gehörenden Schiffe. Der Begriff umfasst also auch 
Walfischfänger, Lustyachten, Zollkreuzer, wissenschaftlichen Zwecken dienende Schiffe, 
zu Marinezwecken bestimmte Fahrzeuge vor der Uebergabe an die Kaiserliche Marine 
(Erk. des O.S.A. v. 27. I. 1881, Bd. 3 S. 101). Siehe auch Erk. des O.S.A. v. 26. IV. 
1882, Bd. 3 S. 773 (Nordemeyer Fischerboote). Irrig Erk. des S.A. Königsberg v. 
10. Vin. 1880 (Bd. 2 S. 650). Vergl. freilich auch Prien S. 909; femer Erk. des S.A. 
Flensburg v. 1. II. 1887 (Bd. 7 S. 336). 

Es wird nicht vorausgesetzt, dass das Schiff zur Seefahrt geeignet oder bestimmt 
ist. Das Gesetz findet auch Anwendung, wenn ein Flussschiff auf einer See- 
reise von einem Seeunfall betroffen wird (Erk. des S.A. Danzig v. 23. VI. 1897, 
Bd. 12 S. 495), sowie bei Unfällen, welche im Küstengebiet solche Seeschiffe er- 
leiden, die zur Zeit des Unfalls gerade keine Seefahrt betreiben (Erk. des O.S.A. 
V. 17. IL 1886, Bd. 6 S. 170; des S.A. Flensburg v. 1. IL 1887, Bd. 7 S. 336; des 
O.S.A. V. 29. XIL 1892 (Bd. 10 S. 365). Den Unfall eines Binnenschiffes auf einer 
Flussreise wird man auch dann nicht als Seeunfall ansehen dürfen, wenn er sich an 
einem auch dem Seeverkehre dienenden Theile des Flussgebietes ereignete. 

Ueber das Verfahren bei Havariefällen von Schiffen und Fahrzeugen der Kaiser- 
lichen Marine s. M.V.BL 1894 S. 266, 1896 S. 229. VergL auch J.f.K. §§ 108ff. 

Sind bei einem Seeunfalle einerseits Schiffe oder Fahrzeuge der Kaiser- 
lichen Marine und andererseits Kauffahrteischiffe oder diesen gleich zu er- 
achtende Fahrzeuge betheiligt, so w^ird nach Lage der Sache entweder bei der Marine- 
behörde oder bei dem Seeamte oder auch bei beiden das Untersuchungsverfahren 
einzuleiten sein; keine der beiden in dem letzteren Falle ergehenden Entscheidungen 
ist für die andere präjudiziell. — Das Verhalten eines mit einem Kauffahrteischiffe 
zusammengestossenen Kriegschiffes ist vom Seeamt nur insoweit zu prüfen, als es 
die Ermittelung der Ursachen des Zusammenstosses gemäss § 4 erfordert; Erk. des 
S.A. Bremerhaven v. 9. XII. 1884 (Bd. 6 S. 218). Der Tenor des Erk. des S.A. Emden 
V. 26. X. 1896 (Bd. 11 S. 684) wäre demnach auf den ersten Absatz zu beschränken 
gewesen. 

') Verzeichniss der Seeämter: Anm. 1 zu § 6. 

§ 2. 

Gegenstand der Untersuchung (§1) sind Seeunfälle:*) 

1. deutscher^) Kauffahrteischiffe;^) 

2. ausländischer Kauffahrteischiffe, wenn 

a) der Unfall sich innerhalb der deutschen Küstengewässer ^) 
ereignet hat, oder 

b) die Untersuchung vom Reichskanzler angeordnet ist. 

1) S. Anm. 1 zu § 1. Die Untersuchung ist unabhängig von einem etwa im 
Auslande eingeleiteten Verfahren, sie unterliegt auch nicht der Verjährung. 

2) Vergl. das Fl.G. (IL i). 
») S. Anm. 2 zu § 1. 

^) Unter Küstengewässem sind zu verstehen die der deutschen Gebietshoheit 
unterworfenen, der Seeschiff fahrt dienenden Gewässer, insbesondere: 

a. das deutsche Küstenmeer, d. i. das offene Meer vom Strande der deutschen 
Küsten bezw. der vor den letzteren belegenen Inseln und Sandbänke ab bis auf 
Kanonenschussweite ; 

b. diejenigen an den deutschen Küsten belegenen Buchten, deren Breite, von den 
äussersten Punkten des Landes bezw. der Sandbänke ab gerechnet, höchstens zehn 
Seemeilen beträgt; 

c. die Rheden, Häfen, Meereseinbrüche, Meerengen und Flussmündungen (siehe 
Erk. des S.A. Lübeck v. 19. I. 1880, Bd. 2 S. 58) der deutschen Nord- und Ostseeküste, 
unabhängig von ihrer Konfiguration und Ausdehnung. Es gehören hierher : die Haffs 

14* 
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der prenssischen nnd pommerschen Küste, die Wattenmeere zwischen den ost- und 
westfriesischen Inseln nnd dem Festlande, der Alssnnd, der Fehmamsnnd; der kleine 
Belt ist zum Thell der deutschen (prenssischen), zum Theil der dänischen Hoheit 
unterworfen, die Mittellinie bildet die Grenze. 

§3. 

Das Seeamt ist verpflichtet, die Untersuchung vorzunehmen:^) 

1. wenn bei dem Unfälle entweder Menschenleben verloren gegangen, 
oder ein Schiff gesunken oder aufgegeben ist; 

2. wenn die Untersuchung vom Reichskanzler angeordnet ist. 

Bei sonstigen Seeunfällen bleibt die Vornahme der Untersuchung dem 
Ermessen des Seeamts ^ überlassen. 

1) Der Schiffer hat über jeden während der Heise stattgehabten Unfall die 
Verklarung abzulegen. H.G.B. § 522. 

S) Vergl. § 16 Abs. 1. Die Vornahme der Untersuchung kann sich z. B. dadurch 
rechtfertigen, dass das Ausbleiben verderblicher Folgen nur einem glücklichen Zufall zu 
danken, dass der Unfall die Ursache erheblicher Kosten gewesen, dass er von vorn- 
herein lediglich auf schuldhaftes Verhalten der Besatzung zurückzuführen ist. Erk. 
des S.A. Rostock v. 12. IH. 1881 (Entsch. Bd. 3 S. 893), des S.A. Danzig v. 13. IV. 
1882 (Entsch. Bd. 4 S. 33); s. auch Erk. des O.S.A. v. 20. HI. 1891 (Bd. 9 S. 656) und 
dazu Erk. des S.A. Hamburg v. 18. in. 1892 (Bd. 10 S. 108). 

Die Untersuchung ist unabhängig davon, ob der Schiffer ein Befähigungszeugniss 
besitzt. 

§4. 

Durch die Untersuchung sollen die Ursachen des SeeunfaUes, sowie 
alle mit demselben zusammenhängenden Thatumstände ermittelt werden. 
Insbesondere ist festzustellen: 

1. ob der Schiffer^) oder der Steuermann^ durch Handlungen oder 
Unterlassungen den Unfall oder dessen Folgen verschuldet hat;^ 

2. ob Mängel in der Bauart,*) Beschaffenheit,*) Ausrüstung,^) Be- 
ladung^) oder in der Bemannung^) des Schiffes, oder 

3. ob Mängel des Fahrwassers oder der für die Schiffahrt bestimmten 
Hülf Seinrichtungen (der Seezeichen, des Lootsenwesens, der Ret- 
tungsanstalten u. s. w.) oder Handlungen oder Unterlassungen der 
zur Handhabung dieser Einrichtungen bestellten Personen den Un- 
fall oder dessen Folgen herbeigeführt haben ;^) 

4. ob die zur Verhütung des Zusammenstossens von Schiffen auf 
See und die über das Verhalten nach einem solchen Zusammen- 
stossen erlassenen Vorschriften befolgt worden sind.'^) 

1) Vergl. H.G.B. §§ öllff.; S.O. § 2. 

2) Siehe z. B. H.G.B. §§ Ö17, 619, 620. — Erk. des O.S.A. v. 27. IV. 1882 (Bd. 4 
S. 64): »Die Navigirung ist recht eigentlich Sache des Schiffers, während der 
Steuermann dabei — indem er mit dem Schiffer gemeinsam die für die Navigirung 
erforderlichen Beobachtungen, Rechnungen und Notizen macht — nur als Grehülfe 
des Schiffers fungirt, ausser wenn ihm die Wache übertragen und von ihm innerhalb 
der vom Schiffer gegebenen Weisungen die Navigirung zeitweilig selbstständig aus- 
geübt werden muss.« Erk. des S.A. Stralsund v. 17. V. 1882 (das. S. 162): »Dem 
Schiffer liegt es ob, alle Anordnungen bezüglich der Navigation zu treffen. Hierhin 
gehört auch die Bestimmung darüber, wann und in welchen Zwischenräumen gelothet 
werden soll. Nur bei unvorhergesehenen Ereignissen zu Zeiten, wo der Schiffer von 
Deck und Gefahr im Verzuge ist, hat der Steuermann nach dieser Richtung hin 
selbstständige EntSchliessungen zu treffen.« Vergl. auch Erk. des O.S.A. v. 11, V. 



VIII. 13. Gesetz, betr. die Untersuchung von Seeunfällen. 213 

1880 (Bd. 2 S. 394), v. 27. V. 1881 (Bd. 3 S. 346), des S.A. Hamburg v. 12. IX. 1884 
(Bd. 5 S. 734), des O.S.A. v. 14. VII. 1885 (Bd. 6 S. 292), v. 24. IV. 1890 (Bd. 9 S. 401), 
V. 2. n. 1899 (Bd. 13 S. 287, 289). Es ist Pflicht des Schiffers, dass er den Schiffs- 
offlzieren Gelegenheit giebt, sich jederzeit an der Navigirung zu betheiligen. Erk. 
des S.A. Hamburg v. 22. VIII. 1898 (Bd. 13 S. 119). 

*) Das Gleiche gilt bezüglich des Seedampfschiffsmaschinisten: G. v. 11; VI. 1878 
(oben Vn. C. 8), auch bezüglich solcher, die, ohne zur Besatzung zu gehören, zur Aufsicht, 
z. B. als Maschineninspektoren, von der Rhederei angestellt sind: Erk. des O.S.A. v. 
16. vn. 1886 (Bd. 6 S. 492). — Vergl. § 26 Anm. 11. 

*) Vergl. Erk. des S.A. Stralsund v. 20. X. 1880 (Bd. 2 S. 697); Bremerhaven 
V. 10. VI. 1882 (daß. S. 289); Stralsund v. 31. VHI. 1882 (Bd. 4 S. 329) und v. 31. X. 
1884 (Bd. 5 S. 796) ; Danzig v. 26. X. 1886 (Bd. 6 S. 389). 

5) Siehe die eingehenden Erörterungen bei Ritter S. 9ff. 

6) Ausführlich Ritter S. 14—28, s. auch S. 100—102. 

7) Ritter S. 47ff. — Das Ergebniss des amtlichen Vermessungsverfahrens bietet 
für die Beladungsfähigkeit nur einen ungefähren Anhalt; Gleiches gilt von der 
»Schifferregel«, wonach ein Schiff das V/ifsuche des in britischen Registertons aus- 
gedrückten Nettoraumgehalts in deutschen Tonnen zu 1000 kg zu tragen vermag. 
Erk. des O.S.A. v. 21. X. 1886 (Bd. 6 S. 386), v. 22. XII. 1886 (Bd. 7 S. 611). — Ueber 
die Art der Ladung s. z. B. Erk. des S.A. Hamburg v. 29. X. 1892 (Bd. 10 S. 312); 
über gehörige Stauung des Ballasts: Erk. des S.A. Brake v. 11. Xu. 1896 und des 
O.S.A. V. 29. IV. 1896 (Bd. 12 S. 66ff.) 

8^ Ritter S. 28ff. 

^ Caesar (Note 6 zu § 4 des S.U.G.) meint zwar, unter Bezugnahme auf den 
Spruch des S.A. Königsberg v. 16. V. 1878 (Bd. 1 S. 48), das Seeamt habe lediglich 
objektiv festzustellen, ob eine Handlung oder Unterlassung des Lootsen den Seeunfall 
oder dessen Folgen herbeigeführt habe, ohne zu prüfen, ob diese Handlung oder 
Unterlassung als ein vertretbares Verschulden oder als entschuldbar zu erachten sei, 
und ersteren Falles, ob das Verschulden sich als ein leichtes charakterisire. Indessen 
erscheint eine solche Sonderung weder durch die Fassung des Gesetzes bedingt, noch 
streng durchführbar, insofern jedes Verschulden auf ein subjektives Moment hinaus- 
läuft, überdies aber unter »Handlungen« oder »Unterlassungen« im Sinne der Vor- 
schrift in erster Linie pflichtwidrige Handlungen oder Unterlassungen verstanden 
werden müssen. So hat auch die seeamtliche Praxis sich zu der Vorschrift gestellt, 
und selbst das S.A. Königsberg erklärt, nachdem es in dem erwähnten Erk. den 
Grundsatz aufgestellt hat, dass bezüglich des zur Handhabung der für die Schifffahrt 
bestimmten Hülfseinrichtungen bestellten Personals dem Seeamte lediglich die objek- 
tive Feststellung übertragen sei u. s. w., unmittelbar darauf: »Das Seeamt trägt .... 
kein Bedenken, im vorliegenden Falle sich gleichzeitig dahin auszusprechen, dass es 
die vorstehend erwähnte Unterlassung als in den Bereich entschuldbaren Irrthums, 
und nicht in den Bereich vertretbarer Nachlässigkeit gehörig erachtet.« Vergl. Erk. 
des S.A. Stettin v. 16. VII. 1882 (Bd. 4 S. 247), v. 18. X. 1882 (Bd. 4 S. 379ff.) und 
des O.S.A. V. 28. in. 1883 (Bd. 4 S. 619), in welchem es heisst, der Lootse habe »in 
unverantwortlicher Weise seine Pflichten verletzt und direkt gesetzwidrig gehandelt«. 
Andererseits ist das Seeamt zu einer Entscheidung über die Strafbarkeit nicht 
berufen. Vergl. Erk. des O.S.A. v. 17. IX. 1896 (Bd. 12 S. 160ff.), v. 17. VI. 1897 
(das. S. 494f.). 

10) Siehe oben VIII. 4— lo. 

§ 5. 
Zuständig für die CJntersuchung ist das Seeamt: 

1. in dessen Bezirk der Hafen liegt, welchen das Schiff nach dem 
Unfälle zunächst erreicht; 

2. dessen Sitz dem Ort des Unfalles zunächst belegen ist; 

3. in dessen Bezirk der Heimathshafen des Schiffes liegt. 

Unter mehreren hiernach zuständigen Seeämtern gebührt demjenigen 
der Vorzug, welches die Untersuchung zuerst eingeleitet hat.^) Jedoch 
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kann^) die Untersuchung einem anderen der zuständigen Seeämter durch 
das Reichskanzler- Amt') übertragen werden. 

Entstehen Streitigkeiten oder Zweifel über die Zuständigkeit, so ent- 
scheidet das Reichskanzler- Amt.*) *) 

1) Entsprechend St.P.O. § 12. 

^ Nach Zweckmässigkeitserwägungen. Vergl. die Motive zu § 6: »Die Unter- 
suchung eines Seeunfalls muss, wenn sie zu dem Ziele einer erschöpfenden und zu- 
verlässigen Aufklärung des Sa-chverhaltes gelangen soll, dem Ereigniss, welches sie 
festzustellen hat, möglichst rasch folgen, damit nicht die Beweisaufnahme durch den 
Verlauf einer längeren Zwischenzeit erschwert oder vereitelt werde. Mit Sicherheit 
lassen sich in der Regel die näheren Umstände, unter welchen ein Schiff verunglückt 
ist, nur ermitteln, so lange noch der Körper desselben in seinem beschädigten Zu- 
stande besichtigt werden kann und die Mannschaft des Fahrzeuges an einem Orte 
beisammen ist. Die hierdurch bedingte Beschleunigung des Verfahrens ist für die 

Regelung der Zuständigkeit der Seeämter entscheidend Ergiebt sich . . . ., 

dass die Zuständigkeit mehrerer Seeämter gleichmässig begründet ist, so kann für die 
Beantwortung der Frage, welches von ihnen die Untersuchung mit Ausschluss der 
anderen zu führen berechtigt sein soll, wiederum nur die Rücksicht den Ausschlag 
geben, dass das Verfahren so schleunig als möglich durchzuführen ist.« Ferner »kann 
bei zweifelloser Kompetenz der Fall eintreten, dass erhebliche Gründe dafür sprechen, 
die Untersuchung nicht von demjenigen Seeamte führen zu lassen, welches sie kraft 
der Prävention vorzunehmen berechtigt wäre, sondern sie einem andern Seeamte zu 
übertragen. Wenn beispielsweise ein Schiff, dessen Heimathshafen Königsberg ist, an 
der niederländischen Küste einen Unfall erleidet, alsdann das für Königsberg zuständige 
Seeamt auf die erste Nachricht davon die Einleitung der Untersuchung verfügt, das 
Schiff demnächst aber in den Hafen von Emden einläuft, so würde es un- 
zweckmässig sein, die Untersuchung nicht bei dem Seeamte dieses Hafens, in welchem 
die Vernehmung der Schiffsbesatzung und die Besichtigung des Schiffes ohne alle 
Weiterungen erfolgen kann, sondern an einem entfernten Punkte der Ostseeküste vor 
sich gehen zu lassen. Auch können Umstände vorliegen, welche die Annahme recht- 
fertigen, dass die Beziehungen, in welchen der Schiffer oder der Rheder eines Schiffes 
zu den seefahrttreibenden Kreisen eines bestimmten Ortes stehen, die Unbefangenheit 
des für den letzteren bestellten Seeamtes zweifelhaft erscheinen lassen. In solchen 
Fällen ist dafür Vorsorge zu treffen, dass die Untersuchung von einer Behörde geführt 
werde, gegen deren Betheiligung ein derartiges Bedenken nicht vorliegt.« 

3) Jetzt: Reichsamt des Innern. Diese Behörde .entscheidet im obigen Falle auch 
dann, wenn die betheiligten Seeämter demselben Bundesstaate angehören (Kommission-s- 
Bericht zu § 5). 

*) Wegen Uebernahme der Untersuchung durch ein unzuständiges Seeamt auf 
Grund des Zusammenhanges mit einer dort anhängigen Sache vergl. Erk. des S.A. 
Stettin V. 8. I. 1883 (Bd. 4 S. 746). 

§ 6. 

Die Errichtung der Seeämter und die Bestimmung der Behörden, 
welche die Aufsicht über diese Aemter zu führen haben, steht den Landes- 
regierungen nach Massgabe der Landesgesetze, die Abgrenzung ihrer Be- 
zirke dem Bundesrath zu.^) 

Die Oberaufsicht über die Seeämter führt das Reich. ^ 

^) Bekanntmaohung, betreffend die Bildung von Seeamts-Bezirken. 

Vom 1. Dezember 1877. 

(R.C.B1. S. 621.) 

Auf Grund des § 6 des Gesetzes, betrefEend die Untersuchung von Seeunfällen 
vom 27. Juli 1877 (Reichs-Gesetzblatt Seite 649) hat der Bundesrath die Bildung fol- 
gender Seeamts-Bezirke beschlossen: 

1. Bezirk des Seeamts zu Königsberg — die ostpreussische Küste, 

2. Bezirk des Seeamts zu Danzig — die westpreussische Küste, 
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3. Bezirk des Seeamts zu Stettin — die Küste der Regierungsbezirke Köslin 
und Stettin, 

4. Bezirk des Seeamts zu Stralsund — die Küste des Regierungsbezirks Stral- 
sund, 

6. Bezirk des Seeamts zu Rostock — die mecklenburgische Küste von der 
pommerschen Grenze bis Klein-Klützerhövd, 

6. Bezirk des Seeamts zu Lübeck — die Küste von Klein-Klützerhövd bis 
Damshöft, 

7. Bezirk des Seeamts zu Flensburg — die schleswig-holsteinische Ostküste 
von Damshöft bis zur dänischen Grenze und der Kaiser Wilhelm-Kanal^ 

8. Bezirk des Seeamts zu Tönning — die schleswig-holsteinische Westküste 
von der dänischen Grenze bis zur Eidermündung mit Dove fief Faden, 

9. Bezirk des Seeamts zu Hamburg — die Küste von Dove fief Faden bis zur 
Westgrenze des Amtes Ritzebüttel und einer Linie von dort bis zur Wester 
Till Tonne und die Insel Helgoland^ 

10. Bezirk des Seeamts zu Bremerhaven — die Küste von der Westgrenze des 
Amtes Ritzebüttel und der Wester Till Tonne , bis zur Weser, einschliesslich 
des westlichen Ufers derselben von Blexen abwärts, 

11. Bezirk des Seeamts zu Brake — das westliche Ufer der Weser oberhalb 
Blexen und die Küste vom Westrande der Wesermündung bis zur ost- 
friesischen Grenze, 

12. Bezirk des Seeamts zu Emden — die ostfriesische Küste und das deutsche 
Rhemstromgebiet^ soweit letzteres von Seeschiffen befahren wird. 

Die durch den Druck hervorgehobenen Zusätze beruhen auf den Bekanntmachungen 
des Bundesraths — zu Nr. 7 — v. 19. III. 1896 (R.C.B1. S. 87), — zu Nr. 9 — v. 
2. XL 1891 (R.C.B1. S. 303) und — zu Nr. 12 — v. 6. XL 1887 (R.C.BL S. 64ö). 

Die Bezirke decken sich nicht überall mit den Territorialgrenzen der Bundes- 
seestaaten; es umfassen namentlich die den Seeämtem zu Lübeck, Hamburg und 
Bremerhaven zugewiesenen Reviere auch preussische Küstenstrecken. Die Aufsicht 
über die betreffenden Seeämter steht nicht den betheiligten Staaten gemeinsam, 
sondern ausschliesslich demjenigen Staate zu, in welchem das Seeamt seinen Sitz hat. 
von Möller S. 233. 

2) R.V. Art. 4 Nr. 7. 

§ 7. 

Das Seeamt bildet eine kollegiale Behörde und besteht aus einem 
Vorsitzenden und vier Beisitzern. 

Der Vorsitzende muss die Fähigkeit zum Richteramt besitzen.^) Er 
wird für die Dauer des zur Zeit seiner Ernennung von ihm bekleideten 
Amts, oder, falls er zur Zeit seiner Ernennung ein Amt nicht bekleidet, 
auf Lebenszeit ernannt. Die letztere Bestimmung findet auf einen, für 
den Fall der Verhinderung oder Ablehnung des Vorsitzenden ernannten 
Stellvertreter keine Anwendung, 

Mindestens zwei der Beisitzer müssen die Befähigung als Seeschiffer 
besitzen und müssen als solche gefahren haben. 

1) G.V.G. §§ 2—6, E.G.G.V.G. § 22. 

§ 8. 

Die Aufsichtsbehörde hat für jedes Seeamt auf jedes Jahr im voraus 
eine Liste für das Amt eines Beisitzers geeigneter ^) Personen aufzustellen 
und dem Vorsitzenden des Seeamts mitzutheilen. Die Zahl der in die 
Liste aufzunehmenden Personen bestimmt die Aufsichtsbehörde nach Mass- 
gabe des Bedürfnisses. Wo eine Vertretung des Rheder-, Schiffer- und 
Handelsstandes vorhanden ist, ist dieselbe vor Aufstellung der Liste mit 
ihren Vorschlägen zu hören. 

1) §§ 10, 11. 
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§ 9- 

Der Vorsitzende des Seeamts wählt für jeden ^) üntersuchungsfall aus 
der Liste vier Beisitzer und, wenn erforderlich, einen Stellvertreter aus, 
beruft dieselben ein und beeidigt sie auf die Erfüllung der Obliegenheiten 
ihres Amts. 

1) Dass die Einbemfung und Mitwirkung der Beisitzer für mehrere an dem- 
selben Tage anstehende Verhandlungen erfolgen darf, ist mit Caesar (Anm. 1 zu § 9) 
anzunehmen. 

§ 10. 

Auf die Befähigung zum Amt eines Beisitzers finden die in den §§31 
bis 34 des Gerichtsverf assungsgesetzes ^) enthaltenen Bestimmungen ent- 
sprechende Anwendung, jedoch tritt an die Stelle des § 33 Nr. 2 folgende 
Bestimmung: 

2. Personen, welche zur Zeit der Aufstellung der Liste den Wohnsitz 
nicht im Bezirk des Seeamts haben, 
und fallen unter § 34 Nr. 9 die der aktiven Marine^) angehörenden 
Militärpersonen aus.^) 

Die Berufung zum Amt eines Beisitzers können ablehnen:*) 

1. Mitglieder einer deutschen gesetzgebenden Versammlung; 

2. Personen, welche zur Zeit der Aufstellung der Liste (§ 8) das 
65. Lebensjahr vollendet haben, oder bis zum Ablauf des Jahres, 
für welches die Liste gilt, vollenden würden; 

3. Personen, welche im letzten Jahre die Verpflichtung eines Bei- 
sitzers erfüllt haben. 

Die Beisitzer erhalten aus Landesmitteln Vergütung der Reisekosten 
und Tagegelder, deren Höhe die Landesregierungen bestimmen. 

^) Diese lauten: 

§ 31. 
Das Amt eines Schöffen ist ein Ehrenamt. Dasselbe kann nur von einem 
Deutschen versehen werden. 

§ 32. 

Unfähig zu dem Amte eines Schöffen sind: 

1. Personen, welche die Befähigung in Folge strafgerichtlicher Verurtheilung 
verloren haben; 

2. Personen, gegen welche das Hauptverfahren wegen eines Verbrechens oder 
Vergehens eröffnet ist, das die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
oder der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter zur Folge haben kann ; 

3. Personen, welche in Folge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über 
ihr Vermögen beschränkt sind. 

§ 33. 

Zu dem Amte eines Schöffen sollen nicht berufen werden: 
1. Personen, welche zur Zeit der Aufstellung der Urliste das dreissigste Lebens- 
jahr noch nicht vollendet haben; 
2 

3. Personen, welche für sich oder ihre Familie Armenunterstützung aus öffent- 
lichen Mitteln empfangen oder in den drei letzten Jahren, von Aufstellung 
der Urliste zurückgerechnet, empfangen haben; 

4. Personen, welche wegen geistiger oder körperlicher Gebrechen zu dem Amte 
nicht geeignet sind; 

5. Dienstboten. 
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§ 34. 

Zu dem Amte eines Schöffen sollen femer nicht berufen werden: 

1. Minister; 

2. Mitglieder der Senate der freien Hansestädte; 

3. Reichsbeamte, welche jederzeit einstweilig in den Ruhestand versetzt werden 
können ; 

4. Staatsbeamte, welche auf Grund der Landesgesetze jederzeit einstweilig in 
den Ruhestand versetzt werden können; 

6. richterliche Beamte und Beamte der Staatsanwaltschaft; 

6. gerichtliche und polizeiliche Vollstreckungsbeamte; 

7. Religionsdiener; 

8. Volksschullehrer; 

9. dem aktiven Heere oder der aktiven Marine angehörende Militärpersonen. 
Die Landesgesetze können ausser den vorbezeichneten Beamten höhere Ver- 
waltungsbeamte bezeichnen, welche zu dem Amte eines Schöffen nicht berufen werden 
sollen. 

2) Siehe § 11. 

*) Nicht einzuberufen werden solche in die Liste aufgenommene Personen sein, 
hei welchen nachträglich die Unfähigkeit zu dem Amte eines Beisitzers eintritt oder 
sich herausstellt, oder welche später in ein Verhältniss treten, welches sie von diesem 
Amte ausschliesst (vergl. Caesar Anm. 4 zu § 10). 

4) Vergl. auch § 12 Abs. 1. 

§ 11. 

Der aktiven Marine angehörende Militärpersonen werden nicht in die 
Liste aufgenommen. Der Vorsitzende des Seeamts kann jedoch eine ') der 
aktiven Marine angehörende Militärperson mit ihrer Zustimmung zum 
Beisitzer wählen und zwar ohne Eücksicht auf ihren Wohnsitz im Bezirk 
des Seeamts. ^) Die Wahl aus der Liste beschränkt sich für diesen Fall 
auf 3 Beisitzer und, wenn erforderlich, einen Stellvertreter. 

1) Nur eine! s. Satz 3 des §. 

2) In den militärischen Verhältnissen liegt es begründet, dass ein als Beisitzer 
geladener Offizier oder Techniker der Kaiserlichen Marine, falls er geneigt ist, der 
Einberufung Folge zu leisten, bevor er seine Zustimmung erklärt, die Erlaubniss 
seines Vorgesetzten zur üebemahme des Amtes einholt. 

§ 12.») 

Ueber Entschuldigungsgesuche der Beisitzer und über Ablehnungs- 
anträge ^ entscheidet endgültig der Vorsitzende. 

Beisitzer, welche ohne genügende Entschuldigung zu den Sitzungen 
nicht rechtzeitig sich einfinden, oder ihren Obliegenheiten in anderer Weise 
sich entziehen, sind zu einer Ordnungsstrafe von 10 bis 300 Mark, sowie 
in die verursachten Kosten zu verurtheilen. 

Die Verurtheilung wird durch den Vorsitzenden ausgesprochen. Er- 
folgt nachträglich genügende Entschuldigung, so kann die Verurtheilung 
ganz oder theilweise zurückgenommen werden. Gegen die letztere findet 
Beschwerde von Seiten des Verurtheilten an die Aufsichtsbehörde statt. 

1) Siehe auch § 29 Abs. 1 Schlusssatz. 

2) Unter Ablehnungsanträgen sind Anträge zu verstehen, welche, sei es von 
einem Interessenten, namentlich dem betheiligten Schiffer, Steuermann oder Maschi- 
nisten, sei es von dem Reichskommissar gegen einen Beisitzer, unter Berufung auf 
einen der im dritten Abschnitt des ersten Buches der Strafprozessordnung vorgesehenen 
Ausschliessungs- oder Ablehnungsgründe in sinnentsprechender Anwendung gestellt 
Averden. 



^]^ VfIL IZ, i'tf^t^uiz, bf^r. di« Untcrrmiehiiiij^ von Heeonfilleii. 

§ 13.'; 

iMf Hetchnkanzler bestellt für jedes Heeamt einen Kommissar,-^ 
W4tlch09r Anträge''; an da« 8eeamt oder seinen Vorsitzenden zu. stellen, 
<l4fn Verbandlangen de« Beeamts beizuwohnen, Einsicht von den Akten 
za nehmen and für den Fall, dass der Vorsitzende die Einleitung einer 
(Jntersochnng verweigert, Anträge auf Anordnung einer Untersuchung bei 
dem Reichskanzler zu steUen berechtigt ist. Dieselbe Person kann für 
mehrere Heeämter als Kommissar bestellt werden. 

^) Ufj HÜAehpkinskramusiT i^t ein aof Widermf angestellter Reichsbeamter, und 
alff Moleher d#;n l>ezüf(lichen Vorschriften des G., betr. die Bechtsverhaltnisse der 
lti?icbi«li#esDiten, v, 31« III. 1873 (K.G.BL 8. 61) unterworfen; er ist, dem Charakter 
M?in<?r ArotMMtellang gemäsM, verpflichtet, den Anweisungen des Reichskanzlers Folge 
Ml Idutifn« 

^) Auch auf Unterbrec;hnng der Hauptverhandlung zum Zweck der Vorbereitung 
MiUwM Httuptantrages. Erk. des O.8.A. v. 4. VI. 1879 (Bd. 1 S. 525). 

§ 14. 

Die für die Aufnahme der Verklarungen^) zuständigen Gerichte, die 
Hafenhehörden, die Btrandbehörden,^ die Seemannsämter') und die Schiffs- 
registerbehörden*) sind verpflichtet, von den zu ihrer Kenntniss ge- 
langenden Heeunfällen einem zuständigen Seeamt (§ 5) ungesäumt Anzeige 
xn machen.*) 

*) M.CKK. §§ 522 ff. Verklarungsgerichte sind jetzt durchweg die Amtsgerichte: 
F.(}. tt 145. 

% Vergl. Htr.O. §g 4, 5, 20, 21. 

8) Wogcui der KouHulate s. § 15. 

4) VXU, ^ 18, 14. 

Ö) Vpr><l, HcHvlJnfallverHlchemngsgesetz vom 30. Juni 1900 in der Fassung der 
lU^k. vom 5. .lull 1»00 (U.G.Bl. H. 716): 

rV. Veststallung und Ausoahlung der Entschädigung. 
Anzeige und Untersuchung der Unfälle. 

§65. 

.Ii»d<^r Unfall, durch welchen eine auf dem Fahrzeuge beschäftigte Person auf der 
UihIho got.i^dt'et wird, oder eine Körperverletzung erleidet, die eine völlige oder theil- 
wolm^ ArbeitAunfähigkeit von mehr als drei Tagen oder den Tod zur Folge hat, ist 
in düN SchiffMjounuU (Tagebuch, Loggbuch) einzutragen und in dem letzteren oder 
otnt^n bt^Monderen Anhange tax demselben kurz zu beschreiben. 

Int ein Journal nicht ku fähren, so hat der Schiffsführer eine besondere Nach- 
wi^lMung über die an Bord sich ereignenden Unfälle, welche die im Abs. 1 bezeichneten 
Kolgen haben, ku führen. 

Von jeder Kintrt^cung eines Unfalls, welchen eine auf dem Fahrzeuge beschäftigte 
PerMon auf der Reise erleidet, hat der Schiff sführer dem Seemannsamte, bei welchem 
(^ ituerst gesohehen kmui, eine von ihm beglaubigte Abschrift zu übergeben. Statt 
dt^Hen kann diwn «lounnU tnler die Nachweiaung dem Seemannsamte zur Entnahme 
einer .Mmohrift der Kintn^gung vorgelegt werden. Das Seemannsamt hat das Joamal 
oder tlie Nm»h Weisung binnen vierundzwanzig Stunden zurückzugeben. 

Krt^ignet4^ sich der Unftül im Inlande vor Antritt oder nach Beendigang der 
KeiNo« so hat der Sohiff^führer binnen zwei Tagen nach dem Tage, an welcliem er 
von den) Unfälle Kenntniss erlangt hat, dem Seemannsamt oder, falls ein solches 
an) Orte dt^s Unfalls nicht vorhtuiden ist, der Ortspolizeibehörde und dem diLrc-fa 
dtis Statut t\\ iH'stimmenden iTent>ssenschaft8organe von dem Unfall Anzeige zu machen. 

Uas StHnnainisiunt In'&iehangsweise die Ortspolizeibehörde hat diese Abschriften 
und Anzeigen dem S^H'iuannsamte des Heimathshafens zu übersenden. 
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§ 66. 

Die Unternehmer der übrigen unter § 1 fallenden Betriebe haben binnen der 
im § 65 Abs. 4 bezeichneten Frist von den in ihren Betrieben sich ereignenden Un- 
fällen, welche die im § 65 Abs. 1 bezeichneten Folgen haben, bei der Ortspolizei- 
behörde, in deren Bezirk sich der Unfall ereignet hat, Anzeige zu machen. Für den 
Betriebsuntemehmer kann derjenige, welcher zur Zeit des Unfalls den Betrieb oder 
den Betriebstheil, in welchem sich der Unfall ereignete, zu leiten hatte, die Anzeige 
erstatten; im Falle der Abwesenheit oder Behinderung des Betriebsuntemehmers ist 
er dazu verpflichtet. 

Die Vorstände der unter Reichs- oder Staatsverwaltung stehenden Betriebe 
haben die Anzeige der vorgesetzten Dienstbehörde nach näherer Anweisung derselben 
zu erstatten. 

§67. 

Das Formular für die Beschreibung der Unfälle (§ 66 Abs. 1), für die Nach- 
weisung der Unfälle (§ 65 Abs. 2) und für die Unfallanzeige (§ 65 Abs. 4, § 66 
Abs. 1, 2) wird vom Reichs- Versicherungsamte festgestellt. 

§ 68. 

Jeder Unfall, durch welchen eine versicherte Person getödtet ist oder eine 
Körperverletzung erlitten hat, die voraussichtlich einen Entschädigungsanspruch auf 
Grund dieses Gesetzes zur Folge haben wird, ist sobald als möglich, in den im § 76 b 
des Krankenversicherungsgesetzes und im § 15 dieses Gesetzes bezeichneten Fällen 
spätestens unmittelbar nach Eingang eines entsprechenden Ersuchens der Berufs- 
genossenschaft oder der betheiligten Krankenkasse, von einem Seemannsamt oder von 
einer Ortspolizeibehörde des Inlandes nach näherer Bestimmung der §§ 69 bis 73 
einer Untersuchung zu unterziehen, durch welche festzustellen sind: 

1. die Veranlassung und die Art des Unfalls; 

2. die getödteten oder verletzten Personen; 

3. die Art der vorgekommenen Verletzungen; 

4. der Verbleib der verletzten Personen; 

5. die Hinterbliebenen der durch den Unfall getödteten oder nach dem Unfälle 
verschollenen und die Angehörigen der durch den Unfall verletzten Personen, 
welche auf Grund dieses Gesetzes einen Entschädigungsanspruch erheben 
können ; 

6. die Höhe der Renten, welche der Verletzte etwa auf Grund der Unfall- 
versicherungsgesetze oder des Invalidenversicherungsgesetzes bezieht. 

Auf Antrag des Vorstandes der Genossenschaft oder der Sektion oder der be- 
theiligten Krank€lnkasse hat das Seemannsamt oder die Ortspolizeibehörde die Unter- 
suchung auch dann vorzunehmen, wenn sie die Voraussetzung des ersten Absatzes 
nicht als gegeben ansieht. 

§ 69. 

Ist die Untersuchung im Auslande zu führen, so hat der SchifEsführer vor dem- 
jenigen deutschen Seemannsamte (Konsulat), vor welchem es zuerst geschehen kann, 
unter Zuziehung von zwei Schiffsoffizieren oder anderen glaubhaften Personen über 
die nach § 68 festzustellenden Thatsachen eine eidesstattliche Erklärung abzugeben. 
Das Seemannsamt ist befugt, zur Feststellung des Sachverhalts auch andere als die 
von dem Schiffsführer zugezogenen Personen eidesstattlich zu vernehmen sowie sonstige 
Untersuchungsverhandlungen herbeizuführen. 

Ist die Untersuchung im Inlande zu führen, so ist dieselbe von dem Schiffs- 
führer bei einem Seemannsamt oder, wo ein solches nicht vorhanden ist, bei einer 
Ortspolizeibehörde des Inlandes zu beantragen. Die angerufene Behörde hat die 
Untersuchung zu führen. 

Bei Unfällen in anderen unter § 1 fallenden Betrieben, welche nicht Seeschiff- 
fahrtsbetriebe sind, erfolgt die Untersuchung durch diejenige Ortspolizeibehörde, an 
welche die Unfallanzeige (§ 66 Abs. 1) erstattet war. 

Auf Antrag Betheiligter (§ 70) kann die höhere Verwaltungsbehörde die Unter- 
suchung einem anderen Seemannsamt oder einer anderen Ortspolizeibehörde über- 
tragen. 
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Bei den anter Reichs- oder Staatsverwaltung stehenden Betrieben hat die vor- 
gesetzte Dienstbehörde die Untersnchang za führen oder einer anderen Behörde za 
übertragen. 

Anf die Verpflichtang der Schiffsmannschaft zar Mitwirkang bei diesen £r- 
klfirnngen and Verhandlongen finden die Bestimmungen des § 33 der Seemanns- 
ordnang entsprechende Anwendong. 

§70. 

Za den Untersnchangsverhandlnngen (§ 69) sind, soweit dies aasfahrbar, der 
Verletzte beziehangsweise dessen Hinterbliebene oder ein von ihnen za bestellender 
Vertreter, ein Vertreter der Genossenschaft and sonstige Betheiligte za laden and anf 
Antrag des Betriebsantemehmers, des SchifEsführers oder des Vertreters der Genossen- 
schaft Sachverständige znzaziehen. Ist die Genossenschaft in Sektionen getheilt, oder 
sind von der Genossenschaft Vertraaensmänner bestellt, so kann die Mittheilong von 
der Einleitang der Untersnchang an den Sektionsvorstand beziehangsweise an den 
Vertrauensmann gerichtet werden. Die Kosten für die Zuziehung von Sachverstandigen 
fallen der Genossenschaft zur Last. 

§71. 

Durch eine Verklarung (§§ 522 ff. des Handelsgesetzbuchs) wird die eidesstatt- 
liche Erklärung sowie die Unfalluntersuchung ersetzt, wenn bei der Verklarung den 
Bestimmungen der §§ 68, 70 genügt ist. 

§72. 

Beglaubigte Abschrift der Unfalluntersuchungsverhandlung (§ 69) oder Ver- 
klarung (§ 71) ist von der Behörde sobald als möglich dem Vorstande der Berufs- 
genossenschaft zu übersenden. Der Vorstand hat den Betheiligten auf ihren Antrag 
die Einsicht der Verhandlungen zu gestatten und gegen Erstattung der Schreibgebühren 
Abschrift zu ertheilen. Die Erstattung der Schreibgebühren kann erlassen werden. 

§73. 

Die Bestimmungen des Gesetzes, betreffend die Untersuchung von Seeunfällen, 
vom 27. Juli 1877 (Reichs-Gesetzbl. S. 549) über die Verpflichtung der Gerichte, 
Hafenbehörden, Strandbehörden, Seemannsämter und Schiffsregisterbehörden, von den 
zu ihrer Kenntniss gelangenden Seeunfällen ungesäumt Anzeige zu machen (§ 14 a. a. O.), 
sowie über die Verpflichtung der deutschen Seemannsämter im Auslande, bei den zn 
ihrer Kenntniss gelangenden Seeunfällen diejenigen Ermittelungen und Beweiserhebungen 
vorzunehmen, welche keinen Aufschub dulden (§15 a.a.O.), werden auf alle Unfälle 
erstreckt, welche die im § 68 erwähnten Folgen haben. 

Die Anzeigen (§ 14 des Gesetzes vom 27. Juli 1877) sind bei Unfällen der 
letzteren Art, unbeschadet der bei Seeunfällen bestehenden Verpflichtung, einem zu- 
ständigen Seeamt Anzeige zu machen, an den Genossenschaftsvorstand zu richten. 

Wenn nach Ablauf von sechs Monaten seit der Kenntnis von dem Unfall eine 
Benachrichtigung über die Einleitung einer Unfalluntersuchung nicht eingetroffen ist, 
so sind die Untersuchungsverhandlungen von dem Seemannsamte des Heimathshafens 
einzuleiten. 

§ 15.») 

Die deutschen Seemannsämter im Auslände^ (Konsulate) haben, so- 
bald sie von einem Seeunfalle Kenntniss erlangen, zur vorläufigen Fest- 
stellung des Thatbestandes diejenigen Ermittelungen und Beweiserhebungen 
vorzunehmen, welche keinen Aufschub dulden. 

1) Vergl. Bek. v. 23. XI. 1877 (unten Nr. VHI. 16) ; S.U.V.G. §§ 73, 68 (hier ab- 
gedruckt in Anm. 6 zu § 14). Der Text des § 15 beschränkt die Mitwirkung der 
Konsulate nicht auf deutsche Schiffe, vergl. § 2 Ziff. 2b; Loewe S. 340. 

^) S.O. § 4. 
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§ 16. 

üeber die Einleitung der Untersuchung beschliesst der Vorsitzende.*) 
Ihm liegen die zur Vorbereitung der Hauptverhandlung erforderlichen 
Ermittelungen,^) die Anberaumung der Hauptverhandlung, die für die- 
selbe erforderlichen Ladungen^ der betheiligten Zeugen und Sachver- 
ständigen, die rechtzeitige Herbeischafhmg der Beweismittel und die 
sonstigen Vorbereitungen zur Hauptverhandlung ob* 

Auch andere Verfügungen, wenn sie keinen Aufschub leiden, nament- 
lich auch wegen Vernehmung und Beeidigung der Zeugen bei Gefahr im 
Verzuge,*) kann der Vorsitzende erlassen, so lange das Seeamt nicht ver- 
sammelt ist. 

1) Vergl. §§ 13; 6 Abs. 2. 

2) Vernehmung von Zeugen nur im Falle des Abs. 3. 

3) Die Ladung des Schiffers bezw. des Steuermiannes und Maschinisten ist zwar 
nicht unbedingt geboten, sie wird sich aber für die meisten Fälle, sofern nicht der 
Ladung oder dem Erscheinen besondere Schwierigkeiten entgegenstehen, empfehlen. 
S. Erk. des S.A. Königsberg v. 19. V. 1880 (Bd. 2 S. 687, 688) und des S.A. Stettin 
V. 7. I. 1882 (Bd. 3 S. 741, 742). Das O.S.A. geht allerdings, der letzteren Entsch. 
gegenüber, in seinem Erk. v. 11. IV, 1882 (das. S. 742, 743) davon aus, dass mindestens 
einer der betheiligten Angehörigen der Besatzung des verunglückten Schiffes zum 
Hauptverfahren geladen werden müsse, da anders eine mündliche Verhandlung nicht 
zu ermöglichen sei. Vergl. auch Erk. des O.S.A. v. 26. IV. 1882 (Bd. 3 S. 770). In der 
Regel sollen sogar sämmtliche Schiffsoffiziere von Amts wegen zugezogen 
werden; indessen geht das O.S.A. wohl zu weit, wenn es in dem Erk. v. 6. XII. 1887 
(Bd. 8 S. 219f.) eine Ausnahme lediglich für den Fall zulassen will, dass »von vorn- 
herein klar und gewiss erhellt, dass der eine oder andere der Schiffsoffiziere zu dem 
Seeunfall oder dessen Folgen in keiner Beziehung stehe«. Vergl. ferner Erk. des S.A. 
Stettin V. 31. X. 1889 (Bd. 9 S. 442 ff. und z. T. die Anführungen S. 460), des O.S.A. v. 
10. VII. 1890 (das. S. 461). Die beiden letzteren Erk. bieten auch Beispiele dafür, dass 
der betheiligte Schiffsoffizier zum Erscheinen nicht gezwungen werden kann. 

Ob und welche der Betheiligten zu laden sind, wird doch in letzter Linie vom 
freien Ermessen des Seeamts bezw. Oberseeamts abhängen; vergl. Erk. des S.A. 
Stettin V. 29. VIII. 1890 (Bd. 9 S. 671), da« in dieser Hinsicht durch die Beschwerde- 
entscheidung des O.S.A. V. 16. I. 1891 (das. S. 677) nicht gerügt wird. 

^) Dieser Dringlichkeitsfall dürfte auch eine Ausnahme von der Vorschrift des 
§ 22 Satz 1 begründen, z. B. bei schwerer Erkrankung des betheiligten Schiffers. 
Anders die Auffassung des S.A. Stettin, Erk. v. 20. H. 1884 (Bd. 6 S. 619). Vergl. 
Erk. des O.S.A. v. 13. VI. 1888 (Bd. 8 S. 199). 

§ 17. 

Ist wegen eines Seeunfalles eine gerichtliche Untersuchung^) eröffnet, 
so ist der Vorsitzende befugt, die Einleitung oder Fortsetzung der Unter- 
suchung desselben Seeunfalles bis zur Beendigung des gerichtlichen Ver- 
fahrens auszusetzen. Ist jedoch das Seeamt bereits versammelt, so steht 
diese Befugniss nur dem letzteren zu. 

1) Unter gerichtlicher Untersuchung in diesem Sinne ist nicht bloss das förmlich 
eröffnete Hauptverfahren, sondern jede gerichtliche Strafverfolgung zu verstehen. 
Das Ergebniss des gerichtlichen Verfahrens ist für die seeamtliche Untersuchung 
nicht bindend. Der Seeamtsvorsitzende wird übrigens, wenn er nach der ihm zu- 
gegangenen Anzeige von einem Seeunfalle die hinreichende Ueberzeugung gewinnt, 
dass eine strafrechtlich zu verfolgende Handlung konkurrirt, sofern nicht die Vor- 
nahme der Untersuchung obligatorisch ist, darüber zu befinden haben, ob die Ent- 
schliessung wegen Einleitung der Untersuchung auszusetzen und zunächst die An- 
gelegenheit der Staatsanwaltschaft zur eventuellen Herbeiführung der Strafverfolgung 
vorzulegen ist. Vergl. z. B. Erk. des S.A. Hamburg v. 27. X. 1897 (Bd. 12 S. 602). 
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§ 18. 

Das Seeamt ist befugt, Beweis durch Einnahme des Augenscheins^) 
zu erheben, Zeugen^) und Sachverständige*) zu laden und dieselben eid- 
lich zu vernehmen.^) 

1) Vergl. §§ 22, 30. 

2) St.P.O. § 86. 

3) St.P.O. Buch 1 Abschnitt 6. 

4) St.P.O. Buch 1 Abschnitt 7. 

5) Es gilt das Prinzip der freien Beweiswürdigung (siehe St.P.O. § 260), ins- 
besondere auch hinsichtlich der Verklarung und des Tagebuchs. Vergl. z. B. Erk. des 
O.S.A. V. 21. ni. 1879 (Bd. 1 S. 437fE.) — Wegen der Beeidigung des Schiffers etc. 
vergl. § 22. — Die Verlesung früherer Zeugenaussagen zwecks Beweisaufnahme be- 
schränkt sich nicht auf die in der St.P.O. gesteckten Grenzen. Erk. des S.A. Flens- 
burg V. 15. IX. 1885 (Bd. 6 S. 496), des O.S.A. v. 1. IX. 1893 (Bd. 10 S. 622). 

§ 19.^) 

Soweit dieses Gesetz nicht abweichende Bestimmungen enthält, finden 
auf das Verfahren die Bestimmungen des Grerichtsverfassungsgesetzes 
Titel 15 und 16 und der Strafprozessordnung Buch 1, Abschnitt 3, 6 
und 7 entsprechende Anwendung.^ 

Die Festsetzung und Vollstreckung von Strafen gegen Zeugen und 
Sachverständige, sowie die Vorführung eines nicht erschienenen Zeugen 
erfolgen auf Ersuchen durch das zuständige Gericht. Anordnung der Haft 
zur Erzwingung eines Zeugnisses findet nicht statt. 

1) Vergl. § 30. 

^ üeber die Möglichkeit der Mitwirkung eines gutachtlich in der Sache gehörten 
Beisitzers vergl. Erk. des O.S.A. v. 17. I. 1900 (Bd. 13 S. 653). 

§ 20.1) 

Anträgen des Seeamts sind die Gerichte und die in § 14 genannten 
Behörden innerhalb ihrer Zuständigkeit zu entsprechen verpflichtet. 

1) Vergl. § 30. 

§ 21.1) 

Das Verfahren vor dem Seeamt ist öffentlich und mündlich.*) 
Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen,^ bei deren Eröffnung er 
eine Darstellung der bisher über den Seeunfall veranlassten Ermittelungen 
(§§ 15, 16) zu geben hat. Den Beisitzern, sowie dem Reichskommissar 
steht das Recht zu, an die zur Vernehmung erschienenen Personen un- 
mittelbar Fragen zu stellen. Das Seeamt fasst seine Beschlüsse nach 
Stimmenmehrheit. *) 

1) Vergl. 30. 

2) Dasselbe ist nicht durch die Anwesenheit des ßeichskommissars bedingt, da 
das Gesetz diesen nur berechtigt, nicht verpflichtet, den Verhandlungen beizu- 
wohnen; s. §§ 13, 27 Abs. 1. Es gilt der Grundsatz der Einheitlichkeit der 
Hauptverhandlung. Kürzere Unterbrechungen, welche bei umfangreichen Unter- 
suchungen nicht zu umgehen sind, ordnet der Vorsitzende an, während eine eigent- 
liche Aussetzung nach Analogie des § 227 der St.P.O. nur auf Beschluss des Seeamts 
zulässig erscheint. Ob nach einer solchen Aussetzung mit den Verhandlungen wieder 
von vom zu beginnen ist, hängt von einem etwaigen Wechsel in der Besetzung des 
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Seeamts, sowie von der Dauer der Vertagung ab, wobei jedoch die im § 228 a. a. O. 
gesetzte Frist nicht unbedingt maassgebend ist. Vergl. Erk. des O.S.A. v. 4. VI. 1879 
(Bd. 1 S. 623ff.). 

5) Da der Vorsitzende der Natur seiner Funktion nacli für die Aufrechterhaltung 
der Ordnung während der Verhandlung Sorge zu tragen hat, so wird ihm auch die 
Befugniss nicht versagt werden können, Personen, welche den von ihm zur Auf- 
rechthaltung der Ordnung erlassenen Anweisungen nicht Folge leisten oder sich sonst 
ungebührlich benehmen, gleichviel ob sie zu den Geladenen gehören oder als Zu- 
hörer den Verhandlungen beiwohnen, aus dem Sitzungszimmer zu verweisen oder 
entfernen zu lassen, aber nur, in Analogie des § 178 des G.V.G. und des § 9 der Ge- 
schäftsordnung für das Oberseeamt, nach vorangegangenem Beschluss des Seeamtes. 
Die Abführung solcher renitenter oder sich ungebührlich benehmender Personen zur 
Haft und die Festsetzung einer Ordnungstrafe gegen dieselben kann aber das Seeamt 
nicht verfügen. 

*) Abweichend von St.P.O. § 262. 

§ 22.1) 

Der Schiffer und der Steuermann^) des Schiffes, dessen Unfall den 
Gegenstand der Untersuchung bildet, sind als Zeugen nur ') auf Beschluss 
des Seeamts zu beeidigen.*) Dieselben können Anträge stellen^), über 
welche das Seeamt zu befinden hat, an die zur Vernehmung erschienenen 
Personen unmittelbar Fragen richten, auch sich eines rechts- oder sach- 
kundigen Beistandes bedienen.^") 

1) Vergl. §§ 4, 16, 30. 

^ Den Steuerleuten sind durch G. v. 11. VI. 1878 (oben VII. C. 8) die Maschinisten 
der Seedampfschiffe gleichgestellt. Nicht gleichzustellen sind Personen, die nur ge- 
legentlich Schiffsoffiziersdienste verrichten und missbräuchlich eine entsprechende Be- 
zeichnung führen. Erk. des O.S.A. v. 23. IV. 1888 (Bd. 8 S. 121). 

3) S. Anm. 4 zu § 16. 

*) Nach Ansicht des O.S.A. ist nach Abschluss der Beweisverhandlungen zu 
prüfen, ob die Glaubwürdigkeit der Aussagen des Schiffers, Steuermanns oder 
Maschinisten einem Zweifel unterliegt oder nicht. Erachtet das S.A. dieselbe für 
zweifelhaft, so müsse die Beeidigung unterbleiben, im entgegengesetzten Falle sei sie 
zu beschliessen und vorzunehmen. Erk. des O.S.A. v. 21. III. 1879 (Bd. 1 S. 446), v. 
13. VI. 1888 (Bd. 8 S. 199), v. 17. I. 1889 (das. S. 479). — Anders Erk. des S.A. 
Königsberg v. 27. 1. 1879 (Bd. 1 S. 319), Emden v. 21. I. 1879 (Bd. 1 S. 446) und Stettin 
V. 20. II. 1884 (Bd. 6 S. 619ff.). — Jedenfalls muss die Beeidigung unterbleiben, so- 
bald vom Reichskommissar ein Antrag auf Entziehung der Gewerbebefugniss gestellt 
ist: Erk. des O.S.A. v. 21. HL 1879 (Bd. 1 S. 446), des S.A. Königsberg v. 2. I. 1880 
(Bd. 2 S. 10), V. 30. I. 1880 (das. S. 96) und v. 28. V. 1880 (das. S. 698). 

5) Auf sie findet daher St.P.O. § 68 Abs. 1 keine Anwendung. Sie haben viel- 
mehr ein Recht darauf, sämmtlich und gleichzeitig der gesammten Hauptverhandlung, 
sowie auch dem gemäss § 26 des S.U.G. anberaumten Publikationstermine beizu- 
wohnen; Erk. des O.S.A. v. 13. VI. 1888 (Bd. 8 S. 200), v. 27. XI. 1888 (das. S. 387), 
V. 16. I. 1889 (das. 461), v. 17. I. 1889 (das. S. 479), v. 10. VII. 1890 (Bd. 9 S. 463). 
Sobald die Patententziehung beantragt ist, muss dem Antragsgegner Gelegenheit 
gegeben werden, Einwendungen vorzubringen. Von vornherein ist zwar die Ladung 
des Schiffers bezw. des Steuermannes oder Maschinisten nicht ausdrücklich geboten. 
Kündigt aber im Laufe der Verhandlung der Reichskommissar einen Antrag auf 
Patententziehung an, so muss, dem Wesen des mündlichen Verfahrens gemäss, die 
Ladung des Zeugnissinhabers, wenn irgend angängig, nachgeholt und mithin die Ver- 
handlung ausgesetzt werden — selbst für den Fall, dass das S.A. über die Ablehnung 
jenes Antrages einig sein sollte. War der Betreffende dagegen auf gehörig erfolgte 
Ladung ohne gewichtigen Hinderungsgrund nicht erschienen, so ist eine Aussetzung 
nicht erforderlich. Das S.A. Königsberg führt in dem Erk. v. 19. V. 1880 (Bd. 2 
S. 687) aus: »Nur für die Verhandlungen vor dem Oberseeamt, vor welchem der 
Schiffer oder Steuermann bereits in der Eigenschaft als Angeschuldigter, der Reichs- 
kommissar in der Rolle des Anklägers, das Verfahren als ein Anklageprozess erscheint, 
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ist die Ladung des Beschwerdeführers und seines Gegners ausdrücklich vor- 
geschrieben. § 31 1. c Das Seeamt würde sich nun zwar nicht dazu ent- 

schliessen, auf Aberkennung der Befugniss des Schiffers oder Steuermannes zur 
Ausübung seines Gewerbes zu erkennen, ohne diese Personen zur Audienz geladen 
und ihnen dadurch Gelegenheit gegeben zu haben, sich gegen die ihnen gemachten 
Vorwürfe zu vertheidigen. Dagegen hält sich das Seeamt, wenn es aus den sonstigen 
Ermittelungen die Ursachen des Seeunfalles zur Genüge zu erkennen vermag und 
namentlich aus denselben die Ueberzeugung schöpft, dass Handlungen oder Unter- 
lassungen des Schifiters den Unfall oder dessen Folgen nicht verschuldet haben, nicht 
für unbedingt verpflichtet, den Schiffer und Steuermann zur Audienz zu laden, zumal 
wenn deren Erscheinen — wie im vorliegenden Falle, wo der Schiffer in London und 
der Steuermann auf Seereisen sich befindet — voraussichtlich mit grossen Störungen 
in dem gewerblichen Verhältnisse der .betheüigten Seeschiffer, sowie mit nicht un- 
bedeutendem Zeit- und Kostenaufwande verknüpft sein würde.« Hierzu wird in dem 
Erk. des O.S.A. v. 8. IX. 1880 (das. S. 691) bemerkt: »In der Hauptverhandlung 
erster Instanz hat der Reichskommissar, da der Schiffer und der Steuermann zu 
derselben nicht geladen waren, zur Aufklärung einiger nach seiner Ansicht im Vor- 
verfahren nicht hinlänglich erörteter Thatumstände die Abhörung dieser beiden Per- 
sonen vor dem Seeamte für erforderlich erachtet und zu diesem Zwecke die Vertagung 
der Sitzung, eventuell aber beantragt, dem Schiffer B. die Befugniss zur Ausübung 
des Schiffergewerbes zu entziehen. Das Seeamt hat die Vertagung nicht eintreten 
lassen, sondern in derselben Sitzung seinen Spruch dahin abgegeben, »dass als Ur- 
sache des Seeunfalles der durch schwere See herbeigeführte Bruch der Ruderpinne 
und das Losgeben des Hinterstevens anzunehmen, dass Handlungen oder Unterlassungen 
des Schiffers oder Steuermannes des „Lloyds" oder Mängel der im § 4 Nr. 2 und 3 . . . 
gedachten Art bei der Herbeiführung des Seeunfalles oder dessen Folgen nicht mit- 
gewirkt haben.« Dies Verfahren entspricht dem S.U.G. nicht Die Motive 

zu § 22 bemerken . . . . : „Mit Rücksicht darauf, dass das Verfahren für den Schiffer 
und den Steuermann den Verlust der Befugniss zur ferneren Ausübung seines Ge- 
werbes nach sich ziehen kann, ist beiden gestattet, behufs der rechtzeitigen Wahrung 
ihrer Interessen sich eines rechts- oder schifffahrtkundigen Beistandes zu bedienen 
und Anträge zu stellen, über welche das Seeamt zu befinden verpfiichtet ist." Jene 
Bestimmung bezweckt hiemach, dass dem Schiffer und dem Steuermanne, sobald die 
Möglichkeit der Entziehung ihrer Gewerbebefugniss vorliegt, Gelegenheit gegeben 
werden soll, ihr Interesse an der Erhaltung dieser Befugniss vor dem Seeamte zu 
vertreten; zu diesem Zwecke sind ihnen die im § 22 aufgeführten Rechte beigelegt. 
Die Ausübung der letzteren ist aber nur dann möglich, wenn die Personen, um deren 
Gewerbebefugniss es sich handelt, zur Hauptverhandlung des Seeamtes geladen sind; 
denn nur durch die Ladung werden sie in den Stand gesetzt, sich an der mündlichen 
Verhandlung des Seeamtes zu betheiligen.« S. auch Erk. des O.S.A. v. 8. VIII. 1879 
(Bd. 1 S. 648), des S.A. Brake v. 29. IX. 1881 (Bd. 3 S. 441), des O.S.A. v. 19. VL 1882 
(Bd. 4 S. 80), V. 20. VL 1884 (Bd. 5 S. 666) und v. 15. VII. 1886 (Bd. 6 S. 493). 

6) Diese Beistände haben das Recht, im Interesse ihrer Klienten Fragen und 
Anträge zu stellen und dieselben zu begründen (s. von Möller S. 265 und 476); als 
Rechtskundige werden hier diejenigen Personen bezeichnet, welche die erste Prüfung 
für den Justizdienst bestanden haben, als sachkundige Personen solche, welche theore- 
tisch oder praktisch für das Seewesen ausgebildet sind. Der abwesende Schiffer u.s.w. 
kann sich in der Hauptverhandlung durch einen Vertheidiger oder einen Angehörigen 
— entsprechend St.P.O. § 322 — vertreten lassen. So Erk. des S.A. Flensburg v. 14. 
Vin. 1889 (Bd. 9 S. 23) und des O.S.A. v. 9. IX. 1889 (das. S. 68) im Gegensatz zu 
seiner Auffassung in dem Erk. v. 16. V. 1888 (Bd. 8 S. 166), nach welchem dies nur 
in den Fällen der gesetzlichen Vertretung statthaft wäre. 



§ 23. 

Zweifel über die Zulässigkeit einer Frage entscheidet in allen Fällen 
das Seeamt. ^) 

1) Vergl. § 30. Entsprechend St.P.O. § 24U 
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§ 24.1) 

üeber die mündliche Verhandlung wird ein Protokoll aufgenommen, 
welches die Namen der Anwesenden und die wesentlichen Momente der 
Verhandlung enthalten muss. Das Protokoll wird von dem Vorsitzenden 
und dem Protokollführer^) unterzeichnet. 

1) Vergl. § 30. 

2) Gerichtsschreiberqualität ist für diesen nicht vorgeschrieben. 

§ 25. 

Nach Schluss der Verhandlungen hat das Seeamt über die Ursachen 
des Seeunfalles (§ 4) seinen Spruch abzugeben.^) Derselbe muss mit 
Gründen ^) versehen sein und hat insbesondere das Ergebniss der Beweis- 
verhandlungen festzustellen. Der Spruch ist schriftlich abzufassen^) und 
spätestens innerhalb 14 Tagen nach Schluss der Verhandlungen in öffent- 
licher Sitzung zu verkünden. Dem Eeichskommissar, sowie auf Verlangen 
dem Schiffer und dem Steuermann*) ist die Ausfertigung des Spruches 
mitzutheilen. *) 

1) Abgabe zweier Sprüche, deren erster die Feststellung der Ursachen des Unfalls 
oder die Schuldfrage nur unvollständig erledigt und deren zweiter lediglich einen er- 
gänzenden Zusatz zum ersteren liefert, ist unzulässig; siehe Erk. des O.S.A. v. 28. IV. 
1882 (Bd. 5 S. 24). Auch wenn das Verhalten desselben Schiffers u. s. w. für mehrere 
zu untersuchende Fälle in Betracht kommt, kann die Frage der Patententziehung 
nicht vor Abschluss aller ihn betreffenden Beweiserhebungen entschieden werden ; der 
Spruch hat vollständig das Gesammtergebniss der ihm zu Grunde liegenden Beweis- 
verhandlungen wiederzugeben; Erk. des O.S.A. v. 7. VIT. 1883 (Bd. 7 S. 860) und v. 
ö. Vn. 1887 (das. S. 669). Ein Zurückgreifen auf frühere Vorkommnisse, insbesondere 
auf bereits erledigte Untersuchungen ist, soweit es zur besseren Charakterisirung des 
Schiffers u. s. w. dient, nicht ausgeschlossen (Erk. des O.S.A. v. 8. V. 1880, Bd. 2 S. 388, 
V. 7. in. 1881, Bd. 3 S. 208, des S.A. Stettin v. 3. VH. 1886, Bd. 7 S. 134, des O.S.A. 
V. 21. III. 1893, Bd. 10 S. 493 f., v. 9. XI. 1898, Bd. 13 S. 183); es kann dies sogar 
geboten sein, vergl. Erk. des S.A. Flensburg v. 16. VI. 1888 (Bd. 8 S. 326) und des 
O.S.A. V. 27. IX. 1888 (das. S. 329); des S.A. Stettin v. 16. I. 1891 (Bd. 9 S. 674 f.), 
nicht gerügt vom O.S.A. Doch hält das O.S.A. eine solche Bezugnahme in den Fällen 
für unzulässig, in denen der Betheiligte bei der früheren, ihm nachtheüigen Unter- 
suchung nicht zugezogen war; Erk. v. 16. II. 1889 (Bd. 8 S. 537). 

2) Vergl. Erk. des O.S.A. v. 9. I. 1880 (Bd. 2 S. 24): »Diese Bestimmung, nach 
welcher der Spruch mit Gründen versehen sein muss, hat die Bedeutung, dass die 
Entscheidung des Seeamts aus zwei äusserlich von einander gesonderten 
Theilen bestehen soll, aus dem eigentlichen Spruch, welcher nach §§ 26, 26 über die 
Ursachen des Seeunfalles und über den Antrag des Reichskommissars auf Entziehung 
einer Gewerbebefugniss zu entscheiden hat, und aus den zur Rechtfertigung dieses 
eigentlichen Spruches erforderlichen Gründen.« Entsprechend St.P.O. §§ 267, 273, 276, 
C.P.O. §§ 311, 313. — Dass über den Antrag auf Patententziehung in der Urtheils- 
formel, nicht bloss in den Gründen zu entscheiden ist, sagt ausdrücklich das Erk. 
des O.S.A. V. 26. VIII. 1881 (Bd. 3 S. 601); unzutreffend daher Erk. des S.A. Königs- 
berg V. 22. II. 1889 (Bd. 8 S. 486). 

3) Betreffs der Vollziehung des Erkenntnisses enthält das Gesetz keine Vorschrift. 
Hiemach erscheint es erforderlich, dass dieselbe durch den Vorsitzenden und die Bei- 
sitzer erfolgt (wie auch nach § 12 der Geschäftsordnung für das O.S.A.). Für Aus- 
fertigungen genügt die Beglaubigung durch den Protokollführer, unter Beidrückung 
des Seeamtssiegels. 

4) Oder dem Maschinisten. Vergl. Anni. 2 zu § 22. 

5) Die Kosten des Verfahrens vor dem Seeamte sind in allen Fällen vom Staate 
zn tragen. Auch die Mittheilung der Ausfertigung an den Schiffer, Steuermann oder 
Maschinisten erfolgt gebührenfrei. 

Pereis, Seegesetzgebnng« 15 
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§ 26.») 

Auf Antrag des Reichskommissars ^) kann, wenn sich ergiebt, dass 
ein deutscher^) Schiffer*) oder Steuermann ^) ^) den Unfall^) oder dessen 
Folgen^) in Folge ^) des Mangels solcher Eigenschaften, welche zur Aus- 
übung seines Gewerbes erforderlich sind, verschuldet hat,^^)^') demselben 
durch den Spruch (§ 25) zugleich die Befugniss zur Ausübung seines Gre- 
werbes (§31 der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869) entzogen werden. ^^)^^ 

Einem Schiffer, dem die Befugniss entzogen wird, kann nach Ermessen 
des Seeamts auch die Ausübung des Steuermannsgewerbes untersagt 
werden. **) 

1) Vergl. § 4. — Rehabilitkung: § 34. 

2) Aber nie ohne diesen. Der Antrag übt seine Wirkung nur dann aus, wenn 
er positiv gestellt ist. Stellt der Reichskommissar nur dem Seeamte die Patent- 
entziehung anheim, etwa in der Form, dass er zwar keine Veranlassung finde, die- 
selbe ausdrücklich zu beantragen, dass er aber, wenn das Seeamt in dem Verhalten 
des Schiffers ein grobes Verschulden finden sollte, mit dem Spruche auf Patent- 
entziehung einverstanden sein werde, so darf nicht auf diese Folge erkannt werden. 
Dasselbe gilt für den Fall, dass der Beichskommissar den Antrag vor Schluss der 
Verhandlung zurückzieht. Hat der ßeichskommissar nur die Entziehung des Schiffern 
patentes beantragt, so kann das Seeamt dem Schiffer nicht zugleich das Steuennanns- 
patent entziehen. Erk. des O.S.A. v. 11. V. 1880 (Bd. 2 S. 293), v. 11. IX. 1880 (das. 
S. 617), des S.A. Stettin v. 16. V. 1889 (Bd. 9 S. 224); so auch Caesar Anm. 5 zu 
§ 26. A. M. Wannack S. 15f. und Prien S. 899; diese verstehen den zweiten Absatz 
des § ohne den inneren Zusammenhang mit dem ersten. 

Es bleibt dem Reichskommissar unbenommen, von vornherein den Antrag auf 
Entziehung beider Patente zu richten. Erk. des O.S.A. v. 21. in. 1893 (Bd. 10 S. 489). 

Die Einbringung des Antrages auf Patententziehung nur zu dem Zwecke, die 
Prüfung der Frage durch das S.A. zu ermöglichen, oder den Fall eventuell zur 
Kognition des O.S.A. zu bringen, ist mit dem Sinne des Gesetzes unvereinbar. S. Erk. 
des S.A. Stettm v. 30. XI. 1878 (Bd. 1 S. 220 f.), v. 15. Vn. 1882 (Bd. 4 S. 246), v. 
18. X. 1882 (Bd. 4 S. 379), v. 20. IL 1884 (Bd. 6 S. 620), v. 16. HI. 1894 (Bd. 11 S. 140). 
Bezüglich der Anhörung des Antragsgegners s. Anm. ö zu § 22. 

3) Ein deutscher Schiffer ist jeder, der die Befugniss zur Ausübung des Schiffer- 
gewerbes gemäss dem deutschen Gewerberecht erworben hat ; er braucht daher nicht noth- 
wendig Deutscher zu sein. Entsprechendes gilt bezüglich der Steuerleute und Maschinisten. 

*) Schiffer im Sinne des § 26 ist auch der Küstenschiffer; Erk. des O.S.A. v. 3. IV. 
1880 (Bd. 2 S. 330 f.), v. 8. HI. 1881 (Bd. 3 S. 211), v. 21. m. 1882 (das. S. 737 f.), 
V. 10. ni. 1883 (Bd. 4 S. 610), v. 22. VI. 1883 (das. S. 763), v. 21. IX. 1883 (Bd. 5 
S. 205), V. 16. X. 1890 (Bd. 9 S. 520). 

^) Eine Entziehung der Befugnisse kann nur ausgesprochen werden, wenn der 
Schuldige zu der Zeit, als er den Unfall oder dessen nachtheilige Folgen 
herbeigeführt hat, Schiffer, Steuermann oder Seedampfschiffsmaschinist war. Erk. 
des O.S.A. V. 8. VII. 1883 (Bd. 4 S. 770). — Ohne Belang ist es, ob der an und für 
sich zur Ausübung des Schiffergewerbes Berechtigte in dem zur Entscheidung stehenden 
Falle bei der Führung des Schiffes eine auf Erwerb abzielende Thätigkeit aus- 
geübt hat. Auch demjenigen, welcher lediglich aus Neigung für die Seefahrt oder aus 
Gefälligkeit die Führung eines Schiffes übernommen hat, kann eintretenden Falles die 
Befugniss zur Ausübung des Gewerbes entzogen werden. Erk. des O.S.A. v. 27. 1. 1881 
(Bd. 3 S. 104 f.), V. 6. Vin. 1881 (Bd. 3 S. 421 ff.). 

Es kann einem Steuermanne, welcher unberechtigt — wenn auch nur wegen 
formellen Mangels des dazu erforderlichen Befähigungszeugnisses — als Schiffer ge- 
fahren ist und in dieser Funktion einen Seeunfall oder dessen Folgen verschuldet hat, 
nicht die Befugniss zur Ausübung des Schiffergewerbes, weil ihm eine solche ja nicht 
innewohnt, wohl aber diejenige zur Ausübung des Steuermannsgewerbes, sofern die 
materiellen Voraussetzungen hierzu vorliegen, entzogen werden. Erk. des O.S.A. v. 
12. V. 1880 (Bd. 2 S. 402). Vergl. auch Erk. des O.S.A. v. 6. VH. 1883 (Bd. 5 S. 84). 
Unzutreffend erscheint das Erk. des S.A. Flensburg v. 16. IV. 1890 (Bd. 9 S. 478), 
insofern es einer Person, welche unbefugt als Schiffer gefahren ist, die Befugniss zur 
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Ausübung des Schiffergewerbes »entzieht«; der Hinweis auf die Erk, des O.S.A. v. 
3. IV. 1880 und v. 8. HI. 1881 (Bd. 2 S. 329 und Bd. 3 S. 210) dürfte zur Unter- 
stützung einer solchen Entscheidung um so weniger geeignet sein, als jene beiden Erk. 
gerade das Vorhandensein einer Gewerbebefugniss (wenn auch nicht eines Befähigungs- 
zeugnisses) voraussetzen. 

6) Den Steuerleuten sind die Seedampfschiffsmaschinisten gleichgestellt (G. v. 
11. VI. 1878, oben VII. C. s). Wegen der Lootsen als solcher s. Prien S. 904f.; 
im Uebrigen vergl. Anm. 11. 

7) Ueber den Begriff »Unfall« s. Anm. 1 zu § 1. Erhellt die Unfähigkeit des 
Schiffers etc., ohne dass sich ein Unfall ereignet hat, so kann § 26 keine Anwendung 
finden; Erk. des O.S.A. v. 1. IV. 1892 (Bd. 10 S, 136). S. femer Anm. 9. 

8) Vergl, die V. v. 15. VIH. 1876 (oben VHI. 9). — Erk. des O.S.A. v. 20. X. 1880 

(Bd. 2 S. 714): »Der Schiffer hatte nach dem H.G.B die Joumalführung des 

Steuermannes zu beaufsichtigen und dafür zu sorgen, dass sie ordnungsmassig erfolgte. 
Dieser Pflicht ist er ... . nicht nachgekommen. - • • .- Wenn nun auch die Joumal- 
führung auf die schliesslich erfolgte Strandung ohne Einfluss geblieben ist, so ist 
doch die in dieser Beziehung hervorgetretene Pflichtversäumniss immerhin so weit in 
Betracht ^ ziehen, als aus ihr auf die gesammten Charaktereigenschaften und Fähig- 
keiten des Schiffers zu schliessen ist; denn der Schiffer hat auch hierbei gezeigt, dass 
es ihm an derjenigen Pflichttreue mangelt, welche von einem ordentlichen Schiffer 

verlangt werden muss. Der § 26 bestimmt, dass nicht allein dem Schiffer, 

welcher einen Seeunfall, sondern auch demjenigen, welcher die Folgen eines solchen 
durch den Mangel an Eigenschaften, welche zur Ausübung seines Gewerbes erforderlich 
sind, verschuldet hat, die Befugniss zur Ausübung des letzteren entzogen werden 
kann. Der Schiffer . . . war verpflichtet, nach der Strandung Alles aufzubieten, was 
in seinen Kräften stand, um die nachtheiligen Folgen des Seeunfalles zu verhüten 

oder wenigstens zu mindern Nach der Strandung lag dem Schiffer 

.... die Verpflichtung ob, wenn das Schiff selbst auch nicht mehr zu retten war, 

doch für die Bergung des Inventars und der Ladung Sorge zu tragen Nur 

der Intervention des Agenten der Assekuradeure gelang es schliesslich, weiterem 
Schaden vorzubeugen und die nachtheiligen Folgen des Seeunfalles zu verringern. 
Es ist mit Sicherheit anzunehmen, dass diese Folgen des Seeunfall«s in noch engeren 
Grenzen gehalten worden wären, wenn der Schiffer selbst gleich nach der Strandung 

die geeigneten Massnahmen getroffen hätte Unterliess er dieselben 

aus Verwirrung und Kopflosigkeit, so hat er dadurch den Beweis geliefert, dass es 
ihm in erheblichem Grade an derjenigen Besonnenheit und derjenigen Umsicht fehlt, 
welche ein unbedingtes Erfordemiss für die Ausübung des Schiffergewerbes ist. Es 
ist demgemäss dem Schiffer . . . die Befugniss zur ferneren Ausübung des Schiffer- 
gewerbes zu entziehen.« 

^) Zwischen dem festgestellten Mangel und dem eingetretenen Unfall muss ein 
ursächlicher Zusammenhang bestehen, wenn die Gewerbebefugniss entzogen werden 
soU. Vergl. z, B. Erk. des O.S.A. v. 25. IV. 1879 (Bd. 1 S. 472), v. 8. Vin. 1879 
(Bd. 1 S. 648), des S.A. Brake v. 4. II. 1880 (Bd. 2 S. 401); des O.S.A. v. 11, VI. 1880 
(das. S. 441); des S.A. Stralsund v. 20. X. 1880 (das. S. 692); des O.S.A. v. 20. X. 

1880 (s. Anm. 8); des S.A. Königsberg v. 6. 1. 1881 (Bd. 3 S. 11); des O.S.A. v. 12. II. 

1881 (das. S. 151); des S.A. Stralsund v. 18. XII. 1885 (Bd. 7 S. 8); des O.S.A, v. 
22, n. 1888 (Bd. 8 S. 7); v. 23. IL 1888 (das. S. 15); v. 23. IV. 1888 (das. S. 122); v. 
16. L 1891 (Bd. 9 S. 579); v. 20. HL 1891 (das. S. 665); v. 1. IV. 1892 (Bd. 10 S. 137); 
des S.A. Emden v. 3. X. 1896 (Bd. 12 S. 174). Die Vermuthung oder Wahrscheinlichkeit 
eines ursächlichen Zusammenhanges genügt keinesfalls. S. Erk. des O.S.A. v. 11. VI. 
1880 (Bd. 2 S. 242), auch v. 30. IX. 1882 (Bd. 4 S. 290). Bei vorhandenem Kausal- 
zusammenhang kann aber auch ein bloss mittelbares Verschulden die Patent- 
entziehung rechtfertigen. Erk. des S.A. Flensburg v. 16. VI. 1888 (Bd. 8 S. 324); des 
O.S.A. V. 17. IX. 1896 (Bd. 12 S. 160 ff.). 

^ö) Es liegt nicht in der Absicht des Gesetzes, auf jedes Verschulden eines 
Schiffers etc., durch welches ein Seeunfall oder dessen Folgen herbeigeführt sind, die 
Patententziehung eintreten zu lassen, sondern das Verschulden muss so grober 
Natur sein, dass daraus auf den Mangel solcher Eigenschaften, welche zur Ausübung 
des betr. Gewerbes erforderlich sind, zu schliessen ist (»kann entzogen werden«). 
Diese Eigenschaften sind einmal technischer Natur und lassen sich insoweit nach den 
bezüglichen Prüfxmgsvorschriften beurtheilen; femer kommen gewisse Charakter- 

15* 
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eigenschaften in Betracht, wie namentlich Zuverlässigkeit, Entschlossenheit, Besonnen- 
heit; endlich können auch Mängel der körperlichen oder geistigen Klräfte die Unfähig- 
keit zur Ausübung der Berufspflichten begründen. Der Ausdruck »verschulden« ist 
dabei nicht in dem engen Sinne des Strafrechts aufzufassen. Auch Geisteskrankheit 
oder -schwäche schliesst, sofern sie den Unfall verursachte, die Patententziehung nicht 
aus; ist der BetrefEende entmündigt, so ist sein gesetzlicher Vertreter als solcher 
(nicht etwa bloss als Zeuge) zu dem seeamtlichen Verfahren zuzuziehen, Erk. des 
O.S.A. V. 13. VI. 1888 (Bd. 8 S. 200). Der gesetzliche Vertreter wird in diesem Falle 
auch zur Beschwerde nach § 27 zuzulassen sein. — Das Urtheil über den Mangel der 
erforderlichen Berufseigenschaften erfolgt auf Grund der Ergebnisse der Beweisaufnahme 
na<?h freier Ueberzeugung des Seeamtes, unter Würdigung aller Umstände, welche für 
die Tauglichkeit des Betreffenden zu seinem Berufe in Rücksicht kommen können. 
Vergl. Erk. des O.S.A. v. 20. in. 1879 (Bd. 1 S. 419). In dem Erk. des S.A. Ham- 
burg V. 5. IV. 1879 (Bd. 1 S. 602) wird hervorgehoben, wie Feigheit auf Seiten des 
Schiffers zur Entziehung der Gewerbebefugniss führen müsse. Ferner heisst es in 
dem Erk. des S.A. Danzig v. 16. XII. 1879 (Bd. 2 S. 123 f.) sehr zutreffend: »Gewiss 
sind Entschlossenheit und Muth Eigenschaften, welche einem tüchtigen Seemanne 
beiwohnen müssen, und der Mangel dieser Eigenschaften kann ein so schwerwiegender 
sein, dass dadurch die Ausübung des Gewerbes als Schiffer wesentlich beeinträchtigt 
wird. Die Grenze zwischen Vorsicht und Unvorsichtigkeit, zwischen Entschlossenheit 
und Unentschlossenheit ist in vielen Fällen schwer zu bestimmen, und nur zu häufig 
wird je nach dem Erfolge ein gelungenes Wagniss als eine muthige Handlung ge- 
priesen und ein misslungenes Wagniss als Unvorsichtigkeit getadelt.« In dem Erk. 
desselben S.A. v. 30. XII. 1880 (Bd. 2 S. 944): »Wenn der Reichskommissar Abstand 
von der Stellung des Antrages auf Entziehung der Befugniss zur Ausübung des Ge- 
werbes .... genommen hat, so hat dies darin seinen Grund, dass die Verschuldung 
des Schiffers M. nicht auf mangelhafte nautische Kenntnisse noch auf Schwäche der 
Willenskraft, mithin nicht auf Mängel zurückzuführen, deren Beseitigung schwerlich 
anzunehmen ist, sondern lediglich aus dem Mangel an Erfahrung hervorgeht. . . . M. 
ist 28 Jahre alt und hat erst im Anfange dieses Jahres das Befähigungszeugniss als 
Schiffer erlangt; es darf daher erwartet werden, dass derselbe nach der in dem vor- 
liegenden Falle gemachten Erfahrung sich dem Vorwurfe einer ähnlichen Verschuldung 
nicht mehr aussetzen wird.« Vergl. Erk. des O.S.A. v. 20. X. 1880 (Bd. 2 S. 714); s. 
auch von Möller S. 469f. Ueber schuldhaftes Aufgeben des (versicherten) 
Schiffes vergl. z. B. Erk. des S.A. Stralsund v. 13. VI. 1885 (Bd. 6 S. 269) und v. 
5. VI. 188Ö (das. S. 320), des S.A. Hamburg v. 27. X. 1897 (Bd. 12 S. 602). S. auch 
Erk. des S.A. Bremerhaven v. 12. 11. 1900 (Bd. 13 S. 623). 

Das Verhalten des Patentinhabers bei dem zum Spruch stehenden Seeunfalle, 
auch unabhängig von seiner bis dahin bewiesenen Leistungsfähigkeit, genügt, um zur 
Patententziehung zu gelangen, wenn daraus ein so erheblicher Mangel an den für 
seinen Beruf erforderlichen Eigenschaften erhellt, dass ihm nach verständigem Er- 
messen die Befugniss zur ferneren Ausübung desselben nicht belassen werden kann; 
s. Erk. des O.S.A. v. 24. V. 1879 (Bd. 1 S. 511). Dagegen wird es in Fällen, in denen 
ein strafbares (vergl. z. B. Erk. des S.A. Stettin v. 15. IV. 1886, Bd. 7 S. 184) oder 
gröbliches Verschulden doch nicht so beschwerend erscheint, dass daraus ohne Weiteres 
der Mangel der erforderlichen Qualifikation folgt, und in denen das öffentliche In- 
teresse nicht unbedingt erheischt, wegen des einzelnen Verschuldens auf Patent- 
entziehung zu erkennen, angezeigt sein, die frühere Berufsthätigkeit des Betreffenden 
in Rücksicht zu ziehen. So Erk. des O.S.A. v. 7. III. 1881 (Bd. 3 S. 208): »Wenn 
das Seeamt dem Schiffer Nachlässigkeit bei Feststellung der gesegelten Kurse und 
Sorglosigkeit in der Navigirung zur Last legt, so ist dieser Vorwurf als gerechtfertigt 
anzuerkennen. B. hat hierbei die Sorgfalt eines ordentlichen Schiffers ver- 
missen lassen und darin einen Mangel an den zur Ausübung des Schiffergewerbes 
erforderlichen Eigenschaften an den Tag gelegt. Diesem Mangel an tadelloser mo- 
ralischer Befähigung für den Schifferberuf stehen indessen Umstände gegenüber, 
welche eine mildere Beurtheüung rechtfertigen. Bei der mündlichen Verhandlung 
zweiter Instanz hat B. durch sein ganzes Verhalten dargethan, dass es ihm an Be- 
sonnenheit, Sicherheit, Entschlossenheit und Erfahrung nicht gebricht ; er hat zugleich 
ein Mass von nautischen Kenntnissen an den Tag gelegt, welches den an einen 
Schiffer zu stellenden Anforderungen völlig Genüge leistet, und er hat dadurch die 
Ueberzeugung gewinnen lassen, dass er den gut befähigten Schiffern beizuzählen ist. 
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Dazu kommt, dass er 23 Jahre lang die Seefahrt tadellos, und ohne vor dem Jahre 
1879 einen Unfall erlitten zu haben, betrieben hat; es ist deshalb anzunehmen, dass 
er es vor der letzten Reise der „Anna" in seinem Beruf an der gebotenen Sorgfalt 
nicht hat fehlen lassen. Unter diesen Umständen ist die auf dieser Reise bewiesene 
Fahrlässigkeit nicht als ein dauernder Mangel, sondern nur als eine einmalige Ver- 
fehlung anzusehen. Von dieser Auffassung geleitet, kann die zweite Instanz keinen 
Anlass finden, die vom Schiffer begangenen Versehen mit Entziehung der Gewerbe- 

befugniss zu ahnden.« Vergl. Erk. des O.S.A. v. 6. ULI. 1884 (Bd. ö S. 549). 

In Betreff der Beurtheilung des Maschinisten in derartigen Fällen s. Erk. des O.S.A. 
V. 31. I. 1880 (Bd. 2 S. 117 f.), des S.A. Flensburg v. 15. IX. 1885 (Bd. 6 S. 499). — 
Vergl. auch Anm. 1 zu § 25. 

11) Es kann sich nur um Fälle handeln, in denen der Zeugnissinhaber in seinem 
Bordverhältniss gefehlt hat. Nicht gerechtfertigt erscheint die abweichende 
Auffassung des O.S.A. in dem Erk. v. 26. IV. 1882 (Bd. 3 S. 775), woselbst es heisst: 
»Zur Entziehung der Gewerbebefugniss bedarf es . . . lediglich der Feststellung, 
dass der Urheber eines Seeunfalles ein Schiffer oder Steuermann ist, und dass er den 
Unfall durch den Mangel an den bezeichneten Eigenschaften verschuldet hat. Keines- 
wegs setzt der § 26 . . . voraus, dass der Schuldige, als er den Unfall herbeiführte, 
in einem Dienstverhältnisse zu einem bestimmten Schiffe stand. Wenn beispielsweise 
ein Seeschiffer zu einer Zeit, in welcher er sich am Lande ausser Dienst befindet, 
böswillig bei Nacht durch Anzünden eines Feuers an der Küste ein derselben sich 
näherndes Schiff zum Stranden bringt, so ist ihm auf Grund des § 26 . . . die Ge- 
werbebefugniss zu entziehen, obwohl er bei dieser Handlung nicht als Führer eines 
Schiffes fungirt hat; denn er hat einen Seeunfall durch Mangel an Gewissenhaftigkeit 
verschuldet.« Diese Darlegung entspricht schwerlich dem Charakter und Zweck des 
Gesetzes, welcher nur dahin geht, Schiffer etc., welche in Ausübung ihres Berufes 
den Mangel an den hierzu nöthigen Eigenschaften an den Tag gelegt haben, un- 
schädlich zu machen. Dass ein Schiffer u. s. w., der sich — gleichviel ob bei Ge- 
legenheit eines Seeunfalles oder anderweit — als ein gemeiner Verbrecher ausgewiesen 
hat, für seinen Beruf nicht geeignet ist, liegt auf der Hand; aber das Seeamt hat 
sich nicht mit der Beurtheilung des Charakters des Zeugnissinhabers überhaupt, 
sondern nur in Bezug auf dessen Thätigkeit als Schiffsführer etc. zu befassen. Zu- 
gehörigkeit zur Schiffsbesatzung ist jedoch nicht unbedingte Voraussetzung der 
Befugnissentziehung; vergl. Erk. des O.S.A. v. 21. III. 1893 (Bd. 10 S. 489, 493), s. auch 
Anm. 3 zu § 4. Ebensowenig ist es erforderlich, dass der Betreffende sich zur Zeit 
des Unfalls an Bord befunden hat; Erk. des O.S.A. v. 24. IV. 1890 (Bd. 9 S. 408). 

Es unterliegt keinem Zweifel, dass einem Steuermanne, welcher die Be- 
fugniss zur Ausübung des Schiffergewerbes besitzt, aber nur als Steuermann fährt 
und hierbei einen Mangel der für den Betrieb des Schiff er gewerbes erforderlichen 
Eigenschaften, durch welchen ein Seeunfall oder dessen Folgen herbeigeführt worden ist, 
an den Tag gelegt hat, jene Befugniss entzogen werden darf. Wenn ihm die Befugniss 
zur Ausübung des Steuermannsgewerbes genommen wird, würde es nicht angängig 
sein, ihm die weitergehende Befugniss zur Ausübung des Schiffergewerbes zu belassen. 
Hiernach wird ihm also, je nach der Art seines Verschuldens, entweder die Befugniss 
zur Ausübung des Schiffer- und Steuermannsgewerbes zugleich oder nur die erstere 
allein entzogen werden können. Dies ist auch zur Geltung gebracht in den Erk. des 
O.S.A. V. 4. IV. 1879 (Bd. 1 S. 623), des S,A. Danzig v. 12. I. 1882 (Bd. 3 S. 609), 
des O.S.A. V. 19. VI. 1882 (Bd. 4 S. 80), v. 24. VI. 1882 (Bd. 4 S. 221), v. 13. XII. 1898 
(Bd. 13 S. 209, 202, 212). — In demselben Sinne hebt von Möller (S. 468, 469) 
hervor, dass demjenigen, welchem die Befähigung für die Funktion als Steuermann 
mangelt, der schwierigere und verantwortlichere Beruf der selbständigen Führung von 
Schiffen nicht anvertraut werden kann, und dass es deshalb bei der Untersuchung 
eines jeden Seeunfalles, an welchem ein Steuermann betheiligt war, erforderlich ist, 
festzustellen, ob er ein Zeugniss über die Befähigung als Seeschiffer besitzt, damit 
ihm auch dieses abgesprochen werden kann. Entsprechend wird bei Lootsen zu 
verfahren sein. Sind sie im Besitze eines Schiffer-, Steuermanns- oder Maschinisten- 
patents, so findet (nach dem Erk. des O.S.A. v. 21. HI. 1893, Bd. 10 S. 489) auch auf 
sie der § 26 Anwendung. Ebenso kann dem Inhaber eines Befähigungszeugnisses, der 
nur als Bestmann fährt, sein Patent genommen werden; s. Erk. des O.S.A. v. 10. XI. 
1896 (Bd. 12 S. 194). 

12) Erachtet das S.A. den vom Reichskommissar gestellten Antrag auf Patent- 
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entziehung für materiell begründet, so würde es der ratio legis zuwider sein, dem- 
selben aus dem Grunde nicht zu entsprechen, weil der Reichskommissar gegen einen 
anderen Angestellten, welchen nach der Meinung des S.A. ein ebenso schweres oder 
ein noch schwereres Verschulden an demselben Unfall trifft, einen solchen Antrag 
nicht gestellt hat. S. Erk. des O.S.A. v. 24, n. 1883 (Bd. 4 S. 466). 

Nicht zulässig ist es, einem Schiffer oder Steuermann die Befugniss zum Gewerbe- 
betriebe auf gewissen Kategorieen von Schiffen zu entziehen, ihm dieselbe aber für 
andere zu belassen ; insbesondere darf in dieser Hinsicht eine Unterscheidung zwischen 
Segel- und Dampfschiffen nicht gemacht werden. Vergl. Erk. des O.S.A. v. 9. VIII. 
1879 (Bd. 1 S. 660), v. 6. VII. 1883 (Bd. 6 S. 88), v. 13. X. 1884 (Bd. 6 S. 169 f., 163). 
Ebenso ist den Maschinisten die Gewerbebefugniss nicht für einzelne Klassen zu 
entziehen, sondern entweder ganz oder gar nicht; s. Erk. des S.A. Danzig v. 6. VI. 1886 
(Bd. 7 S. 61). Unzulässig ist auch eine Entziehung der Befugniss auf Zeit; vergl. Erk. 
des O.S.A. V. 22. III. 1880 (Bd. 2 S. 298). 

Ist daher einem Schiffer auf grosser Fahrt das Patent entzogen, so kann er ferner- 
hin überhaupt nicht mehr als Schiffer fahren ; vergl. insbes. Erk. des O.S.A.. v. 21. III. 
1893 (Bd. 10 S. 489). Entsprechend ist ein Maschinist erster Klasse, welchem das Be- 
fähigungszeugniss entzogen ist, auch fernerhin nicht befugt, als Maschinist zweiter, 
dritter oder vierter Klasse, und ein Maschinist zweiter Klasse, dem das Patent ent- 
zogen ist, als Maschinist dritter oder vierter Klasse zu fahren, gleichviel ob der Be- 
treffende vor der Erwerbung des Befähigungszeugnisses für die höhere Klasse sich 
dasjenige eine niedrigere Klasse erworben hatte, u. s. f. 

Streitig ist, ob, wenn der Schiffer, Steuermann oder Maschinist, gegen welchen 
der Antrag auf Patententziehung gestellt ist, in der Verhandlung die Erklärung ab- 
giebt, dass er freiwillig auf die Ausübung seines Gewerbes verzichten wolle, durch 
diese Erklärung der Antrag des Reichskommissars als erledigt zu erachten ist, oder 
ob trotzdem das S.A. über den Antrag zu befinden und eine förmliche Entscheidung 
zu treffen hat. Das O.S.A. hat in einem Falle, in welchem der Schiffer in der Be- 
schwerdeinstanz den Verzicht erklärt hatte, die Urtheilsformel dahin gefasst: 

dass der von dem Schiffer K. erklärte Verzicht auf die Befugniss zur Aus- 
übung des Schiffer- und Steuermannsgewerbes festzusetzen und demgemäss 
die in Bezug auf ihn erhobene Beschwerde für erledigt zu erachten etc., 
und, wie folgt, begründet: »Das Beschwerdeverfahren hat lediglich den Zweck, fest- 
zustellen, ob ein Schiffer oder Steuermann durch den Mangel an Eigenschaften, welche 
für die Ausübung seines Berufes erforderlich sind, einen Seeunfall verschuldet hat, 
und wenn dies der Fall ist, eine Entscheidung darüber herbeizuführen, ob dieser 
Mangel ein so wesentlicher ist, dass dem Schiffer oder Steuermanne im Interesse der 
Sicherheit der Schifffahrt die Befugniss zur ferneren Ausübung seines Gewerbes zu 
entziehen ist. Das Endziel des Verfahrens ist somit im äussersten Fall die Entziehung 
der Gewerbebefugniss. Wird seitens des Betheiligten auf diese letztere verzichtet, so 
ist damit das gegen ihn eingeleitete Verfahren gegenstandslos geworden.« (Erk- v. 
7. IV. 1881, Bd. 3 S. 267.) Gegen diese Auffassung muss das Bedenken geltend ge- 
macht werden, ob ein solcher Verzicht im öffentlichen Recht überhaupt als wirksam 
anzusehen ist, und es ist femer einzuwenden, dass, wenn das Gesetz einen derartigen 
Verzicht mit verbindlicher Kraft zulassen wollte, es eine entsprechende Bestimmung 
hätte treffen müssen, zumal solche in der Reichsgesetzgebung nicht ohne ent- 
sprechenden Vorgang ist (vergl. G., betr. die Rechtsverhältnisse der Reichsbeamten, 
V. 31. ni. 1873, R.G.B1. S. 61, § 100). Von solchen Erwägungen scheint auch das S.A. 
Stettin bei einem am 23. IV. 1881 abgegebenen Spruche (Bd. 3 S. 300) auszugehen, 
indem es den Antrag des Reichskommissars auf Patententziehung, ungeachtet des 
Verzichtes des Schiffers, einer materiellen Erörterung unterzieht und ablehnt, das 
Urtheil aber, welches in der Formel dahin geht, 

1) dass die Strandung etc. durch Fahrlässigkeit des Schiffers verursacht sei, 

2) dass dem auf Konzessionsentziehung gerichteten Antrq.ge des Reichskommissars 
nicht entsprochen werde, 

wie folgt, begründet: »Wiewohl zugegeben werden muss, dass die Nachlässigkeit des 
p. F. die einzige Ursache der Strandung des Schiffes gewesen und diese Nachlässigkeit 
für sehr gross zu erachten ist, so sprechen doch auch Eutschuldigungsgründe zu 
Gunsten des p. F. . . . Mit Rücksicht hierauf und (I) seine Erklärung, auf die Aus- 
übung des Schiffergewerbes für die Folge freiwillig verzichten zu wollen, hat das S.A. 
von einer .... Konzessionsentziehung Abstand nehmen zu müssen geglaubt.« Den 
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Antrag auf Patententziehung ausschliesslich auf Grund des Verzichtes für erledigt zu 
erklären, erscheint um so misslicher, als das Recht und die Pflicht der Behörde, dem 
Verzichtenden das Befähigungszeugniss abzunehmen bezw. einzubehalten, in Frage 
steht. Doch auch abgesehen hiervon würde schwerlich bei freiwilligem Verzicht von 
einer Patent entzi eh ung die Rede sein, noch eine dem Verzicht zuwiderlaufende 
Gewerbeausübung als eine unbefugte betrachtet werden können. Nach alledem kann 
die dem erwähnten Erk. des O.S.A. zu Grunde liegende, früher von F. Per eis 
(Deutsches öffentliches Seerecht S. 402) getheilte Auffassung nicht aufrecht erhalten 
werden. 

Aber auch bei der gegentheiligen Beurtheilung der Frage muss der Tenor der 
seeamtlichen Entscheidung jedenfalls erkennen lassen, dass ein Antrag auf Patent- 
entziehung vorlag; zu bemängeln ist daher die Urtheilsformel des Erk. des S.A. 
Königsberg v. 22. II. 1889 (Bd. 8 S. 486), welche den auf Grund des Verzichtes zu- 
rückgewiesenen Antrag auf Patententziehung mit Stillschweigen übergeht. 

13) Da die seeamtliche Entscheidung keine strafrechtliche ist (vergl. Erk. des 
O.S.A. V. 17. IX. 1896, Bd. 12 S. 160 ff.), so sind im Tenor Wendungen wie die, dass 
dem Schiffer etc. ein »Verweis« ertheilt werde, zu vermeiden, Erk. des O.S.A. v. 
17. VI. 1897 (Bd. 12 S. 494 f.). 

1*) Dass die Befugniss zur Ausübung des Steuermannsgewerbes dem Schiffer auch 
belassen werden kann, erörtert eingehend das Erk. des S.A. Danzig v. 12. I. 1882 
(Bd. 3 S. 613). Vergl. ferner Erk. des S.A. Stettin v. 28. XI. 1895 (Bd. 11 S. 722). 

§ 27. 

Hat das Seeamt durch seine Entscheidung einem Schiffer oder 
Steuermann^) die Befugniss zur Ausübung des Gewerbes entzogen, oder 
hat es einem hierauf gerichteten Antrage des Kommissars (§ 13) keine 
Folge gegeben, so steht im erster en Falle dem Schiffer oder Steuermann,^) 
im letzteren dem Kommissar gegen diese Entscheidung das Rechtsmittel 
der Beschwerde an das Ober-Seeamt zu.^) Diese Beschwerde muss binnen 
14 Tagen nach der Verkündung, oder, wenn diese in Abwesenheit des 
Beschwerdeführers erfolgt ist, nach der Zustellung des Urtheils bei dem 
Seeamt zu Protokoll oder schriftlich eingelegt werden. Dem Beschwerde- 
führer, welchem das Urtheil noch nicht zugestellt war, ist dasselbe nach 
Einlegung der Beschwerde zuzustellen. 

Die Beschwerde muss bei Einlegung des Rechtsmittels oder spätestens 
binnen weiterer 14 Tage nach Ablauf der Frist zu dessen Einlegung, 
oder, wenn zu dieser Zeit das Urtheil noch nicht zugestellt war, nach 
Zustellung desselben bei dem Seeamt zu Protokoll oder schriftlich ge- 
rechtfertigt werden.*) 

Die Einlegung der Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung.^) 

1) Bezw. einem Maschinisten. Vergl. Anm. 2 zu § 22. 

^) Bezw. dem Maschinisten. Vergl. Anm. 2 zu § 22. Zulässig erscheint auch 
die Beschwerdeeinlegung durch den gesetzlichen Vertreter, Anm. 10 zu § 26. 

3) Die Beschwerde ist also auch seitens des Reichskommissars nicht zulässig, 
wenn dieser vor dem S.A. einen Antrag auf Patententziehung nicht gestellt hatte. 
Das O.S.A. wird eine demzu wider erhobene Beschwerde, ohne in eine sachliche Er- 
örterung einzutreten, als unstatthaft zurückzuweisen hahen. Erk. des O.S.A. v. 
25. XI. 1881 (Bd. 3 S. 542) und v. 25. IV. 1882 (das. S. 770 f.). Nach der Be- 
gründung der letzteren Entsch. würde allerdings die Einlegung der Beschwerde 
seitens des Reichskommissars dann zulässig sein, wenn derselbe, unter ausdrücklichem 
Vorbehalt' eines Antrages auf Patententziehung, einen Antrag auf Aussetzung des 
Verfahrens zum Zwecke weiterer Erhebungen gestellt, und das Seeamt, unter Ab- 
lehnung des letzteren Antrages, in der Sache erkannt hätte. Dies dürfte auch dem 
Zwecke des Gesetzes entsprechen. — Ueber die Beschwerde, sie mag hiernach zulässig 
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erscheinen oder nicht, kann nur durch eine förmliche Entscheidung des O.S.A., nicht 
durch blosse Verfügung des Vorsitzenden befunden werden. 

Ein bedingt gestellter Antrag — »für den Fall, dass das S.A. befinden sollte, 
dass den Schiffer ein Vorwurf treffe« — rechtfertigt im Ablehnungsfalle die Be- 
schwerde nur, wenn die Bedingung eingetreten ist, also das S.A. das Verschulden be- 
jaht hat. Erk. des O.S.A. v. 7. Vn. 1886 (Bd. 7 S. 119). — Vergl. Erk. des S.A. 
Flensburg v. 16. XI. 1893 (Bd. 11 S. 133). 

*) Doch ist hier auch § 3ö9 der St.P.O. entsprechend anzuwenden; die Ver- 
spätung oder das Fehlen einer schriftlichen Rechtfertigung macht die Beschwerde 
nicht unwirksam. Vergl. Erk. des O.S.A. v. 6. VH. 1883 (Bd. 6 S. 85, 86), v. 19. Xn. 1899 
(Bd. 13 S. 570). 

Eine nicht rechtzeitig eingelegte Beschwerde wird durch den Vorsitzenden des 
S.A. mittels Verfügung zurückgewiesen; s. die Begründung bei von Möller S. 482. 
Bei ordnungsmässiger Einlegnng gilt § 6 der Geschäftsordnung für das O.S.A. (unten 

vm. u). 

5) Hieraus folgt insbesondere die Unstatthaftigkeit weiterer Ausübung des Ge- 
werbes, hinsichtlich dessen in erster Instanz auf Patententziehung erkannt ist, bis 
zur endgültigen Erledigung des Verfahrens. — Einschränkung: § 28 Schlusssatz. 

§ 28. 

Eine im Auslande zn bewirkende Zustellung des ürtheils^) erfolgt 
mittelst Ersuchens eines deutschen Seemannsamts.^) Die Einlegung und 
Rechtfertigung der Beschwerde kann alsdann bei demselben Seemanns- 
amt geschehen. Dasselbe kann dem Schiffer oder Steuermann^ auf An- 
trag die Frist für Rechtfertigung der Beschwerde verlängern und der 
Einlegung der Beschwerde aufschiebende Wirkung bis spätestens zur An- 
kunft des Beschwerdeführers in einem deutschen Hafen einräumen.*) 

J) Nicht auch anderer Schriftstücke. Für diese gilt St.P.O. § 37, C.P.O. 
§§ 199—202. 

^) D. h. der als Seemannsämter fungirenden Konsulate. S»0. § 4. 

3) Bezw. Maschinisten. Vergl. Anm. 2 zu § 22. 

4) Siehe den Zirkular-Erlass v. 23. XI. 1877 (unten VIH. le) Ziff. 3 u. 4. 

§ 29.^) 

Das Ober-Seeamt bildet eine kollegiale Behörde und besteht aus 
einem Vorsitzenden, auf welchen die Bestimmungen des § 7 Absatz 2 
Anwendung finden, und sechs Mitgliedern, von welchen letzteren 
wenigstens drei der Schiffahrt kundig^ sein müssen. Der Vorsitzende 
und ein schiffahrtskundiger Beisitzer werden von dem Kaiser ernannt.-*) 
Für das Amt der übrigen Beisitzer bringen die Regierungen der Bundes- 
Seestaaten je drei sachkundige Personen in Vorschlag. Der Vorschlag 
gilt für je drei Jahre, nach Ablauf deren ein neuer Vorschlag zu machen 
ist. Aus der Gesammtzahl der Vorgeschlagenen wählt der Vorsitzende 
für jeden Beschwerdefall fünf Beisitzer aus, beruft dieselben ein und be- 
eidiget sie auf die Erfüllung der Obliegenheiten ihres Amts.*) Die Bei- 
sitzer erhalten aus der Reichskasse Ersatz ihrer Reisekosten und Tage- 
gelder, deren Höhe der Reichskanzler bestimmt.^) Die Vorschriften des 
§ 12 finden auf die Mitglieder des Ober-Seeamts entsprechende Anwendung. 

Das Ober-Seeamt fasst seine Beschlüsse nach Stimmenmehrheit. Die 
ausserhalb der Hauptverhandlung erforderlichen Verfügungen werden vom 
Vorsitzenden erlassen. 

1) Vergl. Geschäftsordnung f. das O.S.A. nebst Nachtrag (unten VIII. li, 15). 

2) Anders die Bestimmung in § 7 Abs. 3. 
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3) R.V.Art. 18. 

*) Entsprechend G.V.G. § 51. 

5) Es gelten die in der V. über die Tagegelder, die Fnhrkosten und die ümzugs- 
kosten der Reichsbeamten v. 26. VI. 1901 (R.G.B1. S. 241) für die vortragenden Räthe 
der obersten Reichsbehörden bestimmten Sätze. 

§ 30. 

Das Ober-Seeamt kann eine Ergänzung oder Wiederholung der Be- 
weisaufnahme vornehmen oder anordnen.^) Die in §§ 18 — 24 ent- 
haltenen Bestimmungen über das Verfahren bei den Seeämtern finden auf 
das Ober-Seeamt Anwendung.^ 

Der Vorsitzende kann ein Mitglied des Ober-Seeamts mit der Dar- 
stellung der bisherigen Verhandlungen und Ermittelungen beauftragen. 

1) Zumal der Beschwerdeführer das Recht hat, neue thatsächliche An- 
führungen beizubringen (vergl. Motive zu § 26 [jetzt 30]). Das Recht der Zurück- 
verweisung der Sache an das Seeamt steht dem O.S.A. an sich zu (vergl. z. B. 
Erk. V. 4. VI. 1879, Bd. 1 S. 525 f.; v. IV. 1882, Bd. 5 S. 24; v. 13. X. 1884, Bd. 6 
S. 159; V. 16. VII. 1886, das. S. 492). Dagegen erachtet dieses eine solche nicht schon 
wegen eines erst in zweiter Instanz neu vorgebrachten Thatumstandes für zulässig, 
noch weniger wegen eines schon in den ersten Stadien der seeamtlichen Untersuchung 
hervorgetretenen Punktes, auf dessen Klarstellung die dortigen Ermittelungen von An- 
fang an mitgerichtet waren; wohl aber wegen Verabsäumung einer (im Einzelfalle) 
nothwendigen und wichtigen Untersuchungshandlung, z. B. Vernehmung des SchifEers 
oder des Steuermannes (Erk. v. 20. III. 1879, Bd. 1 S. 419 f.). 

2) Nach der Auffassung des O.S.A. (Erk. v. 26. IV. 1883, Bd. 5 S. 94) muss bei 
der Verhandlung daselbst auch eine Person als Beistand (§ 22) zugelassen werden, 
die in der ersten Instanz als Beisitzer thätig war. 

§ 26, nach welchem Patententziehung nur auf Antrag des Reichskommissars 
erfolgen kann, ist in § 30 nicht erwähnt. Demnach kann das O.S.A. auf Patent- 
entziehung auch dann erkennen, wenn der Reichskommissar im Laufe der mündlichen 
Verhandlung den dahin zielenden Antrag zurücknimmt. Immer aber muss vor dem 
Seeamt ein solcher Antrag gestellt gewesen sein. Vergl. Erk. des O.S.A. v. 
16. III. 1894 (Bd. 11 S. 138) und v. 13. Xn. 1898 (Bd. 13 S. 212). Die Zurücknahme 
des Antrags — und damit der Beschwerde — wird dagegen bis zur mündlichen Ver- 
handlung unterschiedslos als rechtswirksam anzusehen sein. Dies wird in dem er- 
wähnten Erk. des O.S.A. v. 16. HI. 1894 für den Fall verneint, dass einem Bethei- 
ligten bereits Kosten entstanden sind, auf deren Erstattung er bei einer Zurückweisung 
der Beschwerde gemäss § 1 des Nachtrags zur Geschäftsordnung f. das O.S.A. un^ter 
Umständen würde rechnen können. Diese Kostenfrage kann und darf aber für 
die Frage der rechtlichen Zulässigkeit der Zurücknahme der Beschwerde nicht 
präjudiziell sein. 

§ 31. 

Das Ober-Seeamt verhandelt nnd entscheidet in öffentlicher Sitzung 
nach erfolgter Ladung*) und Anhörung des Beschwerdeführers und seines 
Gegners.*) 

Die Entscheidung^ hat sich auch darüber auszusprechen, ob dem 
Beschwerdeführer*) die haaren Auslagen des Beschwerdeverfahrens zur Last 
zu legen sind.^) 

1) Geschäftsordnung f. das O.S.A. (unten VIII. 14) § 7. Ein Zwang zum Er- 
scheinen besteht für den Beschwerdeführer nicht. 

2) Die Zurücknahme einer eingelegten Beschwerde kann vor dem Beginn der 
Verhandlung vor dem O.S.A. jederzeit, nach Beginn derselben nur mit Zustimmung 
des Gegners erfolgen (nach Analogie der St.P.O. §§ 344, 345). 

8) Die Entscheidung kann ergehen auf Bestätigung, auf Abänderung, auf 
theüweise Abänderung des Spruches, auf Verwerfung der Beschwerde als unzulässig. 
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auf Zurückverweisnng der Sache in die erste Instanz (s. Anm. 1 zu § 30), auf Ein- 
stellung des Verfahrens (vergl. Erk. des O.S.A. v. 6. V. 1883, Bd. 6 S. 180). 

Eine reformatio in peius bei einseitiger Beschwerde des Schiffers ist ausgeschlossen. 
War also in erster Instanz einem Schiffer das SchifEerpatent, nicht aber gleichzeitig 
das Steuermannspatent entzogen worden, so kann ihm auf seine Beschwerde nicht 
noch das Steuermannspatent dazu entzogen werden. Das würde nur angängig sein, 
wenn auch der Reichskommissar wegen Ablehnung eines von ihm in erster Instanz 
dieserhalb gestellten Antrages Beschwerde erhoben hätte. 

4) Der Ausdruck »Beschwerdeführer« ist hier ungenau, insofern darunter nur 
der Schiffer u. s. w., nicht aber der Reichskommissar verstanden werden kann. 
Döring, Vor dem Seeamte S. 14. 

5) Vergl. Geschäftsordnung f. das O.S.A. § 11, sowie den Nachtrag zu derselben. 
Die Kosten der ersten Instanz trägt stets der Staat. Ist die Beschwerde von 
beiden Theilen eingelegt, und wird der in erster Instanz ergangene Spruch zum 
Nachtheile des Schiffers u. s. w. abgeändert, so sind die baaren Auslagen des Beschwerde- 
verfahrens zur einen Hälfte ausser Ansatz zu lassen, zur anderen Hälfte können sie 
dem Schiffer u. s. w. zur Last gelegt werden. So wenigstens Erk. des O.S.A. v. 22. HI. 
1880 (Entsch. Bd. 2 S. 296). [Der Reichskommissar hatte Beschwerde eingelegt, weil 
dem Schiffer nur das Schiffer-, nicht auch das Steuermannspatent entzogen war, der 
Schiffer, weil ihm das Patent für immer und nicht bloss auf Zeit entzogen war; die 
Beschwerde des Reichskommissars wurde für begründet erachtet, diejenige des Schiffers, 
als ein ungesetzliches Verlangen enthaltend, nicht.] 

§ 32.') 

Die Entscheidung des Ober-Seeamts, welche mit Gründen versehen 
sein muss, ist dem Beschwerdeführer nnd seinem Gegner in Ausfertigung 
zuzustellen. 

1) Vergl. Geschäftsordnung f. das O.S.A. (unten VIH. n) §12; St.P.O. §§ 267, 275. 

§ 33. 

Die Geschäftsordnung bei dem Ober-Seeamt wird vom Bundesrath 
festgestellt. ^) 

1) Vergl. Vin. 14, 15. 

§ 34. 

Einem Schiffer oder Steuermann,^) dem die Befugniss zur Ausübung 
seines Gewerbes entzogen ist, kann dieselbe nach Ablauf eines Jahres 
durch das Reichskanzler- Amt''^) wieder eingeräumt werden, wenn an- 
zunehmen ist, dass er fernerhin den Pflichten seines Gewerbes genügen 
wird.^) 

1) Oder Maschinisten. Vergl. Anm. 2 zu § 22. 

*-^ Jetzt: Reichsamt des Innern. 

3) Es werden insbesondere solche Fälle zu einer Berücksichtigung geeignet sein, 
wo die Patententziehung wegen technischer Mängel erfolgt war, wenn der glaubhafte 
Nachweis erbracht wird, dass der Betreffende durch weitere seemännische Thätigkeit 
sich die ihm damals fehlenden Eigenschaften erworben hat. Wegen der Maschinisten 
vergl. z. B. Erk. des O.S.A. v. 7. XII. 1897 (Bd. 12 S. 705). Unzweifelhaft kann 
einem Schiffer, welchem das Schiffer- und das Steuermannspatent entzogen war, nach 
Ablauf eines Jahres auch das letztere allein wieder bewilligt werden, wenn 
nämlich angenommen werden darf, dass ihm wenigstens die Ausübung des Steuer- 
mannsgewerbes in der Folge anvertraut werden kann ; selbstverständlich schliesst eine 
solche partielle Rehabilitirung die spätere vollständige nicht aus. 

Ein Recht auf Wiedereinräumung der Befugniss ist in keinem Fall gegeben. 
Die Rehabilitirung ist der einzige Weg, um die Wirkungen der Patententziehung 
aufzuheben. Die nochmalige Ablegung der betreffenden Prüfung ist ausgeschlossen. 
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§ 35. 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1878 in Kraft. Dasselbe findet 
anch auf solche Seennfälle Anwendung, welche ein deutsches Schiff vor 
dem 1. Januar 1878 auf seiner an diesem Tage noch nicht vollendeten 
Reise (Handelsgesetzbuch Artikel 760)^) betroffen haben. 

1) Der Art. lautete entsprechend dem § 767 des geltenden H.G.B. 

14. QescMftsordnuiig far das Ober-Seeamt. ^) 

Vom 3. Mai 1878. 
(ß.C.Bl. S. 276.) 
1) Auf Grund des S.Ü.G. § 38 vom Bundesrath festgestellt. — S. auch unten VIII. 15. 

§ 1- 

Das Ober-Seeamt hat seinen Sitz in Berlin. Der Vorsitzende ist je- 
doch befugt, dasselbe zu einer Sitzung in einen deutschen Hafenort zu 
berufen, wenn ein Fall zur Entscheidung vorliegt, welcher eine Beweis- 
aufnahme an diesem Orte oder in dessen Nähe erforderlich macht. 

§ 2. 

Die Leitung und Beaufsichtigung des Geschäftsganges bei dem Ober- 
Seeamt liegt dem Vorsitzenden ob. Er eröffnet die eingehenden Sendungen, 
versieht dieselben mit dem Tage des Eingangs, vertheilt die Geschäfte, 
ernennt die Berichterstatter, bestimmt die Sitzungen, leitet die Berathungen 
und Abstimmungen, zeichnet die Entwürfe aller Verfügungen u. s. w., voll- 
zieht unter Gegenzeichnung des Protokollführers alle Reinschriften und 
trifft in Bezug auf die Führung der Geschäftskontrolen die erforderlichen 
-Anordnungen. Er verfügt ferner in allen das Kollegium als solches be- 
treffenden Angelegenheiten. 

§ 3. 

Der Reichskanzler theilt von drei zu drei Jahren auf Grund der von 
den Regierungen der Bundes -Seestaaten gemachten Vorschläge dem Vor- 
sitzenden des Ober-Seeamts die Liste der zu nicht ständigen Beisitzern 
des letzteren bestimmten Personen mit. 

§4. 

Auf die Beeidigung der nicht ständigen Beisitzer finden die Vor- 
schriften des § 51 des Gerichtsverfassungsgesetzes vom 27. Januar 1877 
(Reichs-Gesetzblatt Seite 51)^) entsprechende Anwendung. 

1) Der bezeichnete § öl lautet: 

Die Beeidigung der Schöffen erfolgt bei ihrer ersten Dienstleistung in öfEent- 
licher Sitzung. Sie gilt für die Dauer des Geschäftsjahres. 

Der Vorsitzende richtet an die zu Beeidigenden die Worte: 

»Sie schwören bei Gott dem Allmächtigen und Allwissenden, die Pflichten 
eines Schöffen getreulich zu erfüllen und Ihre Stimmen nach bestem Wissen 
und Gewissen abzugeben.« ♦ 
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Die Schöffen leisten den Eid, indem Jeder einzeln die Worte spricht: 
»ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe.« 

Der Schwörende soll bei der Eidesleistung die rechte Hand erheben. 

Ist ein Schöffe Mitglied einer Keligionsgesellschaft, welcher das Gesetz den Ge- 
brauch gewisser Bethenerongsformeln an Stelle des Eides gestattet, so wird die Ab- 
gabe einer Erklärung unter der Betheuerungsformel dieser Religionsgesellschaft der 
Eidesleistung gleich geachtet. 

Ueber die Beeidigung wird von dem Gerichtsschreiber ein Protokoll aufgenommen. 

§ 5. 

Das Subaltern- und Unterbeamten-Personal des Ober-Seeamts wird 
vom Reichskanzler ernannt. 

§ 6. 

Ist gegen den Spruch eines Seeamts rechtzeitig Beschwerde eingelegt, 
so hat der Vorsitzende des Seeamts nach Ablauf der für die Recht- 
fertigung derselben bestimmten Frist die Akten dem Ober-Seeamt ein- 
zureichen. 

§ 7. 

Der Termin zur Hauptverhandlung ist dergestalt anzuberaumen, dass 
zwischen ihm und der Zustellung der Ladungen eine Frist von mindestens ' 
einer Woche liegt. 

Mit der Ladung ist dem Beschwerdeführer die etwa eingegangene 
Gegenerklärung, dem Gegner, falls dies noch nicht geschehen ist, die Be- 
schwerde und die etwa eingegangene Rechtfertigungsschrift zuzustellen. 

In der Ladung ist die Stunde der Verhandlung und der Ort, an 
welchem die letztere stattfinden soll, anzugeben, sowie dem betheiligten 
Schiffer oder Steuermann bekannt zu machen, dass er sich eines rechts- 
oder sachkundigen Beistandes bedienen könne. 

§ 8. 

Die bei Eröfbiung der Hauptverhandlung zu gebende Darstellung der 
bisherigen Verhandlungen und Ermittelungen ist schriftlich abzufassen und, 
wenn sie von einem durch den Vorsitzenden damit beauftragten Mitgliede 
des Ober-Seeamts angefertigt ist, dem ersteren vor der Sitzung vor- 
zulegen. 

§ 9. 

Die Aufrechterhaltung der Ordnung in der Sitzung liegt dem Vor- 
sitzenden ob. 

Personen, welche den zur Aufrechterhaltung der Ordnung erlassenen 
Befehlen nicht gehorchen, können auf Beschluss des Ober-Seeamts aus 
dem Sitzungszimmer entfernt werden. 

§ 10. 

Für die Höhe der den geladenen Zeugen und Sachverständigen ge- 
bührenden Beträge sind die Bestimmungen massgebend, welche bei den 
Gerichten des Orts gelten, an welchem der Geladene zu erscheinen hat. 

Sind die Beträge nach dem Recht des Aufenthaltsorts der geladenen 
Personen höher, so gönnen die höheren Beträge gefordert werden. 
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§ 11- 

Die baaren Auslagen des Verfahrens bleiben ausser Ansatz, wenn die 
Beschwerde vom Reichskommissar eingelegt ist. 

§ 12. 

Die Entscheidung ist von dem Vorsitzenden und den Beisitzern des 
Ober-Seeamts, welche bei derselben mitgewirkt haben, zu unterschreiben. 

Auf die Abfassung, die Verkündung und die Ausfertigung der Ent- 
scheidungen finden die Vorschriften des § 267 und die Absätze 1, 3 und 
4 des § 275 der Strafprozessordnung entsprechende Anwendung.^) 

1) Die bezeichneten Vorschriften lauten: 

§ 267. 

Die Verkündnng des ürtheils erfolgt durch Verlesung der ürtheilsformel und 
Eröffnung der Urtheilsgründe am Schlüsse der Verhandlung oder spätestens mit Ab- 
lauf einer Woche nach dem Schlüsse der Verhandlung. Die Eröffnung der Urtheils- 
gründe geschieht durch Verlesung oder durch mündliche Mittheilung ihres wesent- 
lichen Inhalts. 

War die Verkündung des ürtheils ausgesetzt, so sind die Urtheilsgründe vor 
derselben schriftlich festzustellen. 

§ 276. 
Das Urtheil mit den Gründen ist binnen drei l'agen nach der Verkündung zu 
den Akten zu bringen, falls es nicht bereits vollständig in das Protokoll aufgenommen 
worden ist. 

Die Bezeichnung des Tages der Sitzung, sowie die Namen der Richter, der 
Schöffen, des Beamten der Staatsanwaltschaft und des Gerichtsschreibers, welche an 
der Sitzung Theil genommen haben, sind in das Urtheil aufzunehmen. 

Die Ausfertigungen und Auszüge der Urtheile sind von dem Gerichtsschreiber 
zu unterschreiben und mit dem Gerichtssiegel zu versehen. 

§ 13. 

Auf das Verfahren bei Zustellungen finden die am Sitze des Ober- 
Seeamts für den Civilprozess geltenden Vorschriften entsprechende An- 
wendung. ^) 

1) Jetzt C.P.O. Buch 1 Abschnitt 3 Titel 2. 

§ 14. 

Die Sendungen des Ober-Seeamts gelten in Ansehung der gebühren- 
freien Beförderung als Reichsdienstangelegenheiten. 

§ 15. 

Auf Beschwerden über die Verurtheilung von Beisitzern, welche 
ihren Obliegenheiten sich entzogen haben, entscheidet der Reichs- 
kanzler. 
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15. Nachtrag zur Geschäftsordnung für das Ober-Seeamt. ^) 

Vom 10. Mai 1879. 
(R.C.B1. S. 371.) 
1) Vom Bundesrath festgestellt. Vergl. S.Ü.G. § 33. 

§ 1- 

Wird die vom Reichskommissar gegen den Spruch eines Seeamts ein- 
gelegte Beschwerde durch die Entscheidung des Ober-Seeamts zurück- 
gewiesen, so können dem Gregner des Beschwerdeführers die ihm er- 
wachsenen nothwendigen Auslagen aus der Eeichskasse erstattet werden. 

§ 2. 

Diese Bestimmung (§1) findet auch auf BeschwerdefäUe Anwendung, 
in welchen die Entscheidung des Ober-Seeamts bereits ergangen ist. 

16. Zirkular-Erlass an die Kaiserlichen Konsulate zur Ausführung 
des Oesetzes, betrefibnd die Untersuchung von SeeunräUen. 

Vom 23. November 1877. 
(R.C.B1. S. 634.) 

Mit dem 1. Januar 1878 tritt das Reichsgesetz vom 27, Juli d. J. 
(s. Reichs-Gesetzblatt Nr. 33 S. 549) in Wirksamkeit, wonach Seeunfälle 
deutscher Kauffahrteischiffe, und unter gewissen Voraussetzungen auch 
die Unfälle ausländischer Handelsfahrzeuge vor deutschen Seeämtern zur 
Untersuchung gezogen werden sollen. 

Aus § 14, § 15, § 20 und in Verbindung hiermit aus § 30, sowie 
ferner aus § 28 ergiebt sich, in welchen Beziehungen bei der Ausführung 
des Gesetzes den Kaiserlichen Konsulaten, in ihrer Eigenschaft als deutsche 
Seemannsämter im Auslande, eine Mitwirkung zufällt. 

Hierbei ist Folgendes zu beachten: 

1. Die nach § 14 zu erstattenden Anzeigen über Seeunfälle deutscher 
Kauffahrteischiffe im Auslande, ebenso wie die aufgenommenen 
Verhandlungen über die nach § 15 angestellten Ermittelungen 
und Beweiserhebungen sind in jedem einzelnen Falle ohne Verzug 
an das Auswärtige Amt einzureichen, von wo aus dieselben ihrer 
weiteren Bestimmung zugeführt werden. 

2. Bei den in Gemässheit von § 15 vorkommenden ^Ermittelungen 
und Beweiserhebungen sind die Konstiln befugt, die vernommenen 
Zeugen und Sachverständigen zu vereidigen, auch wenn der be- 
treffende Konsul im übrigen die in § 20 des Gesetzes über die 
Organisation der Konsulate vom 8. November 1867 vorgesehene 
Ermächtigung zur Abhörung von Zeugen und zur Abnahme von 
Eiden nicht besitzt. 

Der Schiffer und der Steuermann des Schiffs, dessen Unfall 
den Gegenstand der konsularischen Ermittelung bildet, dürfen 
nicht vereidigt werden. 
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3. Wenn den Konsulaten nach § 28 die Befugniss zusteht, unter 
Umständen der Beschwerde des SchifEers oder Steuermanns, 
welcher durch das ürtheil eines Seeamts des Befähigungszeugnisses 
für verlustig erklärt ist, aufschiebende Wirkung bis spätestens 
zur Ankunft des Beschwerdeführers in einem deutschen Hafen 
einzuräumen, so ist dies auf solche Fälle zu beziehen, wo anderen- 
falls, in Ermangelung eines geeigneten Ersatzes, das Schiff ohne 
Schiffer und Steuermann seine Eeise fortsetzen oder seine Rück- 
reise antreten müsste. 

lieber die getroffene Verfügung ist dem Schiffer oder Steuer- 
mann zu seiner Legitimation eine Bescheinigung zu ertheilen. 

4. In den Fällen, wo bei den Konsulaten nach § 28 eine Beschwerde 
gegen das Urtheil eines Seeamts eingelegt oder gerechtfertigt, 
oder wo dem Schiffer oder Steuermann die Frist zur Rechtfertigung 
der Beschwerde verlängert worden ist, sind die bezüglichen 
Schriftstücke ohne Verzug an das Auswärtige Amt einzureichen. 
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1) Litteratur: von König; Zorn, Staatsrecht S. 444 — 486, 847 fE.; Zorn, das 
deutsche Gesandtschafts-, Konsular- und Seerecht, in den Annalen des Deutschen Reichs 
1882 S. 409 — 483, woselbst weitere Litteratur. — Zusammenstellung: Zorn, Die Kon- 
sulargesetzgebung des Deutschen Reichs, 2. Aufl., Berlin 1901. 

2) Die deutschen Konsulate und die mit konsularischen Befugnissen versehenen 
Behörden in den deutschen Schutzgebieten sind aufgeführt im Handbuch für die 
Deutsche Handels-Marine. 

1. Gesetz, betreffend die Organisation der Bundeskonsulate, so- 
wie die AmtsreoMe und Pflioliten der Bundeskonsuln. ^) 

Vom 8. November 1867. 

(B.G.B1. S. 137.) 

[Aaszug.] 

i) In diesem Gesetz sind gemäss G. v. 16. IV. 1871 (B.G.Bl. S. 63) § 2 da, wo 
von dem Norddeutschen Bunde, dessen Verfassung, Gebiet, verfassungsmässigen 
Organen, Beamten, Flagge u. s. w. die Rede ist, das Deutsche Reich und dessen ent- 
sprechende Beziehungen zu verstehen, insbesondere unter Bundeskanzler: Reichs- 
kanzler, unter Bundeskonsuln: Konsuln des Deutschen Reichs, unter Bundesgesetzen: 
Reichsgesetze. 

§ 1- 

Die Bundeskonsuln sind berufen, das Interesse des Bundes, nament- 
lich in Bezug auf Handel, Verkehr und Schiffahrt thunlichst zu schützen 
und zu fördern, die Beobachtung der Staatsverträge zu überwachen 
und den Angehörigen der Bundesstaaten, sowie anderer befreundeter 
Staaten in ihren Angelegenheiten Rath und Beistand zu gewähren. Sie 
müssen hierbei nach den Bundesgesetzen und den ihnen ertheilten In- 
struktionen sich richten und die durch die Gesetze und die Gewohnheiten 
ihres Amtsbezirks gebotenen Schranken einhalten. 
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§ 28. 

Wenn Mannschaften von Kriegsschiffen desertiren, so haben die 
Bnndeskonsuln bei den Orts- nnd Landesbehörden die zur Wiederhabhaft- 
werdung derselben erforderlichen Schritte zu thnn. 

§ 29. 

Die Bundeskonsuln haben zum Schutze der von ihnen dienstlich zu 
vertretenden Interessen, insbesondere zum Transport von Verbrechern und 
hülf sbedürftigen Personen, den Beistand der Befehlshaber der Kriegsschiffe ^) 
in Anspruch zu nehmen. 

1) Für diese kommt in Betracht der Erlass des Chefs der Admiralität v. 3. n. 
1882 (M.V.B1. S. 20). 

§ 30. 

Die Bundeskonsuln haben die Innehaltung der wegen Führung der 
Bundesiiagge bestehenden Vorschriften*) zu überwachen.^ 

1) Vergl. oben Abschnitt II. 

S) Hat der Kommandant eines Kriegsschiffes der Kaiserlichen Marine bereits 
Schritte in der fraglichen Richtung nntemommen, so ist ein Einschreiten des Konsuls 
überflüssig. 

Einzelheiten betreffs der Ausübung der konsularischen üeberwachungspflicht s. 
bei von König S. 305. 

§ 31.1) 

Sie haben die Meldung der Schiffsführer entgegen zu nehmen und 
an den Bundeskanzler über Unterlassung dieser Meldung zu berichten. 

1) Vergl. unten IX. 3. 

§ 32. 

Sie bilden für die Schiffe der Bundes-Handelsmarine im Hafen ihrer 
Residenz die Musterungsbehörde. ^) 

1) Vergl. S.O. § 4 und von König S. 310ff. 

§ 33. 

Sie sind befugt, über diese Schiffe die Polizeigewalt auszuüben.*) 

1) Vergl. von König S. 36off. 

§ 34.») 

Wenn Mannschaften von solchen Schiffen^) desertiren,^) so haben die 
Bundeskonsuln auf Antrag des Schiffers*) bei den Orts- oder Landes- 
behörden die zur Wiederhabhaftwerdung derselben erforderlichen Schritte 
zu thun.^) 

•1) Einzelheiten s. bei F. Per eis, Auslieferung desertirter Schiffsmannschaften, 
Berlin 1883, insbesondere S. 13 ff. und bei von König S. 324 ff. Vergl. femer 
A.D.J. zu § 34. 

2) Ueber Deserteure von Kriegschiffen vergl. § 28. 

3) Ueber die Arten der Desertion vergl. auch S.O. § 81, St.G.B. § 298. 
*) Also nicht von Amts wegen. 

•^) Diejenigen auswärtigen Staaten, mit denen vom Deutschen Reiche, vom 
früheren Norddeutschen Bunde, vom früheren Deutschen Zoll- und Handelsverein und 
von einzelnen deutschen Bundesstaaten Verträge über die Auslieferung desertirter 



IX. 1, Gesetz, betr. die Organisation der Bundeskonsulate etc. 24 X 

Schiffsleute abgeschlossen sind, sind nebst Bezeichnung dieser Verträge aufgeführt im 
Handbuch für die Deutsche Handels-Marine. 

§ 35. 

Die Bondeskonsuln sind befugt, an Stelle eines gestorbenen, er- 
krankten oder sonst zur Führung des Schiffes untauglich gewordenen 
Schiffers^) auf den Antrag der Betheiligten^) einen neuen Schiffsführer 
einzusetzen. *) 

1) üeber die Pflichten des Schiffers im Falle seiner Verhinderung vergl. H.G.B. 
§ 516 Abs. 2 Satz 1: Auch wenn er durch Krankheit oder andere Ursachen 
verhindert ist, das Schiff zu führen, darf er den Abgang des Schiffes 
oder die Weiterfahrt nicht ungebührlich aufhalten; er muss vielmehr, 
wenn Zeit und Umstände gestatten, die Anordnung des Rheders ein- 
zuholen, diesem ungesäumt die Verhinderung anzeigen und für die 
Zwischenzeit die geeigneten Vorkehrungen treffen, im entgegen- 
gesetzten Falle einen anderen Schiffer einsetzen. 

^) Insbesondere der Mannschaft oder der Ladungsinteressenten. 

3) Der zwischen Konsul und Schiffsführer geschlossene Dienstvertrag wirkt auch 
dem ßheder gegenüber (Erk. des R.O.H.G. v. 27. 1. 1877, Bd. 22 S. 46 ff.), ohne dass 
jedoch, wie das R.O.H.G. annimmt, der Konsul als gesetzlicher Vertreter des Rheders 
anzusehen wäre. Vergl. M. Pappenheim, Ueber den Begriff der Schiffsbesatzung im 
deutschen Privatseerecht, in den Beiträgen zur Erläuterung des deutschen Rechts 
Bd. 43 S. 364 Anm. 60. 

§ 36. 
Sie sind befugt, die Verklarungen») aufzunehmen, und bei Unfällen, 
von welchen die Schiffe betroffen werden,^ die erforderlichen Bergungs- 
und Rettungsmassregeln ^) einzuleiten und zu überwachen, sowie in Fällen 
der grossen Haverei*) auf Antrag des Schiffsführers die Dispache auf- 
zumachen.^) 

1) Vergl. H.G.B. §§ 522 ff., S.O. §§ 33, 56 sowie A.D.J. zu § 36. S. auch 
von König S. 349ff. 

«) Vergl. S.Ü.G. (VIH.ia), Zirkular -Erlass v. 23. XL 1877 (VHI.ie), S.U.V.G. 
§§ 68—73 (hier abgedruckt zu § 14 Anm. 5 des S.U.G.) und von König S. 329—336. 

3) Vergl. von König S. 346ff. 

4) Vergl. H.G.B. §§ 700 ff. 

5) Vergl. H.G.B. §§ 727 ff., F.G. §§ 149ff; von König S. 362f. 

§ 37.') 
In Betreff der Befugniss der Konsuln zur Mitwirkung bei dem Ver- 
kaufe eines Schiffes durch den Schiffer*^) und bei Eingehung von Bodmerei- 
geschäften') sind die Vorschriften der §§ 530 y 685 des Handelsgesetzbuchs^) 
maassgebend ; in Betreff ihrer Befugniss zur Ertheilung von interimistischen 
Schiff scertifikaten bewendet es bei den Vorschriften des Gesetzes y be- 
trefend das Flaggenrecht der Kauffahrteischiffe^ vom 22, Juni 1899.^) 

1) In der Fassung des H.G.B. und FLG. 

2) H.G.B. § 630. Vergl. von König S. 353. 

3) H.G.B. § 679ff. Vergl. von König S. 356. 

4) Die Worte des ursprünglichen Textes »sowie in Betreff der einstweiligen 
Entscheidung von Streitigkeiten zwischen Schiffer und Mannschaft« sind mit dem 
Wegfall der bezüglich derselben angeführten Artikel 537, 547 des Allgemeinen 
Deutschen Handelsgesetzbuches obsolet geworden. S. jetzt S.O., insbesondere § 105, 
und von König S. 358ff. 

ö) Namentlich des § 12, welcher an Stelle des Ausdrucks »interimistisches Schiffs- 
certifikat« den Terminus »Flaggenzeugniss« eingeführt hat. 

Pereis, Seegesetzgebung. 16 
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2. Gesetz, betrefE&nd die Gebühren und Kosten bei den Kon- 
sulaten des Deutscben Reichs. ^) 

Vom 1. Juli 1872. 

(R.G.B1. 8. 246.) 

[Auszug.] 

1) Vergl. § 38 des G., betr. die Organisation der Bnndeskonsulate etc., v. 8. XI. 
1867 (IX. i) nnd von König S. 37öff., insbesondere S. 387 ff. 

. § 1. 

£ei den Konsulaten des Deutschen Reichs sollen die Gebühren und 
Kosten nach dem diesem Gesetze angehängten Tarif und den folgenden 
näheren Bestimmungen erhoben werden. 

§ 2. 

Die in dem Tarif festgesetzten Gebühren dürfen von Berufskonsuln 
und von solchen Wahlkonsuln, welche auf Grund des § 10 des Gesetzes 
vom 8. November 1867, betreffend die Organisation der Bundeskonsulate, 
sowie die Amtsrechte und Pflichten der Bundeskonsuln, Erstattung dienst- 
licher Ausgaben aus Reichsmitteln beanspruchen, nur im Falle der Dürftig- 
keit der Betheiligten erlassen werden. 

§ 4. 

Wird die Amtsthätigkeit des Konsuls in Anspruch genommen, das 
Gesuch aber vor vollständiger Aufnahme der Verhandlung zurückgezogen, 
oder der Abschluss des Geschäfts von Seiten der Parteien vereitelt, so 
wird die Hälfte der betreffenden Tarifsätze erhoben. 

Für die blosse Aufnahme von Anträgen sind keine Gebühren zu 
erheben. 

§ 5. 

Ist ein Dokument oder eine Verhandlung in verschiedenen Sprachen 
aufgenommen, so werden die Sätze des Tarifs um die Hälfte erhöht. 

§ 6- 

Baare Auslagen (z. B. Gebühren der Zeugen, Rechtsbeistände, Sach- 
verständigen oder Dolmetscher, an dritte Personen gezahlte Provisionen, 
Insertionskosten, Portokosten, Transportkosten bei Amtsgeschäften ausser- 
halb des Konsulats, Lagergebühren u. s. w.) werden besonders erstattet. 

§ 7. 

Wahlkonsuln können für dienstlich verausgabte Gelder ortsübliche 
Zinsen berechnen, auch für Geschäfte, welche ausserhalb des Kreises ihrer 
amtlichen Wirksamkeit liegen, die ortsübliche Vergütung beanspruchen. 

§ 9. 

Beschwerden über den Ansatz der Gebühren und Kosten sind bei 
dem Reichskanzler (Auswärtiges Amt) anzubringen. 
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Tarif. 

[AnssQg.] 



No. 



Bezeichniuig des Amtsgeseliäfts. 



Gebühren der Konsulate 

ausserhalb 



in Europa 
excl. 



Europa 
sowie in 

der Türkei nebst Vasallen- 
staaten. 

Thlr. I Sgr. | Thlr. | Sgr 



9. Bergung: 

Mitwirkung bei Rettungs- und Ber- 
gungsmassregeln bei SchiSsunf allen : 
nach Umlang der Arbeit .... 

10. Bodmerei: 

Feststellung der Nothwendigkeit 
eines Bodmereigeschäfts 

12. Desertion: 
Mitwirkung bei Verfolgung eines 

desertirten Seemanns der Handels- 
marine, einschliesslich der Assistenz 
bei Gerichtsverhandlungen .... 

13. Dispache: 
Aufmachung einer Dispache, nach 

Umfang der Arbeit 

1 6 . Entscheidung, provisorische, von Streitig- 
keiten zwischen Schiffer und Mann- 
schaft 

Wird die Klage vor der Entscheidung 
zurückgenommen oder die Sache durch 
Vergleich erledigt ....... 

Expedition von Schiffen, s. Schiffssachen. 

18. Gesundheitspass : 
a) Ausstellungeines Gesundheitspasses 
b)Visa 

19. Haverei: 
Besichtigung des Schiffes bei Have- 
reifällen, behufs Ermittelung des 
Schadens 

Dauert das Geschäft länger als eine 
Stunde, für jede weitere auch nur 
angefangene Stunde 



5—50 



5—50 



2 



2 

1 



10—100 



8 



10—100 



3 
2 



16* 
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Gebühren der Konsulate 






in Europa 
excl. 


ausserhalb 
Europa 


No. 


Bezeichnung des Amtsgeschäfts. 


sowie in 






der Türkei nebst VasaUen- 






staaten. 




1 


Thlr. 


Sgr. 


Thlr. 


Sgr. 


23. 


Musterrolle: 

a) Ausfertignug einer neuen Muster- 












rolle 


4 


• 


6 






b) Abänderung der Musterrolle: 






für jede An- und Abmusterung 




20 


1 






Werden mehrere An- und Ab- 












musterungen in demselben Akte voll- 












zogen, so wird für die zweite und 












jede folgende die Hälfte der vor- 












stehenden Sätze entrichtet; 












für jede sonstige Abänderung^) 


2 




3 






Zu 23. Für Aufnahme des voran- 








• 




gehenden Heuervertrages wird keine 












besondere Gebühr entrichtet. 






■* 




30. 


Schiffssachen: 
a) Ausstellung eines interimistischen 












Schiff scertifikats^) 


4 




8 






(Sonstige Certifikate in Schiffs- 












sachen nach Pos. Nr. 2.) 












b) ^) Expedition eines Schiffes: 












für jede Tonne (ä 2000 Pfd.) . 




V4 




V* 




doch nicht unter 




5 




10 




Anm. Die Gebühr wird entrichtet für: 












Attestimng der Schiffsmeldung und 










Abmeldung, Aufbewahrung und Be- 






■ 




scheinigung der Schiffspapiere, £r- 












theüung von Auskunft an Schiffer 






1 




und Mannschaft, sowie sonstige Dienst- 






1 




leistungen im Interesse derselben, für 










welche keine besonderen Gebühren an- 






1 




gesetzt sind. 






1 

1 




Schiffe, welche in demselben Ka- 






1 




lenderjahre denselben Hafen wieder 










besuchen, zahlen bei der zweiten und 






1 




jeder folgenden Fahrt die Hälfte des 






1 

1 




tarifmässigen Satzes, doch nicht unter 






1 




6 resp, 10 Sgr. und in demselben 












Kalenderjahre nicht mehr als das Vier- 












fache des tarifmässigen Satzes. 










Schiffe, welche in den Hafen zum 










Zweck der Löschung einlaufen, jedoch 






1 




wegen erhaltener anderweitiger Bestim- 
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Gebühren der Konsulate 






in Europa 
excl. 


ausserhalb 
Europa 


No. 


Bezeiclmnng des Amtsgeschäfts. 


sowie in 






der Türkei nebst Vasallen- 






staaten. 






Thlr. 


Sgr. 


Thlr. Sgr 




mang ohne vorgenommene Löschung 












wieder absegeln, oder welche wegen 












Sturm, Haverei, Kriegsgefahr etc. in 












den Hafen als Nothhafen einlaufen, 
zahlen die Hälfte des tarifmässigen 
Satzes, doch nicht unter 6 resp. 10 Sgr. 
Tn den Fällen, wo nach § 31 der 
Dienstinstruktion vom 6. Juni 1871*) 
eine Meldung nicht nöthig ist, sowie 
von Schiffen, welche in den Hafen 
nur mit Ballast einkommen und mit 
Ballast wieder von dort ausgehen, sind 


1 








/ 


Gebuhren nur insoweit zu entrichten, 
als die Amtsthätigkeit des Konsuls be- 
sonders in Anspruch genommen wird. 

c) Feststellung der Nothwendigkeit 












eines Schiffsverkaufs 


4 




8 




33. 


Verklarung: Aufnahme einer Verklarung 

Dauert das Geschäft länger als eine 

Stunde, für jede weitere auch nur an- 


3 




5 






gefangene Stunde 

V 


1 




2 





1) Z. B. bezüglich nachträglich getroffener Vereinbarungen über Logis oder Be- 
köstigung. 

^) D. i. eines Flaggenzeugnisses im Sinne des FLG. § 12. 

3) Ausfuhrlich von König S. 388ff. 

4) Vergl. jetzt G., betr. die Schiffsmeldungen bei den Konsulaten des Deutschen 
Reichs, v. 2ö. HI. 1880 (unten IX. 3) § 2. 



3. Gesetz, betrefibnd die ScMfiämeldungen bei den Konsulaten 

des Deutschen Beiclis. *) *) 

Vom 25, März 1880. 
(R.G.B1. S. 181). 

1) In Verfolg des G. v. 8. XI. 1867 (oben IX. 1) § 31. — Vergl. die Zirkular- 
verfugung des Reichskanzlers an die Konsulate v. 15. XI. 1880 (R.C.B1. S. 804). 

2) Litteratur: von König S. 307. 

§1. 

Der Führer eines deutschen Kauffahrteischiffes^) ist verpflichtet, die 
Ankunft des Schiffes in einem zu dem Amtsbezirke eines deutschen 
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Konsulates gehörigen Hafen ^) ') und den Abgang des Schiffes aus einem 
solchen Hafen dem Konsul mündlich oder schriftlich zu melden. 

Die Meldung der Ankunft hat innerhalb der beiden nächstfolgenden 
Tage, die Meldung des Abgangs vor der Abfahrt des Schiffes zu geschehen.*) 

1) Auch wenn dasselbe an Nichtdentsche verchartert ist. vonKönig S. 307. — 
Meldepflichtig sind auch in Ballast fahrende Schiffe, wenn anch von der Meldegebühr 
befreit. Vergl. die amtliche Anm. zu Nr. 30 b des Tarifs zum G. v. 1. Vn. 1872 
(IX. 2) Abs. 4. 

^ Unter >Hafen« ist im Sinne dieses Gesetzes auch die Rhede zu verstehen, wenn das 
Schiff, in Ermangelung eines geeigneten Hafens am Ankunftsorte oder aus sonstigen 
Gründen, auf der Bhede vor Anker geht. Motive zu § 1. 

3) Die Meldung muss auch dann erfolgen, wenn der Konsul nicht seinen Wohn- 
sitz in dem angelaufenen Hafen hat, sofern der letztere nur zu dem Amtsbezirk eines 
deutschen Konsulats gehört, von König S. 307. 

^) Bei schriftlichen Meldungen wird es auf den Zeitpunkt der Absendung an- 
kommen. Wagner S. 382. 

§2. 

Die Meldungen sind nicht erforderlich,^) wenn das Schiff den Hafen 
nur angelaufen hat, um 

1. auf Wind oder Grezeit zu warten, 

2. den Bedarf an Proviant, Wasser oder Ausrüstungsmaterial zu er- 
gänzen, 

3. Lootsen einzunehmen oder abzusetzen, 

4. Personen oder Ladung einzunehmen oder abzusetzen, sofern der 
hiermit verbundene Aufenthalt nicht länger als 48 Stunden^) 
währt, ^) 

5. Briefe oder Orders in Empfang zu nehmen oder abzusenden, 

6. etwaigen Polizei-, Zoll- oder anderen am Orte bestehenden Vor- 
schriften nachzukommen.*) 

1) Auch die Meldegebühr kommt demgemäss in Fortfall. Vergl. die amtliche 
Anm. zu Nr. 30b des Tarifs zum G. v. 1. VII. 1872 (IX. 2), Abs. 4. 

2) In diese Frist wird die Zeit, welche das Schiff aus anderen Gründen als den 
hier angeführten, z. B. infolge von Quarantäne oder um auf Gezeit zu warten, in 
einem Hafen zu verweilen gezwungen ist, eingerechnet. Vergl. von König S. 307. 
Wieviel Stunden das Schiff zum wirklichen Absetzen der Ladung verwendet, ist 
nicht entscheidend, sondern lediglich massgebend, wie lange der Aufenthalt des 
Schiffes währt, um den Zweck, Ladung abzusetzen, zu erreichen. Erk. des H.O.L.G. 
V. 23. n. 1888 (Vogt, Entscheidungen des H.O.L.G. in Strafsachen, Hamburg 1899, 
S. 340.) 

3) Gleichviel, ob der betreffende Hafen für das Schiff Bestimmungs- oder Zwischen- 
hafen ist Eingehend von König S. 308. Anders Erk. des O.L.G. Rostock v. 2. V. 
1888 (Goltdammer's Archiv Bd. 37 S. 244). 

^) So cessirt die Meldepflicht, wenn das Schiff einen Hafen lediglich zu dem 
Zweck anläuft, um Quarantänevorschriften nachzukommen. Vergl. die in Anm. 2 an- 
geführte Entscheidung. 

§3. 

Die näheren Bestimmungen zur Ausführung dieses Gesetzes werden 
durch Kaiserliche Verordnung erlassen.^) Die Verordnung bestimmt ins- 
besondere die Punkte, über welche der Schiffsführer dem Konsul bei der 
Meldung Auskunft zu ertheilen hat. 

^) Vergl. die folgende Nr. IX. 4. 
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§4. 

Der Schiffsführer, welcher den Vorschriften dieses Gesetzes zuwider 
es unterlässt, die Ankunft oder den Abgang des Schiffes rechtzeitig zu 
melden, wird mit Geldstrafe bis zu zweihundert Mark bestraft. 

Die gleiche Strafe trifft den Schiffsführer, welcher eine den Be- 
stimmungen der Kaiserlichen Verordnung (§ 3) nicht entsprechende 
Meldung der Aufforderung des Konsuls ungeachtet zu vervollständigen 
unterlässt. 

4. yerordnung, betrefiönd die Sohifflämeldungen bei den 
Konsulaten des Deutschen Reichs.^) 

Vom 28. JuH 1880. 

(R.G.B1. S. 183.) 

1) Vom Kaiser auf Grund des § 3 des G., betr. die Schiffsmeldnngen bei den 
Konsulaten des Deutschen Reichs, v. 25. UI. 1880 (oben IX. s) erlassen. Strafbestimmung 
daselbst § 4. 

§ 1- 

Bei der dem Schiffsführer eines deutschen Kauffahrteischiffes nach 
der Ankunft des Schiffes in einem ausserdeutdchen Hafen obliegenden 
Meldung ist dem zuständigen deutschen Konsul anzuzeigen: 

1. der Name, das Unterscheidungssignal, der Heimathshafen, die 
Gattung und der Nettoraumgehalt des Schiffes, 

2. der Name und der Wohnort des Eigenthümers oder des Korre- 
spondentrheders des Schiffes, 

3. der Ort und der Tag der Ausfertigung des Schiffscertifikats oder 
des Flaggenattestes des Schiffes, 

4. Der Ort und der Tag der Ausfertigung der Musterrolle, sofern 
dieselbe nicht vorgelegt wird, sowie die Zahl der Schiffsmann- 
schaft, 

5. die Zalil der mit dem Schiffe angekommenen Passagiere, 

6. ob das Schiff mit Ballast oder mit Ladung angekommen ist, 
letzterenfalls unter summarischer Bezeichnung der Ladungs- 
gegenstände, 

7. der Ort und der Tag des Reiseantritts und der Tag der Ankunft 
im Hafen, 

8. ob bezw. welche Häfen von dem Schiffe während der Reise an- 
gelaufen worden sind, 

9. die Adresse desjenigen, welcher die Klarirungsgeschäfte des 
Schiffes am Orte besorgt. 

Den unter 1 bis 3 geforderten Anzeigen kann auch durch Vorlegung 
des Schiffscertifikats oder des Flaggenattestes ^) genügt werden. 

1) Flaggenzeugnisses im Sinne des FLG. § 12. 

§2. 

Hat der Konsul in dem Hafen, welchen das Schiff besucht, seinen 
Wohnsitz, so ist bei der Anmeldung auch die Musterrolle der Mannschaft 
des Schiffes vorzulegen. Dieselbe wird von dem Konsul aufbewahrt. 
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S 3. 
Bei der Abmeldung ist anzozeigen : 

1. der BeatimmangBOrt des Schiffes, 

2. ob das Schilf mit Ballast oder mit Ladung abgeht, letzterenfalls 
nnter summarischer Bezeicbnniig der Ladirngsgegenstände, 

3. der Tag der Aasklarining. 



Erfolgt die Meldong schriftlich, so ist dieselbe von dem Führer des 
Schiffes zn unterechreiben. 



Genügt der Inhalt der Meldong dem Eonsnl nicht, so hat der Schiffs- 
filhrei dieselbe anf ergangene Anffordenmg nach Maasgabe der obigen 
Bestimmungen baldthimlichBt zu vervollständigen. 



X. Zolibestimmangen. 

Vereinszallgesetz. >) ^) >) 

Vom 1. Jnli 1869. 

(B.G.B1. S. 317.) 

venatein, Die Zollgesetzgebung des Reichs, enthaltend das 
Komroentar and Nebengesetzen, den Zolltarif u. a. w., Berlin 
linazollgeaeU vom 1. Jnli 1869, 6. Anfl. Harburg a. d. Elbe 1898. 
lieht s. namentlich: Lobe, Das denteche ZoUstrafrecbt, 3. Anfl. 
tter, Daa Btrafrecht der Zoll- and Verhranchsatenergesetze in der 
1894; Bonnenherg, Das Strafverfahren in Zoll- und Stener- 
S99(bes. S. 313f0; Rohres Strafgesetzgebnng und Strafverfahren 
derhandlongen gegen die Zoll- nnd Steuergesetze, nen bearb. 
\nfl. Brealan 1900. 

Inngder deutachenKriegaaehiffeist diirch die vom Bundes- 
Dongen v. 3ö. VI. 1872 (M.V.Bl. S. 171) geregelt, welche lauten: 
See oder durch BinnengewSaser der See ans einem 

anderen inländiacbeu Hafen, 
iche Kriegsfahrzeuge aus einem inländischen Hafen über See, 
isser der See, in einem anderen inländischen Hafen ankommen 
Bord führen, auf denen ein Zollanspmch haftet, ao ist der 
bunden, dem Zollamte des Hafenortes eine entsprechende 
■ zn machen. Ea unterbleibt in dieaem Falle jede zollamtliehe 

n ein Zollansprucb haftet, sind dem Zollamte des Hafenortea 
izn gehörigen amtlichen Bezettelnngen anzumelden. 
.tscbeD Zollgebiete zur Zeit ansgeschlosaenen Freihäfea (Ham- 
tmünde, Bremerhaven) und Freibezirke (Brake, Bremen, Ältona, 

Emden) sowie Helgoland sind hierbei als ausländische Häfen (% 2) 
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IL Eingang aus einem ausländischen Hafen. 

§ 2. Kommt das Schiff aus einem ausländischen Hafen, so liegt dem Kom- 
mandeur ob, in dem zuerst berührten inländischen Hafen oder auf dessen Bhede 
anzuhalten und, gleich nachdem das Schiff vor Anker gebracht ist, dem Zollamte 
des Hafenortes eine vom ihm unterzeichnete schriftliche Erklärung zu übersenden, 
des Inhalts: 

1) dass sich keine zollpflichtigen Gegenstände an Bord befinden, und dass der 
Kommandeur dies amtlich versichere; oder 

2) dass sich zollpflichtige Gegenstände an Bord befinden; oder 

3) dass der Kommandeur sich sowohl der Angabe zu 1 als auch der zu 2 
enthalte. 

Wird der Hafen nur vorübergehend angelaufen, um Proviant, Wasser, Kohlen 
oder dergleichen einzunehmen, so bedarf es einer solchen Erklärung nicht. Es 
genügt vielmehr eine Anzeige des Kommandeurs über den Zweck der Anwesenheit des 
Schiffes« 

1) Wenn erklärt wird, dass keine zollpflichtigen Gegenstände 

geladen sind. 

§ 3. Hat der Kommandeur amtlich versichert, dass sich keine zollpflichtigen 
Gegenstände an Bord befinden (§ 2 zu 1), so unterbleibt jede zollamtliche Behandlung 
des Schiffes. 

2) Wenn erklärt wird, dass zollpflichtige Gegenstände geladen sind. 

a. Deklaration dieser Gegenstände. 

§ 4. Giebt der Kommandeur die Erklärung ab, dass sich zollpflichtige Gegen- 
stände an Bord befinden (§ 2 zu 2), so ist er verpflichtet, gleichzeitig dem Zollamte 
des Hafenortes nach dem von diesem gelieferten Formulare die Deklaration dieser 
Gegenstände zu übersenden, sofern er es nicht vorzieht, das Zollamt um die Bezeich- 
nung einer Person, welche für ihn die Deklaration anfertige, zu ersuchen. Im letzteren 
Falle bezeichnet das Zollamt dem Kommandeur einen Spediteur oder eine sonst ge- 
eignete Person. Auch kann dasselbe einen Zollbeamten zur Anfertigung der Deklaration 
ermächtigen. Wegen Bewirkung derselben bleibt das Weitere dem Kommandeur über- 
lassen, welcher jedoch die jedesmal von ihm zu unterzeichnende Deklaration in mög- 
lichst kurzer Frist dem Zollamte zu übersenden hat. 
b. Versicherung, dass nur die deklarirten zollpflichtigen Gegenstände geladen sind. 

§ 6. Fügt der Kommandeur der Deklaration (§ 4) die schriftliche amtliche 
Versicherung bei: »dass weder der Menge noch der Beschaffenheit nach andere als 
die deklarirten zollpflichtigen Gegenstände sich auf dem Schiffe befinden«, so unter- 
bleibt die Revision des Schiffes, und die Zollbeamten begeben sich überhaupt nicht 
an Bord desselben, sofern nicht etwa der Kommandeur selbst es wünschen sollte. 
Giebt der Kommandeur die vorbezeichnete Versicherung nicht ab, so ist er verbunden, 
die Revision des Schiffes durch Zollbeamte zu gestatten und diesen zu dem Zwecke 
alle Räume und Behältnisse auf Verlangen öffnen zu lassen. Zollpflichtige Sachen, 
welche dabei ausser den deklarirten vorgefunden werden sollten, sind nachträglich in 
der § 4 angegebenen Art zu deklariren. 

c. Definitive Abfertigung. 

§ 6. Gleichzeitig mit Uebersendung der Deklaration (§ 4) oder nach Berichti- 
gung des Deklarationspunktes (§ 6) hat der Kommandeur schriftlich zu erklären, ob 
er die definitive Abfertigung der zollpflichtigen Gegenstände 

1) im Hafenorte, wo deklarirt worden, oder etwa 

2) in einem hinter diesem belegenen Hafenorte 

wünscht. Im Falle zu 1 kommen die allgemeinen Vorschriften über Zollabfertigung 
zur Anwendung. Zu dem Ende sind die Gegenstände, falls die Feststellung ihrer 
Menge und Beschaffenheit nach dem Ermessen der Zollbehörde nicht an Bord erfolgen 
kann, von dem Kommandeur in das ihm zu bezeichnende Lokal der Zollbehörde zu 
senden. Im Falle zu 2 wird die Deklaration (§§ 4 und 5), nachdem solche von dem 
Zollamte, welchem sie zugesendet worden, mit dem Vermerke, dass dies geschehen, 
versehen ist, dem Kommandeur zurückgegeben. Derselbe darf nunmehr, ohne dass 
eine amtliche Verschliessung der Kolli oder Schiffsräume, oder eine Schiffsbegleitung 
eintritt, die Fahrt fortsetzen, ist aber dafür verantwortlich, dass die eingeführten 
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zollpflichtigen Gegenstände unverändert unter Angabe der vorgedachten Deklaration 
im hinter belegenen Hafenorte zur schliesslichen Abfertigung gestellt werden. 

3) Wenn die Erklärung, ob zollpflichtige Gegenstände geladen sind oder 

nicht, nicht abgegeben worden. 

§ 7. Hat der Kommandeur erklärt (§ 2 zu 3), sich der Angabe, dass keine zoll- 
pflichtigen Gegenstände an Bord befindlich wären, enthalten zu wollen, so muss er 
den Zollbeamten, welche sich sofort an Bord zu begeben haben, die Revision des 
Schiffes gestatten und denselben alle Bäume und Behältnisse auf Verlangen öfhien 
lassen. Finden die Zollbeamten zollpflichtige Waaren, so bezeichnen sie diese dem 
Kommandeur als solche. Der Letztere muss alsdann die Deklaration in der § 4 an- 
gegebenen Weise bewirken. Das weitere Verfahren bestimmt sich nach dem § 6. 

IIL Vorschriften in Betreff der Mundvorräthe und der Inventarienstücke. 

§ 8. Welche Verzehrungsgegenstände als Mundvorrath der Besatzung anzusehen 
und demgemäss zollfrei zu lassen sind, soll der Bestimmung des Kommandeurs über- 
lassen bleiben. Diejenigen Verzehrungsgegenstände, welche nach seinem Ermessen 
nicht zu jenem Mundvorräthe gehören, unterliegen den in den §§ 2 bis 7 gegebenen 
Vorschriften. 

Die an Bord befindlichen Inventarienstücke, ohne Unterschied, ob dieselben un- 
mittelbar zum eigentlichen Schiffsgebrauche oder zum persönlichen Gebrauche der 
Bemannung dienen, sind von jeder zollamtlichen Behandlung befreit. Dasselbe gilt 
von den Materialienvorräthen, welche zur Instandhaltung des Schiffes und dessen In- 
ventars dienen. 

§ 9. Diejenigen Mundvorräthe, Materialienvorräthe und Inventarienstücke, 
welche an das Land gebracht werden sollen, um dort in den freien Verkehr zu treten, 
unterliegen der Verzollung, insoweit die Abstammung der betreffenden Gegenstände 
aus dem freien Verkehre des Inlandes oder deren stattgehabte Verzollung nicht durch 
einen Deklarationsschein, Zollquittung oder durch eine schriftliche Versicherung des 
Kommandeurs nachgewiesen wird. 

Die während des Aufenthaltes in dem Hafen zur Verproviantirung der Schiffe 
aus dem Auslande bezogenen Gegenstände sind, soweit dieselben zum Verbrauche für 
die Besatzung der Schiffe innerhalb der Zolllinie dienen sollen, zur Verzollung zu 
ziehen, wogegen die zur Wiederausfuhr mit den Schiffen bestimmten Gegenstände, 
wenn deren Ausfuhr über die Zollgrenze nachgewiesen wird (§ 10), unverzollt bleiben. 

IV. Ausgang nach einem ausländischen Hafen. 

§ 10. Wenn deutsche Kriegsfahrzeuge nach einem ausländischen Hafen ausgehen 
und Gegenstände, deren Ausgang zur Erledigung eines Zollanspruchs oder zur Be- 
gründung einer Steuervergütung nachgewiesen werden muss, geladen haben, so hat 
der Kommandeur dem Zollamte des Hafenortes wegen dieser Gegenstände Anzeige zu 
machen und die Abfertigung, je nachdem sie auf dem Schiffe oder auf dem Lande 
vor sich gehen soll, zu beantragen. Eine besondere Revision des Schiffes findet nicht 
statt. Die Ausfuhr der betreffenden Gegenstände wird als erwiesen angenommen, 
wenn der Kommandeur des Schiffes die schriftliche Erklärung abgegeben hat, dass die 
Gegenstände zur Ausfuhr mit dem Schiffe bestimmt sind und das Zollamt des Hafen- 
ortes von der Verladung der Gegenstände auf das Schiff und dem Ausgange des 
letzteren Ueberzeugung genommen hat. 

V. Behandlung der unter Kriegsflagge fahrenden Transportschiffe. 

§ 11. Die unter Kriegsflagge fahrenden Transportschiffe der deutschen Marine 
sind den allgemeinen Vorschriften für die zollamtliche Behandlung des Seeverkehrs 
unterworfen, mit der Massgabe, dass sie 

1) gleich den Kriegsfahrzeugen zur Anlegung bei den etwa für den Eingang 
seewärts errichteten Ansageposten nicht verpflichtet sind, 

2) hinsichtlich aller Güter des freien Verkehrs von der Deklaration der Ladung 
und des Proviants beim Eingange befreit sind, wenn der Kommandant des 
Schiffes dem Zollamte des Hafenortes die schriftliche Erklärung abgiebt, dass 
das Schiff aus einem namhaft zu machenden inländischen Hafen komme. 

Vergl. auch den Bundesrathsbeschluss v. 18. X. 1900 über den zollfreien Einla>ss 
von Effekten der aus dem Auslande heimkehrenden Angehörigen der Kaiserlichen 
Marine (R.C.Bl. S. 548, M.V.Bl. S. 489). 



I 
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Für fremde Kriegsschiffe gelten die Bestimmungen des Bundesraths vom 
12. X. 1878 (R.C.B1. S. 623): 

1. Eine zollamtliche Revision der fremdherrlichen Kriegsschiffe, sowie überhaupt 
das Betreten derselben im Zollinteresse findet nicht statt. 

2. Alle aus diesen Schiffen an das I^and gebrachten Gegenstände (Waaren-, 
Mund- und Materialvorräthe, Inventarienstücke) unterliegen der zollamtlichen Be- 
handlung nach den dieserhalb bestehenden Vorschriften und sind zu dem Behufe, 
bevor sie in den freien Verkehr treten, dem Zollamte des Hafenortes anzumelden. 
Für Waaren u. s. w. wird dadurch, dass dieselben auf Schiffen einer fremden Kriegs- 
marine transportirt werden, eine Befreiung von der tarifmässigen Eingangsabgabe oder 
eine Ermässigung derselben nicht begründet. 

3. Der Transport von Gegenständen und Waaren von Land an Bord unterliegt 
keiner zollamtlichen Kontrole, es sei denn, dass dieselben mit dem Anspruch auf 
Steuervergütung ausgeführt werden, oder unter Zollanspruch stehen. In diesen Fällen 
sind die hierfür bestehenden Vorschriften massgebend; insbesondere muss den Zoll- 
beamten Ueberzeugung verschafft werden, dass solche Gegenstände und Waaren wirk- 
lich an Bord der fremdherrlichen Kriegsschiffe gelangen. 

3) Nach § ö Nr. 4 des Zolltarifgesetzes v. 16. VH. 1879 (Fassung v. 24. V. 
1885, R.G.B1. S. 111) sind Reisegeräth, Kleidungsstücke, Wäsche und dergleichen, 
welches Reisende und Schiffer zu ihrem Gebrauche mit sich führen, nach Nr. 10 des- 
selben Paragraphen Materialien, welche zum Bau, zur Reparatur oder zur Ausrüstung von 
Seeschiffen verwendet werden, einschliesslich der gewöhnlichen Schiffsutensilien, unter 
den der Beschlussfassung des Bundesrathes vorbehaltenen näheren Bestimmungen, 
vom Eingangszolle frei. Vergl. auch Nr. 16 d des Zolltarif es, sowie § 6 des Zolltarif- 
gesetzes (Abs. 1 und 2 dieses Paragraphen sind neugefasst durch G. v. 18. V. 1896, R.G.B1. 
S. 238). Femer: Bundesrathsbeschluss, betr. die Zollbehandlung der Bestandtheile 
von See- und Flussschiffen, v. 14. III. 1889 (R.C.B1. S. 246); Bek. zur Ausführung des 
§ 6 Ziff. 10 des Zolltarifgesetzes etc. (Schiffsbau-Regulativ), v. 17. VH. 1889 (R.C.B1. 
S. 431) ; Bundesrathsbeschluss, betr. Zollbehandlung eiserner Schiffsschwerter, v. 3. VI. 
1897 (R.C.B1. S. 200) ; Bundesrathsbeschluss, betr. die Gleichstellung des Manillahanf- 
gam der Nr. 22a i des Zolltarifs mit den in dem Verzeichniss II der Anlage A zu dem 
Schiffsbau-Regulativ etc. aufgeführten nicht metallenen Materialien, v. 10. 11. 1898 
(R.C.Bl. S. 133); Bundesrathsbeschluss, betr. die Gleichstellung schmiedeeiserner ver- 
zinkter Röhren und ebensolcher Muffenröhren mit den im Verzeichniss I der Anlage A 
zu dem Schiffsbau-Regulativ etc. aufgeführten, speziell nachweisbaren metallenen 
Gegenständen, v. 20. V. 1898 (R.C.B1. S. 292); Bundesrathsbeschlüsse, betr. die Gleich- 
stellung von gefimissten schmiedeeisernen Schottenthüren nebst zugehörigen Rahmen, 
die beim Schiffsbau Verwendung finden bezw. von Bootslösvorrichtungen aus ver- 
zinktem Eisen, welche zur Ausrüstung von Schiffsbooten verwendet werden, mit den 
in dem Verzeichniss I der Anlage A zu dem Schiffsbau-Regulativ etc. aufgeführten 
Gegenständen, v. 10. I. bezw. 7. II. 1901 (R.C.B1. S. 20 bezw. 39). Für die Einzel- 
heiten sei auf den eingehenden Kommentar zum Deutschen Zolltarif von Appelt- 
B ehrend, 4. Aufl. Wittenberg 1897, verwiesen (bes. S. 16f., 32—84, 348 [mit Nachtrag 
S. 992], 862 — 364); s. auch Troje, Amtlicher Zolltarif mit Waaren- Verzeichniss, Har- 
burg a. d. Elbe 1896, Nachtrag dazu Harburg a. d. Elbe 1898. 

§ 21. 

Eine Ausnahme leidet die Bestimmung, dass die Ueberschreitung der 
Grenze nur während der Tageszeit und nur auf einer Zollstrasse er- 
folgen darf: 

a) bei Fischerfahrzeugen, welche bloss frische Erzeugnisse des Meeres 
einführen; 

b) bei der Bergung von Strandgut.^) 

••••••«• 

1) Vergl. Str.O., bes. §§ 6, 14—16, 18, 23, 26, 28, 46. 
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VnX Bestiininungeii über die Waaren-Elnführ und Ausfuhr seewärts.^) 

i) Für den Einzelfall sind die besonderen Hafenregnlative zu beachten. Es ist 
Pflicht des Schiffers, sich über diese zu unterrichten. Vergl. auch die Normativ- 
bestimmungen für die Hafenregulative v. 26. VH. 1888 (R.C.BL 1888 S. 761, 1889 
S. 483). Im Zweifel sind die Normativbestimmungen entscheidend. — Siehe femer die 
Bundesrathsbeschlüsse, betr. das ZoUregulativ für die ünterelbe, v. 28. VI. 1888 
(ß.C.Bl. S. 480); betr. das Zollregulativ für den Kaiser Wilhelm-Kanal und betr. 
Aenderungen des Zollregulativs für die Unterelbe etc., v. 27. VI. 1896 (R.C.B1. S. 279 
und 291); betr. die Aufnahme der Fischnetzbäume als Bootsmannsgut in die An- 
lage E I zu den Normativbestimmungen für die Hafenregulative, v. 17. V. 1893 
(ß.C.Bl. S. 167). 

§ 74.^) 

A. Waaren- Wo für den Eingang seewärts Ansageposten errichtet sind, haben 

EingMig. gi^jj ßj^Q Schiff sführer bei diesen zu melden und sämmtliche über ihre 

bei dem^n-^^^^8 sprechenden Papiere abzugeben. Der Schiffsführer ist zugleich 

sageposten. verpflichtet, dem Ansageposten eine von ihm unterzeichnete Deklaration 

der Zugänge zum Schiffsraum und etwaiger geheimer Behältnisse^) zn 

übergeben, auch dem Beamten diese Zugänge und Behältnisse an Ort und 

Stelle zu zeigen. 

Die Ladungspapiere werden demnächst von dem Ansageposten in 
Gegenwart des Schiffsführers eingesiegelt, an das betreffende Grenzzollamt 
adressirt und, Falls nach dem Ermessen des Ansagepostens Begleitung 
eintritt, dem begleitenden Beamten, anderenfalls dem Schiffsführer zur 
Aushändigung an das Grenzzollamt zugestellt. 

') Vergl. §§ 76, 77. 

2) Diese sog. Lukendeklaration (Formular im R.C.B1. 1888 S. 761) kann, ebenso 
wie die Abgabe des Manifestes, unbeladenen Schiffen erlassen werden, Havenstein 
Anm. 2 zu § 74. 

§ 75. 

Verfahren Soll die Ladung bei dem Grenzzollamte zur Entlöschung gelangen, 

beim Grenz- so hat der Schiffsführer dem Amte binnen spätestens 24 Stunden nach 
^^^en?reur ^^^ Ankunft i) eine generelle Deklaration (Manifest) 2) in einfacher Aus- 
Deklaration fertigung zu übergeben, welche den Namen des Schiffes und des Schiffs- 
(Manifest). führers, die Nationalität und Tragfähigkeit des Schiffes, den Hafen oder 
die Häfen, wo die Ladung eiagenommen .ist, die Namen der Waaren- 
empfänger, die Gattung der geladenen Waaren — bei verpackten Waaren 
auch die Zahl und Verpackungsart der Kolli, deren Zeichen und Nummer 
— ferner die besondere Bezeichnung der Kolli oder der unverpackt ge- 
ladenen Waaren, welche sich ausserhalb des Schiffsraumes befinden, end- 
lich die Versicherung, dass die Angaben richtig sind, und die Unterschrift 
des Schiffsführers oder seines Bevollmächtigten enthalten muss. 

1) Fristverlängerung durch das Zollamt: Nr. 19 der Normativbestimmungen. 

2) Ueber das Manifest vergl. Ritter S. 86f. — Kann der Schiffer ein ordnungs- 
mässiges Manifest, insbesondere hinsichtlich der Gattung der Waaren, nicht aufmachen, 
so hat er ein solches in Betreff der übrigen Angaben, also über Schiff, Schiffsführer, 
Ladehäfen,- Empfänger, «anzufertigen und eine diesbezügliche Erklärung, verbunden 
mit dem Au trag auf amtliche Revision, gemäss V.Z.G. § 27 abzugeben; Havenstein 
Anm. 2 zu § 76. 
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§ 76. 

Der Schiffsführer haftet^) für die Richtigkeit der Angaben hinsicht- 
lich der Zahl und Art der geladenen Kolli, sowie dafür, dass keine un- 
verpackt geladene Waare in der Deklaration verschwiegen ist. 

Die Gattung der geladenen Waaren hat der Schiffsführer nach bestem 
Wissen anzugeben. Ist ihm der Inhalt einzelner Kolli unbekannt, so hat 
er dies in der generellen Deklaration zu bemerken. 

1) Der Führer eines dem Transporte von Waaren und Passagieren dienenden 
Dampfschiffes ma^ht sich einer Zolldefraude nicht schnldig, wenn m dem Schiffe 
solche zollpflichtigen Gegenstände undeklarirt und versteckt vorgefunden werden, die 
zum Passagiergute gehörten und deren Vorhandensein er nachweislich nicht kannte. 
Erk. des R.G. v. 6. X. 1898 (Entsch. in Strafs. Bd. 31 S. 272). Vergl. § 78 und die 
Anm. dazu. — Näheres bezüglich der Haftung s. § 136 Ziff. Id, aber auch § 27. 

§ 77. 

Zugleich mit der generellen Deklaration muss der Schiffsführer eine Deklaration 
Deklaration über die Zugänge zum Schiffsraum und etwaige geheime Be- ^ ?^2^^ 

hältnisse übergeben, sofern nicht eine solche bereits bei dem Ansage- ^^um und der 
posten (§ 74) abgegeben ist. geheimen Be- 

hältnisse. 

§ 78. 

Es ist ferner der generellen Deklaration eine Deklaration über die Schiffsprovi- 
am Bord befindlichen, für den Gebrauch der Schiffsmannschaft und des sionsliste. 
Schiffs bestimmten Mund- und anderen Vorräthe, die Effekten der Schiffs- 
mannschaft^) und die Schiffsinventarienstücke (Schiffsprovisionsliste)^) bei- 
zufügen.^ Das Gewicht der vorhandenen Vorräthe braucht nur annähernd 
angegeben zu werden. 

Bei Schiffen, welche von ihrer Ankunft im Hafen bis zu ihrem 
Wiederausgange unter amtlicher Bewachung stehen, bedarf es der Abgabe 
einer Schiffs-Provisionsliste nicht. 

1) Die Effekten der Schiffsmannschaft in diesem Sinne begreifen auch diejenigen 
des Schiffers; »Schiffsmannschaft« ist hier gleichbedeutend mit »Schiffsbesatzung«. — 
Zur Zolldeklaration in Betreff der Gegenstände, welche ein Passagier mit sich führt, 
ist der Führer eines zum Transporte von Reisenden bestimmten Schiffes nicht ver- 
pflichtet. Erk. des Oberappellationsgerichts zu Berlin vom 12. VII. 1871 (Oppenhoff, 
Rechtsprechung Bd. 12 S. 393). Siehe auch die Anm. zu § 76. 

2) Der Schiffsprovisionsliste bedarf es nicht, wenn das Schiff unter amtlicher 
Bewachung bleibt. 

3) Und zwar in doppelter Ausfertigung. 

§ 79. 

Bevor die vorläufige Revision des Schiffes (§ 80) Seitens der Zoll- Verbot des 
behörde stattgefunden hat, darf dasselbe ohne Erlaubniss der Zollbehörde Verkehrs mit 
weder am Ufer anlegen, noch irgend einen Verkehr mit dem Lande oder ^^^ Lande 
mit anderen Schiffen unterhalten.-^) anderen 

Die Zollbehörde ist befugt, das Schiff sofort nach der Ankunft durch Schiffen, 
ihre Beamten besetzen zu lassen. 

1) Strafbestimmung § 152. 
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§ 80. 

Vorläufige Nachdem die generelle Deklaration, sowie die Deklaration der Zugänge 

Revision des^^^^j^ Schiffsraum und die Schiffsprovisionsliste übergeben ist, erfolgt die 
vorläufige Revision des Schiffes. Zugleich findet die spezielle Revision 
des Proviants, der Schiffsvorräthe, der Utensilien und Inventarienstücke, 
ferner der Effekten der Schiffsmannschaft und des Reisegepäckes der 
Passagiere^) statt, sofern nicht etwa für das letztere Abfertigung unter 
Begleitscheinkontrole beantragt wird. 

Demnächst werden die Waarenräume des Schiffes und die etwa die 
Verdeck- oder Kajütfracht bildenden Waaren unter amtlichen Verschluss 
gesetzt (§§ 94 bis 96), oder das Schiff bleibt unter amtlicher Bewachung. 

Der Schiffsproviant wird insoweit zollfrei und ausser weiterer Kontrole 
gelassen, als derselbe den muthmaasslichen Bedarf der Schiffsmannschaft 
während der Dauer des Aufenthaltes des Schiffes im Lande nicht über- 
steigt. Dagegen werden die diesen Bedarf übersteigenden Mengen zur 
Verzollung gezogen oder auf den Antrag des Schiffsführers unter amt- 
lichen Verschluss gesetzt. 

1) Siehe die Anmerknngeii zu §§ 76, 78. 

§ 81. 

Spezielle De- Binnen einer von der Zollbehörde örtlich zu bestimmenden Frist hat 

klaration,Re- demnächst der Waarenführer oder der Waarenempf änger die eingegangenen 
weltere^b- ^^^^^^ ^^^ Grenzzollamte speziell (§§ 22 ff.) zu deklariren , sofern 
fertigung. nicht nach § 27 der Antrag auf Vornahme der amtlichen Revision ge- 
stellt wird. 

Hinsichtlich der Deklaration, Revision und weiteren Abfertigung der 
Waaren kommen die Bestimmungen der §§ 29 und 39 bis 51 zur An- 
wendung. 

Abweichungen von dem deklarirten Gewicht ^) können nach den von 
der obersten Landes-Finanzbehörde zu treffenden näheren Anordnungen 
bis zu 20 Prozent von dem deklarirten Gewicht der einzelnen Kolli oder 
einer zusammen abgefertigten gleichnamigen Waarenpost straffrei gelassen 
werden. 

1) Näheres über das »deklarirte Gewicht« bei Havenstein, Anm. 2 zu § 81. 

§ 82. 

Beschädigte Für beschädigte Güter, welche aus den an den Küsten von Zoll- 

Strandgüter. Vereinsstaaten gestrandeten Schiffen geborgen sind und im Wege öffent- 
lichen Ausgebotes zum Verkauf gelangen, ist auf den Antrag der 
Betheiligten ein Eingangszoll von zehn Prozent des Bruttoertrages des 
Auktionserlöses zu erheben, wenn sowohl die Behörde, welche die Auktion 
abhält, als die Zollbehörde die stattgehabte Beschädigung der Waare be- 
scheinigt.^) 

1) Diese Vorschrift bezieht sich nicht allein auf beschädigte Güter, welche aus 
gestrandeten Schiffen geborgen sind, sondern auch auf andere durch Seeunglück be- 
schädigte Güter, z. B. auf solche Gegenstände, welche an den Küsten des deutschen 
Zollgebietes antreiben, oder die auf den Watten oder auf der See aufgefischt, oder 
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die aus auf offener See beschädigten Schiffen gerettet werden; nicht dagegen auf 
solche beschädigten Güter, welche, nachdem ein Schiff durch Seeunglück beschädigt, 
aber nicht gestrandet, und zur Bergung der Ladung in einen Hafen des Zollgebietes 
gebracht worden ist, daselbst entlöscht werden. 

§ 83. 

Auf den Antrag »des ScMffsführers können die Schiffe von dem Ansage- 
Grenzzollamte im Ansageverfahren nach dem Bestimmungsorte abgelassen '^'^^^^'^r^^^- 
werden. Zu diesem Ende hat der Schiffsführer sogleich nach seinem 
Eintreffen, Falls es nicht bereits bei einem Ansageposten geschehen ist, 
dem Grenzzollamte sämmtliche über seine Ladung sprechenden Papiere zu 
übergeben. 

Das Schiff wird in der Regel mit zwei Beamten besetzt, welche 
dasselbe zu beaufsichtigen und nach dem Bestimmungsorte zu begleiten 
haben. Die Ladungspapiere werden amtlich abgestempelt, versiegelt und 
mit einem über das Schiff ausgefertigten Ansagezettel den Begleitungs- 
beamten zur Ablieferung an das Amt am Bestimmungsorte übergeben. 

§ 84. 

Die Ablassung im Ansageverfahren kann auch stattfinden, nachdem Umladung in 
ein Theil der Ladung bei dem Grenzzollamte entlöscht oder die Ladung Leichter- 
ganz oder theilweise in Leichterschiffe übergeladen worden ist. Es muss 
jedoch, wenn das Schiff seine Ladung ganz an Leichterfahrzeuge ab- 
gegeben hat und im Eingangshafen zurückbleibt, der Schiffsführer für die 
Berichtigung des Deklarationspunktes am Bestimmungsorte (§ 86) persön- 
lich oder durch einen Bevollmächtigten Sorge tragen. Die zollamtliche 
Abfertigung der beim Grenzeingangsamte entlöschten Waaren erfolgt nach 
Maassgabe der Bestimmungen in den §§ 39 bis 51. 

§ 85. 

Die Schiffsführer müssen ihre Fahrt zum Bestimmungsorte unverweilt Verpflich- 
und ohne weiteren Aufenthalt, als durch natürliche Hindernisse un- *^sen des 
vermeidlich wird, fortsetzen, auch während derselben die Ladung un- fü^rers auf 
berührt lassen. Die Schiffe dürfen ohne Erlaubniss der Zollbehörde auf der Fahrt 
der Fahrt weder am Ufer anlegen, noch mit dem Ufer oder mit anderen zum Bestim- 
Schiffen Verkehr treiben. mungsorte. 

§ 86.«) 

Hinsichtlich der Deklaration, Revision und weiteren Abfertigung am Abfertigung 
Bestimmungsorte gelten die Bestimmungen der §§ 75 bis 81. ^ ^so^ 

Sollen die Waaren unverzollt auf einer Eisenbahn weiter versendet 
werden, so kann die Abfertigung mittelst Ladungsverzeichnisses nach 
Maassgabe der Bestimmungen in dem § 69 erfolgen. 

1) Vergl. § 84. 

§87. 

Soll die Ladung des Schiffes von dem Grenzzollamte unter Begleit- 
scheinkontrole abgelassen werden, so kommen die Vorschriften in den 
§§ 41 bis 51 zur Anwendung. 
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88. 



B. Waaren- üeber die zur Ausfuhr seewärts bestimmten Güter, welche ausgangs- 

Ausgang. ^oUpflichtig sind oder deren Ausfuhr nachgewiesen werden muss,^ hat 
der SchifEsführer der Zoll- oder Steuerstelle am Orte der Einladung eine 
Ausgangsdeklaration^) zu übergeben, welche den Namen des Schiffes und 
des Schiffsführers, die Nationalität und Tragfähigkeit des Schiffes, die 
Zahl, Verpackungsart, Zeichen und Nummern der Kolli, die Gattung der 
Waaren, die Namen der Versender und den Bestimmungsort, sowie die 
Bezeichnung der über die geladenen Waaren ertheilten amtlichen Be- 
zettelungen enthalten muss. 

Einer Anmeldung der zur Ausfuhr seewärts bestimmten Güter des 
freien Verkehrs, welche keinem Ausgangszolle unterliegen, bedarf es nicht. 

Die Verladung erfolgt unter amtlicher Aufsicht. Ausgangszollpflichtige 
Gegenstände müssen vor der Verladung vorschriftsmässig angemeldet und 
verzollt sein. 

1) Vergl. G. V. 20. VII. 1879, betr. die Statistik des Waarenverkehrs des deutschen 
Zollgebiets mit dem Auslände (E.G.B1. S. 261). 
^ Ritter S. 87. 

§ 89. 

C. Lösch- und Die Löschung, sowie die Einnahme von Ladungen darf nur an den 

Ladeplätze, you der Zollbehörde dazu bestimmten Stellen erfolgen. 

§ 90. 

D. Hafen- Die näheren Bestimmungen über das beim Eingange und Ausgange 

Regulative, seewärts zu beobachtende Verfahren enthalten die unter Berücksichtigung 
der örtlichen Verhältnisse zu erlassenden Hafenregulative. ^) 

1) Vergl. die Anm. vor § 74. 



• § 117. 

. . Strand- Inländische Strandgüter von Schiffen, welche nach dem Auslaufen 

guter. verunglücken, bleiben, wenn die Thatsache vollständig nachgewiesen ist, 
frei vom Eingangszolle. 

§ 154.1) 

Bestim- Der in Folge einer Kontrebande oder Defraudation eintretende Verlust 

weff^^der ^®^ Gegenstände des Vergehens trifft jederzeit den Eigenthümer.*^ Eine 
Konfiskation. -^^snahme findet statt, ^ wenn die Kontrebande oder Defraudation von 
dem bekannten Frachtdfuhrmann oder Schiffer, welchem der Transport 
allein anvertraut war, ohne Theilnahme oder Mitwissen des Eigenthümers 
oder des in dessen Namen handelnden Befrachters*) verübt worden ist, 
und der Waarenführer nicht zu denjenigen Personen gehört, für welche 
der Eigenthümer oder der Befrachter nach Vorschrift des § 153^) sub- 
sidiarisch verhaftet ist. In diesem Falle tritt statt der Konfiskation die 
Verpflichtung des Waarenführers ein, den Werth jener Gegenstände zu 
entrichten. 
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1) Eingehend zu diesem Paragraphen: Trautvetter S. 77 — 80, Lobe S. 171 — 174. 

2) Für die strafrechtliche Entscheidung ist es unerheblich, ob gerade der 
Thäter auch als Eigenthümer der Gegenstände der Strafthat festgestellt wird. 
Satz 1 des § 154 will nur besagen, dass die Konfiskation unmittelbar gegen den 
Eigenthümer wirkt, ohne dass es auf seine Betheüigung an der That ankommt. 
Erk. des E.G. v. 17. VI. 1884 (Entsch. in Strafs. Bd. 10 S. 440; Rechtsprechung 
Bd. 10 S. 446). 

^) Eine Ausnahme findet auch statt, wenn Waaren aus einer Zollniederlage 
gestohlen oder sonst dem Gewahrsam der Zollbehörde entzogen worden sind und 
unverzollt in den Verkehr gelangen (Erk. des R.G. v. 16. X. 1889, Entsch. in Strafs. 
Bd. 19 S. 436), ebenso wenn nach Vollendung des Delikts und vor der Beschlagnahme 
von dessen Gegenstand dieser durch Veräusserung in das Eigenthum eines Unbethei- 
ligten übergegangen ist (Erk. des R.G. v. 18. I. 1898, Entsch. in Strafs. Bd. 30 S. 413), 
nicht aber, wenn die defraudirte Sache dem Eigenthümer gestohlen war (Erk. des 
R.G. V. 13. I. 1880, Rechtsprechung Bd. 1 S. 223, und v. 28. VI. 1890, Entsch. in 
Strafs. Bd. 21 S. 39). 

^) Es ist gleichgültig, ob der im Namen des Eigenthümers handelnde Befrachter 
selbständiger Gewerbetreibender ist oder nicht. Vergl. Erk. des R.G. v. 22. I. 1891 
(Entsch. in Strafs. Bd. 21 S. 330). 

5) Nach diesem Paragraphen liegt eine subsidiäre Vertretungsverbindlichkeit 
rücksichtlich der Geldbussen, Zollgefälle und Prozesskosten, in welche die Angestellten 
von Dampfschifffahrtsgesellschaften wegen Verletzung der zollgesetzlichen oder Zoll- 
verwaltungs-Vorschriften verurtheilt worden sind, die sie bei Ausführung der ihnen 
von den Gesellschaften übertragenen oder ein- für allemal überlassenen Verrichtungen 
zu beobachten hatten, den betreffenden Dampfschifffahrtsgesellschaften ob. Der Zoll- 
verwaltung bleibt, wenn die Geldbusse von dem Beschuldigten nicht beigetrieben 
werden kann, vorbehalten, sie von dem subsidiär Haftenden einzuziehen, oder statt 
dessen mit Verzicht hierauf die im Unvermögensfalle an Stelle der Geldbusse tretende 
Freiheitsstrafe ohne Weiteres an dem Beschuldigten vollstrecken zu lassen. 



XI. Schutz unterseeischer Telegraph enkabel. 

1. Internationaler Vertrag zum Schutze der unterseeisolien 

Telegraphenkabel. 

Vom 14. März 1884.*)») 
(R.G.B1. 1888 S. 161.) 

1) Die vertragschliessenden Staaten sind folgende: Deutschland, Argentinische 
Republik, Oesterreich-Üngam, Belgien, Brasilien, Costa-Rica, Dänemark, San Domingo, 
Spanien, die Vereinigten Staaten von Amerika, die Vereinigten Staaten von Colum- 
bien, Frankreich, Grossbritannien, Guatemala, Griechenland, Italien, die Niederlande, 
Persien, Portugal, Rumänien, Russland, Salvador, Serbien, . Schweden und Norwegen, 
Türkei, Uruguay. — Später sind diesem Vertrage gemäss Art. 14 desselben Japan 
(s. R.G.B1. 1888 S. 166) und Tunis (s. Bek. des Reichskanzlers vom 6. IX. 1889, 
R.G.B1. S. 194) beigetreten. Wegen der Britischen Kolonieen s. die Bemerkung zum 
Zusatz- Artikel. 

Der Vertrag ist von sämmtlichen Vertragsstaaten, mit Ausnahme von Persien 
und den Vereinigten Staaten von Columbien, ratifizirt worden. 

2) Litteratur : Ueber die Entstehungsgeschichte des Vertrages vergl. D a m b a c h , Post- 
und Telegraphenverträge S. 337. — Ueber den Schutz der unterseeischen Telegraphen- 
kabel selbst s. Dambach, Das Telegraphen -Straf recht, 2. Aufl. Berlin 1897, S. 59 ff; 
Landois, Zur Lehre vom völkerrechtlichen Schutz der submarinen Telegraphenkabel, 
Greif swalder Diss. 1894; Lautenbach, Die Strafbarkeit der Beschädigung unter- 
seeischer Telegraphen-Kabel auf hoher See, Hallenser Diss. 1889; Stenglein S. 198. 

Pereis, Seegesetsgebung. 17 
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Artikel 1. 

Der gegenwärtige Vertrag findet, ausserhalb der Küstengewässer, ^) 
auf alle unterseeischen Kabel Anwendung, welche rechtmässig gelegt sind 
und auf den Staatsgebieten, Kolonien oder Besitzungen eines oder mehrerer 
der Hohen vertragschliessenden Theile landen.^) 

1) Soweit Kabel innerhalb derselben liegen, richtet sich ihr Schutz nach der 
inneren Gesetzgebung des betreffenden Landes. Üeber den Begriff der Küstengewässer 
vergl. Anm. 4 zum S.U.G. § 2. 

2) Da hiernach jeder der vertragschliessenden Staaten den Schutz für alle Kabel, 
welche auf seinem Gebiete landen, geniesst, kann allerdings auch ein Staat den 
Schutz für seine Kabel erlangen, der dem Vertrage nicht beigetreten ist, nämlich 
sobald ein solches Kabel in einem der vertragschliessenden Staaten landet. Denk- 
schrift zu Art. 1. 

Artikel 2.^) 

Das Zerreissen oder Beschädigen eines unterseeischen Kabels, sofern 
es vorsätzlich oder durch schuldbare Fahrlässigkeit geschieht und zur 
Folge haben kann, dass die telegraphischen Verbindungen ganz oder theil- 
weise unterbrochen oder gestört werden, ist^) strafbar,^) unbeschadet der 
Civilklage auf Entschädigung. 

Diese Vorschrift bezieht sich nicht auf diejenigen Fälle des Zer- 
reis sens oder der Beschädigung, in welchen die Thäter nur den berech- 
tigten Zweck verfolgt haben, ihr Leben oder die Sicherheit ihrer Fahr- 
zeuge zu schützen, nachdem sie alle Vorkehrungen zur Vermeidung des 
Zerreissen s oder der Beschädigung des Kabels getroffen hatten.*) 

1) Die Strafbestimmung dieses Artikels findet »nicht auf die- 
jenigen Fälle des Zerreissens oder der Beschädigung Anwendung, 
welche zufälliger- oder nothwendigerweise bei der Wiederherstellung 
eines Kabe]s verursacht sind^ vorausgesetzt, dass alle Vorkehrungen 
zur Vermeidung des Zerreissens oder der Beschädigung des Kabels ge- 
troffen waren.« Deklaration der Bevollmächtigten der an der Uebereinkunft be- 
theüigten Regierungen v. 1. XII. 1886 und, für Deutschland, v. 23. III. 1887 (R.G. 
Bl. S. 167). — Es ist dabei an solche Fälle gedacht, »in welchen ein beschädigtes 
Telegraphenkabel wiederhergestellt werden soll, die Wiederherstellung aber nur dadurch 
möglich ist, dass ein fremdes Kabel, welches in der Nähe des wiederherzustellenden 
Kabels Hegt, zerrissen oder beschädigt wird«. Dambach, Telegraphen-Strafrecht S. 62. 

^ Selbst wenn eine solche Störung oder Unterbrechung thatsächlich nicht ein- 
getreten ist. 

3) Vergl. Art. 12 und St.G.B. §§ 317 bis 319. 

4) Der Begriff des die Strafbarkeit ausschliessenden Nothstandes ist weiter ge- 
fasst, als im St.G.B. § 54; es wird nicht nur die Rettung des Lebens, sondern auch 
die des Schiffes zum Strafausschliessungsgrund gemacht. 

Artikel 3. 

Die Hohen vertragschliessenden Theile verpflichten sich, in denjenigen 
Fällen, in welchen sie die Ermächtigung znr Landung eines unterseeischen 
Kabels ertheilen, soweit als angänglich, diejenigen Bedingungen auf- 
zuerlegen, welche sowohl hinsichtlich der Lage, als auch hinsichtlich der 
Dimensionen des Kabels für die Sicherheit geeignet erscheinen. 

Artikel 4. >) 

Der Eigenthümer eines Kabels, welcher durch das Legen oder Aus- 
bessern desselben das Zerreissen oder die Beschädigung eines anderen 
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Kabels verursacht, hat die Wiederherstellungskosten, welche in Folge 
dieses Zerreissens oder dieser Beschädigung nothwendig werden, zu tragen, 
unbeschadet, geeigneten Falles, der Anwendung des Artikels 2 dieses 
Vertrages. 

1) Dieser Art. hat keinen anderen Zweck und keine andere Bedeutung, »als die 
zuständigen Gerichte eines jeden Landes zu verpflichten, in Gemässheit ihrer Gesetze 
und unter Berücksichtigung der Thatumstände die Frage zu entscheiden, ob der Eigen- 
thümer eines Kabels, welcher durch das Legen oder Wiederherstellen desselben das 
Zerreissen oder die Beschädigung eines anderen Kabels verursacht, hierfür civilrecht- 
lich haftbar ist, und im Bejahungsfalle, welches die Folgen dieser Haftbarkeit sind.« 
Vergl. die zu Art. 2 angeführte Deklaration. 

Artikel 5.^) 

Die mit dem Legen oder mit der Wiederherstellung der unter- 
seeischen Kabel beschäftigten Fahrzeuge müssen die bereits bestehenden 
oder unter den Hohen vertragschliessenden Theilen noch zu vereinbarenden 
Vorschriften über die zur Verhütung des Zusammenstossens von Schiffen 
auf See zu führenden Signale beobachten. 

Wenn ein mit dem Legen oder mit der Wiederherstellung eines Kabels 
beschäftigtes Fahrzeug die besagten Signale trägt, so müssen die anderen 
Fahrzeuge, welche diese Signale bemerken oder zu bemerken im Stande 
sind, sich mindestens eine Seemeile von diesem Fahrzeuge zurückziehen 
oder entfernt halten, um dasselbe in seinen Arbeiten nicht zu behindern. 

Die Geräthe oder Netze der Fischer müssen in derselben Entfernung 
gehalten werden. 

Den Fischerbooten, welche ein Kabelschiff mit den besagten Signalen 
bemerken oder zu bemerken im Stande sind, soll jedoch, um sich der 
so gegebenen Aufforderung zu fügen, eine Frist von längstens vierund- 
zwanzig Stunden zustehen, während welcher ihren Bewegungen keinerlei 
Hindemiss bereitet werden darf. 

Die Arbeiten des Kabelschiffes müssen in thunlichst kurzer Frist 
vollendet werden. 

1) VergL Art. 12. Zu Abs. 1 s. St.G.B. § 145 in Verbindung mit Art. 4 b)— d) der 
V.V.Z.; zu Abs. 2—4 s. G. v. 21. XL 1887 (XI. a). 

Artikel 6.i) 

Die Fahrzeuge, welche die zur Kenntlichmachung der Lage der Kabel 
bestimmten Bojen sehen oder zu sehen im Stande sind, müssen, wenn es 
sich um die Legung, um eine eingetretene Betriebsstörung oder um den 
Bruch der Kabel handelt, sich mindestens eine Viertel-Seemeile von diesen 
Bojen entfernt halten, 

Die Geräthe oder Netze der Fischer müssen in derselben Entfernung 
gehalten werden. 

1) VergL Art. 12 und G. v. 21. XI. 1887 (XI. 2). 

Artikel 7.i) 

Die Eigenthümer von Schiffen oder Fahrzeugen, welche zu beweisen 
vermögen, dass sie, um einem unterseeischen Kabel keinen Schaden zu- 
zufügen, einen Anker, ein Netz oder ein sonstiges Fischereigeräth ge- 

17« 
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opfert haben, sollen von dem fiigenthümer des Kabels schadlos gehalten 
werden. 

Um Anspruch auf eine solche Schadloshaltung zu erlangen, muss, 
soweit möglich, sogleich nach dem Vorfall, um denselben festzustellen, ein 
auf die Aussagen der Mannschaft des Fahrzeuges gestütztes Protokoll 
aufgenommen werden,^) und der Kapitän des Schiffes muss binnen vier- 
undzwanzig Stunden nach seiner Ankunft in dem ersten Hafen, nach 
welchem er zurückkehrt, oder in welchem er Zuflucht sucht, vor den zu- 
ständigen Behörden seine Erklärung abgeben. Die letzteren benachrichtigen 
hiervon die Konsularbehörden der Nation des Eigenthümers des Kabels. 

1) Vergl. Kickhefel, Die Eigenthumsaufgabe auf Grund des internationalen Ver- 
trages vom 14. III. 1884 zum Schutz der Unterseekabel, Greifswalder Diss. 1898, 
insbes. S. 26ff. S. auch Landois a. a. O. S. 27ff. 

2) Regelmässige Form ist Eintragung in das Schiffsjournal. Vergl. H.G.B. 
619 ff. 



Artikel 8.*) 

Zur Entscheidung über die Zuwiderhandlungen wider den gegen- 
wärtigen Vertrag sind die Grerichte desjenigen Landes zuständig, welchem 
das Fahrzeug angehört, an dessen Bord die Zuwiderhandlung begangen 
worden ist. 

In denjenigen Fällen, in welchen die im vorhergehenden Absätze ent- 
haltene Vorschrift nicht sollte zur Ausführung kommen können,^) werden 
die Zuwiderhandlungen wider den gegenwärtigen Vertrag in jedem der 
vertragschliessenden Staaten hinsichtlich seiner Staatsangehörigen nach 
den allgemeinen Regeln der Strafzuständigkeit, sowie sich dieselben aus 
den besonderen Gesetzen dieser Staaten oder aus den internationalen Ver- 
trägen ergeben, bestraft werden. 

1) Vergl. St.P.O. §§ 10, 8; St.G.B. § 3. 

2) Z. B. wegen abweichender Festsetzungen in Konsularverträgen oder etwa, weil 
der Zuwiderhandelnde sich vom Schiffe geflüchtet hat. 

Artikel 9. 

Die Verfolgung der in den Artikeln 2, 5 und 6 dieses Vertrages vor- 
gesehenen Zuwiderhandlungen wird durch den Staat oder in seinem Namen 
stattfinden. 

Artikel 10.^) 

Die Zuwiderhandlungen wider den gegenwärtigen Vertrag können durch 
alle Beweismittel festgestellt werden, welche nach der Gesetzgebung des- 
jenigen Landes, in welchem das mit der Angelegenheit befasste Gericht 
seinen Sitz hat, zulässig sind. 

Wenn die Kommandanten der Kriegsschiffe oder der hierzu besonders 
bestellten Schiffe eines der Hohen vertragschliessenden Theile Grund zu 
der Annahme haben, dass eine Verletzung der durch diesen Vertrag ge- 
troffenen Anordnungen durch ein anderes Fahrzeug, als ein Kriegsschiff, 
stattgefunden hat,» so können sie von dem Kapitän oder von dem Schiffs- 
führer die Vorlegung der urkundlichen Ausweise über die Nationalität des 
besagten Fahrzeuges verlangen. Ueber diese Vorlegung wird unmittelbar 



XL 1. Internationaler Vertrag zum Schutze der unterseeischen TelegraphenkabeL 261 

nachher auf den vorbezeichneten Schriftstücken ein kurzer Vermerk ge- 
macht werden. 

Im Weiteren können durch die besagten Kommandanten, welches 
auch die Staatsangehörigkeit des angeschuldigten Schiffes sein möge, 
Protokolle aufgenommen werden. Diese Protokolle werden nach den Formen 
und in der Sprache aufgenommen werden, welche in dem Lande, dem 
der aufnehmende Kommandant angehört, gebräuchlich sind; sie können 
in dem Lande, in welchem sie angerufen werden, in Gemässheit der 
Gesetzgebung dieses Landes als Beweismittel dienen. Die Angeschuldigten 
und die Zeugen haben das Recht, dem Protokolle in ihrer eigenen Sprache 
alle Erklärungen hinzuzufügen oder hinzufügen zu lassen, welche sie für 
dienlich erachten; diese Erklärungen sind ordnungsmässig zu unter- 
schreiben. 

1) Vergl. G. V. 21. XI. 1887 (XI. a) § 3. 

Artikel 11. 

Das gerichtliche Verfahren und die Entscheidung wegen der Zuwider- 
handlungen gegen die Bestimmungen dieses Vertrages soll stets so kurz 
und bündig sein, als es die geltenden Gesetze und Vorschriften gestatten. 

Artikel 12. 

Die Hohen vertragschliessenden Theile verpflichten sich, diejenigen 
Massnahmen zu treffen oder ihren gesetzgebenden Körpersdiaften vor- 
zuschlagen, welche erforderlich sind, um die Ausführung dieses Vertrages 
zu sichern und namentlich um diejenigen, welche den Bestimmungen 
der Artikel 2, 5 und 6 zuwiderhandeln sollten, mit Freiheits- oder mit 
Geldstrafe, oder mit diesen beiden Strafen zugleich, bestrafen zu lassen. ^) 

1) Vergl. G. V. 21. XI. 1887 (XLs). 

Artikel 13. 

Die Hohen vertragschliessenden Theile werden sich die Gesetze mit- 
theilen, welche in ihren Staaten in Bezug auf den Gegenstand dieses Ver- 
trages bereits erlassen worden sind oder demnächst erlassen werden 
möchten. 

Artikel 14. 

Diejenigen Staaten, welche an dem gegenwärtigen Vertrage nicht 
theilgenommen haben, können demselben auf ihren Antrag beitreten. ^) 
Dieser Beitritt ist auf diplomatischem Wege der Regierung der Fran- 
zösischen Republik mitzutheilen, welche die übrigen vertragschliessenden 
Regierungen davon in Kenntniss setzen wird. 

1) Vergl. Anm. 1 zai Ueberschrift. 

Artikel 15. 

Es ist selbstverständlich, dass die Bestimmungen des gegenwärtigen 
Vertrages die Freiheit des Handelns der kriegführend.en Machte in keiner 
Weise beschränken.^) 
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1) Auf der anderen Seite dürfen die Kriegführenden nicht nach Belieben alle 
Kabel zerstören; ihr Verhalten unterliegt vielmehr den allgemeinen völkerrechtlichen 
Grundsätzen, nach denen insbesondere ein zwei neutrale Staaten verbindendes Kabel 
jeder Einwirkung von Seiten der kriegführenden Mächte entzogen ist. Einzelheiten 
bei Landois a. a. O. S. 36 ff., Holland, Des cäbles sous-marins en temps de guerre, 
Journal du droit international priv6 Bd. 28, Paris 1898, S. 648 — 652, Gof f in. Submarine 
Cables in Time of War, The Law Quarterly Review Bd. 16, London 1899, S. 145—154, 
von Bar, Das Recht der unterseeischen Kabel im Kriegsfalle, Archiv für öffentliches 
Recht Bd. 16, Tübingen und Leipzig 1900, S. 414—421. 

Artikel 16. 

Üeber den Zeitpunkt, mit welchem der vorstehende Vertrag zur Aus- 
führung kommt, werden die Hohen vertragschliessenden Theile sich be- 
sonders verständigen.^) 

Derselbe bleibt von diesem Zeitpunkte an fünf Jahre in Kraft, und 
falls keiner der Hohen vertragschliessenden Theile zwölf Monate vor dem 
Ablauf dieses fünfjährigen Zeitraums die Absicht zu erkennen giebt, da- 
von zurückzutreten, gilt er als auf ein Jahr verlängert und so fort von 
Jahr zu Jahr. 

Falls eine der Mächte den Vertrag kündigen sollte, würde diese Kün- 
digung nur für sie selbst von Wirkung sein. 

1) Nach der erfolgten Verständigung ist als Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
vorliegenden Vertrages von den Vertragsstaaten der 1. V. 1888 festgesetzt worden. 
(R.G.B1. 1888 S. 168). 

Artikel 17. 

Der gegenwärtige Vertrag wird ratdfizirt werden, der Austausch der 
Ratifikationsurkunden wird so bald als thunlich, und zwar längstens in 
der Frist von einem Jahre, in Paris bewirkt werden. 

Zusatz-Artikel. ') 

^) Derselbe betraf Ausnahmen einzelner britischer Kolonieen und Besitzungen von 
dem Vertrage. Diese Ausnahmen sind jedoch, zuletzt gemäss Bek. des Reichskanzlers 
V. 26. XL 1888 (R.G.B1. S. 292), beseitigt. 

2. Oesetz zur Ausfiihrung des internationalen 
Vertrages zum Schutze der unterseeischen Telegraphenkabel 

vom 14. März 1884. ^) ^) 

Vom 21. November 1887. 

(R.G.B1. 1888 S. 169.) 

1) Vergl. Insbesondere Art. 12 daselbst. 

2) Litteratur s. in Anm. 2 zur üeberschrift des vorstehenden Vertrages (XI. i). 

§ 1- 

Die Bestimmungen der Artikel 5 (Absatz 2 bis 4), 6 und 7 des 
internationalen Vertrages zum Schutze der unterseeischen Telegraphen- 
kabel vom 14. März 1884 finden bezüglich der unterseeischen Tele- 
graphenkabel der im Artikel 1 des Vertrages bezeichneten Art auch inner- 
halb der deutschen Küstengewässer ^) Anwendung. 

^) Ueber den Begriff der Küstengewässer vergl. Anm. 1 zu Art. 1 des vor- 
stehenden Vertrages (XI. i). 
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§ 2. 

Zuwiderhandlungen gegen die in den Artikeln 5 (Absatz 2 bis 4) 
und 6 des internationalen Vertrages vom 14. März 1884 und im § 1 
dieses Gesetzes enthaltenen Bestimmungen werden, sofern nicht nach all- 
gemeinen Strafgesetzen eine höhere Strafe verwirkt ist, mit Geldstrafe bis 
zu sechshundert Mark oder mit Gefängniss bis zu drei Monaten bestraft. *) ^) 

1) Sowohl bei Vorsatz wie bei Fahrlässigkeit des Thäters, dagegen nicht, wenn 
der Thäter durch Naturereignisse (hohen Seegang, dichten Nebel u. s. w.) verhindert 
war, die Signale zu sehen. Dambach a. a. O. S. 66. 

2) Die That ist vollendet mit dem schuldhaften Ueberschreiten des einmeiligen 
Umkreises des fraglichen Schiffes (Art. 6 Abs. 2) oder des einviertelmeiligen Umkreises 
der Boje (Art. 6), sofern dadurch eine Gefährdung der geschützten Objekte eintritt; 
Stenglein S. 201. 

§ 3. 

Die §§ 113, 114 des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich finden 
Anwendung, wenn die in denselben vorhergesehenen Handlungen gegen 
die im Artikel 10 des Vertrages bezeichneten Schiffsbefehlshaber be- 
gangen werden, während dieselben in Ausübung der ihnen dortselbst er- 
fiieilten Befugnisse begriffen sind.^) 

1) Ist die That in deutschen Küstengewässern (Anm. 1 zu § 1) oder auf hoher 
See auf einem deutschen Schiffe begangen, so tritt gemäss St.G.B. § 3 die Be- 
strafung unabhängig von der Staatsangehörigkeit ein, da das deutsche Schiff als 
Gebietstheü des Deutschen Reiches angesehen wird. Auf die Staatsangehörigkeit des 
nach Art. 10 einschreitenden Kommandanten kommt es nicht an. Ist die That auf 
hoher See, jedoch nicht auf einem deutschen Schiffe begangen, so kann sie nach 
deutschem Recht nur gemäss St.G.B. § 4 Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 3 strafbar sein. 
A. M. scheint Stenglein (S. 202) zu sein. 

§ 4. 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem internationalen Vertrage 
vom 14. März 1884 in Kraft. ^) 

1) D. h. am 1. V. 1888. Anm. 1 zu Art. 16 des vorstehenden Vertrages (XI. i). 



XII. Fischereipolizei. 

1. Internationaler Vertrag, betrefil^nd die polizeiliolie Regelung 
der Fischerei in der Nordsee ausserhalb der 

Küstengewässer. *) ^ ^ *) 

Vom 6. Mai 1882. 
(R.G.B1. 1884 S. 25.) 

1) Abgeschlossen zwischen dem Deutschen Reich, Belgien, Dänemark, Frankreich , 
Grossbritannien nnd den Niederlanden. — Schweden und Norwegen ist das Recht 
des Beitritts zu diesem Vertrage vorbehalten. S. den Zusatz- Artikel. 

2) In Kraft getreten am 16. Mai 1884. Vergl. Anm. 1 zum G. v. 30. IV. 1884 
(unten XII. 2) § 3. 
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3) Litteratnr: Stoerk, Fortschritte des öffentlichen Seerechtes und der Seerechts- 
litteratnr, in den Mittheilungen aus dem Gebiete des Seewesens Bd. 12 (1884) S. 393 
bis 411; Hacke, Eenige Opmerkingen over het politietoezicht op zee, in verband 
met de zeevisscherij — conventie van 6 mei 1882 (Amsterdamer Diss. 1885), ins- 
besondere S. 42 ff . ; David, La p^che maritime an point de vue international, Paris 
1897, S. 83ff.; Stenglein S. 405ff. 

*) Strafbestimmungen zu Art. 6—23 im G. v. 30. IV. 1884 (unten XII. 2) §§ 1, 2. 

Artikel 1. 

Die Bestimmungen dieses Vertrages, welcher die polizeiliche Regelung 
der Fischerei in der Nordsee^) ausserhalb der Küstengewässer') zum Gegen- 
stande hat, fmden Anwendung auf die Staatsangehörigen der Hohen ver- 
tragschliessenden Theile. 

1) Ueber die Grenzen derselben s. Art. 4. 
^ Ueber den Begriff s. Art. 2. 

Artikel 2. 

Die Fischer jeder Nation sollen das ausschliessliche Recht zum Be- 
triebe der Fischerei haben in dem Gebiete bis zu drei Seemeilen*) Ent- 
fernung von der Niedrigwassergrenze, in der ganzen Längenausdehnung 
der Küsten ihres Landes und der davor liegenden Inseln und Bänke. 

In den Buchten ist das Gebiet der drei Seemeilen von einer geraden 
Linie ab zu rechnen, welche in dem dem Eingang der Bucht zunächst ge- 
legenen Theile von einem Ufer derselben zum anderen da gezogen gedacht 
wird, wo die Oeffnung zuerst nicht mehr als 10 Seemeilen beträgt. 

Der gegenwärtige Artikel soll die den Fischerfahrzeugen bei der 
Schiffahrt und beim Ankern in den Küstengewässern eingeräumte freie 
Bewegung in keiner Weise beschränken, nur haben sich dieselben hierbei 
genau nach den von den Uferstaaten erlassenen besonderen polizeilichen 
Vorschriften zu richten. 

1) Vergl. Art. 3. 

Artikel 3. 

Unter der in dem vorigen Artikel erwähnten »Seemeile« ist der 
60. Theil eines Breitengrades zu verstehen. 

Artikel 4. 

Die Grenzen der Nordsee werden, insoweit es sich um Anwendung 
der Bestimmungen dieses Vertrages handelt, gebildet: 
I. im Norden durch den 61. Grad nördlicher Breite; 
II. im Osten und Süden: 

1. durch die norwegische Küste zwischen dem 61. Grade nördlicher 
Breite und dem Leuchtthurm von Lindesnaes (Norwegen); 

2. durch eine gerade Linie, die man sich von dem Leuchtthurm von 
Lindesnaes (Norwegen) nach dem Leuchtthurm von Hanstholm 
(Dänemark) gezogen denkt; 

3. durch die Küsten Dänemarks, Deutschlands, der Niederlande, 
Belgiens und Frankreichs bis zum Leuchtthurm von Gris Nez; 
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III. im Westen: 

1. durch eine gerade Linie, die man sich von dem Leuchtthurm von 
Gris Nez (Frankreich) nach dem östlichsten Feuer von South Fore- 
land (England) gezogen denkt; 

2. durch die Ostkiisten von England und Schottland; 

3. durch eine gerade Linie, welche Duncansby Head (Schottland) mit 
der Südspitze von South Ronaldsha (Orkney-Inseln) verbindet; 

4. durch die Ostküsten der Orkney-Inseln; 

5. durch eine gerade Linie, welche das Feuer von North Ronaldsha 
(Orkney-Inseln) mit dem Feuer von Sumburgh Head (Shetland- 
Inseln) verbindet; 

6. durch die Ostküsten der Shetland-Inseln ; 

7. durch den Meridian des Feuers von North ünst (Shetland-Inseln) 
bis zum 61. Grade nördlicher Breite. 

Artikel 5. 

Die Fischerfahrzeuge der Hohen vertragschliessenden Theile sind, nach 
Massgabe der Verwaltungsvorschriften der verschiedenen Länder, in Re- 
gister einzutragen. Für jeden Hafen erfolgt die Eintragung unter fort- 
laufenden Nummern, mit Vorsetzung des oder der für denselben von der 
zuständigen höheren Verwaltungsbehörde bestimmten Unterscheidungs- 
buchstaben. 

Jede Regierung wird ein diese Unterscheidungsbuchstaben enthaltendes 
Verzeichniss aufstellen lassen. 

Dieses Verzeichniss und alle an demselben später etwa vorgenommenen 
Aendemngen sind zur Keimtniss der übrigen vertragschliessenden Mächte 
ZU bringen. 

Artikel 6. 

Die Fischerfahrzeuge haben den oder die Unterscheidungsbuchstaben 
des Heimathhafens und die Nummer zu tragen, unter welcher sie in das 
Register desselben eingetragen sind. 

Artikel 7. 

Der Name und Heimathhafen jedes Fischerfahrzeugs ist am Heck 
desselben mit Oelfarbe weiss auf schwarzem Grunde in Schriftzeichen von 
wenigstens acht Centimeter Höhe und zwölf Millimeter Breite anzubringen. 

Artikel 8. 

Der oder die Unterscheidungsbuchstaben und die Nummern sind auf 
jeder Seite am Bug des Fahrzeugs und zwar acht oder zehn Centimeter 
unterhalb des Schandeckeis deutlich und in die Augen fallend an- 
zubringen. Sie sind in Oelfarbe weiss auf schwarzem Grunde zu malen. 

Indessen ist die vorerwähnte Entfernung von dem Schandeckel für 
Fahrzeuge von geringer Tragfähigkeit nicht massgebend, bei welchen unter 
dem Schandeckel nicht genügender Raum vorhanden ist. 

Die Grösse der Buchstaben und Zahlen beträgt bei Fahrzeugen von 
fünfzehn Tons Tragfähigkeit und darüber fünfundvierzig Centimeter Höhe 
bei sechs Centimeter Breite. 
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Bei Fahrzeugen unter fünfzehn Tons beträgt die Grösse fünfundzwanzig 
Centimeter Höhe bei vier Centimeter Breite. 

Dieselben Buchstaben und Zahlen sind, in Oel gemalt^ auch auf jeder 
Seite des Grosssegels des Fahrzeugs unmittelbar über dem obersten Reff- 
bände sehr sichtbar anzubringen und zwar: auf weissen Segeln in schwarzer, 
auf schwarzen Segeln in weisser Farbe^ auf zwischenfarbigen Segeln in 
weisser oder schwarzer Farbe, je nachdem die zuständige höhere Behörde 
es für am meisten wirksam erachtet.^) 

Der oder die auf den Segeln angebrachten Buchstaben und Nummern 
müssen in jeder Richtung ujn 7$ grösser sein, als die am Bug des Schiffes 
angebrachten. 

1) Fassung gemäss der Erklärung zu Art. 8 Abs. 5 des vorliegenden Vertrages v. 
1. n. 1889 (E.G.B1. 1890 S. 6). Die Deklaration ist in Kraft getreten am 21. 11. 1890 
(K.G.B1. 1890 S. 6). 

Artikel 9. 

Die Fischerfahrzeuge dürfen weder am äusseren Schiffskörper, noch 
auf den Segeln andere Namen, Buchstaben oder Zahlen tragen, als die in 
den Artikeln 6, 7 und 8 dieses Vertrages vorgeschriebenen. 

Artikel 10. 

Es ist verboten, die am Schiffskörper und auf den Segeln der Fischer- 
fahrzeuge angebrachten Namen, Buchstaben und Nummern auf irgend 
welche Weise zu beseitigen, zu verändern, unkenntlich zu machen, zu ver- 
decken oder sonst zu verheimlichen. 

Artikel 11. 

Der oder die für jedes Fahrzeug bestimmten Buchstaben und Nummern 
müssen auch an den Beibooten, Bojen, Hauptschwimmern, Schleppnetzen, 
Draggen, Ankern und überhaupt an allen Fischereigeräthen, die zu dem 
Fahrzeuge gehören, angebracht sein. 

Diese Buchstaben und Nummern müssen von hinreichender Grösse 
sein, um leicht erkannt zu werden. Die Eigenthümer der Netze oder 
sonstigen Fischereigeräthe können dieselben ausserdem mit anderen be- 
sonderen Abzeichen versehen, wenn sie dies für nützlich halten. 

Artikel 12. 

Der PHihrer jedes Fischerfahrzeugs muss im Besitze eines von der 
zuständigen Behörde seines Landes ausgestellten amtlichen Schriftstücks 
sein, durch welches er sich über die Nationalität seines Schiffes aus- 
weisen kann.^) 

Diese Urkunde muss den oder die Buchstaben und Nummern des 
Fahrzeugs, sowie die Beschreibung desselben und den oder die Namen 
oder die Firma seines Eigenthümers enthalten. 

1) Vergl. FLG., namentlich §§ 10, 11. 

Artikel 13. 

Es ist verboten, die Nationalität des Fahrzeugs durch irgend welches 
Mittel zu verhehlen. 
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Artikel 14. 

Jedem Fischerfahrzeuge ist es verboten, zwischen Sonnenuntergang 
nnd Sonnenaufgang an solchen Stellen zu ankern, wo Treibnetzfischer 
bereits in der Ausübung ihres Betriebes begriffen sind. 

Dieses Verbot bezieht sich jedoch nicht auf Ankerungen, welche durch 
Unfälle oder sonst durch höhere Gewalt veranlasst werden. 

Artikel 15. 

Es ist den Fischerfahrzeugen verboten, bei der Ankunft auf den 
Fischereigründen so sich hinzulegen oder ihre Netze auszuwerfen, dass sie 
sich gegenseitig schaden oder den Fischern, welche bereits ihre Arbeiten 
begonnen haben, hinderhch werden können. 

Artikel 16. 

Wenn zum Zweck der Treibnetzfischerei gedeckte und ungedeckte 
Fischerfahrzeuge gleichzeitig . ihre Netze auszusetzen anfangen, müssen 
jedesmal die letzteren ihre Netze luvwärts von den ersteren auswerfen. 

Dagegen müssen die gedeckten Fahrzeuge ihre Netze in Lee der un- 
gedeckten Fischerboote auswerfen. 

Wenn gedeckte Fahrzeuge luvwärts von offenen bereits im Fischen 
begriffenen Fischerbooten ihre Netze auswerfen und wenn ungedeckte 
Fischerboote in Lee gedeckter, bereits im Fischen begriffener Fischer- 
fahrzeuge ihre Netze auswerfen, so gilt als Regel, dass die Verantwortlich- 
keit für die dadurch veranlasste Beschädigung von Netzen diejenigen trifft, 
welche zuletzt angefangen haben zu fischen, sofern sie nicht nachweisen 
können, dass der Schaden durch höhere Gewalt oder sonst ohne ihre Schuld 
entstanden ist. 

Artikel 17. 

Es ist verboten, Netze oder sonstige Fischereigeräthe an solchen Stellen 
festzumachen oder zu verankern, wo bereits Treibnetzfischer ihre Netze 
ausgesetzt haben. 

Artikel 18. 

Den Fischern ist untersagt, ihre Fahrzeuge an den Netzen, Bojen, 
Schwimmern oder irgend einem sonstigen Fischereigeräth eines andern 
Fischers festzumachen oder festzuhalten. 

Artikel 19. i) 

Wenn Fischer, welche das Grundschleppnetz gebrauchen, in Sicht 
von Fischern sich befinden, welche Treibnetze oder Grundangeln gebrauchen, 
so müssen sie alle erforderlichen Massregeln ergreifen, um jede Beein- 
trächtigung der letzteren zu vermeiden; im Falle einer Beschädigung fällt 
die Verantwortlichkeit den Grundschleppnetzfischern zur Last, sofern sie 
nicht nachweisen können, dass der Schaden durch höhere Gewalt oder 
sonst ohne ihre Schuld entstanden ist. 

1) Vergl. Erk. des H.O.L.G. v. 2. XI. 1894 (H.G.Z. 189Ö S. 3). 
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Artikel 20. 

Wenn Netze, welche verschiedenen Fischern zngehören, sich in ein- 
ander verwickeln, so ist es verboten, dieselben ohne das Einverständniss 
beider Theile zu zerschneiden. 

Jede Verantwortlichkeit fällt jedoch hinweg, wenn die Unmöglichkeit, 
die Netze auf andere Art zu trennen, bewiesen wird. 

Artikel 21. 

Wenn ein Fischerfahrzeug, welches mit Grundangeln fischt, seine 
Angelleinen mit denen eines anderen Fahrzeugs kreuzt, so ist es dem- 
jenigen, der die Leinen aufnimmt, verboten, sie zu zerschneiden, höhere 
Gewalt ausgenommen, in welchem Falle die zerschnittene Angelleine un- 
mittelbar darnach wieder zusammengeknotet werden muss. 

Artikel 22. 

Abgesehen von den Fällen der Bergung und den in den beiden vorigen 
Artikeln vorgesehenen Fällen ist es jedem Fischer untersagt, ihm nicht 
gehörige Netze, Leinen oder sonstige Fischereigeräthe zu zerschneiden, ein- 
zuholen oder aufzunehmen, unter welchem Vorwand es auch sei. 

Artikel 23. 

Es ist verboten, irgend ein Werkzeug oder Geräth zu gebrauchen, 
welches ausschliesslich dazu dient, Netze zu zerschneiden oder zu zer- 
reissen. 

Das Vorhandensein derartiger Geräthe an Bord eines Fischerfahrzeugs 
ist ebenfalls verboten. 

Die Hohen vertragschliessenden Theile verpflichten sich, die nöthigen 
Massregeln zu ergreifen, um das Einschiffen derartiger Geräthe an Bord 
der Fischerfahrzeuge zu verhindern. 

Artikel 24. 

Die Fischerfahrzeuge haben die bereits bestehenden oder unter den 
vertragschliessenden Theilen noch zu vereinbarenden allgemeinen Vor- 
schriften, betreffend die zur Verhütung des Zusammenstossens von Schiffen 
auf See zu führenden Lichter, zu beobachten.*) 

1) Vergl. oben Vni.4— 7. 

Artikel 25. 

Alle Fischerfahrzeuge, Boote, Gegenstände der Ausrüstung oder der 
Takelage von Fischerfahrzeugen, Netze, Angelleinen, Bojen, Schwimmer 
oder sonstige Fischereigeräthe, welche in See treibend angetroffen oder 
aufgefischt werden, müssen, dieselben mögen gezeichnet oder nicht ge- 
zeichnet sein, von dem bergenden Fahrzeuge in dem ersten Hafen, nach 
welchem dasselbe zurückkehrt oder in welchem es Zuflucht sucht, den zu- 
ständigen Behörden übergeben werden. 

Diese Behörden haben die Konsuln oder Konsularagenten der Nation 
sowohl des bergenden Fahrzeugs, als auch des Eigenthümers der gefundenen 
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Gegenstände hiervon zu unterrichten und jene Gegenstände den Eigen 
thümem oder ihren Bevolhnächtigten auszuliefern, sobald dieselben zurück- 
gefordert werden und die Ansprüche der Berger gehörig sichergestellt sind. 

Je nach der Gesetzgebung der verschiedenen Länder setzen die Ver- 
waltungs- oder Gerichtsbehörden die Entschädigung fest, welche die Eigen- 
thümer den Bergern zu zahlen haben. ^) 

Es ist selbstverständlich, dass diese Bestimmung die bereits be- 
stehenden, auf den Gegenstand bezüglichen Verträge unberührt lässt, und 
dass die Hohen vertragschliessenden Theile sich das Recht vorbehalten, 
unter sich durch besondere Vereinbarungen einen bestimmten Betrag der 
Vergütung für jedes wieder aufgefundene Netz festzusetzen. 

Gefundene Fischereigeräthe aller Art, welche nicht gezeichnet sind, 
werden wie seetriftige Sachen angesehen, deren Eigenthümer un- 
bekannt ist. 

1) Vergl. St.G.B. § 246, Str.O. §§ 16, 21 ff., H.G.B. §§ 740 ff. 
^ Vergl. Str.O. § 86 ff. 

Artikel 26. 

Die üeberwachung der Fischerei wird durch Kriegsfahrzeuge der 
Hohen vertragschliessenden Theile ausgeübt;') was Belgien betrifft, so 
können die Fahrzeuge Staatsschiffe sein, welche von staatlich angestellten 
Schiffskapitänen befehligt werden. 

1) üeber den Signalverkehr mit den Fischerfahrzeugen in der Nordsee s. den 
Erlass v. 20. 1. 1898 (M.V.Bl. 1898 S. 19). 

Artikel 27. 

Die Ausführung der Vorschriften, welche den Nachweis der Nationalität 
durch Schiffspapiere, die Bezeichnung und Numerirung der Fahrzeuge u. s. w. 
und der Fischereigeräthe, ferner das Vorhandensein verbotener Werkzeuge 
an Bord betreffen (Art. 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13 und 23 Abs. 2), ist 
der ausschliesslichen üeberwachung durch die Fischereikreuzer der Nation 
des Fischerfahrzeugs unterstellt. 

Jedoch haben die Befehlshaber der Kreuzer die Uebertretungen der 
erwähnten Vorschriften durch die Fischerfahrzeuge einer anderen Nation 
sich gegenseitig mitzutheilen. 

Artikel 28. 

Die Kreuzer der Hohen vertragschliessenden Theile sind befugt, alle 
Uebertretungen der Bestimmungen dieses Vertrages, mit Ausnahme der 
im Artikel 27 bezeichneten, und alle Vergehen, welche sich auf die Aus- 
übung der Fischerei beziehen, festzustellen, ohne Unterschied der Nationalität 
der Fischer, welche sich dieser Zuwiderhandlungen schuldig machen. 

Artikel 29. i) 

Wenn die Befehlshaber der Kreuzer Grund zu der Annahme haben, 
dass eine Verletzung der durch diesen Vertrag getroffenen Anordnungen 
stattgefunden hat, so können sie von dem Führer des Fahrzeugs, welchem 
eine solche Zuwiderhandlung zur Last gelegt wird, die Vorlegung des ur- 
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kundlichen Ausweises über seine Nationalität verlangen. Ueber diese 
Vorlegung ist unmittelbar auf dem vorbezeichneten Schriftstücke ein kurzer 
Vermerk zu machen.^) 

Die Befehlshaber der Kreuzer dürfen ihren Besuch oder ihre Nach- 
forschung an Bord eines zu ihrer Nationalität nicht gehörigen Fischer- 
fahrzeugs nicht weiter ausdehnen, als erforderlich ist, um die Beweise 
eines Vergehens oder einer Uebertretung, welche sich auf die Fischerei - 
polizei beziehen, zu erheben. 

1) Der erste Abs. dieses Art. bezieht sich im Gegensatz zum zweiten sowohl 
auf die nationale (Art. 27) als auch auf die internationale (Art. 28) Fischereipolizei. 

2) Der Visitationsvermerk bezweckt vor Allem eine Erleichterung a) der dem- 
nächsligen Identifizirung des betroffenen Fischers, sowie b) der Kontrolle der eventuellen 
Kückfälligkeit in Fischereidelikten. Denkschrift zu Art. 29. 

Artikel 30. 

Die Befehlshaber der Kreuzer der Vertragsmächte haben die Erheb- 
lichkeit der zu ihrer Kenntniss gelangten, ihrer Zuständigkeit unterliegenden 
Thatsachen zu prüfen und, ohne Unterschied der Ursache, den Schaden 
festzustellen, welchen die den Hohen vertragschliessenden Theilen an- 
gehörigen Fischerfahrzeuge erlitten haben. 

Sie haben, ^) geeignetenf alls , ein Protokoll zur Feststellung des 
Sachverhalts aufzunehmen, sowie derselbe einerseits aus den Erklärungen 
der Parteien, andererseits aus den Zeugenaussagen der anwesenden Per- 
sonen sich ergiebt. 

Der Befehlshaber des Kreuzers hat, wenn der Fall ihm schwer genug 
erscheint, um diese Massregel zu rechtfertigen, das Recht, das einer 
Zuwiderhandlung schuldige Fahrzeug in einen Hafen der Nation des Fischers 
abzuführen. Er kann selbst einen Theil der Schiffsmannschaft an Bord 
nehmen, um sie den Behörden der Nation des betreffenden Fahrzeugs zu 
überliefern. 

1) Und zwar in See. 

Artikel 31. 

Das im vorhergehenden Artikel vorgesehene Protokoll ist in der 
Sprache des Befehlshabers des Kreuzers und nach den in seinem Lande 
gebräuchlichen Formen abzufassen. 

Die Angeschuldigten und die Zeugen haben das Recht, dem Protokolle 
in ihrer eigenen Sprache alle Angaben und Zeugenaussagen hinzuzufügen 
oder hinzufügen zu lassen, welche sie für dienlich halten. 

Diese Erklärungen sind ordnungsmässig zu unterschreiben. 

Artikel 32. 

Der Widerstand gegen die Anordnungen der Befehlshaber der mit 
der Fischereipolizei beauftragten Kreuzer oder derjenigen Personen, welche 
in deren Auftrage handeln, soll, ohne Rücksicht auf die Nationalität des 
Kreuzers, wie der Widerstand gegen die Staatsgewalt der Nation des 
Fischerfahrzeugs angesehen werden.^) 

1) Vergl. St.G.B. Theil H, Abschnitt VI. 



J 



XII. 1. Internationaler Vertrag, betr. die polizeiliche Regelung der Fischerei etc. 271 

Artikel 33. 

Wenn die den Gegenstand der Anschuldigung bildende Handlung 
nicht schwerer Art ist, aber nichtsdestoweniger irgend einem Fischer 
Schaden verursacht hat, so können die Befehlshaber der Kreuzer, falls die 
Parteien damit einverstanden sind, zwischen den Betheiligten auf See 
einen Vergleich schliessen *) und die zu zahlende Entschädigung festsetzen. 

Ist in einem solchen Falle eine der Parteien nicht in der Lage, sofort 
die Schuld zu entrichten, so haben die Kommandanten eine Urkunde, 
welche die zu zahlende Entschädigung regelt, in doppelter Ausfertigung 
von den Parteien unterzeichnen zu lassen. 

Das eine Exemplar dieses Schriftstücks verbleibt an Bord des Kreuzers, 
das andere ist dem forderungsberechtigten Schiffsführer auszuhändigen, 
damit derselbe nöthigenfalls vor den Gerichten des Schuldners davon 
Gebrauch machen kann. 

Kommt im Gegentheil eine Vereinigung zwischen den Parteien nicht 
zu Stande, so haben die Befehlshaber der Kreuzer in Gemässheit der Be- 
stimmungen des Artikels 30 zu verfahren. 

1) Soweit deutsches Recht zur Anwendung kommt, bildet ein solcher Vergleich 
keinen vollstreckbaren Titel im Sinne der C.P.O, 

Artikel 34. 

Die Verfolgung der in diesem Vertrage vorgesehenen Vergehen und 
üebertretungen ist im Namen des Staats oder durch den Staat zu be- 
treiben. *) 

1) Ueber das bei der Verfolgung von Fischereidelikten zu beobachtende Verfahren 
enthält die Konvention eine Bestimmung nicht, so dass, wenn der Frevler nicht dem 
Staate des Klägers angehört, im einzelnen Falle ein Benehmen zwischen den Re- 
gierungen der Staaten, welchen die Betheiligten angehören, erforderlich sein wird. 
So Denkschrift zu Art. 34. 

Artikel 35.*) 

Die Hohen vertragschliessenden Theile verpflichten sich, ihren gesetz- 
gebenden Körperschaften diejenigen Massnahmen vorzuschlagen, welche 
erforderlich sind, um die Ausführung dieses Vertrages zu sichern und 
namentlich um diejenigen, welche den Bestimmungen der Artikel 6 bis 23 
zuwiderhandeln, mit Freiheits- oder mit Geldstrafe, oder mit diesen beiden 
Strafen zugleich bestrafen zu lassen. 

1) Siehe G. v. 30. IV. 1884 (unten XII. 2). 

Artikel 36. 

Wenn Fischer des einen Vertragsstaats gegen Fischer einer anderen 
Nationalität Thätlichkeiten verübt oder denselben absichtlich Beschädi- 
gungen oder Verluste zugefügt haben, so sollen immer die Gerichte des- 
jenigen Landes, welchem die Fahrzeuge der Schuldigen angehören, für die 
Entscheidung zuständig sein. 

Dieselbe Regel findet Anwendung auf die Vergehen und üebertretungen, 
welche in diesem Vertrage vorgesehen sind. 
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Artikel 37. 

Das gerichtliche Verfahren und die Entscheidung wegen der Zuwider- 
handlungen gegen die Bestimmungen dieses Vertrages soll stets so kurz 
und bündig sein, als es die geltenden Gesetze und Vorschriften gestatten. 

Artikel 38. 

Der gegenwärtige Vertrag wird ratifizirt werden. Der Austausch der 
Ratifikationsurkunden wird innerhalb thunlichst kurzer Frist im Haag be- 
wirkt werden. 

Artikel 39. 

Ueber den Zeitpunkt, mit welchem der vorstehende Vertrag zur Aus- 
führung kommt, werden die Hohen vertragschliessenden Theile sich be- 
sonders verständigen.») 

Derselbe bleibt von diesem Zeitpunkte an fünf Jahre in Kraft, und 
falls keiner der Hohen vertragschliessenden Theile zwölf Monate vor dem 
Ablauf dieses fünfjährigen Zeitraums die Absicht zu erkennen giebt, davon 
zurückzutreten, gilt er als auf ein Jahr verlängert und so fort von Jahr 
zu Jahr. Falls dagegen eine der Mächte den Vertrag kündigt, so bleibt 
derselbe unter den übrigen Vertragsmächten so lange in Geltung, als sie 
denselben nicht ebenfalls kündigen. 

1) S. Anm. 1 zum G. v. 30. IV. 1884 (unten Xn.2) § 3. 

Zusatz- Artikel. 

Der Regierung Seiner Majestät des Königs von Schweden und Nor- 
wegen wird das Recht vorbehalten, diesem Vertrage beizutreten, sowohl 
für beide Staaten gemeinsam, als für jeden derselben besonders. 

Dieser Beitritt ist der Regierung der Niederlande mitzutheilen, welche 
die übrigen vertragschliessenden Regierungen davon in Kenntniss setzen 
wird. 



2. Gesetz zur Ausführung der internationalen Konvention vom 

6. Mai 1882, betrefi&nd die polizeiliche Regelung: der Fischerei 

in der Nordsee ausserhalb der Eüstengewässer. ^) ^) 

Vom 30. April 1884. 
(R.G.B1. S. 48.) 

1) Für Helgoland eingeführt durch G. v. 22. III. 1891 (R.G.Bl. S. 21) Art. 1 
Nr. V, 4. 

2) Litteratnr s. zur Ueberschrift der vorigen Nummer (XII. i). 

§1- 

Die Bestimmungen der Artikel 6 bis 23 der internationalen Konvention 
vom 6. Mai 1882, betreffend, die polizeiliche Regelung der Fischerei in der 
Nordsee ausserhalb der Küstengewässer, ünden auf die zur Seefischerei 
bestimmten Fahrzeuge auch während ihres Aufenthalts in den zur Nord- 
see gehörigen deutschen Küstengewässern ^) Anwendung. 

1) Vergl. Art. 2 des vorstehenden Vertrages (XII. i). 
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Zuwiderhandlungen gegen die in den Artikeln 6 bis 23 der inter- 
nationalen Konvention vom 6. Mai 1882 und im § 1 dieses Gesetzes ent- 
haltenen Bestimmungen, sowie gegen die vom Kaiser zur Ausführung 
dieser Bestimmungen erlassenen Verordnungen werden, sofern nicht nach 
allgemeinen Strafgesetzen eine höhere Strafe verwirkt ist, mit Geldstrafe 
bis zu sechshundert Mark oder mit Gefängniss bis zu sechs Monaten 
bestraft.^) 

Im Falle des Führens oder Gebrauchs verbotener Werkzeuge oder 
Geräthe^) ist neben der Geld- oder Gefängnissstrafe auf Einziehung der 
Werkzeuge oder Geräthe zu erkennen, ohne Unterschied, ob sie dem Ver- 
urtheilten gehören oder nicht. Ist die Verfolgung oder Verurtheilung 
einer bestimmten Person nicht ausführbar, so kann auf die Einziehung 
selbständig erkannt werden.^) 

1) Die Strafvorschriiften dieses Paragraphen gelten nur gegenüber Deutschen und 
gegenüber solchen Ausländem, welche sich auf deutschem Gebiet der Zuwiderhandlung 
schuldig machen. 

2) Im XJebrigen finden die allgemeinen Bestimmungen des St.G.B. Anwendung, 
8) Vergl. Art. 23 des vorstehenden Vertrages (XII. i). 

4) Vergl. St.G.B. § 42. Das Verfahren bei der Einziehung regelt St.P.O. §§477—479. 

§3. 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit der internationalen Konvention 
vom 6. Mai 1882 in Kraft. ^) 

1) Bei Austausch der Ratifikations-Urkunden jener Konvention (oben XII. i) ist 
auf Grund des Art. 39 Abs. 1 der Zeitpxmkt des Inkrafttretens auf den 15. V. 1884 
festgesetzt worden (E.G.B1. 1884 S. 48). 



3. Internationaler Vertrag zur Unterdrückung des Branntwein- 
handels unter den Nordseeflschem auf hoher See. *) ^ *) *) 

16. November 1887 

Vom . 

14. Februar 1893 

(R.G.B1. 1894 S. 427.) 

1) Abgeschlossen zwischen dem Deutschen Reich, Belgien, Dänemark, Frankreich, 
Grossbritannien und den Niederlanden, von Frankreich jedoch nicht ratifizirt 
(K.G.B1. 1894 S. 43Ö). 

2) Dieser Vertrag, welcher gemäss Protokoll vom 14. II. 1893 (R.G.B1. 1894 S. 43ö) 
sechs Wochen nach Auswechselung der Ratifikationsurkunden in Kraft treten sollte, 
ist, nachdem die Auswechselung der Urkunden am 11. IV. 1894 erfolgt ist (R.G.B1. 
1894 S. 436), für Deutschland, Belgien, Dänemark, Grossbritannien und die Niederlande 
am 23. V. 1894 in Kraft getreten. 

^) Litteratur: Baron Guillaume, La Convention de la Haye de 1887, concemant 
le trafic des spiritueux dans la Mer du Nord, in der Revue de droit international et 
de legislation comparee Bd. 26 (Brüssel u. s. w. 1894) S. 488 — 610; Stenglein S. 411 ; 
von Liszt S. 612. 

4) Strafbestimmungen zu Art. 2, 3 im G. v. 4. HI. 1894 (unten XII. 4) §§ 1, 2, 
Per eis, Seegesetzgebnng. 18 
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Artikel 1. 

Die Bestimmungen dieses Vertrages finden in der Nordsee ausserhalb 
der Küstengewässer und innerhalb der durch den Artikel 4 des Haager 
Vertrages vom 6. Mai 1882, betreffend die polizeiliche Regelung der 
Fischerei,^) festgestellten Grenzen auf Jeden Anwendung, der sich an Bord 
eines Schiffes oder Fahrzeuges eines der Hohen vertragschliessenden Theile 
befindet. 

1) Oben XII. i. 

Artikel 2. 

^) Es ist verboten, spirituöse Getränke an Personen zu verkaufen, 
welche sich an Bord eines Fischerfahrzeuges befinden oder zu einem 
solchen Fahrzeuge gehören. 

*) Den genannten Personen ist der Ankauf spirituöser Getränke ver- 
boten. 

Der Austausch spirituöser Getränke gegen Gegenstände jeder Art und 
namentlich gegen Erträgnisse des Fischfanges, Schiffs- Ausrüstungsgegenstände 
oder Fischereigeräthe ist verboten. 

Als spirituöse Getränke werden alle durch Destillation erzeugte und 
mehr als 5 Liter Alkohol auf das Hektoliter enthaltende Flüssigkeiten 
angesehen.^) 

1) Es bestehen also zwei selbständige Verbote. Verkäufer und Käufer sind daher 
nicht Mitthäter. — Nicht nur gewerbsmässiger, sondern auch gelegentlicher Verkauf 
ist durch Art. 2 verboten. Stenglein S. 413. 

2) Gleichviel ob dieselben als Branntwein oder mit einem anderen Namen (Grog, 
Punsch u. s. w.) bezeichnet sind. 

Artikel 3. 

Das Recht, an Fischer, abgesehen von Spirituosen Getränken, Mund- 
vorrath und andere zu ihrem Gebrauch dienende Gegenstände zu ver- 
kaufen, ^) ist abhängig von der Ertheilung einer Konzession seitens des- 
jenigen Staates, welchem das Schiff angehört. Die Konzessionsurkunde 
muss unter anderen die nachstehenden Bedingungen enthalten: 

1. das Schiff darf keine grössere Menge Spirituosen an Bord führen, 
als zum Verbrauch durch die Besatzung für nothwendig zu er- 
achten ist; 

2. jeder Umtausch der oben angeführten Gegenstände gegen Erträg- 
nisse des Fischfanges, Schiffs- Ausrüstungsgegenstände oder Fischerei- 
geräthe ist verboten.^) 

Die mit einer solchen Konzession versehenen Schiffe haben ein be- 
sonderes und gleichmässiges Abzeichen zu führen, welches die Hohen ver- 
tragschliessenden Mächte noch vereinbaren werden.^) 

1) Sog. Seemarketenderei. 

2) Ausführlich Stenglein S. 412. 

^) Dasselbe besteht in einer Flagge, welche stets an der Spitze des Hauptmastes 
des Schiffes aufzuhissen ist. Diese Flagge soll weiss sein, mit dem Buchstaben S 
in der Mitte, in schwarz ausgeführt; die Grösse der Flagge beträgt zwei Meter im 
Quadrat und diejenige des Buchstabens S einen Meter an Höhe bei zwei Decimeter 
Strichbreite. Protokoll v. 11. IV. 1894 (R.G.Bl. S. 436). 
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Artikel 4. 

Die Hohen vertragschliessenden Theile verpflichten sich, diejenigen 
Massnahmen zu ergreifen beziehungsweise ihren gesetzgebenden Körper- 
schaften vorzuschlagen, welche erforderlich sind, um die Ausführung dieses 
Vertrages zu sichern und namentlich um diejenigen, welche den Be- 
stimmungen der Artikel 2 und 3 zuwiderhandeln, mit Freiheits- oder mit 
Geldstrafe, oder mit diesen beiden Strafen zugleich bestrafen zu lassen. ^) 

») Siehe G. v. 4. III. 1894 (unten XII. 4). 

Artikel 5. 

üeber die Zuwiderhandlungen gegen die Artikel 2 und 3 erkennen 
die Gerichte desjenigen Landes, welchem das beschuldigte Fahrzeug an- 
gehört. 

Wenn Schiffe verschiedener Nationalität an derselben Zuwiderhandlung 
betheiligt sind, so werden die Mächte, welchen diese Schiffe augehören, 
die ergehenden gerichtlichen Urtheile sich gegenseitig mittheilen. 

Artikel 6. 

Die Verfolgung der Uebertretungen ist durch den Staat oder im 
Namen des Staates zu betreiben. 

Die Uebertretungen können durch aUe Beweismittel festgestellt werden, 
welche nach der Gesetzgebung des Landes, in welchem das zuständige 
Gericht seinen Sitz hat, zulässig sind. 

Artikel 7.i) 

Die Aufsicht wird durch die mit der üeberwachung der Fischerei be- 
auftragten Kreuzer der Hohen vertragschliessenden Theile ausgeübt. 

Wenn die Befehlshaber der Kreuzer Grund zu der Annahme haben, 
dass eine Verletzung der durch diesen Vertrag getroffenen Anordnungen 
stattgefunden hat, so können sie von dem Schiffsführer die Vorlegung des 
urkundlichen Ausweises über die Nationalität des Fahrzeuges, sowie ein- 
tretendenfalls der Konzessionsurkunde verlangen, üeber diese Vorlegung 
ist unmittelbar danach auf den betreffenden Schriftstücken ein kurzer 
Vermerk zu machen. 

Die genannten Offiziere können ausserdem, ohne Rücksicht auf die 
Nationalität des beschuldigten Fahrzeuges, Protokolle aufnehmen. Diese 
Protokolle sind nach den in dem Lande des Befehlshabers des Kreuzers 
gebräuchlichen Formen und in der Sprache dieses Landes abzufassen; die- 
selben können nach Massgabe der Gesetze des Landes, in welchem man 
sich auf die Protokolle beruft, als Beweismittel dienen. Die Beschuldigten 
und die Zeugen haben das Recht, den Protokollen in ihrer eigenen 
Sprache alle Erklärungen hinzuzufügen oder hinzufügen zu lassen, welche 
sie für dienlich halten; diese Erklärungen sind ordnungsmässig zu unter- 
schreiben. 

Der Widerstand gegen die Anordnungen der Befehlshaber der Kreuzer 
oder derjenigen Personen, welche in deren Auftrage handeln, soll, ohne 
Rücksicht auf die Nationalität des Kreuzers, dem Widerstand gegen die 
Staatsgewalt der Nation des Beschuldigten gleichgeachtet werden.^) 

18* 
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Der Befehlshaber des Kreuzers hat, wenn der Fall ihm schwer genug 
erscheint, um diese Massregel zu rechtfertigen, das Recht, das einer Zu- 
widerhandlung schuldige Fahrzeug in einen Hafen der Nation des letzteren 
abzuführen. 

1) Vergl. Art. 26 ff. des Vertrages v. 6. V. 1882 (oben XII. i). 

2) S. Anm. 1 zu Art. 32 des Vertrages v. 6. V. 1882 (oben XII. i). 

Artikel 8. 

Das gerichtliche Verfahren wegen der Zuwiderhandlung gegen die Be- 
stimmungen dieses Vertrages soll stets so kurz und bündig sein, als die 
geltenden Gesetze und Vorschriften es gestatten. 

Artikel 9. 

Die Hohen vertragschliessenden Theile werden sich beim Austausch 
der Ratifikationen die hinsichtlich des Gegenstandes dieses Vertrages in 
ihren Staaten zu erlassenden Gesetze mittheilen. 

Artikel 10. 

Staaten, welche an diesem Vertrage nicht theilgenommen haben, 
wird auf ihren Antrag der Beitritt gestattet.^) Dieser Beitritt wird auf 
diplomatischem Wege der Regierung der Niederlande und durch diese den 
übrigen vertragschliessenden Regierungen mitgetheilt. 

1) Dieses Beitrittsrecht ist durch Ziffer 2 des Protokolls vom 14. II. 1893 (R.G. 
BJ. 1894 S. 436) auf Frankreich ausgedehnt worden (vergl. Anm. 1 zur Ueberschrift). 

Artikel 11.^) 

Dieser Vertrag kommt an dem durch besondere Uebereinkunft der 
Hohen vertragschliessenden Theile zu bestimmenden Tage zur Aus- 
führung. 

Derselbe bleibt von diesem Tage an ein Jahr in Kraft, und, falls 
keiner der Hohen vertragschliessenden Theile drei Monate vor dem Ablauf 
dieses fünfjährigen Zeitraums die Absicht zu erkennen giebt, davon zu- 
rückzutreten, gilt er als auf ein Jahr verlängert und so fort von Jahr 
zu Jahr. 

Falls der Haager Vertrag vom 6. Mai 1882 zur polizeilichen Regelung 
der Fischerei in der Nordsee ablaufen sollte, soll Artikel 26 desselben für 
die Zwecke des gegenwärtigen Uebereinkommens femer in Kraft 
bleiben. 

1) Fassung in Gemässheit des zu Art. 10 angeführten Protokolls Ziffer 3. 

Artikel 12. 

Der gegenwärtige Vertrag wird ratifizirt werden; der Austausch der 
Ratifikations-Urkunden wird innerhalb thunlichst kurzer Frist — wenn 
möglich innerhalb eines Jahres — im Haag bewirkt werden. 
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4. Gesetz, betrefibnd die Ausftilirang des internationalen 

^r «4. « 16« November 1887 xr x j • i ^ 

Vertrages vom 14 Februar 1893 ^^ Unterdrückung des 

Branntweinbandels unter den Nordseefischem auf hoher See. ^) 

Vom 4. März 1894. 
(R.G.B1. S. 161.) 
1) Litteratnr s. znr Ueberschrift der vorigen Nummer (XII. 3). 

§ 1-0 

Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen der Artikel 2 und 3 

A • 4. ^- 1 TT ^ lö- November 1887 „ ^ , .. , 

des internationalen Vertrages vom — - — =-^; tt^tttt zut Unterdrückung 

^ 14. Februar 1893 ^ 

des Branntweinhandels unter den Nordseefischern auf hoher See^) werden, 

sofern nicht nach allgemeinen Strafgesetzen eine höhere Strafe verwirkt 

ist, mit Geldstrafe bis zu sechshundert Mark oder mit Gefängniss bis zu 

sechs Monaten bestraft. 

1) Vergl. die Anmerkungen zu § 2 des G. v. 30. IV. 1884 (oben Xn. 2). 

2) Vergl. Erk. des R.G. v. 8. I. 1900 (Entsch. in Strafs. Bd. 33 S. 67). 

§ 2. 

Die Bestimmungen der Artikel 2 und 3 des internationalen Vertrages 

16. November 1887 

vom -r-i — =-7 , ^^^ und des 8 1 dieses Gesetzes finden, ohne Rück- 

14. Februar 1893 

sieht auf die Nationalität des Schiffes oder Fahrzeugs, auch innerhalb der 

zur Nordsee gehörigen deutschen Küstengewässer Anwendung. 

§ 3- 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem internationalen Vertrage vom 

16. November 1887 . ^ ^^ ,, 

, . -c, , i^iTo— 1^ Kraft. M 

14. Februar 1893 ^ 

1) D. h. am 23. V. 1894. Vergl. Anm. 2 zur Ueberschrift des genannten Ver- 
trages (XII. 3). 



5. Gesetz, betreffend die Schonzeit für den Fang von Robben. 

Vom 4. Dezember 1876. 

(R.G.B1. S. 233.) 

Mit Geldstrafe bis zu fünftausend Mark^) werden Deutsche und zur 
Besatzung eines deutschen Schiffes gehörige Ausländer bestraft,^) wenn 
sie den vom Kaiser mit Zustimmung des Bundesraths erlassenen Ver- 
ordnungen^) zuwiderhandeln, durch welche der Fang von Robben in den 
Gegenden zwischen dem siebenundsechszigsten und fünfundsiebenzigsten 
Grade nördlicher Breite und dem fünften Grade östlicher und siebenzehnten 
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Grade westlicher Länge, vom Meridian von Greenwich aus gerechnet, für 
bestimmt'e Zeiten des Jahres beschränkt oder verboten wird. 

1) Für den Fall der Nichtbeitreibnng tritt nach St.G.B. §§ 28, 29 Gefängniss- 
strafe ein. 

^ Hierin liegt eine Einschränkung der Regel des St.G.B. § 4. 
8) S. unten XII. 6. 



6. Verordnung, betreffend die Schonzeit für den Fang von 

Robben. ^) 

Vom 29.. März 1877. 
(R.G.B1. S. 409.) 

1) Vom Kaiser mit Zustimmung des Bundesraths auf Grund des G. v. 4. XII. 1876 
(s. die vorige Nummer) erlassen. — Zur Entstehungsgeschichte der V. vergl. Triepel, 
Völkerrecht und Landesrecht, Leipzig 1899, S. 279 Anm. 1. 

In den Gegenden zwischen dem siebennndsechszigsten und fünfund- 
siebenzigsten Grade nördlicher Breite und dem fünften Grade östlicher 
und siebenzehnten Grade westlicher Länge, vom Meridian von Greenwich 
aus gerechnet, ist es den Deutschen und den zur Besatzung eines deutschen 
Schiffes gehörigen Ausländern verboten, den Fang^) von Robben, ein- 
schliesslich der sogenannten Klappmützen, vor dem dritten April jedes 
Jahres zu betreiben. 

1) Stenglein (S. 395) sowie von Liszt (S. 614) sind der Ansicht, dass hiernach 
nur der Fang der Kobben, nicht aber schon die blosse Jagd, zumal wenn erfolglos, 
strafbar sei. Allein die Verordnung, welche die Verhinderung der Ausrottung der 
Robben bezweckt, verbietet nicht den Fang, sondern schon das Betreiben des Fanges. 
Den Fang betreibt aber, wer auf den Fang ausgeht, gleichviel ob mit oder ohne 
Erfolg. — Diese Auslegung findet ihre Bestätigung in der Ausdrucksweise der eng- 
lischen Seal Fishery Act, 1875, welcher sich das deutsche Gesetz anschliesst, und welche 

sagt: T> the master or person in Charge of or any person belonging to a British ship, 

or any British suhject, shall not kill or capture or attempt to kill or capture any seal 
within the area mentioned « 
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Anweisung, auf den Rheder ausgestellt 

74. 

— des Seemannsamtes zur Rückbeförde- 
rung Hülfsbedürftiger 109, 111. 

Anzeigepflichten bei Geburts-, Krank- 
heits-, Todesfällen 80 f., 106 f. 

— im Strandrecht 196 f., 199. 
Arbeitszeit der Schiffsleute 71. 
Aufbringung 82. 

Aufgebots verfahren in Bergungssachen 

202 ff. 
Auftrimmen s. Trimmen. 
Ausgangspass 66. 
Ausguck 173, 183. 



Auskunftspflicht der Schiffsleute be- 
züglich der Dienstangelegenheiten 89. 

Ausländer, deren Rechte an deutschen 
Schiffen 7 f. 

Ausländische Fahrzeuge 19, 20, 26, 
66, 112, 187, 209, 211, 238, 261. 

Auslieferung Desertirter 91, 240f. 

— von Schiffsleuten an fremde Behörden 
102. 

Ausschuss für das Seewesen 1, 48. 

Austernfischereifahrzeuge, deren 
Lichterführung 190. 

Auswandererschiffe 77, 98, 99. 

Auswanderungswesen 113, 186; s. auch 
Auswandererschiffe. 

B. 

Backbord-Halser 176, 179, 190. 

Backstagswind 176. 

Ballast, in B. fahrende Schiffe 246 ff., 262. 

Ballsignale 184. 

Bedeckung, Fahrzeuge unter B. 174. 

Beerdigungskosten 80. 

Befähigungsnachweis der Schiffsoffi- 
ziere 113ff., 138ff. 

Begräbnisskostens. Bestattungskosten» 

Beimwinder 176. 

Beistände im seeamtlichen Verfahren 
223f., 233, 236. 

Beistandsleistung s. Hülfsleistung. 

Beköstigung 66, 76ff., 86, 90, 98f., 110, 
244. 

Beladung der Seeschiffe 2, 12f., 36, 212f, 

Belohnung der Schiffsmannschaft 79; 
s. auch Berge- und Hülfslohn. 

Bemannung der Seeschiffe 12 f. 

Benennung s. Namen. 
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Benzinfahrzeuge 168. 
Berge-undHülfslohnl92, 197ff.,203ff., 

208 f., 268 f. 
Bergung s. Hülfsleistung. 
Bergnngsfahrzeuge, Flaggenrecht 6; 

8. auch Schitn^rüchige. 
Beschwerde der Schiffsmannschaft über 

Seeuntüehtigkeit oder ungenügende Pro- 

viantausrüstung des Schiffes 78, 97. 

— im seeamtlichen Verfahren 217, 231 ff., 
239. 

— über Standesbeamte 108. 
Bestattungskosten 79f., 113. 
Bestimmungshafen 109, 192. 
Bestleute 137, 229. 
Beurkundung von Geburten 106 ff. 

— von Todesfällen 80 f., 106 ff. 
Bevölkerung, seemännische 2. 
Binnenschiffe s. Flussschiffe. 
Blaufeuer 194. 
Blockade, ostafrikanische 60. 

— als Entlassungsgrund 83. 

Board of Trade, Schiffsbesichtigungen 

13. 
Bodmerei 241, 243. 
Boote 106, 166, 189ff., 211, 261. 

— Beiboote 29 f., 106, 172; s. auch Ruder- 
boote. 

Branntwein, unbefugte Anbordnahme 90. 
Branntweinhandel in der Nordsee 273ff. 
Bundesflagge s. Reichsflagge. 
Bundesrat h, Ausschuss für das See- 
wesen 1, 48. 

C. 

Chinesische Gewässer, Flaggenrecht 

auf solchen 20. 
Oertifikat s. Schiffscertifikat. 
Culpa s. Verschulden. 

D. 

Dalben 164, 160. 

Dampfbeiboote S. M. Schiffe 172. 
Dampf fahr zeuge im Seestrassenrecht 

167, 169 ff., 190 f., s. auch Lootsenfahr- 

zeuge. 
Dampf Schifffahrtsgesellschaften, 

deren zollrechtliche Haftung 267. 



Deckoffiziere der Kaiserlichen Marine 
118. 

Deklarationen im Zollrecht 249f., 262ff. 

Dekorationsflaggen 7. 

Desertion 67, 91f., 163, 240f., 243. 

Diebstahl von Strandgut 199. 

— von Zollgut 267. 

Dienstpflichtverletzungen der 
Schiffsmannschaft 83, 91 ff. 

Dienstuntauglichkeit s. Untauglich- 
keit. 

Dispache 241, 243. 

Disziplin s. Schiffsdisziplin. 

Donauschifffahrt 20. 

Doppelverheuerung 70. 

Duc d' Alben s. Dalben. 

Durchsuchung der Effekten der Schiffs- 
leute 102. 



E. 

Eigenthümer eines Schiffes s. Rheder. 

Eisblockade, Eishindernisse 83. 

Elbschifffahrtsakte 114. 

Elektrische Fahrzeuge 168. 

Elterliche Gewalt 62f. 

Enge Fahrwasser, Strassenrecht da- 
selbst 181. 

Entlassung der Schiffsmannschaft 81 ff. 

— des Schiffers 81 f. 

Entlaufen, Entweichen s. Desertion. 

Erkennungssignale s.Unterscheidungs- 
signale. 

F. 

Fähren, Befugniss zum Halten öffent- 
licher 113. 

»Fahrt « , Begriff im Sinne des Seestrassen- 
rechts 167 ; s. femer grosse Fahrt, Island- 
fahrt, kleine Fahrt, Küstenfahrt. 

Fahrwasser 163ff., 177, 181, 202. 

Fahrzeuge 167, 197; s. auch die einzelnen 
Arten der F. 

Farbenblindheit 134ff. 

Fernsignale 184. 

Fesselung als Disziplinarmittel 90. 

Festnahme von Delinquenten 102. 

Feuerschiffe, Flaggenrecht 6. 

Feuerzeichen 164, 166, 169, 164ff. 



Wortregister. 



281 



Fischerei s. Seefischerei. 

Fischereikreuzer 269fE., 275f. 

Flackerfeuer 172, 173, 174, 190. 

Flagge, Zeigen derselben s. Gruss; s. auch 
Dekorations-, Kontor-, Kriegs-, Lootsen-, 
Reichs-, Beichsdienstflagge. 

Flaggenattest s. Flaggenzeugniss. 

Flaggenführung, unbefugte 17 fE., 240. 

Flaggengruss s. Gruss. 

Flaggenrecht 6ff. 

— der Branntweinschiffe 274. 

Flaggenschein des Kaiserlichen Yacht- 
klubs 31 ff. 

Flaggenwechsel 85, 87. 

Flaggenzeugniss 12, 17, 26, 241, 246, 
247. 

Flammensignale 186. 

Flussschiffe 20, 192, 211, 261. 

»Frag- und Antwortsignale« 183. 

Frankreich, Vereinbarung zwischen 
Deutschland und F. wegen Auslieferung 
der Habe von Schiffsleuten 104 f. 

Führungszeugniss für Schiffsleute 66 f. 



G. 

Geburten an Bord s. Personenstands- 
beurkundung. 

Gehorsamspflicht der Schiffsmann- 
schaft 71, 72, 83, 89, 90, 92 ff. 

Geisteskrankheit, deren Bedeutung für 
das seeamtliche Verfahren 228. 

Genossenschaften, eingetragene 7, 10; 
s. ferner See-Berufsgenossenschaft. 

Geschwader 167, 174. 

Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung 7. 

Gesundheitspolizeiliche Maass- 
n ahmen 77, 80 f., 98, 196. 

Gewerbebefugniss 113ff. 

— Entziehung derselben 114 ff., 116, 223 f., 
226 ff. 

Gewerbeordnung 113ff. 
Glocke 176f., 191. 
Gong 176. 
Grosse Fahrt, Begriff 117. 

— Prüfung für dieselbe 118, 132 ff. 
Gruss 26. 

— der Klubfahrzeuge 32. 



Haager Konventionen 263, 273. 

Häfen, Vorschriften bezüglich der Schiff- 
fahrt daselbst 184. 

Hafenbehörden 68, 69, 218, 220. 

Hafenregulative .262. 

Haftung s. Auswanderungswesen, Dampf- 
schifffahrtsgesellschaften, Rheder, Schif- 
fer, Zollrecht. 

Halbmänner 76. 

Halsen 176f. 

Handelsgesellschaften 7, 10. 

Handelsmarine 2. 

Handgeld 74, 84, 163. 

H a V e r e i X, 241, 243, 246 ; s. auch Seeunfälle. 

Hecklicht I73f., 189. 

Heilbehandlung hülfsbedürftiger See- 
leute 113. 

Heilmittel, Mitnahme solcher an Bord 77. 

Heimathshaf en 9ff., 161, 192, 206,.213f., 
220, 266. 

Heimschaffungsgesetz 98, 108ff. 

Helgoland X, 67, 106, 208. 

Heuerguthaben, Vereinbarung mit 
Frankreich bezüglich der Auslieferung 
solcher 104 f. 

Heuervertrag 69ff., 91ff., 103, 163,244. 

Hochseefischerei s. Seefischerei. 

Hoheitsgewässer s. Küstengewässer. 

Holmgr ensches Verfahren bei der Unter- 
suchung auf Farbenblindheit 136 f. 

Hülfsbedürftigkeit von Seeleuten 
108 ff. 

Hülfsleistung im Fischereirecht 268 f. 

— in Strandungsfällen 196 ff., 241. 

— nach einem Zusammenstoss 192 f. 
Hülfslohn s. Berge- und Hülfslohn. 
Hulks, deren Flaggenrecht 30. 

I. 

Inspektoren s. Reichsinspektoren. 
Invalidenversicherungsgesetz 64. 
Islandfahrt, Zulassung zur Führung 

von Hochseefischereifahrzeugen in der I. 

136 ff. 

J. 

Jagd von Robben 278. 
Journal s. Schiffsjournal. 
Jungmänner 76. 
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Kabelschiffe s. Telegraphenkabel. 
Kanonenschüsse zu Signal zwecken 184 f. 
Kapitän s. Schiffer. 
Kauffahrteischiffe 2, 61, 109. 

— Flaggenrecht 6 ff., 33. 

— Nationalität 6 ff. 

— Unfälle 210 ff. 

Ketten, deren Klarhalten 184. 
Kiautschou, Schiff svermessnng daselbst 
54. 

— Seemannsamt 62. 
Klapper 176. 

Klappmützen s. Robbenschntz. 
Klassifikationscertifikat 13. 
Kleine Fahrt, Begriff 116. 

— Prüfung für dieselbe 117, 129 f. 

— Zulassung zur Führung von Hochsee- 
fischereifahrzeugen in kl. F. 136 ff. 

Klubflagge s. Yachten, Yachtklub. 

Klubyachten s. Yachten, Yachtklub. 

Knallsignale 174, 184f. 

Kojenräume 77. 

Kollision s. Zusammenstoss. 

Kolonialgesellschaften 7. 

Kommanditgesellschaften (auf Ak- 
tien) 7, 10. 

Kompasspeilung s. Peilung. 

Konsularrecht 12f., 17, 20, 62, 106, 
208, 209, 218ff., 232, 238ff., 260, 268f. 

Kongogebiet, Küstenschiff fahrt daselbst 
67.. 

Kontorflaggen 20. 

Kontraktbruch seitens des Schiffs- 
mannes 91 f. 

Konvoi s. Bedeckung. 

Konzession für den Branntweinhandel 
in der Nordsee 274. 

Konzessionsentziehung s. Gewerbe- 
befugniss. 

Korbsignale 191. 

Kreuzer s. Fischereikreuzer, Zollkreuzer, 
Kriegsfahrzeuge. 

Krieg, als Entlassungsgrund 83, 86. 

— Seetelegraphenrecht im K. 261. 
Kriegsfahrzeuge, Deserteure von sol- 
chen 240. 

— haben die Fischereipolizei auszuüben 
269 ff., 276 f.; desgl. die Flaggenpolizei 



26 f., 240; desgl. die Telegraphenpolizei 

260 f. 
Kriegsfahrzeuge, Schutzgewährung an 

die Konsuln 240. 
an den Schiffer 90. 

— Strassenrecht 167, 174, 186. 

— Untersuchung von Unfällen 211. 

— Zollbehandlung 248 ff. 
Kriegsflagge 27, 29. 

— Zollbehandlung von Transportschiffen 
unter K. 260. 

Kriegsflotte 2. 

Kriegshäfen s. Keichskriegshäfen. 

Kriegsleistungen 68. 

Kriegsmarine 1. 

Küstenfahrer, Anwendung der See- 
mannsordnung auf dieselben 104. 

Küstenfahrt, Befähigungszeugniss für 
dieselbe 117, 128. 

— Begriff 116. 
Küstenfischerei, unbefugte 162; s. auch 

Nordseefischerei. 
Küstenfrachtfahrt 66. 
Küstengewässer 166f., 211, 268, 262 ff., 

272 ff., 277. 
Kunstfeuer 190. 
»Kurze Töne« l76f., 183. 

L. 

Ladungsfähigkeit der Schiffe 2, 12f., 

36, 212 f. 
»Lage eines Fahrzeuges« 178. 
Landesflaggen 7. 
Landesgesetzgebung, betr.Logis, Kost, 

Heilmittel auf Schiffen 77. 

— betr. Schiffsregister 20, 22. 

— betr. die Seeämter 214, 216. 

— betr. die Seemannsämter 62. 

— betr. Strandungsangelegenheiten 195, 
201, 202, 206, 207, 208. 

»Langgezogene Töne« 176. 

Laternen s. Ankerlaternen, Hecklicht, 
Lichterführung, Positionslatemen. 

Leichterfahrzeuge 266. 

Leichtmatrosen 75. 

Letztwillige Verfügungen 80. 

Lichterführung 168ff., 183, 186ff. 

Litteratur HI, Xlf.; s. femer die An- 
merkungen, insbes. zu den üeberschriften. 
der einzelnen Gesetze. 
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Loggbuch s. Schiff sjonrnal. 
Logisräume 76f., 99, 104, 244. 
Lootsen, Gewerbebefugniss 113 ff. 

— Stellung im seeamtlichen Verfahren 
213, 227, 229; s. auch Zwangslootsen. 

Lootsenfahrzeuge, Flaggenrecht 6, 30. 

— Strassenrecht I72f., 178, 189ff. 
Lootsenflagge 194. 
Lootsensignale 184f., 189ff., 193f. 
Lukendeklaration 252. 
Lustfahrzeuge, Flaggenrecht seegehen- 
der Lustyachten 20. 

— Führung von Segel-Lustfahrzeugen 138. 

— Unfälle 211; s. auch Yachtklub, 



M. 

>Mä88ige Geschwindigkeit« I76ff. 

Manifest 262. 

Mannschaft s. Schiffsmannschaft. 

Manövrirfähigkeit 167, 170, 177 f. 

Marineartillerie 200f. 

Marine-Ingenieure 141, 142. 

Marineoffiziere s. Offiziere der Kaiser- 
lichen Marine. 

Marinestrafrecht 164. 

Marinetestamente 80. 

Marketenderei auf See 274. 

Maschinenpersonal, Verpflichtung zum 
Dienst in der Kaiserlichen Marine 2. 

Maschinisten, Gewerbebefugniss 113ff., 
138 ff., 223 f. 

— in ostasiatischer Fahrt 162. 

— Prüfung der M. 139 ff. 

— Stellung im seeamtlichen Verfahren 213, 
221, 223 ff. 

— Vertheilung der Heuer eines ausgeschie- 
denen M. 74. 

Maschinistenpersonal der Kaiser- 
lichen Marine, Zulassung in der 
Handelsflotte 141. 

— Betheiligung an der Prüfung der Ma- 
schinisten der Handelsflotte 142. 

Maschinistenprüfung 1390. 
Matrosen s. die einzelnen Arten. 
Menschenrettung 197 f., 209, 258. 
Messbriefe 2, 33, 43ff., 63, 54. 

— Gebühren bei Ertheilung wiederholter 
Ausfertigungen 66. 



Messbriefe, Vereinbarungen über die 
gegenseitige Anerkennung der M. 66. 

Meuterei 95. 

Militärpersonen, Beurkundung von 
Sterbefällen 108. 

— als Seeamtsbeisitzer 216 f. 

— Schiffsbeschädigungen durch M. 164. 
Militärverhältnisse der Schiffsmann- 
schaft 64, 86. 

Mitnahmegesetz s. Heimschaffungs- 
gesetz. 
Munition, verschossene 201. 
Musterrolle 65, 67, 70, 76, 244, 247. 
Musterung 62ff., 96, 98f., 240, 244. 

Nachlassbehandlung 80f., 99. 
Nachmusterung 66, 67. 
Nachtsignale 184. 
Nachtzeit 166, 267. 
Namen der Kauf fahrteischiffe 7, 10, 13 f., 
17, 20, 25, 192 f. 

— der Nordseefischerfahrzeuge 266 f. 
Naphthafahrzeuge 168. 
Nationalflagge, deutsche 6, 27. 
Nationalität der Kauffahrteischiffe, Ge- 
setz, betr. die, 21. 

— der Nordseefischerfahrzeuge 266, 269. 

— der Schiffseigenthümer 7 f. 

— der Schiffsoffiziere 8, 226. 
Naturalleistungen für die Kaiserliche 

Marine 59. 

— in Strandungsfällen 196. 
Naturalverpflegung der Schiffsmann- 
schaft 76. 

Navigirung 212f. 

Ne bis in idem 97, 101. 

Nebel 174 ff., 190 f., 263. 

Nebelhorn I75f., 191. 

Nebelsignale 174ff., 185, 190f. 

Nigergebiet, Küstenschiff fahrt daselbst 

57. 
Nordseefischerei 186, 263ff. 
Nothsignale 174, 184f. 

0. 

Ober-Maschinisten, Ober-Maschi- 
nisten-Applikanten u. s. w. s. Ma- 
schinistenpersonal. 
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Obermatrosen der Kaiserlichen Marine 

117. 
Ober-Seeamt 231ff. 
Offiziere der Kaiserlichen Marine, 

Flaggenabzeichen 33, 34. 

— als Seeamtsbeisitzer 216, 217. 

— deren Zulassung als Seeschiifer und 
Seesteuerleute 118. 

Ordnungsstrafen im Flaggenrecht 16. 

— im Personenstandsrecht 108. 

— im seeamtlichen Verfahren 217, 222, 
223, 237. 

Ostasiatische Fahrt, Befähigung der 

Maschinisten 162. 
Ostasien, Schiffs Vermessung 64. 

P. 

Passagiere s. Reisende. 

Patententziehung gegen Seeschiffer, 
Seesteuerleute , Seedampfschiffsmaschi- 
nisten 223, 226 ff. 

Peilung 178, 179, 181. Seezeichen zu 
Peilungszwecken 158. 

Personenstandsbeurkundung lOöff. 

Petroleummotorfahrzeuge 168. 

Pfandrecht s. Schiffspfandrecht. 

Pfeife 176f., 191. 

Positionslaternen 168ff., 186ff. 

Postflagge 28. 

Prisen 60, 82. 

Privatfahrzeuge der deutschen Fürsten 
27, 29. 

Protokolle im Fischereirecht 270, 276. 

— in Prüfungsangelegenheiten 121, 123, 
126 f., 142, 146 f. 

— im seeamtlichen Verfahren 226, 227, 
237. 

— im seemannsamtlichen Verfahren 100. 

— im Telegraphenrecht 260 f. 

— in Strandungsangelegenheiten 206. 

— in Vermessungsangelegenheiten 44. 
Proviantausrüstung 76 ff., 97, 98,210, 

274. 
Prüfungen s. Befähigungsnachweis, Ge- 
werbeordnung. 

Quarantäne 196, 246. 



Rechtshülfe bei der Strafvollstreckung 

101. 
Rechtsweg, dessen Zulässigkeit gegen 

Entscheidungen der Seemannsämter 70, 

77, lOOf., 103. 

— dessen Zulässigkeit gegen Entscheidun- 
gen der Strandbehörden 204 ff. 

Reformatio in peius 234. 

Regierungsfahrzeuge in den Schutz- 
gebieten, deren Flaggenrecht 30. 

Registercertifikat s. Schiffscertifikat. 

Registerhafen 9ff. 

Rehabilitation nach seeamtlicher Ge- 
werbebefugnissentziehung 234. 

Reichsauf sicht über das Prüfungswesen 
s. Reichsinspektoren. 

— bezüglich der Schifffahrt Iff. 

— über die Seeämter 214 ff. 

— in Strandungsangelegenheiten 196. 
Reichsdienstflagge 27, 28ff. 

— der Marine 29. 

Reichsflagge, Verordnung, betr. die, 26. 

— Verordnung über deren Führung 27. 
Reichsinspektoren zur Beaufsichtigung 

des Prüfungswesens 123, 127 f., 142, 147. 
Reichskommissare bei den Seeämtem 

217 f., 226 ff. 
Reichskriegshäfen 3. 
Reisende 92, 102, 163, 247, 263f. 
Rettung von Menschenleben 197 f., 209, 

268. 

— des Schiffsjournals 198. 

— in Strandungsfällen 196 ff. 
Rheder, Betheiligung an der Bergung 207, 

209. 

— Haftung aus Dienst- und Heuerverträgen 
69, 87, 111, 241, insbesondere für Be- 
stattungskosten 79. 

im Strassenrecht 186. 

— Schadensansprüche gegen Schiffsleute 
92. 

Rheinschifffa^hrt 20, 138. 
Rheinschifffahrtsakte 114. 
Robbenschutz 277 f. 
Ruderboote, Ruderfahrzeuge im See- 
strassenrecht 171 f. 
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S. 

Sachverständige, deren Mitwirkung im 
seeamtlichen Verfahren 215, 221 ff., 232, 
236. 

— bei den Konsulaten 238, 242. 

— als Vertreter in Strandungsangelegen- 
heiten 200. 

Salut s. Gruss. 

Sanitätsverhältnisse s. gesundheits- 
polizeiliche Maassnahmen. 

Schaden 166, 197 f., 271. 

Schallsignale 174ff. 

Schiff, Begriff 164, 166, 167, 192; s. auch 
die einzelnen Arten der Schiffe. 

Schiffbrüchige, Vereine zur Rettung 
solcher 197. 

Schiffer, Begriff 61, 207, 226. 

— Gewerbebefugniss 113ff., 138, 223f. 

— dessen Haftung, aus dem Heuervertrage 
69. 

im Strassenrecht 185. 

— Prüfung als solcher 118, 132 ff. 

— Stellung im seeamtlichen Verfahren 
212, 221, 223 ff. 

— Untersuchung auf Farbenblindheit 
134 ff. 

Schifferprüfung 118, 132ff. 
Schifffahrtsabgaben 2. 
Schifffahrtszeichen s. Seezeichen. 
Schiffsärzte 74, 77, 89. 
Schiffsbau-Regulativ 261. 
Schiffsbesatzung 62, 196f., 200, 229. 
Schiffsbeschädigungen 164, 192, 210. 
Schiffsboote s. Boote. 
Schiffscertifikat 2, llff., 18, 19, 24, 
174, 247. 

— Auszug aus demselben 24. 

— interimistisches S. s. Flaggenzeugniss. 
Schiffsdienste, Uebemahme derselben 

durch Minderjährige 62 f. 
Schiffsdisziplin 88ff., llOf. 
Schiffseigenthümer s. Rheder. 
Schiffsführer s. Schiffer. 
Schiffsgläubigerrecht 69. 
Schiffsglocke s. Glocke. 
Schiffsgruss s. Gruss. 
Schiffshandwerker 2, 62. 
Schiffsjournal 67, 73, 77, 78, 83, 90, 

91, 93, 99, 106, 198, 218, 227, 269. 



Schiffsjungen 72, 76; s. auch Schiffs- 
dienste. 

Schiffskapitän s. Schiffer. 

Schiffsmannschaft 61, 200. 

Schiffsmeldungen 240, 244ff. 

Schiffsmessbriefe s. Messbriefe. 

Schiffsoffiziere 61, 73, 89, 101, 106, 
219, 221, 223; s. ferner Schiffer, Steuer- 
leute, Maschinisten. 

Schiffspapiere 198, 244, 262ff., 269; 
s. auch die einzelnen Arten. 

Schiffspfandrecht 69. 

Schiffsprovisionsliste 263f. 

Schiffsregister 8ff. 

Schiffstagebuch s. Schiffsjournal. 

Schiffstestamente 80. 

Schiffsvermessung 34ff. 

— Bedeutung für die Beladungsfähigkeit 
213. 

— Eintragung der Ergebnisse in das Schiffs- 
certifikat 24. 

— Eintragung in das Schiffsregister 10 f., 
19, 23. 

— in Ostasien 64. 

— für die Fahrt durch den Suezkanal 
49. 

Schleppfahrzeuge, Flaggenrecht 6. 

— Maschinisten auf denselben 139 ff. 

— Strassenrecht 167 f., 170, 171, 176, 181. 
Schrillpfeife 176. 

Schuld s. Verschulden. 

Schulschiffe 20. 

Schuten 167. 

Schutzgebiete 7, 9, 21, 28, 30. 

Seeämter 210ff. 

Seeauswurf 200ff., 206. 

See-Berufsgenossenschaft 78, 186, 187, 
220. 

Seeceremoniell s. Gruss. 

Seedampfschiffsmaschinisten s. Ma- 
schinisten. 

Seefahrt, Grenzen derselben 19, 22 f. 

Seefahrtsbücher 62ff., 96. 

Seefischerei, Flaggenrecht der Hochsee- 
fischereifahrzeuge 6. 

— Zulassung zur Führung von Hochsee- 
fischereifahrzeugen 136 ff. 

— Maschinisten auf Fischereidampf schiffen 
139, 141. 
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Seefischerei, Musterungsgebühren für 
Hochseeüschereifahrzeuge 68. 

— Fischereipolizei 263 ff. 

— Strassenrecht der Fischereifahrzeuge 
167, 173, 182, 186, 189 ff., 268. 

— Stellung der Fischerboote im Tele- 
graphenrecht 269. 

— Unfälle von Fischereifahrzeugen 211, 
267. 

— Zollbehandlung von Fischereifahrzeugen 
261. 

S e e h a n d e 1 s s c h i f f e s. Kauf f ahrteischiffe. 

Seemann, Begriff 109. 

Seemannsämter 62ff., 70, 76, 77 ff., 87 f., 
92 f., 96 ff., 106, 109 ff., 218 ff., 232. 

Seemannskassen 104, 202, 206. 

Seemannsordnung 60ff. 

Seemarketenderei 274. 

Seemeile 264. 

Seenoth 196 ff.; s. auch Hülfsleistung. 

Seeoffiziere s. Offiziere der Elaiserlichen 
Marine. 

Seepass 66. 

Seeschifffahrtszeichen s. Seezeichen. 

Seeschiffe, im Sinne des Personenstands- 
gesetzes 106 ; im übrigen s. die einzelnen 
Arten. 

Seeschiffer s. Schiffer. 

Seesteuerleute s. Steuerleute. 

Seestrassenrecht 166ff. 

Seetelegraphenrecht s. Telegraphen- 
kabel. 

Seetestamente 80. 

Seetrift, seetriftige Gegenstände 
201 f., 206, 268 f. 

Seeunfälle, Untersuchung derselben 
2 10 ff.; s. auch Hülfsleistung. 

Seeunfallgesetz 210ff. 

Seeunfallversicherung 218ff. 

Seeverschollenheit s. Verschollenheit. 

Seeversicherungsbetrug s. Versiche- 
rungsbetrug. 

Seewarte 30, 163, 187. 

Seezeichen, Bergung 199f. 

— Beschreibung 163 ff« 

— Wegschaffung, Zerstörung u. s. w. von 
S. 164, 166; s. auch Telegraphenkabel. 

Segelfahrzeuge, deren Strassenrecht 
167 f., 171 f., 176, 179 f., 182, 190 f. 



Seglerverein s. Lustfahrzeuge. 
Seitenlichter 169ff., I79f., 186ff. 
Selbstmord als Seeunfall 210. 
Seuchengesetz 80f. 
Sicherheitsbestellung bei Zurück- 
lassung von Schiffsleuten im Auslande 88. 

— in Strandungsangelegenheiten 197, 204, 
209. 

Signale I74ff., 189ff., 194, 269. 
Signallichter s. Lichterführung. 
Sinken, Be Wirkung des Sinkens eines 

Schiffes 161 f., 166 f. 
Sirene 176, 191. 
Speiserollen 77. 
Spirituosen s. BranntweinhandeL 
Stander-Certifikat des Kaiserlichen 

Yachtklubs 33. 
Standesbeamte 106ff. 
Stapellauf 211. 
Sterbefälle s. Todesfälle. 
Sternsignale 186. 
Steuerbord-Halser 176, 179, 190. 
Steuerfähigkeit s. Manövrirfähigkeit. 
Steuerleute, Gewerbebefugniss 113ff., 

117, 130ff., 138, 223f. 

— deren Pflichten 81, 107. 

— Prüfung derselben 117 f., 130ff. 

— Stellung im seeamtlichen Verfahren 
212, 221, 223 ff. 

— Untersuchung auf Farbenblindheit 1 34 ff . 

— Verbot, dieselben im Range herabzu- 
setzen 73. 

Steuermannsprüfung ll7f., 130ff. 
Strafantrag s. Antragsdelikte. 
Strafbestimmungen im Fischereirecht 
271, 273, 276, 277. 

— im Flaggenrecht 16, 17 ff. 

— der Gewerbeordnung 116. 

— hinsichtlich der Küstenfrachtfahrt 57. 

— des Heimschaffungsgesetzes 112. 

— hinsichtlich der Personenstandsbeurkun- 
dung 99, 108. 

— hinsichtlich des Robbenschutzes 277. 

— im Schiffsmeldungsgesetz 247. 

— im seeamtlichen Verfahren 217. 

— der Seemannsordnung 91 ff. 

— im Strandrecht 197, 199, 207. 

— im Strassenrecht 167, 186. 

— im Telegraphenrecht 268, 260, 263. 
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Strafbestimmungen im Zollrecht 253, 
267. 

Strafgesetzbuch 161ff. 

Strafverfahren, dessen Bedeutung ge- 
genüber dem seeamtlichen Verfahren 
213, 221, 231. 

gegenüber dem seemannsamtlichen 

Verfahren 90, 97, 100 f. 

Strandfund 199fE. 

Strandtriftige Gegenstände 200ff., 205. 

Strandung, Be Wirkung einer solchen 
161 f., 165 f. 

Strandungsordnung 194if. 

Strandvogt 196ff., 208f. 

Strassenrecht s. Seestrassenrecht. 

Submarine Kabel s. Telegraphenkabel. 

Suezkanalfahrt, Vermessung der Schiffe 
für dieselbe 49 ff. 

Syphilis 79, 83. 

T. 

Tabak, unbefugte Anbordnahme 90. 
Tagebuch s. Schiffsjournal. 
Telegraphenkabel, unterseeische, deren 
Rechtsschutz 257 ff. 

— Bezeichnung von deren Lage 157, 259. 

— Strassenrecht der Kabelschiffe 170 f., 
175, 186, 259. 

Territorialgewässers. Küstengewässer. 

Testamentie 80. 

Themseschiffe 138. 

Todesfälle 67, 79ff., 99, 101, 106ff., 113, 
210, 212, 219, 241. 

Töne s. »kurze Töne«, »langgezogene 
Töne«. 

Tonnen s. Seezeichen. 

Trimmen der Lichter 168. 

Trommel 175, 176. 

Trompete 176. 

Trunkenheit im Schiffsdienste 93. 

Türkische Fahrzeuge, deren Schall- 
signale 175. 

U. 

Ueberholen eines Fahrzeuges 173, 181. 
Unerlaubte Handlungen 79. 
Unfälle s. Seeunfälle. 
Unfallverhütungsvorschriften der 
See-Berufsgenossenschaft 78, 185. 



Unsichtiges Wetter I74ff., 190. 
Untauglichkeit der Schiffsmannschaft, 
nach Antritt der Reise 73. 

— vor Antritt der Reise 82. 

— als Ausschlussgrund der Unterstützungs- 
pflicht gegenüber hülfsbedürftigen See- 
leuten 113. 

Unterscheidungssignal 10, 174, 192. 
Unter-Weser-Verordnung 184. 
Untiefen, Bezeichnung derselben 153 ff. 
Urkundenfälschung, intellektuelle 96, 
99. 

y. 

Verankerung von Fahrzeugen 183 f. 

Vereine zur Rettung Schiffbrüchiger 197. 

Vereinszollgesetz 248ff. 

Verheuerung s. Heuervertrag. 

Verjährung 19, 93, 99, 115, 211. 

Verklarung 72, 82, 89, 212, 218, 220, 
241, 245. 

Vermessung s. Schiffsvermessung. 

Verproviantirung s. Proviantaus- 
rüstung. 

Verschollenheit 75f., 107, 219. 

Verschulden im Fischereirecht 267 f. 

— im Flaggenrecht 19. 

— von Seeunfällen 212, 226 ff. 

— im Telegraphenstrafrecht 258, 263. 
Versicherer, deren Betheiligung an der 

Bergung 209, 227. 

Versicherung s. Seeunfallversicherung. 

Versicherungsbetrug 161, 165, 228. 

Versteigerung von Schiffsparten 8. 

Vertheidigung des Schiffes 72, 79. 

Verzicht auf die fernere Ausübung see- 
männischer Gewerbe 230. 

Vicemaschinisten s. Maschinistenperso- 
nal. 

Vollmatrosen 75, 117. 

»Vor(der)licher als dwars« 176. 

Vorgesetzte des Schiffsmannes 89. 

Vorschusszahlungen auf die Heuer 74, 
84, 163. 

W. 

Wachtdienstrder Schiffsleute 71, 92. 
Warnungssignale 183. 
Wegerecht s. Seestrassenrecht. 
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Weserschifffahrt 114, 184. 
Widerstand gegen die Staatsgewalt 263, 

270, 276. 
Wracks, deren Beseitignng 202. 

— deren Bezeichnung 166, 167, 160. 

Y. 

Yachten s. Lnstfahrzenge. 
Yachtklub, Kaiserlicher, Flaggenrecht 
30 f. 

— Flaggenschein für die Klnbflagge 31 ff. 

Z. 

Zengniss s. Fühmngszengniss. 
Zengnissp flicht der Schiffsmannschaft 
72, 89. 



Zolldeklarationen s. Deklarationen. 
Zollkreuzer 6, 211. 
Zollrecht 196, 199, 201, 208, 246, 248ff. 
Züchtigung, körperliche 90. 
Zusammenstoss 161, 166ff., 210, 212. 
Zustellungen in Angelegenheiten des 
Reichskriegshafengesetzes 6. 

— im seeamtlichen Verfahren 232 f., 236 f. 

— im seemannsamtlichen Verfahren 100. 

— in Strandungsangelegenheiten 206. 
Zwangslootsen 186. 
Zwangsverkauf des Schiffes 103. 
Zweimannskojen 77. 
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